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VORWORT. 


Diese "Archivarbeit "ist die zweite erweiterte und mit kritischem Kom- 
mentar versehene Ausgabe des"Schulstrukturberichts"an den Gemeinderat 
vom J an. 197l( "Möglichkeiten und Grenzen einer stadtberni sehen Bil- 
dungspolitik mit dem Ziel einer innern und äusseren Schulreform( "Ge- 
samtschule") . ) 

Das " Gesamtschulproblem " wird heute in der ganzen Welt diskutiert, vor 
allem in England, Schweden und Deutschland, wo angesichts der tief ver- 
ankert en"^taniesschulen" ein besonders grosser Nachholbedarf im Sinne 
des"Cultural lag"bestand.Er besteht aber auch bei uns, im Lande Pesta - 
lozzis, wo man dessen Forderung nach einer perennierenden Schulreform 
längst vergessen hat. 

Meist geht heute der Anstoss zur Gesamtschulreform von den Links-und 
liberalen Mittelparteien aus, denn die dabei geforderte " Bildungschan - 
cengleichheit " kommt der. bisher bei der Humboldtschen"Bildungspyrami- 
de"links gelassenen mittleren und unteren Bildungsschicht entgegen. 
Bildungsreserven bei Einseitigbegabten und Spätreifem, aber vor allen 
auch bei praktisch Begabten ,die heute im technischen Zeitalter eine 
unerhörte Aufwertung erfahren, können so zum Wohle der Volkswirtschaft 
ausgeschöpft werden. Neben diesen sozialpolitischen Gründen gibt es 
aber auch noch genetische . Der Biologe Do bzhansky schrieb in"Sind alle 
Menschen gleich geschaffen?": "Nehmen wir an,dass die Aristokratie zu 
irgendeiner Zeit genetisch die Elite darstellte. Dann konnte sich 
aber die genetische Auslese, die zu ihrer Entstehung geführt hatte 
mangels"sozialer Beweglichkeit"kaum fortsetzender Sprössling einer 
alten Adelsfamilie gehört schon deshalb zur oberen Gesellschafts- 
schi cht, weil seine Eltern zu ihr gehörten. Seine persönlichen Fähig- 
keiten spielen dabei nur eine relativ geringe Rolle, weshalb ein* 3 be- 
tont "formalistische"3ildungsf orm angestrebt wird l (,-man denke ar. ^n:z- 
boldts "humanistisches "Bildungsideal der höheren wilhelminischen Beam- 
tenkaste, das kaum zu mehr als zur Konversation brauchbar war.üfoas umer 
meidliche Resultat; die Zerstörung der ursprünglichen genetischen Dif- 
ferenzierung. Indien hat das grösste genetische Experiment durchgeführt; 
das mit Menschen je gemacht worden ist. Für wahrscheinlich loo Genera- 
tionen war die Gesellschaft hier streng in Kasten und Unterkasten ge- 
teilt, von denen sich jede für ein anderes Handwerk oder einen andern 
Beruf spezialisierte. Die Unterkasten waren sowohl genetisch als auch 
sozial abgeschlossene Gruppen, da ihren Mitgliedern nur eine Heirat 
innerhalb ihrer Kaste erlaubt war. Dieses genetische Experiment hat 
sich als Fehlschlag erwiesen, denn die Selektion innerhalb der Kasten 
reduzierte sich auf die allgemeine Selektion für Erziehbarkeit und 
Lernfähigkeit. Nur soziale Beweglichkeit und das System der "offenen 
Kiassen"machen genetische Unterschiede zwischen den Menschen sozial 
nützlich und sinnvoll. Jedermann sollte in die Lage versetzt werden, 
sein Bestes zu geben, aber das Beste ist nicht bei' jedem dasselbe. 
Unter dem Gesichtspunkt der weiteren Evolution der Menschheit kommt 
es darauf an, dass sich unsere Spezies insgesamt weiterentwickelt und 
nicht nur in wenigen Gruppen. Niemand hat diesen Gedanken klarer aus- 
gedrückt , a ls Teilhard de Chardin :"Die Vollendung der Welt ,die Pfor- 
ten der Zukunft, der Zugang zum Uebermenschen,sie öffnen sich nicht 
für einige wenige Bervorzugte oder für ein auserwähltes unter allen 
Völkern! Sie erlauben nur den gemeinsamen Fortschritt aller , in einer 
Richtung, in der sich alle miteinander verbünden können zur Vollen- 
dung in der geistigen Erneuerung der Erde." Ausserordentlichwichtig, 
wenn auch schwer zu erreichen ist die Einsicht, dass jede beliebige so 
zial wertvolle Beschäftigung einen Menschen zur Selbstachtung berech- 
tigt und ihm Anspruch auf den Respekt seiner Mitmenschen gibt. "Soweit 
der Genetiker Prof .Th.Dobzhansky, der 1929 von der Universität Lenin- 
grad an die California University New York übersiedelte und noch heu- 
te der führende Populationsgenetiker des Rockefeiler Instituts ist. 
Es hat also entgegen der rassistischen EugenikC "Euthanasie ; sogar 
einen biologischen Sinn, wenn wir den Kulturstand eines Volkes andern 
messen, was es nicht nur für seine "Normalen", sondern auch für seine 
Behinderten tut-j abgesehen davon, dass unsre Kultur überhaupt auf 
dem"Mitleid",der aggressionshemmenden"Demutsgeste"des Christentums 
basiert, (also auf Schopenhauer und nicht auf Nietzscne.j 
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Freilich muss im voraus erwähnt werden, dass gerade Bern für demokra- 
tisierende Schulreformen nicht unbedingt prädestiniert ist.Hofwil » 
v. Fellenbergs ,das noch immer Berns Lehrer ausbildet wie vor bald ^ocÄ 
Jahren, war ja das patrizische Gegenbeispiel von Pestalozzis Iverdonl ^ 
Und Gotthelf ,der den"Berner Geist" so treffend vor trat, war, wie Gott- > 
fried Keller deutlich machte, im Kern ein Reaktionär. Bern als typische« j 
"Beamtenstadt "hat eben seit den Patrizierzeiten als oberstes Ethos " • 
"Ruhe _ und Ordnung" hochgehalten, und in der Beamtenhierarchie gilt 
als sicherstes Rezept zum Weiterkommen das Schweigen ^obgleich auch 
dieses manchmal zum Lügen wirdi) Schon die Kinder "der Beamten üben 
sich in dieser bernischen Kardinal tugend in Schule und Elternhaus, 
was in eine manchmal penetrante"tfohlerzogenheit"mündet,Dazu kommt ■ 
das im jodarmen Voralpenklima herrschende langsame "psychische Tem- II 
po"( infolge relativer Hypothyreose) , das z.B. stark zur relativen Hyper^ 

-thyreose des Baslers kontrastiert ,und die bernische M Omertä l 'begiüisiig't 
Aehnlich ist der Kontrast des bernischen "Sachdenkens "zum keltisch- 1 I 
jurassischen Personaldenken", der hinter dem "Jurakoni Likt" steckt. ^ 
So ist auch die sprichwörtliche bernische Toleranz in künstlerischen,^^ 
erotischen u.a. Dingen oft eher bloss Indolenz. Dass diese autoritäts- I I 
freudige, ja fast autoritäts süchtige Atmosphäre für Schulreformen mit™-" 
demokratisierender Tendenz wie die "Gesamt Schulreform* nicht besonders 
günstig ist, versteht sich von selbst und erklärt auch die im Anhang 
skizzierten Schwierigkeiten des Schuldirektors, der eben kein Berner. 
sondern als Aargauer ehemaliger bernischer tt Untertan a war und auch da- 
rum in den Augen mancher Bürger von vornherein einiges Misstrauen v£| 

-diente. Bies umso mehr, als er seinen Gemeinderatssitz nur einer "Tücke ■ ■ 
des Proporzes "verdankte, und als Vertreter des"Landesrings der Unab- * 
hängigen "eine "Opposition der Hitte"trieb,die die e tablierten "Bunde s- 
ratsparteien'von links und rechts irritieren musste. 
Es ist interessant, dass schon vor ?oo Jahren ein Satiriker Veiras 
in seinem Reisebericht"He utelia "(Kelvetia) die Berner bereits 
als rundk5pfigen(ostisch-alpinen)Kontrasttyp zun alemannischen , l^ng 
sehädligeri Basler schilderte »wie kürzlich eine Dissertation. Dieses 
w Y/artenkönnen ,, machte ja seit je die Berner zu vortrefflichen Kauf- 
leuten und Politikern: man liess erst die andern ihre Fehler machen, 
um aus ihnen zu lernen. 

So sieht es denn auch heute aus, dass trotz unserer u.a. Vorstösse 
Bern wiederum mit der Gesamtschulrefonn warten will, bis die andern 
ihre Fehler machten, -um dann womöglich nichts zu änäernlDeshalb 
schlugen wir den Gemeinderat vor, in der fieantwortun- der Kotion 
The Her durch einen schwedischen Experten ein fertiges, seit 1953 ■ 
bewahrtes schwedisches Gesamtschulkonze-ot , zum Vergleich mit den 
Bernischen Schulwesen 4 ausarbeiten zu lassen. Daneben soll aber 
die schrittweise Angliederung der Untcrgyninasiumszüge an die Sekun- 
därschulen im Sinne der "Einheitsmittel schule "und das Modell Manuel 
der Zusammenlegung von Priaarober schule und Sekundärschule v/eiter- 
verfolgt werden. Doch darüber mehr in der vorliegenden Kompilation 
über alle "Möglichkeiten einer inneren und äusseren Schulreform im 
Sinne der Gesamtschule in Bern," die wir diesmal nicht als Gemeinde 





oben erwähnter Gesamtschulbericht an den Gemeinderat von diesem nur 
"zur Kenntnis genommen "und nient zur V/eiterleitung an den Stadtrat 
.(und an die Presse)freigegeben, "um keine vorzeitige Unruhe zu sena- 
fen". Dies »obgleich er andererseits vom Chef des Eidg. Departement 
des Innern als wertvolle Informationsquelle und Diskussionsbasis d« 
grüsst unc deshalb nachbestellt worden war. Also gewissermassen ei* 
"Defi "gegenüber unsern Stadträten und ihrer Urteilsfähigkeit :quo^ 
licet Jovi non licet bovi?) 
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MOEGLICHKEITEN EINER INNEREN UND AEUSSEREN SCHULREFORM 
IM SINNE DER "GESAMTSCHULE" IN DER STADT BERN . 

i ii ii i ■ - i .-,.-. ... .__ ._ _ __ , — _ 

(Prolegomena zu einer Projektstudie "BRUENNEN" entspr. 
der Motion Theiler) 
von Dr.H.M.Sutermeister t Grossrat . 

Motto; "Ich suche eine Methode, mit der es möglich ist,dass der Lehrer 
weniger lehrt und der Schüler mehr lernt. "(Comenius, 1592-1670) 

1.) ' 

Die anlässlich des Verwaltungsberichts 1969 der Schul direktion einge- 
reichte Motion Tneiler, das Postulat Schrade, das Postulat Chri?**"- 
sowie das Postulat Schrade betr. Dezentralisierung des Untergymnasium: 
betreffen alle die heute in der ganzen '.Veit zur Debatte stehende sog. 
" integrierte Gesamtschule ". Da heute bereits 64 verschiedene Modelle 
gezählt, und z.B. allein in Deutschland gegenwärtig 40 entsprechende 
Schulversuche durchgeführt werden, ergibt sich für uns die Notwendig- 
keit einer grundsätzlichen Abklärung des Begriffes "Gesamtschule" . 
Dabei werden wir auch die Antworten auf die weiteren Postulate und 
Interpellationen (V.'olf: Gymnasium V/est, Fafri: Beruf smittelschulean- 
schluss ans Gymnasium) finden. 

Es wird sich ferner herausstellen, dass es unumgänglich ist, in diese 
Problemkreis auch soz iologisch e , ja poli tische Erwägungen einzubezieh' 
da das Gesamtschulprinzip in Deutschland und England von der Sozial- 
demokratischen Partei und der liberalen Mitte befürwortet, von den 
konservativen Parteien dagegen bekämpft wird. Die Letzteren bringen 
diese "demokratisierende" Bildungsreform mit den subversiven Studen- 
ten- und Mittelschülerbewegungen in Verbindung, die unter der Devise 
"Mitsprache" mit Steuergeldern erbaute Universitätsinstitute in Branc 
stecken. So verübten im Sept. 1970 an der Universität Wisconsin drei 
Studenten ein Sprengstoff attentat auf das Physikinstitut, wobei ein 
Physiker getötet und ein Schaden von 28 Mill. Dollar angerichtet wurc 
Sie begründeten diesen Vandalenakt damit, das Institut arbeite auch 
für die Armee. In Deutschland werden Forschungsaufträge, die auch nur 
entfernt mit militärischen Bereichen zu tun haben könnten, von den 
"mitsprechenden" Studenten boykottiert, sodass bedeutende Forscher ai 
wandern oder Berufungen ablehnen. Diese destruktive Einstellung sehe: 
nun auch auf die Mittelschüler überzugreifen, wie z.B. Prof. K. Bartl 
in "Die Revolutionierung der Schüler" nachweist. Es gilt daher als 
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etwas verdächtig, dass die Gesamtschulidee mit ihren Forderungen nach 
Schülermitsprache, Demokratisierung der Schulstruktur usw. besonders 
von den "progressiven" Schülerorganisationen gefordert wird. Das Ge- 
samtschulprinzip geht eben im Grunde auf die demokratisierenden und 
sozialisierenden Tendenzen zurück, die den beiden Weltkriegen mit ihrem 
verstärkten "Etatismus" der Kriegswirtschaft und ihrem grossen Bildungs- 
notstand folgten. Deshalb tauchte die Gesamtschulidee in der heutigen 
Form erstmals in den 20er Jahren auf und wurde damals vor allem von den 
sozialdemokratischen Regierungen gefördert. Sie fiel dann der allgemei- 
nen Reaktion in den faszistischen Ländern zum Opfer. Nach dem 2. V/elt- 
krieg war es wieder der grosse Bildungsnotstand, der in den Kriegslän- 
dern einer " Bildungspolitik in die Breite " im Sinne der Gesamtschule 
rief, wobei auch eine demokratisierende " Oeffnung nach oben " angestrebt 
wurde. Die Gesamtschule sollte eben die drei starren Säulen der 
" Standesschule ", ein Abbild der g;rossbürp;erlichen Dreiklassengesell- 
schaft , ablösen und so eine klassenlose, " pluralistische" Gesellschaft 
aufbauen helfen. Die autoritäre, ständisch geordnete "repressive" Ge- 
sellschaft sollte durch eine " permissive " ersetzt werden. Leider über- 
bordeten dann im Generationentrotz diese revolutionären, "progressiven" 
Tendenzen ins Anarchische, als ob die Zerstörung des "Establishment" 
bereits ein besseres Neues brächte (Meinhoff: "Mach' kaputt , was Dich 
kaputt macht")! Die sexuelle Emanzipation wurde demagogisch als "Polit- 
Porno", zusammen mit der Haschischpropaganda, überheizt und offen dazu 
verv/endet, um die angebliche "Selbstauflösung des Spätkapitalismus zu 
beschleunigen" (Dutschke) und die Jugend sturmreif für das "letzte Ge- 
fecht der V;eltrevolution Maos" zu machen, - ein sonderbarer eschatolo- 
gischer Nihilismus einer Jugend, die noch nie soviel wirtschaftliche und 
soziale Freiheit wie heute genossen hat. Merkwürdigerweise begleitete 
diese westliche Jugendrevolte im Osten eine ähnliche,— aber mit genau 

umgekehrtem Vorzeichen! (z.B.Banater Lyzeumsschülerumfrage Mai 1971 der 
rumänischen Zeitschrift" Neue Literatur"). 
Im Grunde geht dieser sonderbare Aufstand der westlichen Mittelschüler 

und Studenten, dieser "Protest gegen aie Väter " dank Marcuse u.a. auch 
weniger auf Marx, als auf Rousseau, Bakunin und Freud zurück, nämlich 
auf die nicht ungefährliche Illusion, der Mensch sei "von Natur gut" 
(in Antithese zur christlichen "Erbsünde"), sofern ihn eine antiautori- 
täre "negative" Erziehung ohne Repression aufwachsen lasse (Neill). 
iiach Lorenz u.a. beruht dies Radikalisierung der heutigen Jugend vor 
allem darauf, dass die für jeden Kulturfortschritt unerlässliche Ablö- 
sung jeder Generation von der vorangehenden durch die Dynamik unserer 
Zeit besonders akzentuiert wurde. Typischerweise begann dieser Aufstand 
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der Jugend mit der s exuellen Emanzipation , die, z.T. schon durch die 
körperliche Akzele ra tion^ bedingt, sozialpolitisch von relativ gering- 
ster Relevanz war. Die merkwürdige "Fernstenliebe" zu Maos verschwom- 
mener Sozialmystik verrät die ideologische Unsicherheit dieser Pro- 
testler. Der proletarische Unterton hängt wohl z.T. mit der verlänger- 
ten wirtschaftlichen Elternabhängigkeit, z.T. aber auch mit dem typi- 
scnen intentionalen und ambivalenten Schwarzweissdenken der Jugend 
("Gerechtigkeitssinn") zusammen, wozu auch das zweidimensionale, "pa- 
pierene" Schuldenken numanistisch-geisteswis^enschaftlicher Prägung bei- 
trägt. Bekanntlich waren bei all diesen Studentenrevolten angenende, 
noch unreife "Soziologen" Wortführer, die die marxistische Dialektik 
für bare Münze nahmen. Gerade in der Soziologie ist aber Halbwissen in 
Form von unrealistischer Begriffsdialektik besonders gefährlich. Dazu 
kam, dass z.B. an der "Freien Universität" Berlin 4Tfo aller Studenten 
dieses "Verlegenheitsstudium" gewählt hatten, das infolge des Misstrau- 
en s der Industrie gegen die linksextreme APO heute fast keine Berufsaus- 
sichten mehr hat und so nur ein "akademisches Proletariat" erzeugt, das 
erst recht nach links tendiert. 

Man hat auch schon auf den "Wandervogel" als Parallelerscheinung zu den 
heutigen "Hippies" und ""roupies" während der Zwanziger jähre hingewie- 
sen. Auch dort gab es ein "Zurück zur Natur", den "Call of tne wild" 
als Reaktion auf die öde, anonyme Grosstadtzivilisation. Heute im Zeichen 
der Hochkonjunktur spielt aber wohl eher nocn mit, dass die Jugend nach 
Abschütteln des Scnuljochs gegen den starken Sog der Vv'irtschaft um eine 
Gefechtspause ringt, bevor sie im Berufsleben von unserer fast lückenlos 
durchorganisierten Leistungsgesellschaft eingespannt wird . Durch die 
sexuelle Libertinage entzieht sie sich auch der durch die raffinierte 
Reklame der Luxusindustrie angeheizten "Zuchtwahl". Dazu kommt ein nicht 
ganz unberechtigter Protest gegen den paulinischen, im Grunde gar nicht 
urchristlichen Askesebegriff in Sexualibus^wie gegen die Autorität der 
Staatskirche überhaupt, die nicht ganz selten von den weltlichen Mächten 
im Sinne des "ideologischen Ueberbaus" benützt wurde. 

So ist es nur allzu begreiflich, wenn nach den durch diese "progressi- 
ven" APO's verursachten Stimmeneinbussen der Sozialdemokraten in England, 
Schweden und Deutschland selbst in diesen Kreisen auch ein gewisses 
Misstrauen gegen die Gesamtschulidee aufgekommen ist, und hier, z.B. in 
England und Schweden, gegenwärtig teilweise wieder zurückbuchstabiert 
wird. 
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Zum besseren Verständnis müssen wir aber nach diesen grundsätzlichen 

Vorbemerkungen zur Ge schichte der Gesamtschulidee zurückkehren. 

Der Ausdruck " Gesamtschule " stammt eigentlich von den ländlichen "Zwerg- 
schulen", wo ein Lehrer oft in der gleichen Stube sämtliche Jahrgänge 
zusammen unterrichten muss. Dabei machten gute Schulmeister oft aus der 
Not eine Tugend, indem sie jene von Pestalozzi geforderte "V/ohnstuben- 
atmosphäre" schufen, wo die älteren Schüler den jüngeren wie Geschwister 
oder Tutoren beistanden, und in kleinen Arbeitsgruppen friedlich mit- 
und nebeneinander gelehrt und gelernt wurde. Eigentlich hatte bereits 
Comenius , der grosse tschechische Vorläufer Pestalozzis, "niedere" und 
" höhere " Schulen zusammenführen wollen, "weil alle Menschen vor Gott 
gleich" seien. Besonders während der Französischen Revolution nahm 
Condorcet 1792 mit seinem "Nationalisierungsplan" des Schulwesens die 
Gesamtschulidee unter der Devise der "Gleichheit der Bildungschancen" 
wieder auf. Hier finden wir auch die Koedukation als Garantie gleicher 
Bildungschancen für die Mädchen. Nach der Revolution von 1848 postulier- 
te der " Allgemeine Deutsche Lehrerverein " erneut eine solche Einheits- 
schule, eine Idee die dann offiziell von den Sozialdemokraten in ihr 
Programm aufgenommen wurde. 

Um die Jahrhundertwende war es dann Berthold Otto , der neben dem Klas- 
senunterricht einen " Gesamtunt e rri cht " T vorwiegend in allgemeinbildenden 
Fächern, propagierte, die sich zur " Gemeinschaf tserziehung " besonders gut 
eigneten. Damit hoffte er die wilhelminische "Standesschulen" mit ihren 
unüberwindlichen Klassenschranken als getreuem Abbild der damaligen gross- 
bürgerlichen Gesellschaft abzubauen, und die " soziale Integration " zu 
fördern. 

Nach dem ersten '/.'eltkrieg war es dann 1919 Rudolf Steiners "Waldorf "- 
Schule bei Stuttgart, die diesen Gedanken einer "Gemeinschaftserziehung" 
wieder aufnahm. 3is zu den heutigen 3erner "Steinerschulen" oder der be- 
rühmten "Hibernia"-Schule im Ruhrgebiet wurde dieser Trend zur "Gesamt- 
schule" beibehalten. Auch in der Heilpädagogik leistete Steiner Pionierar- 
beit! 

Ebenfalls im Jahre 1919 grün iete der Pädagoge Paul Oestreich den " Bund 
entschiedener Schulreformer " , der eine ähnliche Gesamtschule als " ela- 
stische Einheitsschule " propagierte, wo der sozial wertvolle Gemein- 
schaftsunterricht in den allgemeinen "Kulturfächern" aber noch durch 
Fachkurse nach Begabung und Neigung der Schüler ergänzt werden sollte. 
Durch eine solche F örderung der Einzelbegabungen sollte vermieden werden, 
dass die "Demokratisierung" durch den Gesamtunterricht eine^Nivellierung "• 
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erzeug. Der Russe Blonski führte dann dieses Modell als " produktive 
elastische Einheitsschule " in den Zwanzigerjahren in der URSS ganz all- 
gemein ein. 

Aehnlich wollte schon 1905 der amerikanische " Daltonplan " (von Helen 
Parkhurst , einer Montessorischülerin) den starren, auf einen nicht 
existenten "Durchschnitt" zugeschnittenen Jahrgangsklassenunterricht 
durch Neigungsfächer nach freier V/ahl der Schüler auflockern, um diese 
zu vermehrter Selbsttätigkeit anzuregen. Ueberhaupt zeichnete das ameri- 
kanische Schulwesen schon früh ein Trend zum " Antiautoritarismus " aus, 
der vermutlich soziologisch mit dem " relativen Matriarchat" der Angel- 
sachsen zusammenhängt. Besonders in der Pionierzeit hatten die Frauen 
beim Vormarsch in den "wilden V/esten" gewissermassen Seltenheitswert und 
übernahmen so z.B. auch das gesamte Erziehungswesen,-und die Mütter sind 
gegen ihre Söhne immer toleranter als die Väterl Um 1900 proklamierte 
denn auch die Schwedin Ellen Key in Amerika das " Jahrhundert des Kindes ", 
und der Papst unter den amerikanischen Psychologen, Dewey , propagierte 
aus Missverständnis der Freudschen Verdrängungstheorie die " permissive" 
Gesellschaft , da "jede Frustration (besonders auf sexuellem Gebiet) zu 
Aggression" führe. Daher machte Amerika seither aus seiner Jugend sozu- 
sagen "heilige Kühe" und begründete damit die heutige amerikanische 
" Pediarchy" (IVylie) , die Tyrannis der Teenager mit ihren destruktiven 
Nebenerscheinungen, der Rauschgift- und Pornowelle, des Vandalismus und 
Vagabundierens der Hippies usw. Da in der freien V, : elt der Kassenerfolg 
bei TV, Radio und Presse leider richtunggebend, und dank der Hochkonjunk- 
tur die Jugend heute zu einem kaufkräftigen Konsumenten geworden ist, 
resultierte eine Art Dauerberieselung der Heranwachsenden mit Sex und 
Sadismus, die heute in der wachsenden Jugendkriminalität ihre unseligen 
Früchte trägt. Man kann eben nicht ungestraft uralte Tabus niederreissen , 
ohne an ihre Stelle neue rationale Schranken zu setzen, denn ohne "Repres 
sion" der Primitivinstinkte ist jede weitere Evolution und Differenzie- 


rung der Menschheit natürlich aus^eschlorsen. Dabei weiss man heute, dass 
von den rund 14 Milliarden Grosshirnzellen bisher bloss etwa die Hälfte 
in Funktion genommen wurden, dass wir also bei unserer "Menschwerdung" 
heute gewissermarsen erst bei "Halbzeit" angelangt sind (im Sinne von 
Teilhard de Chardins "ewiger Schöpfung"). Da diese echte organische 
Differenzierung aber offenbar Jahrtausende braucht, auch wenn man sie in 
Zukunft durch Hormone, Vitamine und Eugenik noch etwas beschleunigen 
wird, besteht die grosse Gefahr, dass sie durch die technische Entwick- 
lung überrollt wird, was zu katastrophalen sozialen Kurzschlüssen führen 
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könnte, wie sie schon Haeckel in seiner Vorrede zu den "Welträtseln" 
voraussah. Verbessern können wir also zunächst nur die äusseren sozia- 
len Ordnungen, während der Sinzelmensch mangels "p rogressiver Zerebra- 
ti on" und "Funktionswanderung nach dem Stirnpol" (v.Economo, v. Monakow) 
noch für lange Zeit ein "virtueller Primitiver" bleiben wird. Durch 
eine laufende Anpassung unserer Gesellschaftsordnung an den technischen 
Fortschritt müssen wir also jenen fatalen "Cultural lag" (Ogburn. Bar- 
nes 1 , das Nachhinken alles Institutionellen dank seiner inneren Träg- 
heit, ständig korrigieren.*) 

Da jeder technische Fortschritt dabei durch Massenfabrikation, Massen- 
konsum usw. eine zunehmende Nivellierung des Lebensstandards und Lebens- 
stils mit sich bringt, bedeutet der zivilisatorische Fortschritt eo ipso 
eine zunehmende soziale " Demokrati sierung" ♦ Daher der merkwürdige "Kul- 
turpessimismus ", "iie "Technophobie" und Zivilisationsverachtung der 
jeweiligen Oberschichten in diesem ständigen "Social Change" . Auf der 
andern Seite kann auch eine Ueberkorrektur durch eine revolutionäre Um- 
schichtung die organische Evolution hemmen und zu unproduktiven Reaktionen 
führen. Besonders massenpsychotische Gruppierungen bringen anstelle der 
echten Elite des "Hirntrusts" die der primitiven Massenpsyche kongenia- 
len "Muskelhirne" (Moreno) ans Ruder, wie schon seinerzeit Le Bon auf- 
zeigte. Logischerweise gibt es daher politisch immer mindestens zwei 
Lager, "Progressive" und "Konservative", deren Wechselspiel allein eine 

kontinuierliche organische Evolution garantieren kann, was schon Plato er- 
kannt hatte,und die " Fabier "( Shaw, Wells .Webb) neu formulierten. 
Im Lichte dieser soziologischen Grundbegriffe gesehen ist also eine 

"permissive", anti autoritäre" Gesellschaft demokratischer, fortschritt- 
licher als eine "repressive", aber ein daraus folgender Verzicht , z.B. im 
Schulischen, auf jeden Leistungswettbewerb, auf jede Leistungshierarchie 
sistiert diese Entwicklung wieder, indem eben nur eine gewisse Repres- 
sion der Primitivtriebe eine echte Weiterdifferenzierung des Individuums 
erzwingt. 

Die gesellschaftlichen Repressionen wirken also als unentbehrliche Funk- 
tionsreize der Evolution! "Permissivität" hat nur dort ein positives 
Vorzeichen, wo bisher übertriebene Repression im Sinne des patriarchali- 
schen Autoritarismus unsre Jugend in ihrer Entwicklung hemmte, man denke 
an den schulischen halbmilitärischen "Wilhelminismus" , der noch bis in 
die 50er Jahre in unsern Schulkarernen und Seminaren (zumal in der Ost- 

^jschweiz) anzutreffen war. 

JDe r"Kommunismus " verkehrte diesen "Cultural lag"aber"dialekt,isen"ins Gegen- 
teil: da sich Einzelmensch, wie Gattung zu langsam entwickeln, müsse man 
Umsomehr die Institutionen vorantreiben. Dies führte aber nur zu neuen Inkon- 
gruenzen , zu neuer"Minderheitendiktatur"statt zur*klas?enlosen u Gesellschaft 1 
Realistisch dagegen ist da s"Fabierprinzip" ( Shaw »Wells, Webb) : elastisches Nach 
geben der Führungselite entsprechend der Evolution( analog der"zögernden"Tak- 
£ik des römischen Feldherrn Fabian Cunctator,der so das Heft in der Hand be- 
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In diesem Sinne müssen wir also heute die sexuelle Emanzipation der 
Jugend z.T. im Rahmen der Entwicklung vom aggressiven "realiti ven 
Patriarc hat" der germanischen Völker zum "relativen Mat riarchat" der 
Angelsachsen (als Uebernahme der Kultur der Sieger durch die Besiegten) 
sehen, so wie die mutterrechtliche Ackerbaukultur die vaterrechtliche 
Jägerkultur schon in Urzeiten überholte. Der Ruf unserer Jugend "Make 
love not war" zeigt die Empörung der neuen Generation über die ältere, 
die es noch immer nach zwei V.'eltkriegen und angesichts des "totalen 
Atomkriegs "keineswegs fertig gebracht hat, ohne Krieg Politik zu trei- 
ben. Aber auch hier ist vollständige "Permissivität" (obgleich dank der 
Pille technisch möglich) im Grunde evolutionsfeindlich, zumal das 
Matriarchat die Ehe, die Familie als Urzelle der Gesellschaft schützt 
und bewahrt. Selbst nach _?reud erzeugt nicht jede sexuelle Frustration an 
sich Aggression. Vielmehr baute er ja seine ganze "Kulturtheorie" auf 
der " Sublimation des Sexualtriebs " auf, was aber wiederum nur cum grano 
salis zu verstehen ist, da nach den Resultaten der Verhaltensforschung 
ein restloser "Uebersprung" des Sexual- in "Kulturtriebe" nie möglich 
ist. Jedenfalls finden wir bezüglich der Sexualität zum Beispiel im 
Osten ausgesprochen "repressive Gesellschaften" , deren auffällige Prü- 
derie oder auch Bagatellisierurtg der Sexualität ( "Glaswassertheorie" der 
Mme. Kolontaj) jedoch nach dem Vorbild des "Dritten Reiches" eindeutig 
zur Politisierung und Militarisierung der Jugend benützt wird. Die 
Sexualität "individualisiert" eben zu "Paaren", zur Familienkleingruppe, 
die der Diktatur der Partei und .ier totalen Kollektivierung des Menschen 
entgegensteht. Auch die Zerschlagung der chinesischen Familie zugunsten 
eines Termitenstaates ist Mao misslungen, so wie schon Lenins "Homo sov- 
jeticus" eine Illusion blieb. Der Verhaltensforscher Lorenz wies senon 
bei Marx nach, dass das Uebersehen zweier mächtiger Instinktgruppen 
(Monogamie, Territorimsbesitz) zu fatalen Kurzschlüssen führte, weshalb 
bisher auch noch jeder Versuch einer "Kommuneehe" scheiterte, nicht zu 
reden von der 'permissiven Promiskuität". So hat z.3. selbst unser viel- 
geschmähtes traditionelles "Schutzalter" für sexuelle Betätigung trotz 
der körperlichen " Akzeleration" der heutigen Jugend (dank vermehrter 
Vitamin-, Licht- und Reizezufuhr) als "Repression" insofern noch einen 
echten biologischen Sinn, als z.B. bei den südlichen "Entwicklungsvöl- 
kern" Lernwille und Lernvermögen mit der frühen Scxualreife rasch ver- 
ebben. Dass auch Permissivität im Sexuellen die Aggressivität nicht be- 
seitigt, sondern oft eher steigert , bewiesen kürzlich schwedische 
"Raggare" (Rockers), die einen ,24-stündi p;en Polizistenstreik in Stockholm 
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dazu benützten, um die Hauptstrasse "Kingsgatan" der Innerstadt zu ver- 
wüsten (Schadensumme 1,8 Mill. Franken). Als schwedische Psychologen 
kürzlich Schweizer Kollegen konsultierten, wie sie es machten, dass 
unsre Jugend noch so ruhig sei, wurde ihnen geantwortet, bei uns werde 
eben hie und da noch ein Veto eingelegt. Da meinten sie, das komme na- 
türlich in ihrer "permissiven Gesellschaft" nicht in Frage. Ebenso rat- 
los beantragte kürzlich der amerikanische Psychologe Prof. Hutschnecker 
Präsident Nixon, alle 6- jährigen Amerikanerbuben mit dem Rorschachtest 
auf Kriminalität zu testen und sie in Erziehungslager zu sammeln. Auf 
cie Idee, ein Schutzalter für den Kinobesuch aufzustellen und den filmi- 
schen Sex- und Sadismuskult etwas einzudämmen, kam bisher in Amerika 
niemand, '.vo der Erwachsene dank seiner Lebenserfahrung Spiel und Ernst 
mühelos trennen kann, unterließt der Jugendliche widerstandslos der 
Illusion. Freilich: die "freie" amerikanische Erziehung lässt die Jugend 
sich besser austoben, sodass sie oft später auffällig "brav" wird, zumal 
der konformistische " Sozialdruck " besonders in den vielen amerikanischen 
Kleinstädten beträchtlich ist. Es kommt dort aber weniger als bei uns 
vor, dass dieser "Co mmunity Spirit" der Jugend Hemmungen einprägt, die 
sie fürs ganze Leben handicapieren. Der vehemente Antiautoritarismus 
unserer Mittelschüler und Studenten hängt daher wohl stark mit unserem 
kleinstädtischen "Sozialdruck" zusammen, der Kehrseite unseres inten- 
siven, engen Leistungswettbewerbs, weshalb einst Fridolin Tschudi dich- 
tete: "Kennst Du das Land, wo die Neurosen blühen?", während der ameri- 
kanische Psychiater Bisch in seinem bekannten 3uch "Be glad you are 
neurotic" allerdings auch die positive Seite solcher Verdrängungen sah. 
Auch Admiral Rikover, der im Auftrag von "Pro Helvetia" die amerikani- 
schen Schulen mit den schweizerischen verglich, fand im Ganzen die unsern 
besser. Die Amerikaner hatten nach den 2 V/eltkriegen einen enormen Bil- 
dungsnotstand "in der Breite" nachzuholen, während wir in einem rohstoff- 
armen Kleinstaat leben und auf dauernde Qualitätsarbeit angewiesen sind. 
Trotz unserer demokratischen Grundeinstellung können wir es uns daher 
noch nicht leisten, auf den harten Leistunfswettbewerb und die ent- 
sprechend strenge Selektion zu verzichten. V .'ir sind keine "permissive " , 
.so ndern eine "komnetitive" Gesellschaft , denn jede " antiautoritäre Demo- 
kratisierung" im Schulwesen führt zunächst zu einer Leistungsnivellie- 
rung. ',,'ir werden sehen, dass wir hier schon der Hauptproblematik der Ge- 
samtschulidee begegnen. Die von der Erziehungsdirektorenkonferenz der 
Europaländer 1968 geforderte Schulreform im Sinne von " Demokratisierung 
Und Individualisierung " verlangt daher bei der Gesamtschule zugleich 
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die individuelle Begabungsf örderung , die wieder eine totale Umstellung 
der bisherigen Lehrerausbildung und eine Vermehrung des Lehrkörpers um 
25-GO/o erfordert, was aber bei uns angesichts des heutigen Lehrermangels 
vorläufig kaum möglich ist. Sine "Entdifferenzierung" unseres auf den 
Leistungswettbewerb ausgerichteten Schulwesens nur im Sinne der "Demo- 
kratisierung" und "Ausgleichung der Bildungschancen" müsste also eine 
Leistungsnivellierung und ein Absinken des Leistungsdurchschnitts zur 

Folge haben, wie wir es in Amerika z.T. finden. 
j * ) 

So zeichnet sich schon die amerikanische Normalschule, die 6-jährige 
"Klementary School " mit für alle prüfungslos anschliessender, je drei- 
jähriger " Junior " und "Senior High Schoo l" nicht nur durch eine angst- 
freie und antiautoritäre Atmosphäre, sondern auch durch ein relativ 
niederes Durchschnittsniveau besonders im .'Wissensbereich aus, während 
dagegen z.B. freies Diskutieren fast schon im Kindergarten ?eübt wird! 
Auch wird nach De.-.eys pragmatistischer Devise "Lernen heisst tun" viel 
experimentiert, und der Lenrstoff weniger perfektionistisch-vollständig, 
als exemplarisch im thematischen Unterricht dargeboten, was angesichts 
des heute rasch anschwellenden Wissensstoffes vernünftig ist. Statt 
eines lexikalischen Gedächtnisballastes lehrt man die Schüler, sich 
eines Lexikons zu bedienen ; Besonders der erwähnte "Daltonplan" will den 
Schüler überhaupt zur Selbsttätigkeit, zur " Autodidaktik " erziehen, da- 
mit er später selber die unentbehrliche "education permanente" über- 
nehmen kann. Daher bürgerte sich in Amerika auch die ja weitgehend 
"autodiktatische" Sprachlabor technik am frühesten ein. Freilich wird 
die geistige Selbständigkeit des Amerikaners durch den schon erwähnten 
starken formativen "Sozialdruck" des "Community spirit" eingeengt, zum 
Teil ein Erbe des puritanischen Sektierertums der "Pilgerväter", zum 
Teil eine Folge des durch Marsenfabrikation und Marsenkonsum bedingten 
allzu konformen "American way of Life". Daher auch in der Erziehung, in 
der Schule die Betonun- der " social adaptation ", die nach dem Adler- 
schüler Dewey eine unerlässliche Voraussetzung der " social efficiency ", 
des Lebenserfolgs istf)Schon vor mehr als 100 Jahren behauptete daher 
de Tocqueville nicht nur, dass die Zukunft den beiden Riesen Amerika 
und Russland gehöre, sondern auch, das sich diese beiden Völker auf 
einander zu entwickelten, wobei der entsprechende Konformismus einmal 
durch den sozialen "Druck von unten", und einmal durch den staatlichen 
"Druck von oben" hervorgebracht werde.3einahe noch konformistischer und 
sozial integrierender ist die .japanische Kopie der amerikanischen 'High 
School" , nur noch verschärft durch einen harten Leistungswettbewerb. Schon 

das Erlernen der 4ooo Schri Ttzeichen übt einen enorm disziplinierenden 
Einfluss ausl 


*)Natürlich ergab sich der Zwang zum Konformismus auch daraus, dass Amerika 
durch die Einwanderung aus allen Ländern zum" Schmelz tiegel der Völker"wur- 
de! 
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Jedenfalls finden wir also bei der amerikanischen "High school" , die 
1821 in Boston aus der nach preussischem Muster konzipierten älteren 

" Grammar school " entwickelt wurde, das älteste Modell einer "Gesamt- 
schule ", das bereits die Vor- und Nachteile dieses Systems, nämlich 
Demokratisierung und Nivellierung zeigt. Noch heute kennen diese Schulen 
weder Zxamen noch Noten, sondern nur allgemeine Schulberichte und Bega- 
bungstests; ein Sitzenbleiben ist unmöglich, indem man einfach den 
"Be-Tabungszug" wechselt. Kür die obligatorischen Fächer gibt es dabei 
meist vier Stufen. Durch die vielen Fächerkombinationen hat jeJer Schüler 
seinen eigenen Stundenplan, wobei er grosse V.'ahlfreiheit besitzt: er 
kann "leichtere" Fächer "ohne Hausaufgaben" oder anspruchsvollere "mit 
Hausaufgaben" wählen. 'Jährend unsre Schüler endgültig zwischen Real- f 
Literar- und .,'irtschaftsgynnasium wählen müssen, kann er diese Züge be- 
liebig kombinieren. In der "Senior High School" kann er auch jahrelang 
mit individueller "Geschwindigkeit" ein einzelnes Schwerpunktfach bearbei- 
ten, d.h. die Spezialisierung beginnt in Amerika relativ früh, worunter 
manchmal die Allgemeinbildung leidet. 2s herrscht "englische Arbeitszeit" 
(8-15.25 h mit Schulmahlzeit dazwischen, wobei die amerikanische Haupt- 
mahlzeit aber auf den Abend fällt) und 5-Tagewoche, wobei aber der Mitt- 
wochnachmittag nicht frei ist. Die Ferien sind ungünstig verteilt: 3 
Sommermonate und dann nur noch je 10 Tage an '.Weihnachten und Ostern. Die 
"soziale Integration" beruht hierauch nur darauf, dass alle Schüler und 
Schülerinnen bis zum 18. Jahr denselben Schultyp besuchen, aber "lei- 
stungsheterogene" Jahrgangsklassen gibt es dabei kaum mehr, da jeder 
Schüler in jedem Fach in einer "leistungshomorenen" Gruppe arbeitet. Es 
fehlt ihm also die Vergleichsmöglichkeit mit Schwächeren oder Stärkeren« 
Ss fehlt ihm auch die Pflicht zur Rücksichtnahme auf Schwächere, Anders- 
begabte und Andersinteressierte. Auch ist sein Stundenplan für jede 
•Vochenstunde für ein ganzes Jahr festgelegt (ausser beim Turnen). Fremd- 
sprachen werden eher vernachlässigt, doch sind 2 Jahre Fremdsprachen- 
unterricht Vorbedingung zum Sollegeeintritt. Latein ist die einzige Alt- 
-spräche und keine College-Bedingung. Sprachlabors und ALM (Audio lin - 
eual material) d.h. Aufteilung in kleine Lernschritte zur Verbesserung 
der Lernmotivation und Selbstkontrolle sind an allen High Schools selbst- 
verständlich, führen aber selten zu einer wirklichen Fremdsprachenbe- 
herrschung, sondern meist nur zu einem audiovisuellen Drill. 

Natürlich herrscht Koedukation, gibt es Schülerräte, werden Sport, 
"Health" und "Social activities" betont und herrscht ein enger Kontakt 
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zwischen Eltern und Lehrern ( "Parent-Teacher-Association" ) . Der Studi- 
- enentscheid wird durch diese Gesamtschule für die ganze Schulpflicht 
nach oben verschoben , um Spätreifern entgegenzukommen. Beim Eintritt ins 
"College", einer 2- jährigen Vorstufe für die Universität (mit eigenem 
Abschluss als "Bachelor of Arts") kommt es aber dann zu einer sehr 
strengen Triage. Ebenso wird der Eintritt in die meist privaten Univer- 
sitäten durch strenge Selektion erschwert, zumal wenn es sich um sog. 
Forschungsuniversitäten handelt. Dierer harte universitäre Leistungs- 
wettbewerb erklärt den hohen Stand der amerikanischen 7/issenschaft von 
heute trotz der '"•emokratisierunfd'i-: der "Hi -h School"! 
Aehnlich dem erwähnten Daltonplan der "High School"-Reform versuchte 
dann in den Zwanziger jähren auch der " V/innetkaplan " des Lehrers und 
späteren V/eltkriegsgenorals Vvashburn die amerikanische Volksschule noch 
pragmatistischer auf das praktische Leben auszurichten. Sinnvoll sei nur 
soviel Theorie, als zur Lebensbewältigung nötig sei. "Probieren" sei 
"besser als Studieren", eine Einstellung, die die Amerikaner zu einem 
Volk der Probier und Erfinder machte. Nach dem V/innetkaplan hängt das 
Lebensglück eines jeden mit reinem Beitrag zum Fortschritt der Mensch- 
heit zusammen. Aehnlich setzt in der URSS Blonskis stark berufsbezogene 
"polytechnische Einheitsmittelschule" den Persönlichkeitswert gewisser- 
maßen mit der Produktivität für das Gesamtwohl pdeich. 
*vie in Deweys kooperativer "Laboratory School" sollte der Lernzwang, 

der einst vorwiegend auf der Rohrstockautorität des Schulmeisters be- 
ruhte, durch eine echte innere Motivation , durch wirkliches Interesse 
ersetzt werden, inriem neben allgemeinen Pflicht- möglichst viele Nei- 
gunsrs- und Be^abun^sfächer belebt ..erden sollen. Besonders die Neigung 
entscheide oft mehr noch als die faktische 3egabung über den späteren 

beruflichen Erfolg : *) 
4.) 

Auch in Engla nd tauchte um die Jahrhundertwende die Gesamt- und "Arbeits- 
schule " als Reddi e s "*.l ew 3 chool " , und in .'rankreich als " Scole nouvelle " 
auf, was in Deutschland zur Gründung unzähliger " Landerziehungsheime " 
(durch Lietz u.a.) führte, ähnlich wie seinerzeit schon Pestalozzi und 
v. Fellenberg in der Schweiz (in Yverdon und Hofwil ) solche Ideen verwirk- 
licht hatten. Statt blosser verbalistischer '.Wissensvermittlung sollte 
die Schule die praktische Lebensbewältigung und die soziale Anpassung 
vorbereiten. J.n den Zwanziger jähren gründeten dann Wyneken und Geheeb 

solche Musterschulen in V/ickersdorf und als " Odenwaldschule " , als "Ecole 
*)Eine ähnliche Struktur weist auch die kanadische "Junior und Senior High, 
School "nach 6 Jahren Primary School auf. Nach je zweimal drei Jahren kommt 
der Abschluss als"Hi.>h School Graduation"<Master of Arts-) Auch hier die 
starke Betonung der"Social activities", sodass als bester Schüler nicht der 
"Musterschül er ".sondern der "beliebteste"prämiert wirdiDa mehr auf das prak 
tische Leben hin erzogen wird( Schreibmaschine, Autofahren, Kosmetik, Baseball 
etc.), fehlt die Schulmüdigkeit, sind die Schüler "lebenssicherer und selbst- 
bewußter; obgleich sie weniger von der* Antike, vom Zinsrechnen, vom Blumenbe- 
stimmen, Fremdsprachen etc. als unsre in europäischer Tradition gedrillte Ju- 
gend wissen" (Mattmüller). Der amerikanische Pragmatismus macht eben mit dem 
Prinzip"kVitae non scolae discimus"ernstl Freilich bewirken die"social acti- 
vities" einen für unsre Begriffe übertriebenen Konformismus, 
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d'Humanite " auf dem Hasliberg usw. In Verbindung mit der damaligen 
"Jugendbewegung" postulierten sie eine eigenständige " Jugendkultur " , 
auf die die Schule mit Gewährung des Kit spracherecht s usw. einzugehen 
habe. Schon 1894 verlangten George und 1397 Gill in Amerika das 
"self-government" für Schüler, eine Idee, die 1921 der Engländer Neill 
mit. seiner antiautoritären " Summerhill "-Schule wieder aufnahm. (Die 
älteste "Schülerrepublik" aber hatte bereits 1761 der Schweizer Martin 
Planta in Ghur gegründet 1) Ss ist nun sicher kein Zufall, wenn heute im 
Zeichen des "antiautoritären Jugendauf Stands" das Buch des heute 87- 
jährigen r, T eill "Theorie und Praxis der antiautoritären Erziehung, - das 
Beispiel Summerhill" zum absoluten Besteller wurde. Sein " Ileo-Rousseau- 
ismus " ist zwar naiv wie in den Zwanziger jähren geblieben, als ob kein 
zweiter weitkrieg und keine KZ-Greuel stattgefunden hätten: man müsse 
das Kind einfach in " negativer Erziehung " wachsen lassen, denn jede 
"Repression" verdränge als "Frustration", z. 3. schon bei der Reinlich- 
keitserziehung. Sexuelles ins Unbewusste, von wo es als Aggression zu- 
rückkehre. Jede Jugendkriminalität sei Folge falscher Erziehung, also 
reiner Milieueffekt, da die Anlage aller Menschen gut sei. Mit einem 
liovt: nur die Jugend hat recht! So verzichtet Neill auch bewusst darauf, 
der Jugend irgendwelche "objektive .. ; erte" der Erwachsenenwelt zu ver- 
mitteln. Freilich: dass sich seine Schule bis heute im Gegensatz zu 
allen ähnlichen Versuchen in Hamburg usw. aus den Zwanzigerjahren halten 
konnte, verdankt er seiner Inkonsequenz. *) Denn seine Schüler hatten 
trotz allem ziemlich genaue Regeln zu beachten, die er sehr utilitari- 
stisch, um nicht zu sagen, rein kommerziell begründete: "Ich weiss nicht, 

*"j Im Frühjahr 1970 machte Lehrer Luc Baumann in Bümpliz einen ähn- 
lichen "demokratischen" Schulversuch mit einer antiautoritären Unter- 
richtsgestaltung, der im Ganzen ebenfalls missglückte, da die Kinder 
schon von der Familienerziehung her viel zuwenig auf Selbständigkeit 
und eigene Initiative hin vorbereitet waren. Immerhin konstatierte 
Herr Baumann, dass nach einer Periode der Unsicherheit und des Unfugs 
doch eine gewisse Gewöhnung an die neue Freiheit eintrat, sodass beim 
Versuchsende nach einem Monat diese 12-jährigen Kinder auffallend ra- 
tional argumentierten und entschieden, "wie man es sonst nur von Er- 
wachsenen erwartet". Auffallend war auch das Abstraktionsvermögen, mit 
dem unsre Pädagogik in dieser Altersstufe bisher gar nicht rechnete. 
Künftige Versuche sollen aber erst bei der 7. Klasse einsetzen. 

Ungünstiger waren Versuche in Deutschland mit "antiautoritären Kinder- 
gärten" , J die deshalb staatlich nicht mehr subventioniert werden, da sie 
offenbar von extrem linken Kreisen als Korrelat zur "Ehekommune" aufge- 
fasst wurden. Typisch war die immer wiederkehrende Frage dieser Kinder: 
"Müssen wir heute wieder tun, was wir wollen?" Das Autorenkollektiv Lank- 
witz, selber in Berliner"Kinderläden" tätig, gab im Rechenschaftsbericht: 
"Kind e rläden. Rev o luti onder ^Erziehung oder Erziehung mir Hftvoliitinn? 'manchen 
Versagen, aber auch die subversive Absicht zu.Ueben diesem" Jugendprotest " 
gibt es heute aber bereits einen" anti-antiautoritären Elternprotest "ge&en 
solche ideologische Kinderindoktrinierung, deren ungeheure Möglichkeiten 
Aldous Huxley in"Schöne neue »Veit "mit dem Beispiel einer staatspolitisch 
motivierten ,den Kleinkindern suggerierten Abneigung gegen Rosen illu- 
strierte! 
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was ihr beiden treibt, und noralisch ]ässt mich das auch kalt, denn 
es geht nicht um die Moral. Aber wirtschaftlich mache ich mir Ge- 
danken, denn wenn Du ein Kind kriegst, Kate, ist die Schule ruiniert." 
Seine Ausrede für diese Art von Vetos: "Die Zöglinge müssen sich eben 
später in die '.;elt mit ihren Repressionen einfügen können". Natürlich 
ist sein Appell an die Ratio des Schülers zu begrüssen, denn das be- 
wahrt auch den Lehrer vor sinnlosen, nur seine Autorität festigenden 
Verboten, wie sie z.B. noch das bekannte Gedicht in den Erstklässler- 
lesebüchern "Der fleissige Schüler" illustriert. Mach jener " autokra- 
tischen" Erziehung galt als Schulstubennorm, mit der man später das 
Leben meistern sollte: "Gut ist, was mit Ruhe, Fleiss, Ordnungsliebe 
und Unterwürfigkeit, also mit "Gemütsbildung" zusammenhängt, schlecht 
ist, was die Ruhe des Bürgers stört und die Autoritäten irritiert!" 
(Lusser). Aber zwischen "autokratem" Lehrerverhalten und einem passi- 
ven "Laissez-aller" gibt es noch die " liberal-kooperative , sozial-in- 
tegrative" Verhaltensform (Lewin), wie sie die moderne "integrierte 
Gesamtschule " anstrebt (Minssen). Schon vor 30 Jahren bewiesen gruppen- 
dynamische Versuche Lewins, dass demokratische Kleingruppen auch lei- 
stungsmässig besser abschnitten als grosse Jahrgangsklassen mit Fron- 
talunterricht, dass bei wechselnder Gruppierung in Leistungskursen die 
Selbständigkeit des Einzelnen auch gegenüber der Autorität der "peer 
group" gewinnt, dass die Lernmotivation bei Eigentätigkeit im Sprach- 
labor, bei selbstgewählten Neigungs- und öegabungsfäche'rn, bei Disku- 
tieren und Selberdenken statt passiv-rezeptivem Konsumieren und Memo- 
rieren zunimmt, bei Drill, Lernzwang, autoritärem Dozieren aber sinkt. 
Nur wirklich Begriffenes bleibt auch im Gedächtnis haften! Drohende 
Zensuren verscalechtern, "Aestimation" verbessert gerade bei Schwäche- 
ren die Leistung. Der griechische Spruch "Der nicht geschundene Schüler 
wird nicht erzogen" blieb also auf der Stufe der Zirkusdressur, des 
Setzens "bedingter Reflexe" nach der "Zucker und Peitsche"-Methode 
stehen; Besonders heute, wo ein Uebermr-ss an Information das Urteils- 
vermögen des Einzelnen aufs äusserste strapaziert, ist es wichtig, 
dass schon der Schüler nicht mit unverdaulichem Ballast beschwert wird. 
Gerade das vage Halbwissen von heute, aus seichten Boulevardblättern 
respiesen, erzeugte eine neue, nicht unbedenkliche Aberglaubenswelle 
in "Parapsychologie", Pseudoarchäologie , Untertarsenastronautik usw., 
die eines Tages wieder in politische Massenpsychosen münden könnte, 
zumal die Sensationspresse im negativen Bereich"uberorientiert"!Die Sozial 
logen Steelman, Gassandra, »Mandel, Willenreich und Fregard sprechen hier 
auch von einer"progressiv en Unwahrhaftigkeit der Gesellschaft "! *o so! 
da die Jugend in diesem epochalen Wan.el von der "Leisjung^ge_s^lscimft 
mit ihrem calvinis tischen Arbeitsethos zur"totalen Konsumgesellschaft" . 
in der ierier macchiavellistisch denkt und handelt .noch ihre WertmasstäW 
beziehen* 7 (Zunahme der Wirtschaftsdelikte, Ladendiebstähle in oelbstbedie- 
nungsläden, Zunahme der Aggressivität unc Sorglosigkeit im StrassenverW- 
usw.) Da die Eltern versagen, soll hier die Schule einspringen?! 
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Die Schule soll also aufs Leben vorbereiten: non scolae sed vitae 
discimusi Andrerseits soll sie aber auch nicht, wie Willi Schohaus 
es formulierte, bloss als ein "provisorisches Leben" im Hinblick auf 
das "eigentliche" Leben im Erwachsenenalter entwertet werden; im 
Sinne Pestalozzis und Sprangers soll die Schulzeit vielmehr bereits 
ein sinnerfülltes Lebensalter an sich sein! In diesem Sinne war schon 
in den Zwanzigerjahren die " Arbeitsschule" Kerschensteiners , die 
" Lebensschule" Decrolys ( des Entdeckers der "Ganzwortmethode" beim 
A3C-Unterricht) , die " Lebensgemeinschaftsschule" Natorps und Petersens 
und die " Erlebnis schule " der "Entschiedenen Schulreformer" und v. Bodel- 
schwinghs konzipiert. Auf den Humanitätsgedanken ausgerichtet waren neben 
der erwähnten, "Ecole d'Humanite" von Geheeb auch die " Friedens schule " 
von Maria Montessori , die Schulen des ' ".Weltbundes für Erneuerung der 
Erziehung" usw. , die heute in den "Suropa" - und UNESCO-Schulen ihre 
Fortsetzung fanden. Sie alle nahmen ebenfalls diesen oder jenen Zug 
der "Gesamtschule" vorweg. 

V.'ie schon Oestreichs und Blonskis "Produktionsschule" legte dabei auch 
Petersens "Jenaplan " besonderen Wert auf eine aktive, tätige Lehr- 
stoffbewältigung snstelle der herkömmlichen rein verbalistischen und 
autoritären 7/issensvermittlung. Entsprechend dem eigentlichen Sinn von 
Pestalozzis "Anschauung " sollte der Lehrstoff mit möglichst vielen 
Sinnen und dabei selbsttätig-selbständig "be-griffen" werdeni Ferner 
sollte die "Schulgemeinde" als " Lebenswerkstatt" (Heinzelmann) den 
Schüler für die spätere Integration in die menschliche Gesellschaft 
vorbereiten. Es blieb dem pädagogischen Talent des Lehrers anheimge- 
stellt, wo er zu führen hatte und wo er wachsen lassen sollte ( Th.Litt ) . 
Petersen konnte seine "Jena^Schule unter dem DDR-Regime einige Zeit 
weiterführen, bis sie als "zu elitär" aufgelöst wurde. In seiner Ge- 
samtschule fasste er immer drei Jahrgänge als sog. " S tammgruppen " zu 
einer Einheit zusammen, die auch in '.Johngemeinschaft lebten, wobei die 
älteren und begabteren Schüler den jüngeren und unbegabteren als Moni- 
toren und Tutoren beizustehen hatten, und wo gemeinsame V» T ochenthenen 
in Gruppen behandelt wurden. Natürlich wurden dabei auch die starren 
Bankreihen und die erhöhten Lehrerkatheder der wilhelmischen Standes- 
schule abgeschafft, ebenso wie die langgestreckten, auf das Lehrerpult 
ausgerichteten Schulzimmer. Diese Anordnungen erinnerten ja noch sehr 
eindrücklich an die autoritären Rohrstockzeiten, wo unter dem "Alten 
Fritz" die invaliden Unteroffiziere die meisten Volksschullehrer 
stellten, (übrigens eine Idee, die kürzlich der Bundeswehrgeneral 
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Steinhoff erneut aufnahm, "um dem Lehrermangel zu steuern:) Ueber- 
haupt symbolisierte eben die drei säulige "Standesschule" der wilhel- 
minischen Aera bis zum ersten und z.T. bis zum zweiten Weltkrieg 
recht genau die grossbürgerliche Klassengesellschaft. Je nach dem 
Stand der Eltern wurde man fast unwiderruflich in eine der drei star- 
ren Säulen hineingeboren, zwischen denen es kaum eine "Durchlässigkeit" 
gab. Auch bei uns trugen die Schüler der Volks-, der Sekundärschule 
und des Gymnasiums früher noch verschiedenfarbige Mützen, um die 
ständische Ordnung auch im Schulischen zu wahren. 

Auch der Kasernenstil unserer älteren Schulhäuser und das schulische 
Kadettenwesen erinnert noch fatal an die "wilnelminische Aera" in 
unserm Schulwesen! Ebenso Turnvater Jahns halbmilitärische Turngeräte. 

Einen energischen Schritt in Richtung einer demokratischen Gesamt- 
schule unternahm in Oesterreich schon 1919 Nationalrat Glöckel, der 
damit die Jugend zur neugebackenen republikanischen Staatsform heran- 
zubilden hoffte. Der "Anschluss" zerstörte natürlich auch diese Refor- 
men, doch sind Glöckels Ideen neuerdings wieder aufgenommen worden. 

5.) 

3esonders ausgeprägt waren und sind z.T. bis heute noch die "vertika- 
len" Standesschulen in England , z.3, als paradoxerweise " Public 
schools " genannte exklusive und elitäre Internate der Oberschicht, 
denen die Labour Party nach dem deprimierenden " Plowden Report " nun 
"horizontale" Gesamtschulen oder " Comprehensive schools " entgegen- 
setzte. Diese wuchsen aus der " Direct grant school " heraus, die für 
staatliche Subventionen 50>a Arbeiterkinder aufnehmen musste. Diese 
Gesamtschulen, die, wie die amerikanische "High Schools" alle Kinder 
vom 12. bis zum 13. Lebensjahr umfassen sollten, wurden im Juli 1965 
von der Labour Regierung in vier r.odellen eingeführt. Als sog. 
"Streaming " wurde dabei eine " fachübergreifende Niveaudifferenzierung " 
vorgenommen, d.h. es wurden Leistungsgruppen gebildet, in denen die 
Schüler in allen Hauptfächern ein gleiches Niveau zeigen sollten. 
Damit war aber das alte Uebel elitärer Trennung in. Begabten- und Un- 
begabtenklassen auf Grund eines fragwürdigen Leistungsdurchschnitts 
in allen Fächern (als angebliches 'üntelligenzmass") wiederum repro- 
duziert: (Robinson, Thomas, Frey). Bereits im Sept. 1964 hatte die 
"Fabian Society" dem"Plowden Council on Primary Education" ein Gut- 
achten gegen das in der Grundschule schon 1931 eingeführte dreifache 
Streaming innerhalb der Jahrgangsklasse unterbreitet und ein " non- 
streaming " verlangt, da nach dem Newsom-Report Begabte wie Unbegabte 
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bei Klassen mit gemischter Intelligenz besser vorankämen, was an die 
"Stammgruppen" des Jenaplans, an das "Fam ily-grouping" von Lorna 
Ridgway und Irene Lawton erinnert. 

Mit- dem fachübergreifenden "Streaming" wurde also die Leistungsnivel- 
lierung durch die Demokratisierung in der "Gesamtschule" nicht nur 
vermieden, sondern sogar überkompensiert. Richtiger wäre als echte 
Individualisierung des Unterrichts das sog. "Setting " gewesen, d.h. 
eine bloss fachspezifische Niveaudifferenzierung , wobei z.B. ein 
sprachbegabter Schüler im Sprachlichen einer anderen Niveaugruppe mit 
grösserer " Geschwindigkeit " angehören kann als in Mathematik usw. 
Freilich benötigte dieser differenzierte Unterricht über 25$ mehr 
Lehrer, die zunächst nicht vorhanden waren. Da aber in England der 
Rektor oder "Headmaster" in pädagogischen und methodischen Dingen 
grössere Freiheit als in irgend einem andern Land besitzt, kamen 
nun trotzdem eine Reihe vorzüglicher Schulversuche von " Comprehensive 
Schools" mit "Setting" zustande wie z.B. die"Thomas Bennet Schule" 
(Satellitenstadt Crewly bei Londen) . Die Grundlage für diese Versuche 
hatte eigentlich schon 1944 der "Education Act" geschaffen, der 
"secondary education for all" postulierte. Nicht mehr der soziale 
Stand, die Zugehörigkeit zur "upper class", sondern die Leistung, die 
"eleven-plus examination" sollte massgebend für die Zulassung zur 
Kittelschule sein. In ihrem Vfaitepaper 1965 schaffte aber nun die 
Labour Party nicht nur auch diese Zulassungsprüfung ab, sondern zudem 
(theoretisch) die übrigen Sekundarschulf ormen wie Grammar Schools, 
Public Schools und Direct Grant Schools. 1965 ^ab es erst 262, heute 
gibt es etwa 1200 solcher Comprehensive Schools, sodass ein Viertel 
aller Mittelschüler von ihnen betreut wird 1 Die Fähigkeitsgruppen 
rangieren von 3-7, wobei die beste mit "A" bezeichnet wird. Statt 
Zeugnisnoten erhält dann der Schüler beim Abschluss ein Diplom mit 
einem Buchstabencode , (was unsre^ozialpresti^etraumen^vermeideti/Oft 
werden noch Schul uniformen getragen, die aber dann für alle gleich 
sind. Statt Perfektionismus und schweizerischer Blitzblankheit fin- 
det man vielseitige Spezialräume, da alle Fächer als gleich wichtig 
gelten. Da diese Schulzentren meist über 1000 Schüler beherbergen, 
gibt es Schulbus und Schulmahlzeiten. Der "Klassenlehrer" wird durch 
den vom Schüler selbst gewählten Tutor ersetzt, der cfiesaaauch ausser- 
schulisch hilft, aber leider oft nur auf dem Papier vorhanden ist. 
Aeltere Lehrer leiden darunter, dass sie Schülern verschiedener Bega- 
bung Unterricht geben müssen, sodass keine kräftesparende Routine 
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möglich wird. Junge Lehrer finden dies aber gerade besonders anregend! 
Auch die Schüler nennen den dauernden Klassenwechsel" 1 interessant", da 
sie so mehr Kameraden finden, manchmal aber geben sie auch zu, sich 
etwas verloren zu fühlen, doch sind z.B. Disziplinschwierigkeiten in 
diesen grossen Schulen dank der starken Mischung und der Gleichwer- 
tung auch "nichtakademischer" praktischer Fächer selten. Auch ist 
der Kontakt zwischen Schüler und Lehrer dank des traditionell ge- 
ringen Autoritarismus meist gut und ungezwungen ,zumal das Englische kein 
"Sie"kennt.Selbst den Lehrer nennt man beim Vornamen! 
Umso verkrampfter ist dagegen dieser Kontakt noch in den konservati- 
ven "Public Schools" wie Eton usw. , die noch ungefähr die gleiche 
Struktur besitzen wie zur Zeit ihrer Gründung durch Eduard VI. 
(1550). Das Hauptgewicht wird auf einen zeremoniellen Konformismus 
gelegt: auf blinden Gehorsam, Tenuedisziplin, viel Gottesdienst und 
Kadettenwesen, Stockhiebe durch den "Hauskäpitän" und ältere Mit- 
schüler als "Präfekten" nach dem "Radfahrerprinzip" (nach oben 
buckeln, nach unten treten), und zwar dies bereits für ungekämmtes 
Erscheinen usw. Der Film "If" zeigte, wohin ein solches autoritär- 
sadistisches System führt: zur Revolte oder dann zu jenem berüchtig- 
ten englischen "Cant", der die englische Herrenschicht zu raffinier- 
ten Kolonialherren machte. Heute werden in diesen gotischen Kasernen 
nur noch 2,5$ der englischen Schüler vom 12. Jahr an geschult, wobei 
sie von den "respektablen" Eltern schon bei der Geburt angemeldet 
werden müssen. Die Elite der Verwaltung und Industrie, ja sogar 42$ 
der Labourabgeordneten stammen aus solchen "Public schools". Nur so 
kann man es verstehen, dass die Gesamtschule als " Comprehensive 
school " in England einen starken politischen Aspekt hat und von der 
Oeffentlichkeit als wahre Revolution aufgefasst wurde, weshalb auch 
die Konservative Partei nach ihrem Wahlsieg beinahe als erste Mass- 
nahme die Revision der Gesamt Schulpolitik ankündigte. 

Bei uns würde vermutlich die Einführung der Gesamtschule weniger 
"revolutionär" wirken, da unser Schulsystem im Geiste Pestalozzis 
immer volksnäher geblieben war. Wir hatten auch nie einen derart aus- 
gedehnten Bildungsnotstand , wie England und Deutschland nach dem 2. 
Weltkrieg, um durch die "Gesamtschule" unsre Bildungspolitik in die 
Breite, statt in die Tiefe ausdehnen zu müssen. Vielmehr sind wir, 
wie wir schon ausführten, als rohstoffarmer Kleinstaat auf Qualitäts- 
leistung angewiesen und haben so längst die einstige Erbhierarchie in 
eine " Leistungshierarchie " gewandelt. Wie schon Jakob Burckhardt be- 
tonte, sind aber gerade Kl einstaaten und Kleinstädte dank diesem 
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engen Leistungswettbewerb im Gegensatz zu den anonymen Massenstaaten 
und -Städten zu eigentlichen "Kulturzentren" mit dem höchsten durch- 
schnittlichen Lebensstandart geworden. Die Leistungshierarchie wirkt 
dabei eigentlich dem demokratischen Prinzip entgegen, doch wird z.B. 
ein Regierungsträger bei uns nicht als Person, sondern nur als Funk- 
tion geachtet: nicht der Mann bekleidet bei uns ein Amt, sondern das 

Amt bekleidet ihn, - eine wichtige Nuance! ,«,..„, , -,. 

Jedenfalls durfte in England dxe 

" Thomas Bennetschule" in Crawl y bei London als Musterschule weiterbe- 
stehen, obwohl sie damit eine gewisse Enttäuschung brachte, dass sie 
kaum mehr Arbeiterkinder zur Hochschulreife brachte, als die früheren 

''Grammar Schools". Der Anlagefaktor , die erbliche Begabung kann offen- 
bar trotz des diesbezüglichen angelsächsischen und russischen Opti- 
mismus auch durch den optimalsten " Milieufaktor " nie ganz aufgeholt 
werden ( , - man denke in dieser Beziehung auch an ausgesprochene 
"Begabtenfamilien" wie Bach, Bernoulli usw.) So bewahrheitete sich 
auch Lenins Optimismus nicht, nach der Ausrottung der "Intelligent- 
sia" in 1-2 Generationen aus den Arbeiterkindern eine neue geistige 
Elite heranzüchten zu können. Hätte der Sozialreformer Kerenski ge- 
siegt, so wäre Russland heute vermutlich ein zweites Amerika. Ein 
nicht ganz unähnlicher Kurzschluss war ja auch der marxistische 
Glaube, in einer klassenlosen Gesellschaft würde die Kriminalität 
von selber aussterben, oder der Optimismus, ein aggressionsfreier 
Strafvollzug resozialisiere jeden Verbrecher, die Freigabe der Por- 
nographie lasse die Sexualverbrechen verschwinden usw. Der "kollek- 
tive", nur auf das Gesamtwohl bedachte "Homo Sovjeticus" kam eben noch 
nicht zustande! 

Im Gegenteil: Studenten, Schriftsteller und Künstler, ja selbst 
Wirtschaftsführer (im "Libermanismus") verbürgerlichen sich heute 
zusehends mit dem Wirtschaftswachstum und dem Anstieg des Lebens- 
standards, die Kolchosenbauern erhalten wieder Land zur Intensivbe- 
wirtschaftung, die Chemie zahlt wieder Leistungslöhne usw. Aehnlich 
wie im Westen Keynes anlässlich der Weltkrise 1929 auf den" Faktor 
Mensch "hinwies, der nicht restlos dem Angebot- und Nachfragegesetz 
von Adam Smith gehorche (panikbedingter Investitionsstop) , so 
musste der Kommunismus erkennen, dass der Mensch mehr als ein "Pro- 
duktionsmittel" der Gesellschaft ist und gewisse Urinstinkte auf 
die Dauer nicht verdrängen kann (Wettbewerb, Terrainsicherung usw.) 

Dass aber der allgemeine Trend im sog. " Social Change " , in der 
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gesellschaftlichen Entwicklung in unserer Epoche dennoch in Richtung 
einer " Demokratisierung " und Nivellierung der sozialen Stufen und 
Schranken geht, und von der ständischen Ordnung der "Klassengesell- 
schaft" in Richtung einer pluralistischen Massengesellschaft führt, 
dürfte trotzdem allgemein anerkannt sein. Massenfabrikation und 
Massenkonsum bedingen eben einen wachsenden Konformismus im Lebens- 
stil. Aber diese zunehmende Durchorganisation der Gesellschaft führt 
paradoxerweise doch auch wieder zu einem Wachsen des persönlichen 
Freiheitsbereichs ( , was Engels etwas missverständlich "Absterben 
des Staates" nannte und was man besser mit Schwinden des "Sozial- 
drucks" erläutern würde!) Dass sich auch das Schulwesen daher in 
ständigem Wandel in Richtung " Demokratisierung und Individualisierung" 
bewegen muss, hatte also schon im Nov. 1968 die Konferenz der Erzie- 
hungsdirektoren der Europal änder erkannt. Nur hinkt eben alles In- 
stitutionelle, wie wir schon sahen, zumal im Schul-, aber auch im 
Justizwesen, regelmässig infolge der öffentlich-rechtlichen Fixierung 
hinter diesem "Social Change" nach. Deshalb benötigt hier ein Auf- 
holen jedesmal eine besondere Anstrengung im Parlament, einen Ver- 
stoss der "Linken". 
6.) 

So ist es daher nicht zufällig, dass auch in der Gesamtschulreform 

in Europa das seit 35 Jahren sozialdemokratisch regierte Schweden 
deutlich voranging. Die Regierung Erlander führte nach 10-jährigen 
Schulversuchen 1962 die 9-jährige " Grundskola " als voll "integrierte 
Gesamtschule " ein. 

Die Unterteilung in eine je dreijährige Unter-, Mittel- und Oberstufe 
kennt dazwischen keine Ausscheidungsexamen mehr . Ein Nachsitzen ist 
nur noch möglich, wenn die Eltern es wünschen ( - und dafür speziel- 
les Schulgeld zahlen!) Sogar die Matura soll neuerdings abgeschafft 
und durch einen blossen "Schulbericht" ersetzt werden. Die Schüler 
werden vor allem durch Begabungstests und auf Antrag der Eltern und 
der Schüler selbst in verschiedene Begabungszüge eingeteilt, was die 
Fach- oder Niveaukurse betrifft. Im allgemeinbildenden Kernunterricht 
werden dagegen alle "gemeinschaftsbildend" zusammengefasst. Es 
herrscht "englische Arbeitszeit" mit gemeinsamer und kostenloser 
Mittagsverpflegung. Auch der Schulbus ist gratis. Hausaufgaben gibt 
es keine. Dafür alle Schikanen der technischen Unterrichtshilfe: 
Sprachlabor, schulinternes Fernsehen, audiovisueller und programmier- 
ter Unterricht usw. Von der 7. Klasse an stehen 5, von der 8. an 9 
verschiedener Wahl- oder Neigungsfächer zur Auswahl, wobei 5 Schüler 
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für einen entsprechenden Gruppenunterricht genügen. Die 1. Fremd- 
sprache, Englisch, wird von der 5. Klasse, die zweite von der 7. 
Klasse an gelehrt. Die Berufsorientierung setzt als theoretische 
schon in der 7. Klasse, als praktische in der 8. Klasse ein und be- 
trifft hier dreiwöchige Berufspraktika. Anschliessend folgt das 3- jäh- 
rige "Gesamtgymnasium" mit 5 Begabungs- und Neigungszügen; eine huma- 
nistische Abteilung, aber ohne Obligatorium in Latein und Griechisch, 
eine staatswissenschaftliche, eine wirtschaftswissenschaftliche, eine 
naturwissenschaftliche und eine technische Abteilung. Auch die drei- 
jährigen Berufsschulen werden demnächst diesem "Gesamtgymnasium" ein- 
verleibt. Sie haben einen sozialen, einen wirtschaftlichen und einen 
technischen Zug, und bieten relativ viel Allgemeinbildung, um die be- 
rufliche Mobilität zu garantieren. Die Lehrwerkstätten sind dagegen 
noch 2- jährig, sollen später aber ebenfalls integriert werden. (v;ir 
werden darauf noch zurückkommen.) "Meisterlehren* gibt es kaum noch! 

Allerdings: neuerdings wurde bezüglich der 9 V/ahlfächer der Abschluss- 
klasse (9. Klarse) der "Gesamtskola" wieder zurückbuchstabiert: sie 
wurden wieder auf 4, und die Freifächer auch 2 reduziert, und der 
übrige Unterricht wird wieder bewusst im "heterogenen" Klassenv'erband 
("Jahrgangsklasse") gegeben, da der pädagogische Wert dieser Gruppie- 
rung wieder anerkannt wirdl 

Aehnlich demokratisch sind die dänischen Reformschulen wie z.B. die 
" Bernado tt e "-3 chule in Hellerup , die nach Frau Dr. Montessori "vom 
Kind ausgehend" dessen Spontantätigkeit durch möglichst viele '.Vahl- 
und Neigungsfächer anzuregen sucht. Bei unserm Besuch 1969 fiel uns 
auf, wie freudig hier die Schüler werkelten und improvisierten, wie 
abgearbeitet aber die Lehrer dabei waren, da sie sichtlich überfor- 
dert wurden. Auch ergab die hier maximale Auflockerung des Klassen- 
verbands durch 7/ahl- und Freifächer ein ziemliches Chaos für die obli- 
gatorischen Kurse mit viel Leerlauf und Stundenverlusten für Lehrer 
und Schüler. Dabei verlangte die starke Auffächerung und der Gruppen- 
unterricht eine Vermehrung des Lehrkörpers um mindestens 25#. *) 
7.) 

Umgekehrt wirkten bei einem Besuch der 783. " produktiven Einheits- 
schule " in Moskau die Kinder überfordert, nämlich ähnlich vom Erwach- 
senendenken und vom Drill vergewaltigt wie in den französischen und 
italienischen Schulen , die noch immer unter dem Zwang des napoleoni- 
schen Zentralismus bezüglich des obligatorischen Lehrstoffs stehen. 
Die ganze Erziehung wird vom Staat schon vom Kindergarten mit seinen 

"Konstruktionsspiel en" an auf die Berufsarbeit bezogen, .und an die 
*)Dasselbe Gesamtschulmodell finden wir, etwas variiert, in Holland. Siehe 

Beilage S.2oa. 
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Beilage zu Seite 2o; Das holländische Gesamtschulmodell. 
Mit dem 1. Aug. 1968 trat das" Mamm o et ffet ','das Reformgesetz über den weite 
führenden Unterricht in Kraft, das die Mittelschulen zu Gesamtschulen 
integriert ; nach 6 Jahren Grundschule (mit Englisch von der 5»Klasse an 
als erster Fremdsprache ) folgt ein "Brückenjahr "als Beobachtungs-und 
Be ratung s stufe und dann' die Gesamtmittelschule mit folgenden Zügen, die 
den ehemaligen entsprechenden Schultypen entsprachen: 

a. yW0= "vorbereitender wissenschaftlicher Unterricht : "Gymnasium" mit einem 
klassischen Zweig A und einem mathemtaisch-naturwissenschafxlichen Zweig 
B . " Athenäum "mit einem wirtschaftlich-sozialen Zweig A und einem mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen Zweig B. " Lyzeum" als Kombination von 
Gymnasium und Athenäum. Es handelt sich um drei Typen von Begabungszügen, 
die alle ,mit dem Brückenjahr zusammen, 6 Jahre dauern. 

b. HA V0= "allgemeinbildender höherer Unterricht ", der die ehemalige Oberreal 
schule, die Lehrerseminare una die höheren Mädchenschulen umfasst 

c. MAV0= "allgemeinbildender Mittelschulunterricht"von 3-4 Jahren mit be- 
rufsbildender Tendenz. 

d. LA V0 = "allgemeinbildender weiterführender Elementarunterricht" als Vorbe- 
reitung zur Beruf slehre, mit zweijähriger Dauer. 

Der eigentlicne " berufsbildende Unterricht "wird an einem reichen Angebot 
von technischen Schulen, Gewerbe-und Hauswirtschafts-, sowie Landwirt- 
schaftsschulen gegeben • 

Das " Mammoet Wef 'will also"die horizontale und vertikale Durchlässig- 
keifvereinfachen und in den höheren Klassen durch Kern-und Wahlfächer 
eine"Unterrichtsdifferenzierung" erzielen, wobei "der Schulleitung wie 
den Lehrern eine grosse Lehrfreiheit und Methodikbeweglichkeit gestat- 
tet'/den Unterricht auf die Bedürfnisse der Schüler abzustimmen. " 
Die Lehrerausbildung erfolgt in der 4-jährigen"Kweckschool", einem koe- 
duzierten Seminar. Der Zugang ist aus dem HAYO-und MAVO-Zug möglich? dar- 
nach ist, für die Lehrer obligatorisch, für die Lehrerinnen fakultativ, 
ein Praktikums-oder Vikariats jähr (analog dem deutschen"Referendarjahr") 
zu absolvieren. Ein wissenschaftliches Weiterstudium "L0"für Fremdspra- 
chen oder"M0"ist immer möglich. 

Eine ähnliche Struktur zeigt auch das dänische"New Gymnasium " seit 1965 
mit einem je dreijährigen "Real Department "una einem"Gymnasium Departe- 
ment". Hier ist vor allem die Curriculumdifferenzieruns in einen "Langu- 
age Stream"und einen"Mathematics Stream"vorangetrieben. ( Neil ernann t Schoß 
and Education in Denmark,Copenhagen,Danske Selskab,1964) Moderner im 
Sinne der Gesamtschule sind die vielen Privat3chulen wie die zitierte 
berühmte^Bernadotte"-Schule in Hellerup, einem Vorort von Kopenhagen. 
Daneben gibt es aber auch ultrakonservative Institute wie Zahles Höhe- 
re Mädchenschule für die"upper class".Da man sich hier offenbar nicht 
unbedingt auf -die "Anlage ", die angeborene Intelligenz verlassen kann,zs£ 
diese Schule viel formativen Drill, den wir andererseits auch in Moskau 
wieder antrafen, -hier aber aus Ueber Schätzung des " Milieufaktors" :mit ge 1 
nügend Drill lässt sich angeblich hier aus jedem Arbeiterkind ein Pro- 
fessor machen. Das Resultat :Die"Izwestija"berichtete im Mai 1971, dass 2 
prominente Kinderärzte Studenikin und Serdjukowskaja bei llooo Schulkin- 
dern, zumal in mathematischen Spezialkursen, hohen Blut druck, Anämie und 
im letzten Fall dreimal soviel nervöse Störungen als sonst gefunden h* 
ben.Die höheren Klassen wiesen zunehmende Sehstörungen auf. Ihr Reform-^ 


vor schlage : Fünf tagewoche , späterer Unterrichtsbeginn, damit die Kinder va 
selbst aufwachen( statt 8.3o h 9.15 h!) »Morgengymnastik treiben unn ric* 
tig frühstücken können, Verkürzung der Lektionen von 45 auf 35 Min. ,be^ 
sonders in den untern Klassen, da die Erschöpfung im letzten Stundende 
tel schon gross ist. Zudem Verkürzung des sowjetischen Scnuljahres von 
21o-23o Tagen auf 18o wie Frankreich oder 175 wie die USA. Zudem als al 
gemeine Regel: "Mehr spielen, weniger büffeln 1 . " Demgegenüber finaen wir 
in Italien am Monte Giove ,in der Nähe von Florenz, in Barbiana ein Aus 
bruch aus dem Drill, ähnlich wie in Hellerup: der Dorfpfarrer sammelte i< 
jener Gegend alle"drop-outs", Mädchen und Buben, zu einer antiautoritäre 
Werk-und Arbeitsscnule,um den Lehrern zu beweisen, dass . der Fehler ione^ 
Schulversagens seiner Zöglinge ihnen selbst und nicht der. Kindern cnizu'j 
lasten istl 
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Stelle der Geburtshierarchie trat die lückenlose Leistungshierarchie. 
Im Gegensatz zur "permissiven" westlichen Gesellschaft besonders in 
Skandinavien und Amerika haben wir hier die reinste Form einer 
"repre ssiven" Gesellschaft, - also genau das Gegenteil von dem, was 
die westlichen "Progressiven" immer wieder von Russland behaupten 
(v.Krockow). Da der Mensch im kommunistischen Massenstaat nur nach 
seinem Produktionswert für die Allgemeinheit bewertet wird, zeigt 
sich schon bei der Schuljugend ein allzu ernster Lerneifer, wo Spon- 
taneität, freie Gruppenarbeit und Problemdiskussion beinahe ausge- 
schlossen sind. Der Staat nimmt der berufstätigen Mutter das Kind 
schon in der Krippe weg, dann folgt der obligatorische Kindergarten, 
die 4-jährige Grund- und die 4-jährige " polytechnische Einheitsschule" 
(seit 1958), die vor allem auf eine "praktische Intelligenz", auf 
mathematisch-naturwissenschaftliche und gesellschaftswissenschaftliche 
Fächer ausgerichtet ist. Der V/erkunterricht wird nicht als Vert an 
sich betrachtet, sondern ist, statt kunstgewerblich, bereits auf die 
Industrie technik ausgerichtet. Aus der Not wird eine Tugend gemacht: 
die physikalischen und chemischen Laborgeräte werden im "Werkunterricht 
selber fabriziert. Das 9. und 10. Jahr ist als 3eruf swahl jähr mit 
Betriebspraktika besonders stark berufsbezogen, und die Berufsbildung 
wird in der Regel wie in China "betriebseigen " organisiert. Für die 
Hochschulkarriere wird hier dagegen mit 1/3 ein mathematisch-natur- 
wissenschaftlicher Lehrstoff angeboten. Die "toten Sprachen" werden 
bewusst vernachlässigt, da sie als Denkschulung der Mathematik, dem 
Schachspiel usw. nachstehen und somit nur dem gesellschaftlichen 
Snobismus dienen! Diese bloss 10- jährige Vorbereitung zur Hochschule 
ist selbst für den übrigen Osten einmalig, der sonst durchwegs wie 
der Westen 12 Jahre dazu verwendet. 1957 gab es einen Entwurf für 
eine 12- jährige "Sinheitsmittelschule" unter der Devise "Sekundarer- 
ziehung für alle", doch fehlten die Mittel dazu. Dafür baute man nach 
unten aus: bis 1980 sollen alle Kinder mit 6 Jahren eine Vorschule 
besuchen. Die Lehrplankommission 1964 verzichtete aber auf weitere 
Strukturreformen, sondern befasste sich eher mit der " inneren Reform ", 
d.h. mit der Konzentration des Curriculums (Lehrplans) , mit Vorver- 
legung des Unterrichtsstoffs, zunehmender V/issenschaftsbezogenheit 
schon in der Grundschule und dem Einsatz technischer Unterrichtsme- 
dien. Dies, nachdem eine anfängliche Systemreform 1958 mit Verlänge- 
rung der Mittelschule wenigstens um ein Jahr und mit der Verlegung 
der Unterrichtszeit zu einem Drittel in die Produktion fehlgeschlagen 
hatte. Den oberen Klassen wurde also nur noch eine "berufsbegleitende" 
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allgemeinbildende Abendschule geboten: Diese Mythologisierung des 
ethischen Wertes körperlicher Arbeit, die wir auch bei den Chinesen 
wieder finden werden, führte zu einem allgemeinen Bildungsnotstand, 
der eben nun zu Curriculumreformen zwang. Aber auch hier blieb man 
beim traditionellen Klassen- und Versetzungssystem stehen und vermied 
es schon aus ideologischen Gründen, das " Klassenkollektiv" aufzulösen. 
Ebenso konservativ blieb der starre, für alle 10 Jahre der Pflicht- 
schule verbindliche Fächerkanon mit linearen statt konzentrischen Kurs- 
programmen und massiger Differenzierung. Vorschule und Stoffkonzentra- 
tion sollten eine Verkürzung der Primarstufe auf 3 statt 4 Jahre er- 
möglichen. Der "Produktionsunterricht " wurde an den Mittelschulen 1964 
wieder gestoppt , aber auüdie wissenschaftliche Ausrichtung des Lehrstoffs 
beim "polytechnischen" Unterricht aus antiintellektualitisch-ideolo- 
gischen Gründen wieder fallen gelassen (Scedrovickij) r und die human- 
wissenschaftlichen Fächer in die ausserschulische Zirkelarbeit ver- 
legt, denn "die Wissenschaften hätten keine einlinige Logik"! Andrer- 
seits könne man auf die bisherige zeitraubende ideologische Schulung 
zugunsten naturwissenschaftlich-technischer Fächer verzichten, da der 
marxistische Materialismus diesen ja immanent sei. Wichtig sei auch, 
" das Lernen zu lernen" (Humboldt) , da die Informationsmenge und die 
Pflicht zur Informiertheit rapid anwachse, die Inhalte rasch wechsel- 
ten, und die wissenschaftlichen Konzeptionen immer komplizierter und 
dem Durchschnitt nicht mehr zugänglich würden. Immerhin fanden wir 
schon auf der Grundschul stufe Versuche mit Mengenmathematik und Atom- 
physik, da das Abstraktionsvermögen der Jugendlichen grösser als er- 
wartet sei, und der bisherige konventionelle Rechenunterricht deut- 
lich auf eine bürgerliche Mittelschicht zugeschnitten war, - eine Er- 
kenntnis, die auch durch das "Frankfurter Projekt" 1967-69 von Prof. 
Bauersfeld erhärtet und vom Amerikaner Dienes wissenschaftlich be- 
gründet wurde. Aehnliche Erfahrungen machen unsre bernischen Versuche 
an der Sekundärschule mit der Mengenmathematik anstelle der traditio- 
nellen "angewandten" Additions-, Subtraktions-, Multiplikations- und 
Divisions- "Sätzlirechnungen " mit ihrem vielfach rein formalen und inso- 
fern "autoritären" Drill , während die "Neue Mathematik" die Grundfor- 
men des Denkens wie Vergleichen und Unterscheiden, Abstrahieren von 
Einzelmerkmalen usw. fast spielerisch übt. Aehnlich versucht man bei 
uns auch die Grammatik "logistisch" zu mathematisieren (Glinz u.a.), 
und die naturwissenschaftlichen Disziplinen historisch-genetisch einem 
wirklichen Verstehen zuzuführen, statt apodiktisch zu indoktrinieren, 
die Anthropologie durch Verhaltensforschung, Entwicklungs- und 
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Schichtenpsychologie zu vertiefen und dem praktischen Leben und 
seinen Problemen als "Lebenskunde" anzunähern. Nur sind solche Ver- 
suche der " inneren Schulreform ", die fast noch wichtiger als äussere 
Strukturänderungen sind, trotz relativ grosser Lehrfreiheit durch die 
kantonale Schulhoheit eingeengt. Hoffen wir also auf eine entschei- 
dende Curriculumreform anlässlich der interkantonalen Schulkoordina- 
tioni 

Eine merkwürdige Aufwertung erhielt auch die Musikerziehung als In- 
telligenzförderung in Ungarn , wo bereits in den Kindergartenjahren mit 
vielseitiger Instrumentalerziehung begonnen wird. Die Psychologie 
weiss, dass die Intelligenz von einem sensiblen vegetativ-affektiven 
Resonanzsystem (Thalamus, Limbisches System, Retikuläres System) ab- 
hängig ist, das die Innen- und Umweltreize entsprechend den jeweili- 
gen Organismusbedürfnissen nach der Lust-Unlustskala bewertet und die 
entsprechenden Reaktionen (über Hypothalamus-Hypophyse-Nebennieren- 
rinde) auslöst: "Es ist der Thymos, der den Logos trägt!" (Stransky). 
Die Musikalität beruht nun, z.T. wenigstens, auf einer besonderen Sen- 
sibilität dieses radarartigen Systems. '-Venn Intelligenz darin besteht, 
"to grasp complex relationship ", so ist Musikalität in diesem Sinne 
auch mit Intelligenz korreliert (Frigyes Sandor) . Vermutlich spielt 
bei der frühkindlichen Musikerziehung in Ungarn noch ein besonderes 
nationales Erbe, ein gewisser Nationalstolz und eine von Bartok be- 
gründete enge Verbundenheit mit der Folklore mit. Mangels solcher Er- 
kenntnisse wird dagegen bei uns der Instrumentalunterricht mit Block- 
flöten, Orffschem Schulwerk usw. des Kindergartens beim Schuleintritt 
regelmässig für ein Jahr unterbrochen, - angeblich, um die ABC-Schützen 
nicht zu überfordern (was natürlich weniger geschehen würde, wenn man 
die "sprachmimetische Geniephase" zwischen 4-5 Jahren zum Erwerb der 
Buchstaben und Zahlen benützen würde, worauf wir noch zurückkommen). 

Bedeutend trockener geht es in der " Einheitsschule " der DDR zu, die 
als für alle obligatorische " allgemeinbildende polytechnische Ober- 
schule " konzipiert ist und bis 1980, abgesehen von einem Jahr Vor- 
schule , vom 7. Lebensjahr an 10 Schulpflicht jähre umfassen soll. An 
sie schliesst sich entweder eine zweijährige Lehre mit Facharbeiter- 
abschluss an, der wieder Zugang zu einer dreijährigen Ingenieurschule 
gibt. Die Lehre kann darum kurz sein, weil schon in den ersten 6 
Jahren intensiver V.'erkunterricht gegeben wird, während der eigent- 
liche "polytechnische Unterricht" in der 7. beginnt (technisches 
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Zeichnen, Berufspraktika usw.) und zur produktiven Nutzanwendung des 
Schulwissens anleiten soll. Die früher noch stärkere Berufsbezogenheit 
des Unterrichts, die frühe berufslenkende Spezialisierung soll heute 
wieder mehr allgemeinbildend werden, um doch mobiler für Produktions- 
umstellungen zu sein. Begabte werden in der 9. Klasse (in "Vorberei- 
tungsklassen") für die "erweiterte Oberschule" und fürs Abitur ausge- 
zogen. Schon hier wird, ähnlich wie an den amerikanischen Colleges in 
Seminaren eine hochschulgemässe Wissensaneignung geübt, wobei etwa 70/O 
einen naturwissenschaftlichen, und 30^ einen fremdsprachlichen Zug 
wählen. Man will aber jene Vorbereitungsklassen mit der Zeit aufheben 
und so praktisch alle Schüler in einer totalen Gesamtschule zur 
"mittleren Reife" oder zum "Abitur" bringen. Um auch auf dem Land Fach- 
lehrer einsetzen zu können, fasst man dort mehrere Schulkreise zu 
"Zentralschulen" mit. Schulbus und Mensa zusammen. In der 5. Klasse be- 
ginnt als obligatorische 1. Fremdsprache Russisch, und in der 7. fakul- 
tativ als 2. Englisch oder Französisch. Ausserschulisch wird zudem in 
" Arbeit sgemeins chaf t en " auf "Olympiaden" in Mathematik, Schach usw. 
hingearbeitet. 90$<? der Jungschüler sind auch in der " Jungen Pioniere "- 
Bewegung, wo sie in einer materialistisch-atheistischen Einheitsweltan- 
schauung ideologisch noch besser verankert werden. Freilich wird die 
Wissenschaftlichkeit dieses geschlossenen, gradlinigen Weltbildes 
durch die unrealistische Konstruiertheit der marxistischen Dialektik 
gestört. Natürlich hatte Marx Kegel ja nicht "vom Kopf auf die Füsse", 
sondern erst recht auf den Kopf gestellt, indem er ein rein erkennt- 
nistheoretisches Prinzip "ontologisierte" Wie der Mathematiker und 
Logistiker Carnap mit Recht betonte, können wir die Umwelt begrifflich 
scharf nur in dialektischen Antinomien, in Gegensatzpaaren erfassen, 
aber "was dabei der Begriff an Umfang und Schärfe gewinnt, verliert er 
an Wirklichkeitsgehalt", denn die reale Welt kennt keine absoluten 
Gegensätze, sondern nur Uebergänge! Die Marxsche resp. Hegeische 
"idealistische" Ueberspitzung diente eben nur der ideologischen Ver- 
brämung der "proletarischen Diktatur". Diese innere Unredlichkeit des 
Marxismus führte also im Osten wieder zu einer ähnlichen Spaltung 
zwischen "Common sense" und offizieller Weltanschauung wie im Westen 

mit seinem christlich-wissenschaftlichen Dualismus. (Wir kommen darauf 
zurück. ) *) 
Die starke Einengung der Bildung auf produktionsbezogenes Sachwissen, 

die "produktionsgerechte" Berufsberatung und die klassenkämpferische 

Indoktrination s cheint jedenfalls die westdeutschen "Konvergenztheore- 
*)Als wir versuchten, eine Ostberliner Schule zu besuchen, wurde uns mitge- 
teilt, die -Regierung habe beschlossen, dass die Lehrer keine Schulbesuche 
wünschten, -eine geradezu zynische Antwort I 
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tiker" zu widerlegen, die über den 7/eg einer gemeinsamen Gesamtschule 
eine Annäherung von West- und Ostdeutschland erhoffen! 

Noch "berufsbezogener" und ideologisch verkrampfter ist natürlich die 
chinesische Schule , wo Maos "Direktive" vom August 1968 angeblich die 
"proletarische Revolution" im Schul wesen dadurch verankerte, dass als 
"Kulturrevolution" die bisherige "Dominanz der bürgerlichen Intelli- 
genz" in den Schulleitungen durch Einsetzung von Arbeiterräten aus be- 
nachbarten Fabriken gebrochen, und die Ausrichtung auf die industrielle 
Produktion totalisiert wurde. Damit wurde die Tendenz des "Revisioni- 
sten" Liu Chao-chi, im Schulwesen der intellektuellen Formation den 
Vorzug zu geben, endgültig aufgegeben. Als "Schulbeispiel" wurde dabei 
die Eroberung der 5. Sekundärschule von Lantcheou durch die Beleg- 
schaft der dortigen Giesserei gefeiert. In Maos "Direktive" vom 7. Mai 
1968 hiess es sogar: "Die Schulpflicht und der Lehrplan werden verkürzt" 
zugunsten einer reinen betriebsinternen "Drei-in-Eins"-Schulung, - auch 
eine Art "Gesamtschule", nämlich eine Kombination von Volks- und Be- 
rufsschule. Dieser totale " manpower approach " d.h. die Bildungsausrich- 
tung einzig und allein auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ist aber in- 
sofern auch wieder das Gegenteil der "Gesamtschulidee", als diese als 
"individual demand approach " umgekehrt die schöpferischen Möglichkei- 
ten des Einzelnen aktivieren, und die Chancen zwischen städtischer und 
ländlicher Bevölkerung, zwischen den Geschlechtern und zwischen bil- 
dungsfernen und bildungsnahen sozio-ökonomischen Schichten herstellen 

möchte. *) 
8.) 

In Deutschland waren es besonders der Berliner Senator Evers und Frau 
Minister Hamm in Niedersachsen und Hessen, die die Gesamtschulidee 
propagierten. Man begann in Hessen tastend mit einer Oberstufenreform 
(Förderstufen). Neuerdings hat aber der " Deutsche Bildungsrat " unter 
den 64 verschiedenen heutigen Gesamtschulmodellen ,wie erwähnt, 40 zur 
Schul versuchen ausgewählt und diese z.T. bereits in die Wege geleitet. 
Die weitgesteckten Pläne des Bildungsrats sind: eine zweijährige Vor- 
schule nach französischem Vorbild mit Frühlesen und -schreiben, dann 
Einschulung schon mit 5 und "Schulkindergarten" für Rücksteiler, eine 
10- jährige für alle obligatorische Gesamtschule, um so den Studienent- 
scheid energisch nach oben zu verschieben. Damit sollen die ja oft be- 
sonders begab tm Spätreifer, aber auch milieubenachteilige Arbeiter- 
und Bauernkinder als Begab tenreserven besser erfasst werden. Statt 
negativer Selektion als "Auslese " im Sinne der traditionellen . Aus- 

*J Siehe Beilagen 25ajDie chinessische l, Arbeit8Schule ,, nach Ums* Sturz. 

25b und c :Die Kibbutz3chulen ,die Kelorm 1968, 
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Beilage zu S.25 t Die chinesische "Arbeitsschule"nach Lius' Sturz . 
Die "Kulturrevolution" gegen Lius "revisionistische"Erziehungspolitik, 
die eine Annäherung an den Westen suchte, um Chinas internationale 
Konkurrenzfähigkeit zu retten, brachte eine völlige Proletarisierung 
der Bildungsziel eyiao-tungydie "Verpflichtung zu körperlicher Arbeit: 
verlegte die Mittelschulen Pekings in die industrielle und land- 
wirtschaftliche Agglomeration, wo sie mit Fabriken und Landwirt- 
schaftsbetrieben zusammengelegt wurden »denn bis zum Hochschulstu- 
dium gilt der Grundsatz? " Kein Studieren ohne produzieren ! "Theorie 
und Praxis müssen von Anfang an kombiniert werden, um die Ausbildung 
abzukürzen. "Wir vernichteten die Pädagogik, wo bürgerliche Intellek- 
tuelle die Schule beherrschten .Jetzt lehren und lernen die Bauern 
und die Arbeiter an eigenen Maschinen, auf eigenen Feldern, mit Koe- 
dukation und schliesslich mit einem dreijährigen Dienst mit 15/16 J. 
in der Landwirtschaft, der Industrie-oder der Armee(,was bevorzugt 
wird). Nicht Begabung, sondern Linientreue in den Augen des örtlichen 
Arbeiter-und Bauernrats entscheidet, ob man studieren darf .Beim Un- 
terricht wird 2o# auf Schulung im"Mao-Denken" , 5#f ür landwirtschafir 
liehe Arbeit, 5> für militärische Uebungen,7o# für Natur-und Ingeni- 
eurwissenschaften verwendet'.'Dieses Ausbildungsniveau genügt, um die 
Macht der Bourgoisie und ihres Elitedenkens zu überwinden", das die 
strengen Examina der Liu-Zeit anstrebten:nicht das berufliche Fort- 
kommen, sondern die bürgerliche Existenz hing von jenen Examen ab, 
die heute durch fast rein praktische Zwischenprüfungen ersetzt sind 
Mao ist eigentlich der Nachfolger des Konfuzius. 

Merkwürdigerweise fanden wir einige Analogien in Israel ; die enge 
Verknüpfung von Theorie und Praxis, von Schule »landwirtschaftlicher 
körperlicher Arbeit und Militärdienst für beide Geschlechter »gebo- 
ren aus einer Pioniersituation bei ständiger Bedrohung durch Nach- 
barstaaten. Ratlose Hippies gibt's hier praktisch keine. Diese jungen 
Leute, die3o#der Gesamtbevölkerung ausmachen (»weshalb Israel eine 
n junge"N a tion istl) »wissen, warum sie leben und arbeiten. Der enorme 
Bildungsunterschied der Einwanderer aus dem Osten, aus Jemen oder 
Westeuropa und Amerika erschwerte die Bildungspolitik enorm. Vor 2o 
Jahren wurde so mit Schweizer Hilfe das Kinderdorf " Kir.jath Jearim " 
unter Jehuda Klaus gegründet, das als "Sonder-Sonäerschule "die see- 
lisch und sozial geschädigten Konzentrationslagerkinder aufnahm. 
Später kamen Kinder aus den Entwicklungsländern dazu, die nie eine 
Schulbildung genossen hatten und so in die Normalschulen nicht in- 
tegriert werden konnten, Sie galten bisher als"dumm"und glaubten es 
schliesslich selber, aber hier konnten sie oft in 2 Jahren 7 Schul- 
jahre einholen l Heute werden 12-14-jährige Buben und Mädchen aus ge* 
Hcfaiedenen , verwahrlosten Familien für 2 Jahre auf genommen, um ihnen 
neben dem Schulwissen auch normales soziales Verhalten beizubringer 
und durch : Festigung ihree Selbstvertrauens ihre Aggressivität abzu 
bauen.8o-9o# konnten bisher als"geheilt" entlassen und ins Berufs* 
leben eingegliedert werdeniEin Schweizerisch-israelisches Gemein- 
schaftswerk,auf das die "Gesellschaft Schweiz-Israel stolz sein 
darf! Aehnlich feiert ja dieses Jahr unser "Pestaloz zidorf "in Tro- 
gen sein 25. jähriges Jubiläuml ~~~ 
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Beilage zu S.25. 

Die Schulen Israels» das Modell Kibbutz, Schule ohne Noten. 
Obgleich wir selber die Kibbutzimschulen Israels besuchten(und bewun- 
derten) .zitieren wir hier den Journalisten Rolf Häring aus Jerusalem: 
"Es gibt kaum einen Menschen, der nicht irgendeihmal mit den unangen 
nehmen Seiten der Notengebung Bekanntschaft gemacht hätte. Es gibt vie- 
le, deren seelische Entwicklung durch sie entscheidend gehemmt wurde. 
Denken wir nur an die zahlreichen weniger(oder nicht im schulischen 
Sinne) begabten Kinder, deren noch vorhandene Begabung durch den ständi- 
gen Notenvergleich mit intelligenteren Schülern restlos verschüttet 
Murdfi, oder an Schüler, deren vorhandene Intelligenz durch schlechte Mi- 
lieueinflüsse nicht zum Durchbruch kommen konnte. Daher heute der Ruf 
nach einer" Schule ohne Nuten" und ohne Relegationsdruck, deren Prakti- 
zierbarkeit und Erfolg aber gerade von Lehrerkreisen immer wieder an - 
gezweifelt wird. Bleibt der Lerneifer, die positive Lernmotivation 
ohne N ten-und Examensdruck erhalten? 

Diese Zweifel können durch einen Blick ins Ausland leicht beseitigt 
werden. Die "Schule ohne N ten M und Relegation existiert, und zwar seit 
Jahrzehnten in den israelischen KibbutzimsIErf olgreich werden dort 
die Schüler sämtlicher Intelligenzgrade in gemeinsamen Klassen wäh- 
rend zwölf Jahren unterrichtet. Noten, Zeugnisse und Sitzenbleiben sind 
unbekannt, wie an ihrem Vorbild, der amerikanischen "High School".Die 
Schüler werden über ihre Leistungen mündlich orientiert, gelobt oder 
ermahnt, wobei das Urteil des Lehrers im Verhältnis zu seiner effekti - 
ven Intelligen z und Begabung steht. Die Schüler leiden also nicht un- 
ter dem Vergleich ait intelligenteren Schülern oder einer willkürlich 
festgelegten "Leistungsnorm". Unbegabte Schüler sind nicht diskrimi- 
niert, begabte nicht unterfordert. Dadurch bleibt der Lerneifer, der 
bei fast allen Kindern natürlicherweise vorhanden ist, bei uns aber 
durch die elitäre, negative Selektion oft verschwindet, erhalten. Vor- 
handene Begabungen werden so gefördert und nicht verschüttet. Natür- 
lich gibt es auch in den Kibbutzschulen je nach Temperament eifrige 
und weniger eifrige Schüler. Doch eine Massenfaulheit und Schulmüdig- 
keit, wie sie bei uns so oft beklagt wird, existiert nicht. Die Schüler 
gehen zur Schule, weil sie den Sinn des Lernens verstehen und nicht, 
um Jagd auf Noten zu machen. Daher absolvieren(im Gegensatz zu unsern 
schweizerischen Verhältnissen) verhältnismässig gleichviele Kibbutzju- 
gendliche (vom Lande) die Universität wie Stadt jugendliche. 
Die"Schule ohne Noten"steht aber und fällt ,wie im Grunde jedes Schul- 
system, mit der Qualität der Lehrer ! Gerade die Kibbutzschule übt aber 
auf den Lehrer selber ebenfalls einen positiven Einfluss aus. Um den 
Schülern ein Maximum an Kenntnissen und geistiger Beweglichkeit mit- 
zugeben,muss er über bessere Methoden verfügen, als über die des auto- 
ritären Noten-und Relegationsdrucks. So hilft das PeHan der Noten nid± 
nur den Schülern, sondern bedeutet eine allgemeine Verbesserung der 
SchulelHier müssten auch bei uns Schulreformen ansetzen, statt sich 
in endlosen Diskussionen um Stundenplanfragen, audiovisuellen Unter- 
richt im Französischen usw. zu erschöpfen." 

Beizufügen wäre nur noch,dass die Kibbutzimschulen auch die soziale 
Integration in jenem Masse und in jener Form fördern, die die Staaten 
des Ostens fast völlig verpasst haben. ( Liegle) .Aehniche "antiautori- 
täre"Schulen wie Neills"Summerhill " gibt es neuerdings in East-Hill 
(Ithaka,USA)unter Herse und Dan Lee.Dass auch bei uns die Schulfreu* 
digkeit bei der Grundschule fast durchwegs noch vorhanden ist, hängt 
also offensichtlich damit zusammen, dass es hier nur halbjährliche 
"Schul berichte " gibt! Die Ausdehnung des"Schulberichtssystems" auch 
auf die Oberschule und die Mittelschulen würde also bereits Wesentli- 
ches an unsern Schulen verbessern! Aber der Lehrerschaft scheint eben 
die negative Lernmotivation mit autoritären Noten und Examen offen- 
bar" sicherer "-und bequemer, zumal angesichts der heutigen Jugendun- 
ruhe, die aber sicher zum grossen Teil gerade durch unse r >> repres8ive3 M 
Schulsystem bedingt sein dürfte! Das Gegenteil behauptet mix gerin- 
ger Ueberzeugungskraf t der Hauptgegner der Gesamtschule, Prof .^choeck, , 
ein konservativer Soziologe, in seinem Buch"Der Neid, eine Theorie der 
Gesellschaft", 1968 ,der als einzige Lernmotivation den Neid , das "Invi- 
de fortiter" und damit die " Schule des Neides"( *v.Hentig ) postuliert! 


Beilage: Die Schulreform 1968 in Israel . 

Im Jahre 194-9 wurde vom Knesseth(Parlament)das Schulgesetz für den 
unentgeltlichen obligatorischen Schulunterricht vom 5. (Kindergarten) 
bis 14. Alters jähr angenommen. Pur diejenigen Kinder, die bisher zu kurz 
gekommen waren, gab es einen obligatorischen Fortbildungsunterricht 
vom 14. zum 17. Jahr( abends und an freien Nachmittagen) .Der Kindergarten 
Unterricht wurde zur Erwerbung des Hebräischen besonders gefördert. 
Dann folgten 8 Jahre Gesamtschule und 4 Jpnre Mittelschule als allge- 
meinbildendes Gymnasium, als Berufsschule oder als Landwirt Schafts schu- 
le. 1965 absolvierten mehr als die Hälfte die gymnasiale Mittelschule. 
1953 bereits wurden die ursprünglich dem Volkswirtschaftsdepartement 
unterstellten Berufs-uno Landwirtschaftsschulen der Erziehunsdirektion 
zugewiesen, um ihren Standard zu heben unc ein unterschiedliches Beruf? 
Prestige zu vermeiden . Dank der Koedukation wurde auch die bei uns noch 
vielfach ungenügende und schlecht adaptierte Mädchenbildung zum Zwecke 
gleicher Berufschancen verbessert. Wie in den russischen Schulen wurde 
schon von der Grundschule an eine bewusste" Verwissenschaftlichung l> des 
Lehrstoffs und der Methodik angestrebt. Auf der Erziehungsdirektion sag- 
te uns eine Direktorin, sie wisse, dass in der Schweiz die Kind er "fromm, 
gehorsam und fleisoig"sein müssen, während sie in Israel, wie in der USA 
vor allem glücklich sein solleniiiur alle Semester gibt es einen"Schul- 
berichf'und nach dem 8. Schuljahr eine Testung in die erwähnten drei 
"Streams". Seit 1968 dagegen wird statt der Unterteilung 8-4 eine sol- 
che von 6-3-3 Jahren im Sinne der amerikanischen" Junior und Senior 
High School" empfohlen, wobei also schon nach 6 Jahren Gesamtschule mit 
einer drei jähri^en"Orientierunsstufe " ein A-B-C-Streaming angebahnt 
wird. Bereits gibt es heute 6o solcher" Comprehensive Schools" .Dazu lo 
verschiedene Arten von Sonderschulen, -insgesamt 1816 an Zahl, die be- 
sonders auch die"minimal brain damaged children",wie Legasthenie usw. 
erfassen. Statt veralteter "Handarbeit "wird dabei schon früh, auch bei 
Hilfsklässlern,an technischen Maschinen usw. gearbeitet, um eine spätere 
Selbsterhaltung anzustreben. Statt das Lernen durch Notendruck negativ 
zu konditionieren und so eine frühe "Schulmüdigkeit "zu züchten, wird 
in Israel angewandtes, pragmatisches staxt"historisches"Wissen vermit- 
telt, Mathematik wird an einer fingierten Bank geübt, Schulgartengemüse 
wird am Markt verkauft, das Leben in der Gemeinschaft im Sommerlager 
wie im Kibbutz geübt, in den Berufsschulen der ORT ( analog unsern Lehr- 
werkstätten) werden verkäufliche Maschinen hergestellt, wird an defek- 
ten Autos repariert usw. Die bei uns noch immer überwiegende "Meister- 
lehre"kommt nur für ganz Schwache in Präge mit 1 Schul tag pro Woche. 
Im obligatorischen Mitlitärdienst wird die Schulung systematisch fort- 
gesetzt, Vor allem wird ein" mittleres Kader" (practical engine er in,? ) he- 
rangebildet, das die heute so wichtie Lücke zwischen Facharbeiter, Tech- 
niker und Ingenieur ausfüllt. An der Ingenieurschule "Technion"in Haifa 
gilt das Punktesystem wie in USA. Dieser 5?- jährigen Ausbildung steht 
die Erwachsenenbildung als 2.Bildun^:sweg an Abendtechniken(4 Jahre)unc 
Tagestechniken(2 Jahre) zur Seite. Die wissenschaftliche Forschung ge- 
schieht am Weizmanninstitut in Rehovoth,die LehrerbildungCmit Matura 
für alle als Obligatorium!) an den pädagogischen Fakultäten der Univer- 
sitäten in Jerusalem, Tel Aviv und Bar Ilan und an ca. 45 Seminaren mit 
2-3 jähriger Dauer mit universitärem"Retrainihg".Für die Senior High 
School benötigt der Fachlehrer einen akademischen Titel. Weitere Fort- 
bildung wird mit Besoldungsverbesserung nach"Points"belohnt. Damit soll 
zuleich die erwähnte "Verwissenschaftlichung ,,M der Schule nach Frau Pntf 
Poiliakoff angestrebt werden. Interessant sind auch die"Youth Villages" 
für Waisenkinder nach Dr. Lehmann, Vorläufer des Pestalozzidorfes. Ebenso 
das "International Cultural Youth Center"Dr.Jaeckels,das durch leben- 
dige Völkerkunde das internationale gegenseitige Verständnis schon bei 
der israelischen und arabischen Jugend einpflanzen will, denn, wie Lich- 
tenberg einmal meinte: "Wenn man ein Volk näher kennen gelernt hat, kann 
man es nicht mehr hassen." Auf der andern Seite' halten die Araber die 
5oo.ooo dank induzierter Panik geflohenen Palästinenser unter Quaran- 
täne in den UNRWA-Lagern(ohne Arbeitsbewilligung) , um aus ihnen die El 
Fatah zu rekrutieren. Jedenfalls: der fridcne »praktiscne Lernwille aer 
jungen Israeli sticht gegen den arabischen Fatalismus, wie gegen unsre 
zunehmende schweizerische"Schulmüdigkeit"bei Schülern und Lehrern gantf 
gewaltig ab. Besonders die im Lande geborene zweite Generation, die "Sab- 
res" .eine vitale Völkermischung("Disteln")weiss genau t was sie will. 
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scheidungsexamen der Standesschulen soll durch Begabungstests eine 
positive Selektion als "Förderung" einseitig Begabter versucht werden. 
Dabei müsse die sog. " praktische Intelligenz " gegenüber der bisher 
überschätzten "theoretischen" aufgewertet werden, zumal sie heute von 
der Wirtschaft und der Technik her sogar mehr "gefragt" ist, - eine 
Tendenz, die wir schon bei der russischen "polytechnischen Mittelschule" 
fanden. Wie die Russen , wollen auch die Deutschen und die Amerikaner im 
"Zeitalter der Automation" heute eine "Armee von Ingenieuren" aufstel- 
len! Dank ihrer pragmatischen Einstellung und ihrer bereits 100-jähri- 
gen Gesamtschule ergab sich zwischen Amerika und Europa bereits ein 
schwer einzuholender "technological gap" . Dass dabei durch das Gesamt- 
schulsystem eine gewisse Nivellierung in Bezug auf "Spitzenleistungen" 
und auf universelle "humanistische" Allgemeinbildung im Sinne von Hum- 
boldts in Kauf genommen wird, hängt auch noch damit zusammen, dass in 
diesen Grosstaaten nach dem 2. Weltkrieg eben ein allgemeiner Bildungs- 
notstand herrschte. Durch das Gesamt Schulsystem wurde eine grosse Brei - 
tenwirkung erreicht, die wir also in der Schweiz nicht in gleichem 
Masse nötig haben. Dazu kommt, dass gerade Amerika nie so traditions- 
gebunden war wie Europa, und dass dort der "geisteswissensc'haftliche 
Humanismus" des Humboldtschen Bildungsideals nie derart wie bei uns dem 
Pragmatismus der Naturwissenschaften übergeordnet war. Unsre traditio- 
nelle Hochschätzung der Antike geht ja noch auf die renaissantisch- 
humanistisch-reformatorische Emanzipation der Wissenschaft von der Be- 
vormundung durch die Kirche in der Scholastik zurück. Selber im Grunde 
noch traditiongläubig, berief man sich damals eben auf die noch ältere 
heidnische Kultur der Antike. So wurden die alten Sprachen zur interna - 
tionalen Wissenschaftssprache , eine Funktion, die heute längst Mathe- 
matik und Englisch übernommen haben. Als Besatzungsmacht üben nun die 
Amerikaner bis heute in Deutschland einen bewusst vielfach abgelehnten, 
unbewusst aber umso stärker wirkenden pragmatistischen Sinfluss bis 
ins Schulwesen aus, was eben, zusammen mit dem schwedischen Beispiel, 
zur Gesamtschulpolitik nicht nur der SPD und FDP, sondern selbst der 
CDU führte. Damit hofft der Deutsche Bildungsrat nicht nur den "tech- 
nical gap" zu überbrücken, indem er das heute vielfach fehlende tech- 
nische mittlere und höhere Kader ergänzt., sondern bis 1980 auch die Zahl 
der Hochschulabsolventen für die Grundlagenforschung zu verdreifachen, 
wobei besonders der Anteil aus Arbeiterkreisen von 5,2$ (1959), ähnlich 
wie in Schweden (20$) oder Amerika (31$) ansteigen dürfte. 

Unser schweizerische Prozentsatz der studierenden Arbeiterkinder liegt 


- 27 - 

bei 5,5$ (1959)1 Schon im Gymnasium finden wir z.B. in Bern nur 10?o 
Arbeiterkinder.Bereits beim e rsten Ausscheidungsexamen nach 4 Jahren 
verbleibt etwa die Hälfte in der Primarschule, etwa 40# bleiben in 
der Sekundärschule und nur etwa 1% erreichen im Gymnasium die Matur- 
reife J Trotz des eidgenössischen Mittels von 5-6 Jahren für die erste 
Ausscheidung haben wir in 3ern,wie in Basel, noch immer das vierte 
Schuljahr als Schnittpunkt ,- eine unmöglich verfrühte Auslese t Dazu 
kommt, dass man in Bern den einstigen prüfungsfreien Uebertritt auf 
Grund der Erfahrungsnoten 1959 abschaffte, da die Primarl ehrer angeb- 
lich zu einseitig bewerteten, sodass nach dem Probequartal allzu 
viele Rücksteller resultierten. Das nun für alle obligatorisch er- 
klärte schriftliche Uebertrittsexamen in Rechnen und Aufsatz wurde 
aber derart verschieden in den einzelnen Quartieren gehandhabt, dass. 
man für 1969 einen einheitlichen Prüfungsmodus einführte; aber die 
einzelnen Schulkommissionen sorgten dann wieder für den "regionalen 
Ausgleich" mit sehr unterschiedlichen Bewertungen! Zudem kann bei 
diesen drillbaren "Sätzlichrechnungen" nie von einer Intelligenz- 
prüfung gesprochen werden, da es um ein blosses Manipulieren mit 
Schablonen geht. Ebenso formalistisch und einseitig ist in der Regel 
die Auf satzbeurteilung , wobei die angeblich "schöpferische" Phantasie 
überwertet wird. Man hat in Deutschland Schüleraufsätze von Schrift- 
stellern und Deutschlehrern aus verschiedenen Gegenden beurteilen 
lassen und eine unglaubliche "Streuung" in der Bewertung gefunden. 
Wie sagte doch Schopenhauer: "Dichter ist man nicht ohne einen ge- 
wissen Hang zur Verstellung"! Warum sollte dokumentarische Sachlich- 
keit in einem Schüleraufsatz wertloser sein, als wildes Fabulieren, 
nur weil dieses, wie "Dichtung" überhaupt, emotionell mehr erregt? 
Dass Arbeiterkinder beim Aufsatz fast regelmässig zu schlechteren 
Noten kommen, hängt auch mit ihrem bescheideneren Wortschatz zusam- 
men, den sie von Zuhause mitbringen. Meist sind beide Eltern berufs- 
tätig, und ihre Arbeitswelt ist konkreter als diejenige Intellek- 
tueller. Ihrer Sprache fehlen die Abstraktai Zudem: Hochdeutsch ist 
gar nicht, wie es im Pensum fälschlich heisst, unsere "Muttersprache", 
sondern die erste Fremdsprache, sodass z.B. welsche, tessinische oder 
Fremdarbeiterkinder bei uns von vornherein dadurch handicapiert sind, 
dass sie neben dem Schulhochdeutsch noch den Dialekt (in der ersten 
und zweiten Klasse) lernen müssen*) Kurz: der prognostische Wert der 
traditionellen Uebertritt sprüfungen ist gering und stellt als Mass 

*)Wir konnten gelegent.1 ich Auf satzkorrekturen .entnehmen, dass auch für 
unsre Lehrer Z.T.Hochdeutsch eine"Fremdsprache; , und ihr Sprachgefühl bei 
den"Klassikern"stehen geblieben ist. Briefeschreiben uiia sachliche Serie** 
erstattung dürfte doch" wohl f : ira spätere Leber, wichtiger sein als die aT- 
geblich M schö'pferi:>che"Phantasierein Relikt aus Fröbels Kindergarten' 
Und gegen Dudens"Schreib-und 5pracndummneiten"protestierten schon mein 
Grossvater, weiland Germanistikprofessor in Bern, und K.S . Rotzler. 
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auf eine Art " Durchschnitt sintelligenz " ab, die es gar nicht gibti 
Man behauptet zwar, man trenne dabei einen "theoretischen" Begabungs- 
typ von einem "praktischen" und nimmt zugleich wertend einen linearen 
Anstieg von der bloss praktischen zur theoretisch-abstrakten Intelli- 
genz an. Intelligenztests in Primär-, Sekundärschulen und Gymnasien 
zeigten aber eher horizontale Verteilungskurven, d.h. nach Elmgren, 
Robinsohn und Thomas korrelieren praktische und theoretische Begabung 
in der Regel positiv 1 Vor allem ist auch der Unterricht und die Aus- 
lese in "Jahrgangsklassen " ein nach heutigen Erkenntnissen veraltetes 
Schema: es gibt keine "Jahrgangsdurchschnittsintelligenz "1 Nach Furck 
ist es eine reine Fiktion, dass "alle Schüler in jeder Stunde in allen 
Fächern in gleicher Weise vorankommen sollen". Bei diesem traditionel- 
len Klassenunterricht werden die Schwachen über- und die Begabten 
unterfordert! Ebenso sinnlos ist dann auch das Sitzenbleiben im Jahr- 
gan gsrhvthmu s , auch wenn der Schüler infolge einseitiger Begabung nur 
in einem Einzelfach versagte. Was hier an lebenslanger Entmutigung, an 
seelischen Traumen, an Minderwertigkeitskomplexen verursacht wird, 
kann man manchmal den Biographien berühmter Männer entnehmen, denn 
"Musterschüler" leisten später selten etwas Aus sergewöhnliches, da sie 
sich wohl beim Schuldrill zu sehr verausgabt hatten. Daher auch die 
Zunahme der "schulbegabten" Mädchen bei den bisherigen Uebertritts- 
examen, da sie von Natur aus "drillbarer" sind!*) 

In diesem Sinne will also die Gesamtschule als "Demokratisierung" und 
"Individualisierung" die Chancengleichheit verwirklichen, den autori- 
tären Drill durch Verbesserung der Lernmotivation mittels Wahl- und 
Neigungsfächern abbauen, die Begabungsreserven der Spätreifer und Ein- 
seitigbegabten durch Hinausschieben des Berufs- und Studienentscheids 
erfassen, dem verschiedenen Lerntempo durch Auflösung der Jahrgangs- 
klassen in Leistungsgruppen (^Flexibilität") und durch verbesserte 
" Durchlässigkeit " von einer Stufe zur andern entgegenkommen. Die pein- 
lichen "blauen Briefe" verschwinden und das hochnotpeinliche Noten- 
system wird durch blosse Buchstabendiagramme ersetzt, da die Niveau- 
kurse mit A, B, C usw. bezeichnet werden. So kann ein sprachbegabter, 
aber mathematikschwacher Schüler im ersten Fächerbereich in der Gruppe 
A, im letztern aber in Gruppe C sein usw., und an die Stelle der Repeti- 
tion eines ganzen Jahres tritt ein blosser, semesterweiser Kurswechsel? 31 } 
Das breite Angebot an Wahl- und Neigungsfächern, und verbesserte Lehr- 
methoden mit Sprachlabor, programmiertem, ausdiovisuellem Unterricht 
usw. steigern die Lernfähigkeit und bauen so das Vorurteil der alles 

*) Siehe Beilage S.28a. 
**) Siehe Beilage S.28b. 
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Beilage zu S.28. 

Auf Grund einer Erhebung der zürcherischen Erziehungsdirektion , die den 
geringen Aussagewert uiserer traditionellen Prüfung s verfahren eindeutig 
nachwies, erli essen wir ein analoges Rundschreiben an alle Vorsteher 
und an den Rektor des bern. Untergymnasiums, um den Aussagewert der"Em- 
pfehlungen,Erfahrungs-und Examensnoten und des Probequartals beim Ueba 1 
tritt ins Untergymnasiums zu eruieren und damit einen Gesamt schul ver- 
such im Sinne der( inzwischen akzeptierten)Motion Theiler zu motivleren. 
Meine Enqu§te wurde ganz einfach sabotiert, und als ich einen Schulbe- 
such mit "Manöverkritik "an die betreffende Schulkommission unternahm, 
ging eine wilde Kampagne gegen den seine (bisher rein"administrativ"ver- 
standenen)Komptenzen überschreitenden Schuldirektor in der Presse los. 
In der Antwort auf entsprechende Vorstösse im Stadtrat durch die kant. 
Erziehungsdirektion und den Gemeinderat wurde aber unmissverständlich 
zum Ausdruck gebracht, dass laut Art.77,Abs.3#Art.8 des bern.Mittelschul 
gesetzes und laut Art.lo9»Abs.l5 der Ausführungsbestimmungen zum Ge- 
meindegesetz die Schul direkt! on berechtigt sei, im Bereich der Mittel- 
schulen Reformen vorzuschlagen, zumal er vom Stadtrat bei der Motion 
Theiler ausdrücklich damit beauftragt worden sei. Diese heftige Reak- 
tion von Lehrerschaft und Schulkommissionen bewiesen deutlich, dass das 
Prüfungssystem den Angelpunkt zwischen altem und neuem Schulsystem dar- 
stellt: soll die Lernmotivation weiterhin durch Noten-und Examen sdruck , 
also durch die "äussere" Lehrerautorität rein negativ erzwungen werden« 
Oder soll unter Aufgabe dieser veralteten Prüfungssysteme dadurch eine 
positive Lernmotivation gesucht werden, dass der Lehrer, statt unendlich 
viel Zeit und Kraft mit Korrekturen und Zensuren zu verlieren , versucht» 
im Sinne von Leonards"Erziehung durch Paszination" echtes Schul erinterg 
se durch Aktualisierung und Visualisierung des Lehrstoffs zu wecken. Da 
dies jede Routine verunmöglicht,wird die Beanspruchung des Lehrers na- 
türlich grösser. Vor allem aber wirkt " Aestimation "(Klaesi) «also Be- 
lohnung statt Straf e( Skinners "positive reinforcement" ) verstärkend auf 
Motivation und Lernerfolg, ztLnal bei schwächeren Schülern,wo die tradi- 
tionelle Not endruck- und Wettbewerbssituation oft zusätzlich lähmt IKap- 
peler machte in"Erzieher ohne Lächeln"auch auf die grosse Bedeutung de3 
"antiautöritär"und kontaktfördernd wirkenden Humors aufmerksam. Geradezu 
sadistisch war ja seit je die Körperstrafe mit dem traditionellen Rohr- 
stock und der ausgerechnet auf Weihnachten ausgehändigte ominöse"Blaue 
Brief'an die ElteralDie alte" Zwangsschule" bildete auch ausgesprochen 
asoziale Charakterzüge wie Strebertum, Minimali smus , Examensbe trug bis 
zur Kriminalität bekannter französischer Maturitätsmassenbetrug,kürzli- 
che Ermordung eines japanischen Diplomschwarzhändlers usw.) aus und 
liess wertvolle Instinkte wie Kameradschaftlichkeit, auch gegenüber 
Schwächern, geistige Selbständigkeit, Initiative usw. verkümmern. Ja sie 
richtete wertvolle zartere Naturen zugrunde (Stefan Zweigs Autobiogra- 
phiel), indem sie"die Schüler trennte, statt sie einander näherzubringen« 
bevorzugte und benachteiligte, statt sie zu fördern", wie H.Staehelin in 
"Von der Pflicht zum Recht auf Bilciung "schreibt.Aehnlich sind die 
"Hauptvorwürfe an unser Schulsystem "der "Arbeitsgruppe Schule Bern" : 
"Die Notengebung als praktisch einzige Lernmotivierung schafft in vie- 
len Kindern eine permanente Schul angst . Unsre Schule ist damit ein Herd 
psychischer Leiden, die natürlich auch die Leistungsfähigkeit hemmen. 
Unsre Schule bringt durch die dauernde Unterdrückung der Bedürfnisse 
und spontanen Interessen den natürlichen Wissensdurst der jungen Men- 
schen zum Verschwinden una erreicht durch die Stoffüberschwemmung,dass 
kaum etwas Bleibendes resultiert. Unsre Schule lässt dem Schüler keine 
Zeit »Probleme zu sehen. Sie hat aucn kein Material zur Verfügung, ihn 
Probleme selbständig und kritisch bearbeiten zu lassen. Sie unterdrück! 
von Anfang an alles Spontane und Persönliche im Kind, besonders das 
Schöpferische im Kunstbereich. Unsre Scnule verunmöglicht durch Noten-, 
Stoff-und Stundenplanzwang,wie durch Arbeitsüberlastung des Lehrers, 
ein achtendes, helfendes, demokratisches Verhältnis zwischen den Schü- 
lern und vor allem auch zwischen den Schülern und dem Lehrer. "(R.Kreb^ 
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Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich , dass auch reform- 
freudige »initiative Junglehrer, die eine wirkliche Berufung zum 
Lehrer hätten, fluchtartig unsern Schuldienst verlassen und den Platz 
"Verlegenheitslehrern"überlassen. Typisch sind auch die Berichte der 
bernischen una. amerikanischen" Austauschschüler " , die einhellig für 
das freiere und wirklichkeitsnahere "High Schoolsystem" eintreten. AT? 
ein solcher Schüler K.im Maturitätsaufsatz gar die Schweiz als Gan- 
zes zu kritisieren wagte, strich Gymnasiallehrer Dr. K. sämtliche 
"Negationen "mit Hotstift zusammen und malte ein"ungenügend "darunter. 
Sie Tochter eines Austauschprofessors wurde als"unreif "sogar für die 
Sekundärschule Bern befunden, absolvierte ab er seither in Basel die 
Latein-Griechisch-MaturiAls Hauptmerkmal der amerikanischen Schule 
wurde immer wieder angegeben: es wird gefragt, in Frage gestellt und 
darüber ohne"präzeptoriscnen Meinungsterror"diskutiert: "Let" s agree 
to difx'er"l 

Um auf die eingangs erwähnte Zürcher Studie unter U.P.Trier zurück- 
zukommen: Die Frage" Kann mit den bis .letzt verwendeten Aufnahme p ruf un 
gen eine befriedigende Vorhersage des Schulerfolgs getroffen werden? 
musste mit einem eindeutigen "Nein "beantwortet werden. Von den 2o# 
schlechtesten Schülern schlössen trotzdem Zweidrittel die Mittel- 
schule erfolgreich abiVon den 2o# der Besten dagegen auch nur 9o$. 
Beim Uebertritt aus der Primar-in die Sekundarstufe ist die Vorher- 
sage besonders schlecht, am schlechtesten bei den mündlichen Prüfun- 
gen. Trier empfiehlt daher ,die Erfahrungsnoten gleichwertig zu be- 
rücksichtigen und das Gewicht der mündlichen Prüfung einzuschränken. 
Ferner sollten die betreffenden Stufenlehrer besser zusammenarbeiten 
und in Grenzfällen oder bereits als Orientierungshilfe Tests heran- 
ziehen. Vor allem könne aber nur eine "strukturelle Reform der Ober- 
stufe Verbesserung bringen, nämlich eine Leistungsdifferenzierung 
nach Fächern, womit die punktuelle, auf wenige Weichenstellungen ein- 
geengte Auslese abgelöst werden kann durch eine"sequenzielle",d.h. 
über längere Zeit sich erstreckende und die faktischen Lernerfolge 
berücksichtigende Auslese bei erhöhter Durchlässigkeit": mit andern 
Worten: nur die "integrierte Gesamtschule bringt hier einen wesentli- 
chen Fortschritt! 

Zu ähnlichen Resultaten kam eine Untersuchun^" Testerfahrung gegen 
S chule r fahrung " an 4ooo Schülern in Baden-Württemberg 197o. Dabei ver- 
glich man auch die traditionellen Leistungsorofile der drei klassi- 
schen Schultypen und ordnete die Testergebnisse mithilf e von Wahr- 
scheinlichkeit sberechnungen diesen drei Stufen zu. Dabei ergab sich 
ein ganz neue Klassifizierung der Schüler, c-ie mit der effektiven 
"nur teilweise übereinstimmte". Aus den Biographien berühmter Männer 
wie Bernard Shaw unc Churchill wusste man eigentlich lnst,dass"Schul 
versager"nicht dumm sein müssen. Nach der Studie Dr. Neunheuser, Neuss, 
an loo Schülern fanden sich unter den Schul Versagern sogar sog."In- 
telligenzbestien"mit einem IQ von 1401 "Die sachorientierte Zucht 
tritt in der Schule in den Vordergrund, aber diese logisch-systemati- 
sche Denken ist nicht jedermanns Sache". "Versagen in Mathematik und 
Latein sin:;, hiemit hinreichend erklärt. Zweifel bleiben aber an einem 
System, das zwischen schulischer Begabung und allgemeiner Intelligenz 
soweit"unterseheidet, l dass intelligente Kinder das sog. " Klassenziel" 
nicht erreichen, was in vielen Fällen nicht den Kindern, sondern dem 
Klassenziel anzulasten ist. "Nur eine geringe Verbesserung dürfte die 
vomDeutschen Bildungsrat empfohlene Ersetzung des Notensystems 1-6 
durch ein " Punktsystem " sein. Man vergleich dagegen das" Pia;?ioseblatt" 
der"Gesamtscnule "(S.28 d) .Freilich:auch die zusätzlichen Tests sind 
kein Allerheilmittel, wie Gross in"Die Seelentester"und Loos in"Ter- 
ror der Zahl, Quantitatives Denken gegen qualitatives Werten" nachwie 
sen. Schon 1924 wies eine schwedische Studie mit " Kombinationstests" 
in "Batterien" an looo Schülern in schwedischen Mittelschulen eine 
verdächtig geringe Korrelation der Tests untereinander nach.wobei 
die Mädchen auffällig die Buben überflügelten . ( S.H.ielt) Die Variatio- 


-nen aer menscii±icuen--j.ntex.i.ifcenz"amu oifenoar so reicnnaxtig,d.ass 
sie die ausfürhlichste"Testbatterie" nicht einzufangen vermag, zumal 
bei jedem Test zufällige" Tagesreste "eine enorme Rolle spielen, die 
die Assoziationen mitbahnen. 

Zum Sohluss eine Satire des Lehre rs W. Jud( "Schweizer. Lehrerzeitung" ) 
über die tradi ti onell en ExämehsTragen unserer schweizer Schulen: 
"Pur einmal möchte ich nicht die Aufnahmeprüfung als solche in Frage 
stellen, sondern bloss den Inhalt einer Prü fung kritisch unter die Lupe 
nehmen: Aufnahmeprüfung der Sekundärschule 1969 :A. Deutsch, Dikt at: 
"Der Dachs. Dem Namen nach kennen ihn alle.Aber gesehen haben ihn nur 
wenige. Er ist nämlich ein nächtliches Tier.."Müsste man da nicht sagen 
im Gegensatz zum Dachs sei der Kuckuck ein"tägliches"Tier?" 
Formübungen: "Setze das bestimmte Geschlechtswort ein:Hole mir... Blei- 
stift aus der Manteltasche. Hebe auch.. .Lineal vom Boden auf. "Wieder 
ein typisches Beispiel, wie man Sciniler"erwiecht n ,denn der Schweizer 
sagt im Gegensatz zum Duden "der"statt das Lineal. 
" Was passt zusammen ? 

Draufgänger unversöhnlich Feind dumm 

Esel rücksichtslos - Alte schnippisch 

Dämchen zudringlich Kerl heimtückisch 

Maske gemein Gans störrisch 

Falschspieler griesgrämig 

Wozu soll das gut sein, wenn nicht zur Vertiefung des Clichedenkens? 
"Ersetze das Fremdwort durch ein deutsches: "Jetzt kommt mir eine Idee. 
Ich lasse die Füllfeder reparieren. "Uo cnmals wozu?Wollen wir deutscher 
sein als die Deutschen, die sich nicht scheuen, jemandem eine "Chance "zu 
geben! 

.Lesen: "Ein Knabe ging in der Stadt von Haus zu Haus, klingelte an den 
Wohnungstüren und bot Sträusschen feil. Er hatte die Blumen vor der 
Stadt gepflückt. Er trug den Arm in einer Schlinge und klagte vor den 
Türen, der Arm sei gebrochen, und zu Hause habe er eine kranke Mutter, 
einen arbeitslosen Vater und viele Geschwister. Die Frauen hatten Erbai 
men und kauften. ."Wieder eine typische Lesebuchgeschichte mit(doppel- 
ter?)Moral.Der arbeitslose Vater ist besonders aktuell in einer Zeit., 
wo mehr als eine halbe Million als Gastarbeiter bei uns arbeiten. Waran 
sucht man sich nicht gute Texte aus Zeitungen, aus dem Lesestoff , mit 
dem sich alle Schüler .eirjaal auseinandersetzen müssen?" 
Berüchtigt sind auch die Fangfragen in Form sogenannt er " Sät Zurech - 
nungen" , die auch inhaltlich meist an den Haaren herbeigezogen sind 
und oft ein derart schlechtes Deutsch aufweisen, dass das Haupthinder- 
nis das Auffinden der Meinung des "Verfassers"darstellt. Welch* verbo- 
gene Schulmeisterpersönlichkeit mag hinter diesen"Artefakten" stehen? 
Besonders grotesk sind die Zensuren, die im F ach '^Aufsatz "unter dem 
angeblichen Intelligenzmasstab"schöpferische Phantasie ,r gegeben werden, 
Während in unserem extravertierten "optischen Zeitalter", wo das ge- 
sprochene Wort mehr und mehr durch das Bild verdrängt wird »eine 
sachlich-objektive und knappe Wiedergabe am angepasstesten ist, gilt 
im Schulbereich noch immer eine Blümchensprache mit Biedermeiermeta- 
phern als wünschenswert. Gewandte Schüler merken einmal rasch, wie es 
ihr Deutschlehrer serviert haben will, während die aufrichtigen leiden 
müssen. Und dann erst die Tücken des Dialekts, von denen der Duden 
keine Ahnung. hat, weshalb man eben Hochdeutsch als 1. Fremdsprache und 
nicht mehr als "Muttersprache "für unsre Kinder bezeichnen und bewerten 
sollte .Von der Datenschinderei in der Vaterlands- und Weltgeschichte 
wollen wir hier gar nicht reden. Eine Curri culumr ef orm im Zuge der 
interkantonalen Schulkoordination müsste daher an erster Stelle ste- 
hen, da unsre Lese-und Geschichtsbücher eben in Gotthelfs Stube, im 
autarken Agrarstaat des 19. Jahrhunderts' und bei einem kitschigen 
Ahnen-und Scnlacntenkult stecken geblieben sind. Mit Jakob Burckhardt 
sehen so unsre Schullesebücher noch immer den modernen "techniscnen 
Menschen ohne wahre Grösse", und mit Oswald Spengler sehen sie xn der 
Zivilisation den grössten Feind"echter Kultur"! 

Die Ges amtschule dagegen bringt gesell schafts-und gegenwartsbezogene 
neue Fächer wie Sexualerziehung, Medienkunde, Umweltschutz, Konsumenten- 
erziehung, lebendige Staats-und Wirtschaftskunde für beide Geschlechtes 
und vor allem-, eine r ir,n a at.7.Hnh fi Versachlichung und Verwissenschaft; 
lichun g des Lehrstoffs schon von der Elementa rstufe an: Dafür gibt 
sie die zeit-und ■ kraftverbrauchenden Korrekturen und Zensuren als 
minderwertige negative Lernmotivation auf! 
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entscheidenden "erblichen Begabung" ab. Es hat sich eben längst ge- 
zeigt, dass Neigung noch wichtiger als Begabung ist, - man denke an 
das kompensatorische Rednertalent des sprachbehinderten Demosthenesi 
Besonders der im Zeitalter der Automation wichtige " Arbeitscharakter " 
hängt stark von der Berufsneigung ab! Der " Kernunterricht " im Klassen- 
verband oder in einem erweiterten " Gesamtunterricht" in den allgemein- 
bildenden und gesellschaftswissenschaftlichen Fächern dient der Er- 
ziehung zur Gemeinschaft , der " social adaptation ", die für den Lebens- 
erfolg, die " socia}|efficency " eben besonders wichtig ist. Die Gruppen- 
arbeit bereitet das wissenschaftliche " Team work " an der Hochschule 
vor. Das Wahl- und Neigungsfächersystem garantiert dem Schüler und 
seinen Eltern auch ein wichtiges Mitspracherecht. Auf der andern Seite 
löst das " Team Teaching " besonders im Kernunterricht (z.B. Erdkunde, 
Geschichte, Gesellschaftskunde) als thematischer "Projektunterricht" , 
(wobei also mehrere Fachlehrer ein gemeinsames Thema, eine Epoche be- 
handeln,) das autoritär-einseitige Klassen- und Einlehrersystem ab. 
Wöchentliche Lehrerkonferenzen dienen der gegenseitigen Abstimmung der 
Lehrpläne wie der kollegialen Schulleitung. Der Elternrat besitzt in 
jedem Schulhaus ein eigenes Sprechzimmer, damit die Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Elternhaus intensiviert wird, während bei uns hier 
nur die politisch gefärbten resp. verfärbten "Schulkommissionen" mit- 
reden, und zwar oft mit ungesunden Kompetenzen (Lehrerwahlen, Beur- 
teilung der Uebertrittsexamen usw} Und betonter Reformfeindlichkeitl 

Jedenfalls löst also in der Gesamtschule das Fachlehrerprinzip den 
Einmannbetrieb des "pädagogischen Handwerkers" von einst ab, zumal 
de r Kyth o s der Universalbildung des Lehrers längst unhaltbar geworden 
ist. Im Administrativen »erden die Fachlehrer z.B. in Berlin noch 
durch "Schulassistenten" entlastet, da der "Klassenlehrer" klassischer 
Prägang allmählig verschwindet. Nur in Grossgruppen-Kernunterricht 
kommen die Jahrgangsklassen unter einer Art "Klassenlehrer" wieder zu- 
sammen. In Schweden ist man allerdings also in der 8. und 9. Klasse, 
angesichts der nach oben zunehmenden Verfächerung, wieder mehr zum 
"Klassenverband" als der "Heimat" des Einzelschülers zurückgekommen, 
um einer drohenden Vereinsamung vorzubeugen, hat doch praktisch jeder 
Schüler einen andern Stundenplan. Grosstadtkinder finden zwar, wie 
schon erwähnt, diese Auflockerung des Klassenverbandes meist als be- 
freiend. Besonders unsre oberen Primarklassen unter einem einzigen 
Klassenlehrer haben noch oft fast " Kompagniecharakter " , zumal unsre 
Lehrer meist zur Offizierslaufbahn ausgezogen werden. (im Aktivdienst 
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fielen sie dann oft dadurch unangenehm auf, dass sie auch die Erwach- 
senen immer noch als Schüler behandeln wollten!) Umso erfreulicher war 
es daher, dar.s gerade von Lehrerkreisen kürzlich eine Initiative be- 
treffend Einführung eines Zivildienstes gestartet wurde. Die Dienst- 
pflicht unserer rein defensiven Milizarmee soll ja eine Art Praktikum 
des staatsbürgerlichen Unterrichts vermitteln, das auch religiösen 
Kriegsgegnern ermöglicht werden muss. v.'ie im Schulischen ein extremer 
Autoritarismus heute unerwünscht ist, so auch in der Armee, wo die 
Zeiten des Schützenliniendrills zur Erhöhung der Feuerkraft vorbei 
sind, und zu selbständigem, mobilem Handeln erzogen werden muss. Nicht 
der Grad, sondern die Funktion zeichnet den Offizier aus, so wie 
eben in einer echten Demokratie nicht' die Person ein Amt bekleidet, 
sondern umgekehrt das Amt die Person. Die Sachautorität ersetzt die 
Personenautorität (Ernst, Wetter)! Diesen demokratischen Geist ver- 

— — — — — —————————— — — — — — ( 

sucht nun die Gesamtschule schon den Kindern einzupflanzen, um die 
soziale Integration zu fördern, während z.B. die östlichen Schulen 
diese durch Indoktrination einer "klassenkämpferischen" Ideologie ge- 
rade zu verhindern suchen i 

Den teilweisen Ausfall des "Klassenlehrers" alter Prägung als "Vater- 
imago" infolge des Niveaukurssystems sucht die deutsche, wie die 
schwedische und englische Gesamtschule durch die Institution des Tutors 
wettzumachen, der von jedem Schüler selber gewählt wird -eine ideale 
Institution, die aber leider wegen der grossen Umtriebe eben oft nur auf 
dem Papier steht. 

Die Gesamtschulkonzeption bedingt zum rationellen Funktionieren " Mit- 
telpunktschulen " von 800-1200 Schülern und damit auch neue bauliche 
Reformen .Am leichtesten sind sie in Satellitenstädten am Rande von 
Grosstädten einzuführen, wo man die Verkehrsmittel direkt zuleiten 
kann. So endet z.B. bei der Frankfurter Ernst Reuter-Gesamtschule" die 
U-Bahn mitten im Areal, ähnlich wie bei der ' Walter Gropius-Schule * in 
Berlin-Britz (Bukow-Rudow) , und der Deutsche Bildungsrat empfiehlt 
dabei wieder eher anstelle des modischen weitgegliederten den "Kompakt- 
bau unter möglichster Einschränkung der Verkehrsflächen" . Infolge ge- 
ringer Landreserven dürfte sich eine "konzentrierte Bauweise anstelle 
des Pavillonstils (z.B. der Gropius- und Ernst Reuterschule) auch für 
uns eignen. So wurde kürzlich ein solcher, bereits auf eine kommende 
Gesamtschule zugeschnittener Kompaktbau in Hitzkirch eingeweiht?) 

Jene beiden Schulen, die wir besuchten, stellen neben Weinheim, Buxte- 
hude u.a. auch die modernsten Gesamtschulmodelle der Gegenwart dar. Es 

*t ' — ~ . 

'S. Pe ters ü.a.y Pie neuen Schul en" Callwey ^969, Gesamt schulmodelle des 
Lausanne r Schulbauzentrums Usw.. 
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handelt sich um " integrierte Gesamtscnulen '; die von Anfang an so ge- 
plant werden konnten, da sich die relativ homogene Bevölkerung einer 
Satellitenstadt am besten für Schulversuche eignet. In Stadtkern Frank- 
furts befindet sich dagegen als vorsichtiger Uebergang die " additive 
Gesamtschule" von Dockenheim (Ernst Reis-Schule), die zunächst nur die 
bisherigen drei Oberschultypen "Haupt"-, "Realschule und Gymnasium" 
(ab 5. Klasse) räumlich zusammenführt, aber unter gemeinsamer, kolle- 
gialer Führung, was bereits das einheitliche Unterrichtssystem der 
"integrierten" Gesamtschule anbahnt. Statt die Selektion hinauszuzö- 
gern, wird wenigstens die Durchlässigkeit zwischen den drei Schultypen 
für Spätreifer, und die Begabungsförderung für Einseitigbegabte durch 
Niveaukurse in Englisch und Mathematik mit gemeinsamem " Fundamentum " 
verbessert, allerdings ohne Aenderung der "Geschwindigkeit". Die Zu- 
teilung zu den drei "Schulzweigen" erfolgt nach Schulbericht (unbe- 
dingter und bedingter Empfehlung) , Elternwunsch und einer einwöchigen 
mündlich-schriftlichen Prüfung in Normalarbeiten über Mathematik, 
Nacherzählen, Orthographie usw. Man will aber später in Richtung der 
" integrierten" Gesamtschule diese Selektion durch eine für alle ge- 
meinsame Förder- oder Orientierungsstufe im 5./6. Jahr nach oben ver- 
schieben, zumal sich bald eine "Auspowerung" des "Hauptschulzweiges" 
ergab, bei dem dann die Schüler mangels "Zugrössli" erst recht zurück- 
blieben. Man hat auch erwägt, zur Vermeidung der milieubedingten 'w'ort- 
schatzmängel bei den Uebertrittsexamen nur noch sprachfreie Te sts zu 
verwenden. Jedenfalls wird eine zweijährige üeobachtungszeit mit 
sozial integrierendem Kernunt erricht in Jahrgangsklassen und vorsich- 
tig einsetzenden L eistungsniveaukursen , mit Förderkursen zum Kurswech- 
sel nach oben und Stützkursen , um sich in der Oberstufe zu halten, den 
verschiedenartigen Begabungen eher gerecht, als unsre zwei strengen 
und dabei sehr einseitigen Uebertrittsexamen nach dem 4. und dann 
schon wieder .nach__dem _§_._ _Jahr ( j_ n Rechnen und Deutsch, wobei man 
längst weiss, dass es zwei Hauptbegabungen , eine mathematische und eine 
sprachliche gibt, die sich ungefähr auch auf die beiden Geschle c hter 
verteilen! Mädchen sind eher sprachmimetisch, Buben eher abstrakt- 
rechnerisch begabt!) Es ist daher kein Zufall, wenn unsre " Arbeits- 
gemeinschaft für interkantonale Schulkoordination " als Anfangsmodell 
für eine schweizerische Gesamtschule zwar die additive Kompromisslö- 
sung, aber zugleich einen " Gycle d* orientatio n" nach Genfer Vorbild 
empfiehlt.' Wir werden auf dieses Genfer Modell noch zurückkommen. 

Einen Uebergang vom additiven zum integrierten Gesamtschulmodell 
stellt auch das erwähnte englische Beispiel des noch fachübergreifen- 
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den " Streaming bei der Leistungsgruppenbildung der Niveaukurse dar, 
wo also noch ein gleiches Niveau in einer ganzen Fächergruppe verlangt 
wird. Die voll integrierte Gesamtschule dagegen verlangt ein " fach- 
spezifisches" Setting , wodurch die Durchlässigkeit schon in einzelnen 
Fächern garantiert wird und dabei eventuell eine unterschiedliche 
"Geschwindigkeit " entwickelt werden kann, - ein Maximum an "Un terricht 
nach Mass" ! So wird an der Berliner Gropiusschule und an der frankfur- 
ter Ernst Reutersciiule zunächst als Kernunterricht in leistungshetero- 
genen Jahrgangs- oder Grossgruppen sozialintegrierender Gesamtunter- 
richt in Gesellschaftskunde, Form und Farbe, Musik, Sport usw. durch 
"Klassenlehrer" gegeben, wobei man diese Kerngruppen zur besseren 
Mischung seit 1968 nach dem Alphabet zusammensetzt. In leistungshomo- 
genen Fachkursen wird dagegen Deutsch, Mathematik und Englisch ange- 
boten. Später sollen noch Kurse in Physik, Chemie, Biologie usw. fol- 
gen, wobei also stets in den Kursen A, B, C usw. ein gemeinsames Fu nda- 
mentum gegeben wird, um einen halbjährlichen oder, wie in Frankfurt 
trisemestrigen Kurswechsel zu ermöglichen. V.'ährend Frankfurt die Kurse 
alphabetisch benennt, spricht man in Berlin vom FEGA.System: F-Kurs für 
Fortgeschrittene, E-Kurs als Erweiterung des Fundamentums , G-Kurs als 
Grundkurs mit dem Fundamentum allein und A-Kurs als Anschlusskurs für 
Schwächere mit dem Fundamentum im konzentrierten Gruppenunterricht. 

Für die ".Jahlpflichtkur se , die jeder Schüler nach seiner Begabung aus- 
zuwählen verpflichtet ist, kommen in Frage: 2. und 3. Fremdsprache, 
Vv'irt schafts- und Sozialwissenschaft, technische berufsfördernde Kurse 
usw. Für "Fre_ikurse" können besonders Begabte noch zusätzlich Förderung 
erhalten.*) 

So versucht das Berliner und Frankfurter Modell die im Grunde wider- 
strebenden Tendenzen, die der Gesamtschulidee innewohnen, optimal zu 
verwirklichen, nämlich die " Demokratisierung " (gleiche Bildungschancen, 
Durchlässigkeit statt Examensnöte, Mitspracherecht bei den V.'ahl- und 
Neigungsfächern) und die " Individualisierung " (Anpassung an Einseitig- 
begabte und Spätreifer, an verschiedene Lerngeschwindigkeit usw.). 
Kürzlich trat der impulsive Befürworter der Gesamtschule, Evers, aus 
Protest über die Budgetkürzungen zurück, konnte aber noch erreichen, 
dass nun in Berlin das Gesamtschulsystem nicnt mehr als "Schulversuch", 
sondern als anerkannte Schulform gilt. Die in seinem " Sversplan " vor- 
gesenene V/eiterführung der Gesamtmittelschule bis zur " Gesamthochschule " 
wurde indessen abgelehnt. Immerhin ist es ihm also zu verdanken, dass 
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Jahrgang Beruf Fachhochschule 
Alter | | 


Universität 


Beruf 


Berufsstufe 
(Inder Planung ) 


Pflichtfächer 


Deutsche Sprache 

Mathematik 

Politik 

Nat urwissen schatte n 

Fremdsprachen 

Sport 


Schwerpunkte 


Wirtschaft 
Fremdsprachen 
Naturwissenschaften 
Mathematik 
u.a. 


A- Zeugnis (Haupt schule) AEF-Ztugnis( Realschule) ZBS-Zeugnis (Gymnasium Verseilung für 11 Klasse) 


Kernunterricht 


Niveauunter rieht 


Wahtpflichtunterricht 


Interessen ■ 
gruppen 


5 


Gesellschaftskunde 
Form und Farbe 
Musik 
Sport 


Deutsch * 

Englisch 

Mathematik 


Deutsch 
Englisch 
Mathematik 
Physik 


Geschichte 
Geographie 
und 
Physik 


Biologie 

oder 

Chemie 


Biologie 

oder 

Chemie 


Naturw. 
und 

Geschieht» 
Geographie 


Französisch 

Latein 

(ZFremdspr) 


Französisch 

Latein 

(2.Fremdspr.) 


Latein 
oder 

Französisch 
2. oder 3. 
Fremdsprache 


k+HE. 
CK. 
KM. 
G.K 
KT. 
M.H 
M.M. 
T.Z. 
Auf. 


Technisch - 
Naturwissen - 
schaftliche 
Wirtschaftslehre 


Technisch - 
Naturwissen- 
schaftliche 
Wirtschaftslehre 


Kursangebot 

nach 

Interesse 

der 

Schüler 


Hernunterricht 


Kursunterricht 


Föraerunterricht 


Deutsch, Mathematik 
Englisch, Gesellschaftskunde 
Naturwissenschaftliche Grundh 

Musik, Form und Farba, 
Sport 


* 


c: 

I 


Deutsch, Mathematik, Sachunterricht, 

Musik, Form und Farbe, 

Sport 


Deutsch (einschließlich Sachunterricht ) 
Mathematik (elnschlienilch Sachunterricht) 
Musik, Form und Fnrbe, 
Sport 


Schwerpunkt- 
bildung 


Kleine Gruppen 
zum Ausgleich 
von Leistungs- 
ausfällen aus 
verschiedenen 
Ursachen. 


Interessen 
gruppen 


Angebot 

nach 

Interesse 

der 

Schüler 


SCHULKINDERGARTEN 
( Vorschulisches Förderprogramm als Schulreifetraining) 


*+ NEm Naturwissenschaft!. Experimentalk urs 
LK* Laborkurs 
KKm Kaufmännischer Kurs 
GK* Kurs Graphik I Druck I Werbung 
HTwHaushaltstechnik 
MH* Maschinelle Holzbearbeitung 
MM •Maschinelle Metallbearbeitung 
TZ* Technisches Zeichnen 
Autm Automation sprobleme 


■f Vier Niveaukurse i 

fortgeschrittener Kurs 
Erweiterter Kurs 
JSrundkurs 
Anschlußkurs 
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der alte vertikale 3chulaufbau in ganz Deutschland zugunsten eines 
mehr horizontalen revidiert wurde, dass das bisherige "Haus ohne 
Treppen" mit, seinem "Einbahnprinzip" durchlässiger wurde, dass die 
.jeichenstellun 0- fdrs stanze spätere Leben nicht scnon bei 10-Jährigen 
vorgenommen wird, wo die Psychologen nur bei 5fc eine einigermar-sen 
sichere Voraussage garantieren und wo man nach einem bekannten Wis- 
senschaftler daher ebensogut nach dem Iletermass in die drei "Säulen" 
einteilen könnte. Vor allem erkannte Evers, dass diese frühe Ausl ese 
zugleich eine soziale war, indem eben Kinder aus bildungsfernem 
Milieu dabei handicapiert waren. Durchaus geeignete Arbeiter- und 
Bauernkinder wurden eliminiert, die sich später sicher bewährt hätten, 
während zuviele Kinder einer bildungsintensiven sozialen Umgebung in 
die Gymnasien- aufgenommen wurden. Nur so kann man nämlich die hohe 
Versagerquote , z.B. 43>a für 1967 in Hessen, erklären: nur etwa die 
Hälfte der ins Gymnasium Eingetretenen kamen bis zur Matura i Vor allem 
erwies sich auch das reiche '.v'ahlfächerangebot mit flexiblen Abschlüs- 
sen und die dadurch bedingte differenzierte "Förderung " anstelle der 
früheren elitären, ja ständischen " Auslese '' als der Vielfalt der Erfor- 
dernisse unserer modernen Gesellschaft allein angemessen ( v. Friedeburg). 

Etwas weniger konsequent als diejenigen der "Stadtstaaten" Berlin, 
Frankfurt- und Hamburg erwiesen sich die übrigen deutschen Gesamtschul- 
modelle wie z.B. das von .veinheim , das uns aber darum interessiert, 
weil aucii bei uns iie vollintegrierte Version kaum im ersten Anlauf 
zu realisieren sein wird. Im .-/einheimermodell (seit 1967) finden wir 
zunächst eine 4- jährige Grundschule noch ohne Begabungs-, dafür mit 
Fürderzügen und " Schularbeitstunden" (anstelle der Hausaufgaben) für 
Schwache. Statt eines ersten Ausleseexamens nach dem 4. Jahr folgt 
eine zweijänrige " Orientierungsstufe ", ein System, das wir im Genfer 
Modell des " Cycle d* orientation " wiederfinden. Diese Ueberbrückungs- 
stufe soll wie eine Pause die Leistungen der Schüler eher ausgleichen 
als ausdifferenzieren, bevor dann in der "integrierten Oberstufe" der 
Leistungswettbewerb einsetzt. Die Oberstufengesamtscnule als 
" 1. Sekundarstufe " mit drei Niveaukursen A, B, C in Deutsch, Englisch 
und Mathematik.mit "Stützkursen" für Schwache und blosser Rückver- 
setzung in Einzelkursen schliesst nach dem 9. oder 10. Jahr mit einem 
'' Abitur I ."ab, das der früheren "mittleren Reife" entspricht. Die 
" 2. Sekundarstufe " weist eine weitere nach oben zunehmende Leistungs- 
differenzierung mit allgemeinen Kern- und Niveaufachkursen auf und 
schliesst mit dem " Abitur II " ab, das erst eigentlich den Zugang zur 
Hochschule eröffnet. 
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Der " Deutsche Bildungsrat " rechnet dank dieser gesamtschulischen Bil - 
dungsreform .' 'mit Senkung des Sinschulungsalters von 6 auf 5 Jahre, 
mit '* Vorschule" um milieubedin.fr.te Lernfähi^keitsunterscniede auszu- 
bleichen, mit 10- jähriger Schulpflicht und Abitur 1 für alle usw.)iamit, 
bis 1980 im Vergleich zu heute dreimal soviele Schüler zur Hochschul- 
reife su bringen. Dazu werden aber doppelt soviele Lehrer benötigt, 
und die jährlichen Sc'aulkosten werden sich vervierfachten ( statt 14,5 
Milliarden 59)! ^in neues Problem ist auch die Frage der Lehreraus- 
bildung für das le samt Schulsystem, da nun Primär-, Sekundär- und Gym- 
nasiallehrer dieselben Schüler betreuen, aber nach ihrer Ausbildung 
verschiedene Gehälter, für die gleiche Arbeit beziehen. Bei unserm 
besuch in Frankfurt fand gerade eine Demonstration von Lehrern und 
Schülern statt, wobei die erstem gleichen Lohn für gleiche Leistung, 
und die letztern kleinere Klassen (ä 2.Q Schüler) verlangten. In 
Hessen gerieten wir in eine Demonstration von Junglehrern, die an 
ihrer pädagogischen Hochschule statt 6, wie an den übrigen Hochschulen 
8 Semester verlangten .(während sich bei uns das 5. Semester der Semi- 
naristen, "womöglich an der Universität", nur schwer durchsetzen lässti ) 
Die deutsche und öste rreichische nbiturpf licht auch für Volksschul- 
lehrer und die Ersetzung der autoritären Seminarinternate durch "päda- 
gogische Hochschulen " hob das soziale Lehrerprestige derart, dass der 
Lehrermangel am Verschwinden ist, während unsre bedeutend höheren Leh- 
rerbesoldungen, unsre einjährigen Sonderkurse für Maturanden usw. 
immer weniger Nachwuchs fördern. Hoffen v, : ir, dass das neue bernische 
"Dekret über die Fortbildung der Lehrerschaft" mit seinem freilich 
noch etwas "freiwilligen Obligatorium" (nach Schweizer Art) und der 
Möglichkeit eines sog. Sabbathjahres ( , - in Amerika erhält jeder 
Lehrer nach 5 Jahren ein ganzes oder halbes "Sabbathical Year" als 
bezahlten Studienurlaub) die Attraktivität des Lehrerberufs erhöht. 
Huch das kommende Lehrer-Fortbildungszentrum in Le Päquie r wird sich 
diesen Problemen widmen. Aehnlich wie beim Pfarrerberuf wird der 
Machwuchs sicher auch dadurch gehemmt, dass Lehrer wie Pfarrer durch 
Laien, durch politische Schulkommissionen gewählt und recht kurz- 
fristig bestätigt werden müssen, während beide in Deutschland uniSchweden 
durch die zentralen Behörden eingesetzt werden. Ein Anmeldebogen an 
das Regierungspräsidium nach dem Lehrerexamen genügt für eine sofor- 
tige Anstellung, was aber auch wieder Inkonvenienzen für den Lehrer 
haben kann, da dessen ..'ahlfreiheit beschränkt ist. (So fand kürzlich in 
jadisch-Rheinfelden auch ein Schulerstreik gegen eine behördliche 
Schuldirektorwahl statt: 'dank der ./ahlrechtserniedrigung auf 18 Jahre 
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hätten einige Schüler sogar ein politisches Mitspracherecht! Auf der 
andern Seite ist es bei uns gerade diese Forderung der Schüler nach 
Mitspracherecht selbst bei Lehrerwahlwi und ihr oft subversiver"Anti- 
autoritarismuä? der viele junge Aspiranten vom Lehrerberuf abzuhalten 
beginnt.) 

In Deutschland will man aber jedenfalls mit den Gesamtschulen nicht zu- 
warten, bis der Lehrermangel behoben ist, und versucht eine neue 
"Stufenlehrerausbildung" für die Stufen 1.-4. Klasse, 5.-10. Klasse, 
11.-13. Klasse mit gleichem Lohn für gleiche Stufe" eine Reform, die 

in Schweden den Lehrermangel sehr rasch zum Verschwinden brachte. Was 

die Seminarinternat sausbildung bei uns betrifft, so führt sie zweifellos 
zu einem autoritäreren Lehrertypus als das Externat an einer pädagogi» 
sehen Hocschule mit akademischer Freiheit. Allerdings klagten uns die 
deutschen Lehrer, dass ihre allzu theoretische Ausbildung methodische 
Lücken hinterlasse, die nur ein Seminar mit Uebungsklassen ausfüllen 
könrfe. 

Ein bernischer Regierungsrat sbeschluss wies kürzlich auch auf Re- 
serven bei den verheirateten Lehrerinnen hin. die man im Schuldienst zur 
Teilzeitbeschäftigung heranziehen könnte. Ueberhaupt ist ja der Andrang 
zu den Mädchenseminaren seit je grösser gewesen als derjenige zu den 
Knabenseminaren, zumal die ersten eben nicht als Internate geführt wer- 
den. Allzuviele Mädchen mussten trotz guter Noten abgewiesen werden, wäh- 
rend bei den Knaben praktisch jeder Anwärter akzeptiert werden musste. 
Dies z.T. auch darum, weil die Lehrerinnen meist nur an den unteren Prima» 
klassen lehren durften, was nun auch geändert werden soll. Ferner sollen, 
wie in Langenthai, neue Seminare mit "Köln struktiorft warum nicht mit Koedu- 
kation?) eingeführt werden. Dab«i muss nun auch endlich mit dem Postulat 
Hug: "Gleiche Leistung-gleicher Lohn" ernst gemacht werden, wobei die Leh- 
rerinnen aber nicht wieder mit geringerer Pflichtstundenzahl von vorn- 
herein auf ein niederere^ Niveau gesetzt werden sollten. Verheiratete 
Lehrer sollen nun auch gerechtere Sozialabzüge erhalten, um hier auszu- 
gleichen. So wird es auch überflüssig, mittels zweideutiger Massnahmen den 
grösseren Zustrom der Mädchen zur Sekundärschule und zum Seminar künst- 
lich zu bremsen( Motion Kiener: b ei den Exaraen"die Knaben begünstigen, ohne 
die Mädchen zu benachteiligen") Solche Massnahmen wurden auch durch die 
bisherigen einseitigen und "drillbaren "Uebertrittsexamensformen nötig, da 
die Mädchen, wie erwähnt, sprachlich beweglicher und rechnerisch drillba- 
rer zu sein pflegen. Unsere "K^mmission_ 

für Uebertrittsfragen " versuchte 1969 in der Stadt Bern dadurch eine 
Verbesserung des ersten Eliminationsexamens nach dem 4. Jahr, dass 
sie für den ganzen Stadtbereich einheitliche Aufgaben koordinierte. 
Aber die Schulkommissionen mussten dann doch wieder regional korri- 
gieren, da z.B. im Räume Bümpliz mit "bildungsfernerer" Bevölkerung 
noch immer (oder erst recht) relativ schlechtere Resultate gefunden 
wurden als im "Beamtenquartier" Kirchenfeld. 1959 wurden noch "unbe- 
dingt Empfohlene" prüfungsfrei in die Sekundärschule aufgenommen, aber 
gerade in Bümpliz wollten damals die Primarlehrer nicht die ganze Ver- 
antwortung gegenüber den Eltern auf sich nehmen und beharrten auf 
schriftlichen Uebertrittsexamen für alle ( , um "ungerechte Freibillets 
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zu verunmöglichen "1 ) Die IMK ("Interkantonale Mittelstufenkonferenz") 
arbeitete daher im Hinblick auf die kommende gesamtschweizerische 
Schulkoordination eine Art Testbatterie aus, wobei man nun, wie beim 
Uebertritt ins Untergymnasiura, ins Gymnasium und ins Seminar, auch 
Schulbericht und Erfahrungsnoten zu gleichen Teilen zur Geltung kommen 
lassen will und die letzte Entscheidung dem Probequartal überlässt. 
Auch die Elternschaft drängt hier zu Reformen, weil man die jährlichen 
Tragödien und die zwei allzu rasch aufeinanderfolgenden Stresse nach 
dem 4. und 6. Schuljahr satt hat. Das ganze Zensurwesen trägt noch 
zusehr den Stempel des patriarchalischen Lehrerautoritarismus , der 
Lernmotivation einzig durch den Lernzwang, der Disziplinierung durch 
Gewalt ( , - noch immer werden Betragensnoten vielfach mit Leistungs- 
noten "verrechnet " 1 ).. Es gibt noch immer Examensstupor, Erwartungsneu- 
rosen, lebenslängliche Minderwertigkeitskomplexe, ja Schüler Selbst- 
morde . als Folge dieses autoritären, rein negativen Selektionssvstemst 
Schon Schohaus fragte /haben wirklich ''berufene' Lehrer solche Auto- 
ritätsstützen noch nötig?* Aehnlich der junge Seminarlehrer P.M. Meyer 
in "Demokratische Schule - Schule der Demokratie" , wobei er allerdings 
den "Leistungsterror" durch Zensuren einzig der "kapitall sti sehen 
Leistungsgesellschaft" ankreidet, als ob er noch nie etwas vom östliten 
"Stachanowsystem " und dem "Arbeit ssoll-Erfüller 1 Hennecke gehört hätte. 

' Jedenfalls sind wir damit zum hauptsächlichsten neuralgischen Punkt 
unseres Schulwesens gelangt, der denn auch in Bern Hauptanlass zum 
Schrei nach "Schulreform" wurde , - ein halbes Dutzend Motionen, Postu- 
late und Interpellationen haben im letzten Jahr in Kantons- und Stadt- 
parlamenten im Namen sämtlicher Parteien Studium und Schulversuche in 
einem demokratischeren Gesamt Schulwesen verlangt, nämlich: ein Postulat 
Schrade namens der sozialdemokratischen Stadtratsfraktion betr. Ge- 
samtschule, das juristische und bauliche Voraussetzungen für einen 
raschen Gesamtschulversuch forderte; ein weiteres Postulat Schrade ; ver- 
langtals ersten Schritt die Dezentralisierung der Untergymnasien als 
Erweiterung der mit der Aufhebung der Progymnasien begonnenen "Ein- 
heitsmittelschule" , ein Postulat Christen namens der freisinnigen, 
evangelischen und Bürgerpartei stellte dfelfanJsEWgen -t Aufwertung der 
Oberstufe Primarschule, Einheitsmittelschule , Gymnasiumsreform, 
Herbstschulbeginn, Ausbau der Heilpädagogik, Schulung fremdsprachiger 
Kinder, Ausbau der Kindergärten und Einführungsklassen für Rückstei- 
ler, Förderung der Sexual- und Rauschmittelaufklärung namentlich in 
den Abschlussklassen, Anträge an den Kanton zu anpassenden Schulrechts- 
reformen. Die Motion Theiler (Landesring) verlangte Zusammenlegung 
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von Sekundär- und Untergymnasiumsklassen. ( Einheitsmittelschule ) analog 
Thun und Langenthai, räumliche und organisatorische Annäherung zwischen 
Primaroberstufe und Sekundärschule mit grösserer Durchlässigkeit dank 
Förderunterricht in der 5., 6. und 7. Primarklasse. Zusammenfassung 
der Primär- und Mittelschulklassen zu Oberstufenzentren ä 900-1200 
Schüler unter Vermeidung unzumutbarer Schulwege. Integration der Ober- 
stufe im Sinne der "integri erten Gesamtschule" : Jahrprangsunterricht nur 
noch in wenigen Kernfächern, sonst Unterricht in Leistungs-, Interes- 
sen- und Fördergruppen. Dazu ein generelles Bauprogramm und eine An- 
passung des städtischen Schulrechts, unter sofortiger Kontaktnahme mit 
der kantonalen Schulhoheit. Eine ähnliche Interpellation startete Herr 
Theiler im Grossen Rat in der Herbstsession, um den Kanton aufzufor- 
dern, die städtischen Schulversuche Richtung "integrierte Gesamtschule " 
zur Verbesserung der Chancengleichheit einseitig begabter und sozial 
benachteiligter Kinder rechtlich zu ermöglichen und zu unterstützen. 
Die Antwort des Regierungsrats fiel aber eher zurückhaltend, um nicht 
zu sagen negativ aus, doch soll für gewisse / / Schulversuche "von be- 
fristeter Dauer "grünes Licht" gegeben werden. Vor allem wurde dabei 
als mögliche Modelle auf gewisse Gesamtschulversuche in der West- 
schweiz und in Dulliken (Sol.) hingewiesen, die bereits einige Srfah- 

rungen gesammelt haben.*) Wir werden darauf noch zurückkommen. 
Io. ) 

Der Genfer "Cycle d'Orientation " geht auf die Initiative des sozial- 
demokratischen Erziehungsdirektor Oltramare im Jahre 1927 zurück, der 
eine zweijährige "Ecole moyenne" unter Einbeziehung der 7. College- 
klasse einführen wollte, als man das Schulgesetz von 1886 revidierte. 
Oltramare wurde noch im gleichen Jahr abgesetzt! Unter Lachenal wurde 
dann sop-.ar die bisherige, z.T. reformfreudige Schulsynode (Jomrnission 
scolaire cantonal) als Sparmas snahme und weil sie der wachsenden 
Kompliziertheit des Schulwesens "nicht mehr gewachsen sei" aufgehoben, 
ähnlich wie in Bern 1937 Erziehungsdirektor Rudolf die fast 200- 
köpfige "Schulsynode" als funktionsuntüchtigen Zopf aufhob. Diese 
Schulsynode wurde seinerzeit von Erziehungsdirektor Gobat aus Aerger 
über das schlechte Resultat der Berner bei der 1. eidgenössischen 
Rekrutenprüfung aus einem reinen Lehrermitsprachegremium zu einem 
überschüssigen Laiengremium umgewandelt, sodass es von Anfang an nie 
richtig funktionieren konnte. Erziehuhgsdirektor Rudolf folgte aber 
wie Lachenal offensichtlich dem damaligen zentralistischen, ja totali- 
tären Trend in Europa, da er z.B. sogar ein antisemitisches Stipen- 
diengesetz entwarf, das bis nach dem Krieg in Geltung blieb. 1946 
wollte dann der Sozialdemokrat Dupont-V/illemin Oltramares Projekt 
*) Während die oben erwähnten Postulate Schrade und Christen schon an- 
lässlich des Verwaltungsberichts der Schuldirektion für 1969 am 28.5.7o 
vom Stadtrat"erheblich"erklärt worden waren, wurde die Motion Theiler 
vom 21.5.7o erst am 18.2.71 dank Zysammengehens Von SP und LdU mit 32 
gegen 29 bürgerliche Stimmen angenommen. Da Postulate nur eine "Prüfung 
einer Frage u be deuten, Motionen aber einen festen "Auf trag^war diese Ab- 
stimmung ein deutlicher Erfolg der bisherigen Gesamtschulwerbunprl 
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wieder aufnehmen und die unentgeltliche "Einheitsmittelschule" 
( "ä la Lenine ,v wie es hiess) einfuhren und die Schulsynode als "Con- 
ference de l'Instruction Publique" (GIP) wieder einberufen. ' V.'ieder kam 
es zur Ablehnung dieser angeblich von der französischen "Volksfront" 
inspirierten "Ecole unique" . Immerhin wurde 1955 schliesslich eine 
Konmission "Plan d'etudes" aus ca. 12D Primär- und Sekundarlehrern 
gebildet, die einen Rapport Exte.rmann "Penu rie des cadres et d emocra- 
tisation des etudes" entwarf und bis 1960 mit den kantonalen Inspek- 
toren bereinigte. Dabei resultierte das Projekt einer " Einheit smittel - 
schule für alle" von der 7.-9. Klasse mit optimaler Durchlässigkeit. 
Es wurde 1962 ein Schulversuch mit einer solchen "Ecole unique" mit 
einem "tronc commun" und gemeinsamem Abschlusszeugnis unternommen, 
weil "die Sekundarschulbildung nicht Monopol einer Elite bleiben" 
solle, wie schon Dupont-V/illemin betont hatte, während es noch 1927 
geheissen hatte, das Projekt würde unter dem Schlagwort "soziale Ge- 
rechtigkeit und Chancengleichheit" eine akademische Plethora an der 
Universität erzeugen. Die Erziehungsdirektion beantragte dann 1964 auf 
Grund des gelungenen Versuchs die. Annahme des Projekts, das nun von_ 
allen Parteien akzeptiert wurde. Dabei betonte sie, es handle sich um 
eine den Genfer Verhältnissen speziell angepasste Lösung, die wert- 
volle Traditionen erhalte, die Eliteformation nicht vernachlässige, im 
Lehrplan die Qualität über die Quantität stelle und. den Menschen nicht 
zu Sklaven der Technik mache. Die Stundentafel wurde auf' maximal 30 
Std./Woche ( und die KlasserigrÖsse auf 20, maximal 25 Schüler reduziert. 
Freilich ergaben sich seither einige Schwierigkeiten, die Cahier 1 der 
CE0C0 (Commission d'Etude Permanente du Cycle d'Orientation) im iJez. 
1969 vor allem der Lehrerschaft und ihrer Renitenz anlastete, aber 
auch betonte , .dass der CO. eben in eine totale Schulreform überführt 
werden müsste, um voll zu funktionieren! Vor' allem hat aber die Gewäh- 
rung eines Mitspracherechts am CÖ-College Voltaire die politischen 
Rechts-Linksspannun^en unter den Gymnasiasten, wie sie am College 
Rousseau und College Calvin herrschten, weitgehend vermieden. Am College 
Voltaire wurde 1970 auch das Wahlfächerangebot noch vergrössert, im 
1., 3. und 4. Schuljahr wurde . eine wöchentliche Informationsstunde mit 
einem von den Schülern vorgeschlagenen Referenten eingeführt, während 
im 2. Schuljahr Gesundheitsprobleme behandelt werden. Für den Gruppen- 
unterricht richtete man kleine Arbeitszimmer ein. Schon im Okt. 1969 
gelangte der Staatsrat -an den Bundesrat, um die Anerkennung der C0.- 
Matur zu erreichen. Genau. besehen, hemmt ja die neue " Maturitätsaner- 
kennungsverordnunp; " (MAV) vom 22.5.1968 solche Mittelschulreformen 
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bedenklich und beseitigte jedenfalls die Hauptmängel der Verordnung von 
1925 kaum. Die Eid??:. Maturitätskommission hat aber in ihrer Sitzung 
vom 12. Dez. 1969 ausdrücklich ihre Bereitschaft erklärt, Reformvor- 
schläge zu prüfen und als befristete Versuche dem Departement des 
Innern zur Genehmigung vorzuschlagen. Am 19.2.1970 wurde auch die 
Expertenkommission ''Mittelschule von morgen " der eidgenösischen Erzie- 
hungsdirektorenkonferenz konstituiert, die die Möglichkeit weiterer 
Maturitätstypen prüft .. . Ferner will sie die Probleme der Durchlässig- 
keit, des gebrochenen Bildungsgangs zur Matur, die Fragen einer "mitt- 
leren Reife", einer Schule für das mittlere Kader, einer Oberstufen- 
reform mittels ,'v'ahlfächern, der Schülermitsprache, der hochschulbezo- 
genen Gymnasial reform usw. bis Ende 1971 abklären. *) 

Doch nun zurück zum Genfer Cycle d'Orientation, der offenbar vom 
Französischen Reformmodell inspiriert wurde, das zwischen 1960 und 
1970 verwirklicht wurde: alle Schüler kommen nach dem 5. Primär jähr in 
eine " additive Gesamtschule" (College d'Enseignement Secondaire, CES) , 
wodurch die frühere scharfe Selektion in Elementaroberschule und 
Lycee (Gymnasium) aufgehoben wird. Das "Enseignement Secondaire 1 
Cycle" dient mit einer Section classique mit Latein und einer Fremd- 
sprache, einer Section moderne I. mit 2 Fremdsprachen, einer Section 
moderne II. mit bloss 1 Fremdsprache und einer Section pratique (de 
transition) als Orientierungsstufe mit Durchlässigkeit. Erst am Ende 
dieser vierjährigen "differenzierten Gesamtschule" (6. -9. Schul jähr) 
gibt ein "Conseil d'Orientation" die Richtung in die nächste Schul- 
stufe an, entweder in den "Cycle long", der in drei weiteren Jahren 
zur Matur führt (3accalaureat) , oder den "Cycle court" der zweijäh- 
rigen technischen, ökonomischen oder administrativen Berufsfachschulen 
mit "mittlerer Reife", oder schliesslicn^die einjährige "Vollzeitbe- 
rufsschule". 

Der Genfer "Cycle d'Orientation " beginnt dagegen erst nach der 6. Pri- 
marklasse mit einer "Section latino-scientifique" (LS), als "Cycle 
long" zur Matur führend. Die "Section generale" (G) führt zur Handels- 
schule, die "Section pratique" (P) zu den Berufsschulen, zur Lehre, 
während die "classes d' Observation" (0) und "classes de fin de sco- 
larite" (FS) unsern Klein- und Hilfsklassen entsprechen. Im 8. Schul- 
jahr differenziert sich die erste Sektion in eine Latein- (L), eine 
wissenschaftliche (S) und eine mathematische (M) Sektion, während die 
beiden andern Sektionen G und P ungeteilt bleiben. Im 9. Schuljahr 

finden wir wied er die Sektionen L, S, M, G, aber P wird unterteilt in 
*)S. nächste S.39a Zwischenbericht der Expertenkommission "Mittelschule 
von morgen "vom Jan. 1971. a.Wt-i; aus anner llodell A und B. 


Beilage : Zwischenbericht der Expertenkommission zum Studium der 

"MITTELSCHULE VON MORGEN "zu handen der Kommission für Mittel« 
-schulf ragen' der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren. 
Januar 1971. (Initiative des Schweiz. Gymnasiallehrervereins VSG) 

Schon der lange Titel mit Aufzählung verschiedener Gremien zeigt wieder 
einmal deutlich,wie dringliche Bildungsprobleme in ängstlicher"Kommis- 
sionitis"bei uns "zerredet "werden. Bäuerliches Misstrauen gegen Neues, 
Angst vor individueller Verantwortung d.h. Mangel an Zivilcourage, un- 
nötiger Perfektionismus, guteidgenössisches "Wait and see"d.h. Abwarten, 
bis die andern mit schlechten Erfahrungen vorangegangen sind-all das 
wird auch die Gesamt Schulreform in Frage stellen, obgleich Prof.Attes- 
lander unser Schulsystem kürzlich als "das schlechteste in Europa"be- 
zeichnet hat. Zu lange haben wir auf Pestalozzis Lorbeeren ausgeruht, 

während die Kriegsländer ihre Schulsysteme neu aufbauen mussten und 
dies daher sofort mit Reformen verbanden. Der vorliegende Bericht vi - 
siert zwar . ähnlich demjenigen des Deutschen Bildungsrats »unverkennbar 
gesamtschulähnliche Konzeptionen , aber in dilatorischer Form. Er 

kommt denn auch nicht über allgemeine Phrasen hinaus : "Kontinuierliche 
Beratung aller Schüler, grösstmögliche Durchlässigkeit Individualisie- 
rung des Unterrichts, Vorschule ab 4. oder 5. Jahr, Koedukation auf allen 
Stufen, Orientierungsstufe nach dem 4. Schuljahr, 1. Fremdsprache späte- 
stens im 5. Schul jähr, Niveaukurse ab. 6. Jahr in Matfematik, Mutter spräche 
und in der 1. Fremd spräche. Im 7. Jahr bestimmt die Wahl einer 2. Fremd - 
sprache( Latein, Englisch, Italienisch) oder eines Berufswahlfaches die 
Art der weiteren Ausbildung. Dritte Fremdsprache vom 8. Schul jähr an. 
Die nicht mehr obligatorische Schulbidlung erfolgt in einem differen- 
zierten integrierten Gesamtschultypus oder in einer additiven Gesamt* 
schule. Einteilung in die Kurse nach den Schulleistungen in der Orien- 
tierungsstufe( letzte 5 Jahre der obligatorischen 9- jährigen Schul- 
pflicht) .Die zwei ersten Jahre der Gymnasiumsstufe dienen der Allge- 
meinbildung, die zwei letzten der Individualisierung( 4-5 Pflicht-und 
2-3 Wahlpfiichtfächer) .Fortlaufende Evaluation und Beratung auf allen 
Stufen, moderne Unterrichtshilfen, praktische Unterrichtsergänzung. Es 
fällt der Kommission auf ,dass alle Reformvorschläge der drei Arbeits- 
gruppen mit schweizerischen und ausländischen Gesamt schulversuchen 
wie M Comprehensive Schools,"Ecoles multilaterales "usw. konvergieren ! 
Trotzdem sollen vorerst noch weitere "Schulversuche "gemacht werden, 
um"Erfahrungen zu sammeln", -ein beliebtes Alibi für unsere guteidge- 
nössische Verzögerungspolitik. Jedenfalls soll die Studiendauer auf 13 
Jahre bis zur Matur ausgedehnt werden, damit deren "hochs chulpropädeuti- 
scher Charakter gewahrt"bleibe.Nach drei Jahren kann aber ein"Diplom" 
die Zulassung an eine höhere Berufsschule ermöglichen, während eine 
2-bis 4- jährige "Lehre" mit einem beruflichen Fähigkeitszeugnis ab- 
schliesst. Auffallend an diesem Projekt ist,dass im Gegensatz zum eid- 
genössischen Mittel die Grundschule 4 Jahre(wie in Bern und Basel) statt 
5-6 Jahre dauert, und dass die" Orientierungsstufe "nicht nur die 5./6. 
Klasse, sondern die 5. -9. Klasse umfasst.Auf einem Missverständnis der 
Gesamtschulidee beruht offenbar auch die Ansetzung des additiven oder 
differenzierten integrierten Gesamtschulprinzips erst mit der Gymna e 
siums stufe,, also innerhalb eines einzigen scnulxyps .was ein Konsens ist 
Ein ähnliches Chaos von"Gesamtschulchinesisch"enthält die Zusam- 
menstellung und Evaluation der verschiedenen Gesamt schulmodelle im 
Heft " Gesamtschule , Arbei tshilfe des Bern. Lehreryereins zum obligatori - 
schen Winterthema' 197o/Yl ",wo freilich Seite 11 in origineller Weise 
Befürworter und GegneP kontradiktorisch zu Worte kommen. Aber der Grund- 
ton des Schriftleiters ist doch eher pessimistisch und ablehnend. Auch 
hier droht die" Zerredung" .Man spricht zwar davon, aber man will sich 
nicht entscheiden, ja man droht sogar leise: "Die Schulreform hängt... 
von dem Willen der Lehrer und Lehrerinnen ab. Nur wenn sie bereit sind , 
neue Formen und Wege zu erproben, kann eine Reform gel ingen" IC .H.Wyss). 
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drei '.Vahlklassen: eine kommerzielle, . sprachbetonte, technische und 
eine hauswirtschaftliche (für Mädchen allein). Seit 1969 gibt es eine 
weitere "Section moderne" mit Englisch als zweiter Fremdsprache und 
einer 'Orientierung zur Zeitgeschichte" usw. , die besonders guten 
Schülern der 7. LS- und G-Klasse vorbehalten bleibt. Die Einreihung 
am Ende des 6. Jahres in diese Sektionen geschieht anhand des Eltern- 
wunsches, des letzten Zeugnisses und Schulberichts und eines Fähig- 
keits- und Wissentests. Zwischenprüfungen sollen die richtige Orien- 
tierung bestätigen oder dann zum Sektionswechsel führen. Förder- und 
Stützkurse sollen den Kurswechsel ermöglichen und sichern. Diese 
"Classes d'appui" und "de rattrapage" betreffen aber immer nur ein 
Fach und dauern mit mindestens 2 Wochenstunden nur 18 "Sitzungen" 
lang. Statt Hausauf gaben, werden Kinder aus bildungsfernem Milieu in 
Schulauf gabenstunden (" etudes surveillees »^zwischen 16. h 45 und 
17.45 h betreut. Um dieselbe Zeit steht auch täglich ein Lehrer zur 
"depannage" (explication supplementaire) zur Verfügung. 

1.-4. « / 

Wie erwähnt, hatte auch in der deutschen Schweiz die " Arbeitsgru ppe 
für interkantonale Schulkoordinatiori " ein Modell, des additiven Ge- 
samtschulsystems entworfen, während die Unter- oder Nebengruppe 
"Gesamtschule" mit der sozialdemokratischen " Albert Steck-Gesellschaft " 
eine wirklich "integrierte Gesamtschule" für die kommende eidgenös- 
sische Schulkoordination propagierte. Andre Modelle wie das Ost- 
schweizer, das Zürcher, das Genfer, das Muttenzer, das Meilener,Bülache r„ 
Basler' }Rütihof"tt.a,Ge samt schulprojekte sind mehr oder weniger geglückte 
Kompromisse^ Praktisch ist aber nur Solothurn seit 1970 mit einem 
Schulversuch in Dulliken vorangegangen, wobei das Muttenzermodell 
(Walter) übernommen wurde. Der solothurnische Erziehungsdirektor Dr.Wv- 
rser m achte sozusagen aus der Not eine Tugend, indem er diese Gesamt- 
schule anstelle einer "Kleinbezirksschule" realisierte. Das Prinzip 
dieser " integrierten differenzierten Oberstufe " ist folgendes: 

Die Schüler der oberen Primarschule, der Sekundärschule und des Unter- 
gymnasiums bleiben von der 7.-9. Klasse in drei leistungsheterogenen 
Jahrgangsklassen als "Kerngruppen A, B und G" für den Gesamtunter- 
richt in allgemeinbildenden Fächern zusammen. Nach den Sommerferien 
werden dagegen Fachleistungskurse in drei leistungshomogenen Gruppen 
(als "Niveaukurse" in Französisch, Deutsch und Mathematik) durchge- 
führt werden. Allen drei Leistungsgruppen bleibt aber ein gemeinsamer 
Basislehrstoff, um "trimestrige" Uebertritte ("Durchlässigkeit") zu 
gestatten. Die Sinreihüng in diese Niveaukurse erfolgt nach Testung 

*)Siehe Beilage S.4oa . 
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Das Bülacher Modell wurde von der SP des Zürcher Unterlands entworfen 
und stellt eine Anpassung des Albert-Steckmodells an regionale Be- 
dürfnisse dar. Es enthält eine dreijährige statt zweijährige Orientie- 
rungsstufe, um den Beruf s-und Studienentscheid noch weiter hinauszu- 
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schieben. Das neuste Zürcher Modell "Rütihof " dagegen will den Jenaplan 

auf schweizerische Verhältnisse umformen. 

Am weitesten in der Schülermitsprache geht wohl das 
Wetzikermodell :der Schüler selbst bestimmt seine Prüfungsfächer '.Die- 
ses Zürcher Oberlandmodell beginnt mit einer zweijährigen Orientierung 
stufe, der eine dreieinhalb jährige Kittelstufe mit der gewählten srezi- 
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(I) Zwischen der neuen Orientierungsstufe aus Sekundärschule und Gymnasium einerseits und der ReaU 'und Ober- 
schule anderseits dürfen keine Mauern entstellen, im Gegenteil muss auch hier eine bestimmte Durchlässigkeit mit 
Uebertritten ohne Zeitverluste erreicht werden. (U) Das gleiche gilt für die verbleibende Oberstufe, die mehr als bisher 
integriert werden könnte, sodass auch Oberschüler Umsteigechancen erhalten. (Ill) Es wäre stossend, wenn nicht von 
Anbeginn auch in den äusseren Regionen Orientierungsstufen oder gesamtschulähnliche Versuche in die Wege geleitet 
werden könnten. (IV) Vor allem sollte die Möglichkeit offen bleiben, dass gleichzeitig mit dem Bülacher Modelt auch 
andere Reformmodelle zum Zuge kommen können. (V) Was auf der Oberstufe gilt, hat auch in den weiterführenden 
unb berufsbildenden Schulen Geltung: Zwischen Berufsschule und Mittelschule sind über die vorgesehene Diplommit- 
telschule oder eine Beruf smittelschule Verbindungen zu schaffen, beziehungsweise Türen offenzuhalten und auch hier 
gesamtschulähnliche Reformen an die Hand zu nehmen. (VI) Schliesslich ist auch im Unterland Gelegenheit zur Absol- 

wierwtff «in« Matarlefcrflanges iür Erwachten« tu. nehaffen. 

-fischen Richtung folgt. Als "Oberstufe" wird ein abschliessendes V/ahl- 
- fach jähr mit weitmaschigem Wahlfachsystem bezeichnet, das neben die 
Kernfächer Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache tritt. Der Versuch 
soll im Herbst 1971 beginnen. 
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mit dem IMK-Test, dem IQ, zufolge dem Schulbericht, den Erfahrungs- 
noten und einem kleinen Leistungsexamen. Später soll noch ein Angebot 
von obligatorischen Wahlfächern, sog. "Wahlpf l ichtfächern" wie 2. 
Fremdsprache, Musik usw., und von _?reifachern_wie Psychologie, Schach 
usw. zur Verbesserung der Lernmotivation hinzukommen. Damit will man 
nicht nur Begabte fördern, sondern auch a llen Begabungen gerecht wer - 
den. Anstelle der Haus aufgaben ' werden wöchentliche Schülerarbeits- 
stunden eingeführt, und zwar für Begabte als "Förder^'- und für 
Schwache als "Stützkurse". Jede Woche versammelt sich das Lehrerteam 
zur Abstimmung des Stoffplans und gegenseitigen internen Lehrerfort- 
bildung, da jeder Lehrer die Verantwortung für ein bestimmtes Fach 
trägt. Vor allem wird auch ein thematischer Unterricht angestrebt. 
Prof. Foppa prüft laufend diesen Schulversuch durch wissenschaftliche 
Tests und Vergleiche mit einer Dulliken entsprechenden Gemeinde mit 
traditionellem Schulbetrieb. Der Schulversuch ist vorläufig auf 6 
Jahre befristet. Bisher ergab sich, dass rund 505», wie in der Kerngrup- 
pe (Jahrgangsklasse), auch in den Niveaukursen zusammenbleiben, während 
immerhin 10^ Einseitigbegabte z.B. in Sprache im Niveaukurs I und in 
Mathematik im Niveaukurs III sind usw. Auch eine neue Zeugnisgestaltung 
wurde versucht, da die bisherigen Zeugnisse, gemessen am späteren Be- 
rufserfolg, fast immer völlig danebenzielten. Es gibt nun nur noch 
ein Jahreszeugnis . Daneben gibt es trimestrige Zwischenberichte dank 
Stoffkontrollproben, die aber nur der Orientierung der Eltern dienen, 
die überhaupt, z.B. bei der Wahl der Niveaukurse und Wahlfächer, 
intensiv eingespannt werden. Die soziale Einordnung soll nicht nur 
durch die gemeinsamen Kerngruppen, sondern durch die Mensa dieser 
"Tagesschule" gefördert werden, was das Dulliker Modell dem 'Jenaplan 
nähert. Dank oft falscher Schulkreiseinteilung auf dem Lande kamen 
bisher auch Bauern- .ähnlich wie Arbeiterkinder, zuwenig in die Mittel- 
schulen, wobei eben auch mitwirkte, dass als "Muttersprache" bei der 
Aufnahmeprüfung Hochdeutsch, also eine Fremdsprache, geprüft wurde, 
wobei Bauern- t wie Arbeiterkinder, von zu Hause eben einen geringeren 
Wortschatz mitbekamen. Dulliken geht im Gegensatz zu 3ern und Basel 
bereits von einer 6- jährigen Elementarschule aus, während Genf also 
mit Recht die 5./6. Klasse als "Cycle d'orientation", als Orientie- 
rungsstufe zur richtigen fiinspurung in die drei Oberstufen fuhrt und 
den für Schüler und Lehrer sc hädlichen Drill de s u'ebertrittsexamens 
nach der 4. Klasse ab re schaff t_ hat. (Dasselbe System fanden wir z.B. 
in EdinburgJ ) Nur so können die grossen Leistungsschwankungen der 
Kinder in diesen Jahren aufgefangen werden, Leistungsschwankungen, die 


- 42 - 

dann später in der Pubertät noch grösser werden und die Gesamtschule 
als "Einheitsmittelschule " und hinausschieben des Studien- und Ber ufs- 
entscheids erst recht verlangen. Dulliken ist übrigens auch der Gegen- 
-beweis gegen den oft gehörten Einwand, nur Schulen mit mehr als 800 
Schülern eigneten sich für das Gesamtschulmodell. Die "additive" Ge- 
samtschule lässt sich schon in kleinen Schulkreisen verwirklichen, 
wobei allerdings z.B. in Dulliken pro Klasse 1,6 Lehrer nötig wurden. 
Ein ähnlicher Versuch in Adelboden musste deshalb "wegen Erschöpfung 
der Lehrer" wieder aufgegeben werden! *) 

Weitere Modellversuche wurden z.B. vom basellandschaftlichen Erzie- 
hungsdirektor Dr. Lejeune für Reinach für 1969 geplant, aber 'vom Par- 
lament abgelehnt. Beim sog. " Arboner Versuch " wurden die drei Jahre 
Sekundärschule insofern "differenziert", als in den ersten zwei Jahren 
die Langsamauffassenden und Einseitigbegabten in Französisch Stützun- 
terricht unter Entlastung in Grammatik bekamen, während die Begabten 
den Gesamt stoff bewältigten. Die Mädchen konnten erstmals auch Geome- 
trie und Physik wählen. In der dritten Klasse wurde das kantonale 
Obligatorium in Allgemeinbildung zugunsten von Wahlfächern gekürzt. 
Dabei blieb der Klassenverband bewusst erhalten. 

Im Uebrigen blieb es bei Modellplänen, wie z.B. beim " Modell Ost Schweiz ', 1 
das im Hinblick auf eine eidgenössische Schulkoordination konzipiert 
wurde (> hatte doch auch Bundesrat Tschudi mehrmals betont, dass eine 
solche Schulkoordination ohne gleichzeitige Schulreform sinnlos wärei ) . 
Nach 6 Jahren Primarschule kommt der prüfungslose Uebertritt in eine, 
in drei " Abteilungen " differenzierte Oberstufe mit einheitlicher 
Schulbehörde j^einem^Fundamentum" in allen drei Abteilungen zur Verbes- 
serung der Durchlässigkeit^ ,-Abteilungswechsel allerdings nur auf Schul - 
-jahrbeginn mittels Förderstunden), und Halbklassenunterricht als Begab- 
tenförderung in den Leistungsfächern Französisch und Mathematik durch 
Verdopplung einer V.'ochenstunde in zwei Leistungsgruppen a. und b., wo- 
bei die Note 4,5 als Trennungsstrich gilt. In der 3. Klasse gibt es 
Zusatzstunden in Deutsch, Französisch und Mathematik als "Freifächer". 
Die kantonale Abschlussprüfung am Ende des 9. Jahres in allen drei 
Abteilungen entscheidet zusammen mit den Erfahrungsnoten über den 
Uebertritt in die Auf baumittel schulen. Guten Schülern steht auch ein 
freiwilliges 10. Aufbau jähr zur Verfügung. Hausaufgaben sollen weit- 
gehend durch im Stundenplan integrierte überwachte Aufgabenstunden er- 
setzt werden. Es handelt sich um ein rein additives Modell, da in den 

Abteilungen 1, 2 und 3 die traditionellen Schultypen mit massiger, 

*)S . Beilage S.42a:l .Rechenschaftsbericht von Dulliken , Dr.Jenzer, 21, 11.7o 
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Beilage:!. Rechenschaftsbericht der Gesamtschule Dulliken.Nov»197o 

(Referat an der Arbeitstagung der ARKOS,Dr.C.Jenzer) 

Für das 1. Versuchs jähr 197o/71 konnten lediglich die Sekundar-und Ober- 
schüler des 7. Schuljahres zusammengefasst werden, während die Bezirks- 
schüler erst im folgenden Schuljahr miteingeschlossen werden. Der Ver- 
suchsleiter Dr. Bangerter stellte aber anhand der sofort einsetzenden 
Testung der Schüler durch die Universität Bern fest, dass die np,ch vor 
Versuchsbeginn nach alter Aufnahmeprüfung in die Bezirksschule Übertre- 
tenden keineswegs die Begabtesten waren. Von den durch die Tests als"in- 
telligenzmässig überdurchschnittlich"bezeichneten 12 Schülern kamen näm? 
lieh nur 6 in die Bezirksschule, während die andern 6 scheiterten, unter 
ihnen die beiden Intelligentesten , die nun den Gesamtschul versuch mitma- 
chen. (Man hatte also grundlos eine für den Gesamtschul versuch ungünsti 
ge "Auspowerung" befürchtet'. )Dieses Nebenergebnis des Versuchs bewies 
also einmal mehr, wie fragwürdig unsre bisherige Selektion in die Bezirks 
schulen resp. Untergymnasien ist, wie oft also äcnuiielBtung( Drill )und 
Intelligenz auseinanderklaffen !f)ie Zuteilung in die drei Niveaukurse in 
Mathematik und Deutsch erfolgte auf Grund des Urteils des Klassenlehrers, 
der Beobachtung des Kerngruppenlehrers, eines fachspezif jachen Leistungs- 
tests und des allgemeinen Begabungsprofils. Nur 31 von 64 zeigten dabei 
in beiden Fächern das gleiche Niveau, während 33»also mehr als die Hälft« 
in den beiden Fächern in verschiedene Niveaus kamen, ein Beweis, wie nötig 
eine solche Differenzierung ist, um jeder Begabungsstruktur gerecht zu 
werden l 

Allgemein ergab sich, dass der Wegfall des Drills in Deutsch und Mathema- 
tiktdurch den Wegfall der Uebertrittsexamen in die Sekundar-und später 
in die Bezirksschule) eine mehr auf das Schülerinteresse ausgerichtete 
Methodik nötig machte .Auf der andern Seite wechselte die negative 
Lernmotivation der Schüler in eine positive , wobei besonders die"Arbeiia 
schule"und speziell der Gruppenunterricht aktivierend wirkten. Die"Ver- 
wöhnung"der heutigen Jugend durch das Fernsehen, das das Interesse mit 
psychologisch erarbeiteten Mitteln zu fesseln weiss »macht auch im Schub 
betrieb den Einsatz moderner visueller Hilfsmittel nötig .Dabei zeigte 
sich bei den Schülern erhöhtes Interesse für musische Fächer und jene 
Gebiete, die im herkömmlichen Schulsystem als " Nebenfäc her"galten:Geo- 
graphie, Geschichte und Naturkunde! Die grosse Begabungs Streuung im"Kern- 
unterricht erforderte dabei vom Lehrer einen neuen Stil. Eine rein verba- 
le Stoff Vermittlung in Geographie, Geschichte und Physik wie in der tra- j 
ditionellen Bezirksschule war hier nicht mehr möglich, und ein blosser 
Stoffabbau hätte die Begabten unterfordert. Also musste in Gruppen im 
Sinne der Arbeitsschule, der"£cole active"der Stoff vom Schüler selber 
erarbeitet werden, wobei sich zwischen den Schülern verschiedener Bega- 
bungsprofile oft eine schöne, sozial wertvolle Zusammenarbeit ergab. Hier 
wurde also sehr deutlich, dass die Gesamt Schulreform nicht nur eine 
äussere, organisatorische Strukturreform ist, sondern dass sie tiefgrei- 
fende methodische und didaktische, d.h. wirklich pädagogische Konsequen - 
zen und Fortschritte mit sich bringtl 

Wie der Hessische Kultusminister v. Friedeburg kürzlich 
betonte, ist aber ein Vergleich der Gesamtschule und ihrer Resultate mit 
den"Leistungen"der traditionellen Schulsysteme in mancher Beziehung von 
vornherein inadäquat, da Sitzenbleiberquoten und "drop-outs"-Ziffern bei 
den Gesamtschulen gar nicht mehr erhältlich sindIMan könnte also nur 
Gleiches mit Gleichem resp.die Gesamtschule mit ihren eigenen Zielen 
vergleichen! ( Speichert . ) 

Jedenfalls stimmte also schon der erste Semesterbericht unserer ersten 
schweizerischen Gesamtschule Dulliken unbedingt optimistisch, und es 
wäre wünschenswert, wenn noch andre schweizer Schulen derart pragmatisch 
vorgingen, nämlich nach dem Grundsatz, "probieren geht über studieren 
und"wer wagt, gew innt" ! 

*)Zum gleichen Ergebnis kamen kürzlich analoge Untersuchungen der Zür- 
cher Erziehungsdirektion und der Bemer Schuldirektion» 
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jährlicher Durchlässigkeit verewigt sind. Genau so konservativ und 
insofern enttäuschend ist das " Aargauer Modell ", das die drei Schul- 
typen (Primär-) Oberschule, Sekundärschule und Bezirksschule (■ Unter- 
gymnasium) verewigt, die hier aber an die 5. Primarklasse anschliessen, 
wobei die Lehrerempfehlungen so gelegt werden, dass ungefähr je ein 
Drittel der Schüler auf die drei Typen verteilt wird. Sind die Eltern 
nicht einverstanden, entscheidet eine Prüfung. Im 9. Jahr gibt es eine 
regionale Berufswahlschule für Berufsunsichere. Jede Oberstufenabtei- 
lung hat Wahlfächer, deren Angebot in bescheidenem Rahmen nach oben 
zunimmt. Bundesrat Tschudi soll dieses Modell als besten "gebrochenen 
Weg zur Matur" bezeichnet haben. 

Von der "Arbeitsgemeinschaft für interkantonale Schulkoordination"wurde 
auch ein " Berner Modell " entworfen, das ebenfalls nur die bestehende 
Form ausbauen will: Verbesserung der Durchlässigkeit wenigstens bis 
zum 5. und 6. Jahr durch bessere Lehrplankoordination in Mathematik und 
in Französisch, das also auch in der oberen Primarschule mit der 5. 
Klasse beginnen soll. Abbau der obligatorischen Stunden zugunsten von 
Wahl- und Freifächern in der 8. und 9. Primär- und Sekundarklasse, um 
Begabungen zu fördern und die Schulmüdigkeit zu meiden, indem die 
Schüler "aktiviert" werden. Dazu auch gründliche Ueberprüfung des 
Fächerkanons bezüglich seines Bildunp;swertes für unsre Zeit als 
"innere Schulreform" 1 . 

Eine wirklich " integrierte Gesamtschule " nach Frankfurter, Hamburger 
und Berliner Modell entwarf dagegen die sozialdemokratische" Albert 
Steck-Gesellschaft* * für alle Schüler von der 7. Klasse an ( Zürcher 
Modell) mit dem typischen Kernunterricht in sozialintegrierender Ge- 
sellschaftslehre usw. im heterogenen Jahrgangs- oder Grossklassenver- 
band. Dieser allgemeinbildende Basisunterricht besteht in Deutsch 
(Lektüre, Aufsatz, Poesie), Geographie, Geschichte, Biologie und Reli- 
gion» Dazu kommt der leistungsdifferenzierte Unterricht in homogenen 
Gruppen zur optimalen individuellen Begabungsförderung mit 4 Kursen, 
die den traditionellen Lehrplänen des Gymnasiums (a), der ( Zürcher) 
Sekundärschule (b), der ( Zürcher) Realschule (c) und der Primarober- 
schule (d) als ".verkjahr" entsprechen. Zwischen diesen Kursen gibt es 
halbjährliche Umsteigmöglichkeiten dank Förderkursen, Aufgabenhilfe 
in der Schule usw. Für diese Leistungskurse eignen sich: Rechnen, 
Geometrie, Deutsch (Lit. geschichte, Grammatik, Stilistik), Fremd- 
sprachen, Physik, Chemie, ev. Turnen. Der Neigungsunterricht in musi- 
schen und handwerklichen Fächern wird als Wahlpflichtunterricht im 
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(bisher obligatorischen) Zeichnen, Gesang, Mädchen- und Knabenhandar- 
beit gegeben, während als Wahl- und Freifächer eine 2. und 3. Fremd- 
sprache, Schul theater, Schülerzeitung, Stenographie, Chorgesang, 
naturkundliche Uebungen usw. zur Verfügung stehen. Ein Zusatzunter- 
richt kann der Vertiefung der Fächer des Kern- oder Gemeinschaftsun- 
terrichts dienen. Für die Leistungsgruppeneinteilung wird der 
Elternwunsch in erster Linie, wenn auch provisorisch, berücksichtigt; 
später entscheidet das Lehrerkollegium zusammen mit Schulpsychologen 
usw. An die Stelle der Repetition eines ganzen Jahres tritt blosser 
Kurswechsel in Einzelfächern schon nach einem halben Jahr mittels 
Förder- und Stützkursen. Die Schulleitung soll als Team work kollegial 
geführt werden. Uebungszimmer werden für den Neigungs- und Niveaukurs- 

4 

Unterricht benötigt, die Turnhallen müssen durch mobile Wände unter- 
teilbar gemacht werden, usw. usw. Eine wissenschaftliche Kontrolle soll 
laufend prüfen, ob diese " integrierte differenzierte Gesamtschule " die 
an sie gestellten Forderungen erfüllt: Intensivierung der Gemeinschafts- 
erziehung zur sozialen Integration, frühe individualle Begabungsför- 
derung auch bei Einseitigbegabten, bessere Berücksichtigung der Neigung 
zur Verbesserung der Lernmotivation, Verschiebung der Weichenstellung 
für Studien- und Berufsentscheid nach oben für Spätentwickler, Ent- 
schärfung des Selektionsproblems durch "Förderung" statt "Auslese" zum 
Ausgleich milieubedingter Leistungsunterschiede. 

Unterdessen hat sich in Zürich eine erziehungsrätliche "Modellkommis - 
sion" aus Lehrern (im Januar 1970) gebildet, da der Regierungsrat 
grünes Licht für praktische Schulversuche gab, zumal auch der National- 
fond bereit ist, zu subventionieren ,und die Erziehungsdirektorenkon - 
ferenz in den verschiedenen Kantonen möglichst diverse Modellversuch e 
anregte, um Vergleichsmaterial zu bekommen. 

Ebenso radikal und fundiert ist das Muttenzermodell von Rektor Walter, 
das z.T. von Dulliken übernommen wurde. Es fasst das 6. und 7. Schul- 
jahr zu einer Orientierungsstufe , das 8. und 9. in eine Differenzie- 
rungsstufe zusammen. Es zählt unter "Kernunterricht" auf: Gegenwarts- 
kunde, Deutsch, Naturwissenschaften, Werken und Gestalten, Singen, 
Spiel und Sport, Schülerarbeitsstunden. Unter "Fachleistungsunterricht" 
finden wir in der Stundentafel: Leistungskurse in Deutsch, Französisch 
und Mathematik, ferner Team Teaching d.h. thematischer Unterricht, 
durch mehrere Fachlehrer gleichzeitig gegebenen der Materie "Länder 
und Völker" usw. Unter "Wahlpflichtunterricht figurieren: Latein, Eng- 
lisch I und II, Kunst I (Musik) und II (Theater, Lit.), Technik und 
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Wirtschaft I. und II., Naturwissenschaften. Unter "Interessenunterricht" 
finden wir: Förder- und Stützkurse zum Kurswechsel, Orchester, Zeichen- 
elite, Sportelite, weitere Fremdsprachen, Kochen, V/erken und Gestalten. 
Ferner wird zur Kontrolle des Lernprozesses anstelle der Zeugnisnoten 
auf das deutsche Vorbild des " Diagnosebogens" hingewiesen, wie wir ihn 
z.B. besonders differenziert in Frankfurt an der Ernst Reuterschule 
fanden (s. Beilage 3.28a ) 

Auch die Oberstufenschule Meilen hat im " Modell Allmend" mehr oder weni- 
ger das "integrierte Gesamtschulprinzip" der Albert Steckgesellschaft 
verankert. Es teilt in "Stamm- (Jahrgangs) klassen" und "Leistungs- 
klassen" mit 4 Niveaus analog den Lehrplänen der Zürcher Ober-, Real-, 
Sekundär- und Kantonsschule ein. Unter "Epochenunterricht " versteht es 
Konzentration eines Faches mit wenigen Jahreswochenstunden auf einige 
V/ochen, usw. usw. - 

Eine "differenzierte integrierte Gesamtschule" nach Frankfurter und 
Berliner Vorbild stellt auch das Basler Modell 1967 der aus Lehrern 
bestehenden " Arbeitsgruppe Gesamtschule" der Schulsynode dar, dem 
eine "Arbeitsgruppe für die Totalrevision des Schulgesetze s" der Erzie- 
hungsdirektion ein Gegenprojekt entgegenstellte. Das erstere Modell 
"GS" führt aber nur bis zum Ende der Schulpflicht, während das zweite, 
"TR " genannt die ganze Schulzeit umfasst und dabei wieder das Gymnasium 
vom 8. Schuljahr abtrennt, also die positive Selektion in dem Moment 
unterbricht , wo sie am besten zu funktionieren beginnt. Das Basler Mo- 
dell ist für uns Berner darum interessant, weil auch hier die für alle 
gemeinsame Primarschule nur 4 Jahre dauert. Dann soll nach dem GS-Modell 
eine einjährige "Orientierungsstufe" folgen, an die sich eine 4- jährige 
integrierte Gesamtschule anschliesst. Da aber bereits in der Orientie- 
rungsstufe ein fachübergreifendes " Streaming ", also eine Selektion in 
einen A- und einen B-Zug stattfindet, wird der Sinn der Orientierungs- 
stufe, - der Ausgleich der Bildungschancen -, wieder illusorisch. 
Ferner wird hier der Latein als erste Fremdsprache wählende Untergymna- 
siumszug ausgeklammert. Immerhin gibt es von der 2. Klasse an zunehmend 
auch ein fachspezifisches " Setting " in 5 Leistungskursen, was wieder 
recht interessant wäre. 

Aehnliche Vorstösse finden wir in Baselland, wo ein Modell Reinach ab- 
gelehnt worden war, aber nun eine erziehungsrätliche Planungsdelega- 
tion in Muttenz einen Gesamtschulversuch starten will. Es handelt sich 
um das 6.-9. Schuljahr, doch wird diese Absicht neuerdings vo n einem 
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Landratfentscheid wieder blockiert, der die gymnasiale Ausbildung (mit 
3 Jahren Progymnasium und 4 Jahren Gymnasium) nach dem 8. Schuljahr 
erneut abspaltet. Vor allem die Gymnasiallehrer tendieren immer wieder 
dazu, die ungebrochene Linie der Standesschule zur Matur wiederherzu- 
stellen! Dabei betonte Rene Maheu, der Generaldirektor der UNESCO bei 
seiner Neu Jahrsbotschaft zum " Internationalen Erziehungsjahr 1970 ", 
dass "die höhere Bildung nicht länger das Privileg einer Elite" 
bleiben dürfe! 

Das Modell des Schweizerischen Jugendparlaments fusst auf der inte- 
grierten Gesamtschule Berlin-Britz-Bukow-Rudow (BBR), die einen unge- 
brochenen, 13- jährigen, von der Primarschule bis zum Matur- oder Be- 
ruf sschulabschluss reichenden vertikalen Zusammenschluss anstrebt, 
während die übrigen Gesamtschulmodelle sich meist mit einem horizon- 
talen Zusammenschluss auf der Sekundarstufe begnügen. Auf der andern 
Seite haben wir ein besonders konservatives Modell des VSG (Verein 
Schweizer. Gymnasiallehrer) , das wohl z.T. aus standespolitischen Grün- 
den den "un gebrochenen" Weg zur Matur wiederherstellen möchte, was'also 
eine Restaurierung der alten 'Standesschule 'bedeuten würde. An sich ist 
ihr Standpunkt, eine Schulreform müsse alle Stufen betreffen, vertret- 
bar. Eine abteilungsweise Differenzierung "nach vermeintlichen Bega- 
bungstypen" lehnen sie dagegen ab, sondern empfehlen nur eine allmäh- 
lige Differenzierung in jenen Fächern, "in denen die Begabungsunter- 
schiede besonders hemmend wirken, wie z.B. in der ersten Fremdsprache 
und in Rechnen/Mathematik". 

Uebrigens ist selbst die P estalozzi-Dorfschule im Begriff, ihre inter- 
nationale Oberstufe gesaratschulisch zu reformieren. 

Prof. Dr. Egger, Sekretär der schweizerischen Erziehungsdirektoren- 
konferenz konstatierte für die schweizerischen Gesamtschulversuche 
zwei Möglichkeiten, nämlich die "integrierte Gesamtschule" oder 
"Comprehensive school" nach schwedisch-deutschem Vorbild, oder nur 
eine "additive Gesamtschule" mit erhöhter Durchlässigkeit bei V/ahrung 
der bisherigen Schultypen als "Comprehensive System" im Sinne vom 

Genfer "Cycle d'orientation". 
12.) 

Wenn wir nun unter diesem Gesichtspunkt die neuen Berner Reformvor- 
schläge prüfen, so finden wir einmal das Modell einer "integrierten 
Oberstufe Manuel " (Schütz, Liechti u.a.). Dieser Schulkreis würde sich 
für einen solchen Versuch aus zwei Gründen eignen: einmal handelt es 
sich im dortigen Quartier um eine relativ homogene Population gehobe- 
nen Durchschnitts, und zweitens finden wir hier räumlich bereits alle 
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Oberstufen im gleichen Schulkomplex vereint. 

Nach diesem Plan werden zunächst die Schüler von der 5. bis 9. Klassen 
der Primär- und Sekundärschule, später auch des Untergymnasiums er- 
fasst. Eine 10. Berufswahlklasse (ev. als "Werk jähr- oder Berufswahl- 
klasse") ist fakultativ. Koedukation auf allen Stufen. Keine Aufnahme- 
oder Uebertrittsexamen mehr, sondern " Durchlässigkeit " dank Anglei chung 
der Lehrpläne (auf ein "Fundamenturn" ) und "Anschlusskursen" für geeig- 
nete Schüler. Wahlfachunterricht in Deutsch II., Französisch II., 
Mathematik II., 2. Fremdsprache, Latein, Kunstgeschichte, Musik, 
Sport, Schach, Berufskunde usw. Einsatz modernster Unterrichtshilfen 
(Minilab, Sprachlabor, Minitutor, audiovisueller Fremdsprachenunter- 
richt, PU. usw. )*) sowie neuer Lehrmethoden (Mengenmathematik nach Dienes, 
Grammatik nach Glinz usw.), Versuchsleitung durch das Lehrerteam, Zu- 
sammenarbeit mit oberen Mittelschulen und Berufsschulen zwecks prü- 
fungsfreiem Uebertritt dank Schulbericht, wobei weniger der Jahrgang, 
als die absolvierte Stufe massgebend sein soll (verschiedene " Geschwin- 
digkeit ") . Ueberwachung des Versuchs durch eine möglichst fachlich, 
statt politisch zusammengesetzte Spezialschulkommission , wobei bei den 
Lehrerwahlen das Mitbestimmungsrecht des Lehrerkollegiums gewahrt 
werden müsste. Die Eltern sollen in einer Art "Elternrat" nach schwe- 
disch-deutsch-englischem Vorbild stärker zur Mitarbeit gewonnen werden. 
Französisch womöglich schon ( audiovisuell ) ab 4. Klasse wie in Mün- 
singen und Rubigen, da nun das erste Uebertrittsexamen wegfällt. Unter- 
richt in Hygiene und Religion im Klassenverband, aber im letzteren 
Fall nach Konfessionen getrennt durch die Pfarrer. ( "Trennung von 
Kirche und Staat" im Schulwesen! ) 

Zunächst werden also nur die Schultypen "obere Primär- und Sekundär- 
schule" als " integrierte Oberstufe" des 5.-9. Schuljahres zusammenge- 
fasst,und die Jahrgangsklassenzüge durch fachspezifische Leistungs- 
gruppen ersetzt . Für die erstmalige Einteilung in diese Züge sind die 
Erfahrungsnoten der 4. Klasse massgebend. Der Unterricht wird also in 
zwei Hauptgruppen geteilt: Pflichtfächer (Deutsch, Mathematik, Fran- 
zösisch, Geographie, Geschichte, Biologie, Zeichnen, Turnen, Religion 
als Kinderlehre und Unterweisung im Konf irmations- resp. Communions- 
alter durch die betreffenden Pfarrer) und Wahlfächer (s.o.), wobei 
die ersteren 24 Wochenstunden ausfüllen. Von den Wahlfächern sind min- 
destens 2 (3) und höchstens 5 zu belegen und sollen mindestens 4 und 
höchstens 8 Wochenstunden ausmachen. Die Wahlfächer Deutsch II. (oder 
"spez."), Franzö sisch II. und Mathematik II. können gruppenweise als 
*)Siehe Beilage S.47a/b. 
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Beilage zu S»47. ( Siehe auch Anhang S,21o:K. Schütz: "Der programmierte 

Entsprechena* cder ^Klffi mffi^nTrage Sc]Sd S "vdrn 2o.2.69 und den Empfehlungen 
der arr. 1.1. 3. 7o vor:; Genei nderat eingesetzten " Fachkommission Sprachlabor " 
.rängen die Sekundärschulen Viktoria und Münz i n^er, sowie die Primarschule 
Manuel mit Sprachlaborversuchen seit 3 Jahren voran. Unsre städtische 
Fachkommission soll nun eine Evaluation der gangbarsten Systeme vornehmer 
Sie ergänzt darin' z.T. unter Personalunion) die kantonale "Fa chkommi ssi on 
für den modernen Fremdsprachenunterricht ^der mehr die Methodikfragen, die 
Ausbildung der Lehrer im Programmieren usw. - obliegen. Leider konnte der ge- 
plante Rahmenkredit von l r 4 Mio. (wegen der langen Lieferfristen') im Budget 
1971 no^h nicht untergebracht werden. Allerdings verbessern sich die Model 
le dauernd noch weiter. Jedenfalls müssen Schulhausneubauten hier bereits 
mitplanen '.Zum Prinzip Folgendes: ein altes chinesisches Sprichwort meinte, 
dass ein Bild besser als looo Worte sei. Auch Comenius und Pestalozzi be- 
tonten den "Aj2_sdiajiuj2££U^^ bei der Spracherwerbung, so wie 
eben schon die älteste ägyptische Bilderschrift den Laut mit einem Bild 
verknüpfte ,um ihn zu fixieren, zumal das visuelle Gedächtnis zuverlässi- 
ger und biologisch wichtiger als das akustische oder motorische i"-t. 
So eignet sich z.B. der audiovisuelle Unterricht besonders für den Ein- 
führungsunterricht in eine Fremdsprache (Konditionierung des Lautbildes 
mit dem Wort-und dem Sinnbild. )75$ unseres Wissens wird sowieso optisch 
erworben. Beim"programmierten Unterricht "des Sprachlabors dagegen geht es 
um einen raschen Erwerb des lexikalischen und grammatikalischen Anteils 
einer Fremdsprache ( ,wie ihn die amerikanischen Soldaten des 2. Weltkrie- 
ges für ihren Einsatz in Uebersee brauchten) .Im individuellen Trial- 
error-Fragespiel werden durch Selbstkontrolle falsche Antwo rten sofort 
gelöscht , richtig e belohnt, also ei n Fortschreiten in kleinen Schritten 
unter Anpassun g an das individuelle Lern te mpo und Auss chal tu ng hemmender 
Einflüsse von Seite n des Lehrers oder der Klasse . Im Frontal-und Klassen- 
unterricht kommt ein Schüler pro Stunde ca. 2-3 mal"an die Reihe'/zu ant- 
worten ,im Sprachlaborunterricht dagegen etwa 5o mal'.Dank dieser Unter- 
richtskonzentration kann (und muss)die Unterrichtsstunde auf 3o-4o Min. 
verkürzt, und können Hausaufgaben erspart werden. Auch das stupide Stoff- 
repetieren wird dem Lehrer erspart, der so Zeit und Kraft zu sinnvollerem 
Unterricht über den"3prachgeist ,über optimale Sinnübersetzung usw jm di- 
rekten Gespräch, also in der ganzheitlichen Kommunikation gewinnt. Das Reclr 
nen in Prozenten und Brüchen wird durch Teachinp; machines , Orthographie 
und Grammatik in Deut seh, Geographie, Botanik usw. im" Minitutor "gefördert. 
Kürzlich forderte auch die Präsidentenkonferenz aller drei Landeskrichen 
von der bern.Erziehiwsdirektion eine " obligatorische Erziehung in opti - 
schen Medien für- alle Schulstuf en"( Film, Fernsehen .Bildkassette usw.) . 
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Wie diese Eingabe betont, wird die Bedeutung b esonde rs der Televi sion für 
Unterrichtszwecke noch zunehmen. Nach Edinger, Klingler u.a. entwickelt der 
TV-Unterricht "die Fähigkeit , durch Zuhören zu verstehen( listening compre- 
hension) bedeutend besser als die traditionelle Vorlesung, deren"verbalisti- 
sche Zweidimensionalitäf'schon Gomenius mit seinem illustrierten"Orbis pic 
•tus" und seinen 8 lernökonomischen Prinzipien korrigieren wollte, eben nach 
der These: "in intellectu autem nihil est,nisi prius fuerit in sensu"'.Die 
angelsächsischen Nominalisten und die französischen Enzyklopädisten bauter 
dann auf diesem erkenntnistheoretischen Prinzip ihre neue Wissenschafts- 
philosophie auf , wobei schon Descartes erstmals sauber zwischen der"res 
extensa"und der"res cogitans",also zwischen Natur-und Geisteswissenschaf- 
ten unterschied. Nur die Selbstbeschränkung der exakten Wissenschaft auf 
die res extensa ermöglichte eben eine eindeutige,allgemeinverbindliche,veil 
quantitativ messbare DefinitionCWittgenstein,Carnap,Poincare u.a.). Die von 
Descartes"cogito ergo sum"ausgehenden Geisteswissenschaften verschrieben 
sich dagegen dem Subjekt ivismus&schgiim "Humanismus" eines Erasmus besonders 
dem "Antikenkult " , der sie von der Bevormundung der kirchlichen Scholastik 
durch Berufung auf eine noch ältere, wenn auch heidnische Tradition befrei- 
te. Für Erasmus war im Griechischen und Lateinischen"alles Wissen niederge- 
legt, das für die Menschheit erstrebenswert "sei , und alle andern Diszipli- 
nen hätten nur ihrem Verständnis zu dienen. Im Humboldt sehen Bildungsideal 
kam dann noch der grossbürgerliche "ideologische Ueberbau'Mazu.Aber schon 
in der Renaissance «nach Burckhardt dem Zeitalter der "Entdeckung der Welt 
und des Menschen", trennte sich also mit Gartesius der naturwissenschaft- 
liche Objektivismus davon ab. So war denn später auch Pestalozzi wie sein 
Vorgänger Gomenius ausgesprochener "Sensualisf '.Nach ihm war sogar die Er- 
findung der Buchdruckerkunst insofern fatal gewesen, als diese die Augen, 
dieses"Werkzeug der Anschauung als des absoluten Fundaments aller Erkennt- 
nis", zu"blossen Buchstabenaugen und uns selbst zu blossen Buchstabenmen- 
schen machte. "Der "Anschauungsunterricht"ist also nicht nur lernökonomisch 
besser als eine rein verbalistieche Wissensvermittlung, sondern dient auch 
einer Ob jektivierung, Versachlichung unseres Wissens , einer "Verwissenschaf t- 
lichung"unseres DenkenslSchon 1926 beklagte der Amerikaner den Konservati- 


vismus der Erzieher, die es unterliessen,die wissenchaftlich fundierten 
technischen "arbeitssparenden Mechanismen"der Industrie auch auf die Päda- 
gogik zu übertragen. Erst im 2. Weltkrieg also beauftragte dann die amerika- 
nische Armee eben die Verhaltensforscher Skinner u .a. , raschere Lernmethodff 
zum Erwerb von Fremdsprachen zu finden, womit die "Wissenschaft optischer Me 
dien"ge schaffen wurde, die ein"operatives Konditionieren des Lernprozesses" 
anstrebt. Eine ähnliche Entwicklung zeichnete sich in der UdSSR ab, wo die 
Tendenz zur "Ob .j ektivierung "und"Verwissenschaftliche'ung"des Unterrichts 
bereits in der Grundschule beginnt'. ( s.u. ) 
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" Anschlussunterricht " zum Aufsteigen in die höhere Leistungsgruppe ge- 
nommen werden. 'Jährend die Pflichtfächer also zunächst ( , - Fernziel 
bleibt die Integrierung auch der höheren Mittelschulen) in zwei Lei- 
stungsgruppen (entsprechend der früheren Primarober- und Sekundar- 
stufe) unterrichtet werden, erfolgt der V/ah lfachunterricht zur indivi- 
duellen Begabungs- und Neigungsförderung und zur besseren Lernmotiva- 
tion ausserhalb jedes Lernzwangs, d.h. nicht in Leistungsgruppen . 
Gruppenwechsel ist nach Beschluss der Lehrerkonferenz c^a_rtalswejLse 
möglich. Eine Lehrplankommission koordiniert semesterweise die Lehr- 
pläne. Semesterweise Ueberpr'ifung der Leistungen der verschiedenen 
Gruppen unter wissenschaftlicher Kontrolle der Universität (Prof.Foppa) 
nach dem Vorbild von Dulliken. Auch mit der kantonalen Lehrplankom- 
mission und dem zuständigen Inspektor muss dauernd Kontakt genommen 
werdentAehhlich Gruppenübertrittei. werden auch die Repetitionen nur 
noch semesterweise und nicht mehr nach Hauptfachdurchschnitt, sondern 
bloss nach Einzelfach vorgenommen. Die S emesterzeugnisse sind weniger 
"Notenzensuren" als Schulberichte über den Lernerfolg im Pflicht- und 
Vv'ahlfächern und Angabe der Leistungstendenz. Dieser Schulversuch soll, 
ab Frühling 1972, wie derjenige von Dulliken, mindestens 6 Jahre 
dauern, um beurteilt werden zu können. Bei diesem nach Berner Art 
stärker " leistungsbezogenen" Modell fehlt also der sozial wichtige Ge- 
samtunterricht in allgemeinbildenden Kernfächern, der nach Prof. 
Häberlin für eine echte "Gesamtschule" unerlässlich wäre. Von den 
beiden Faktoren "Demokratisierung und Individualisierung" bleibt also 
der erstere weniger betont. Immerhin fällt der angsterzeugende Stress 
des "Uebertrittsexamens" fort, und auch die neue gemeinsame Benennung 
"integrierte Oberstufe" für obere Primär- und für Sekundärschule wirkt 
zweifellos ^demokratisierend"! Dem Schweizer ist eben das Leistungsbe- 
wusstsein angeboren.' V.'enn er auch als Demokrat die Erbhierarchie ab- 
lehnt, anerkennt er doch (im Gegensatz zur schwedischen "Gleichheits- 
demokratie") ohne weiteres eine 'Leistungshierarchie.' So hat er auch 
eine dem Fremden merkwürdig erscheinende Autoritätsgläubigkeit den 
höhen Aemtern gegenüber, aber seine Ehrerbietung gilt nicht der Person, 
sondern der Sache, der Funktion. (Selbst der abgewählte Bundesrat ver- 
liert jede Art Prestigei) 

Zweifellos stellt aber das Manuelmodell eine interessante Kombination 
des " Streaming " und des " Setting " der "additiven" und der "integrier- 
ten Gesamtschule" dar. Die "soziale Integration" gegen Milieuvorur- 
teile ist im Manuelquartier wegen seiner relativ grossen Bevölkerungs- 
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homogenität eben sowieso überflüssig. Dagegen könnte man so den Pre- 
stigeverlust, den bisher in der "ausgepowerten" oberen Primarschule 
die Schüler, wie ihre Eltern erlitten (sodass sich die ersteren oft 
auch moralisch "fallen" Hessen! ), eliminieren. 

Der Versuch, die obere Primarschule durch zunehmende Wahlfächer und 
durch ein freiwilliges "10. Werk- und Beruf swahljahr ", oder nach 
Spiezer Modell durch ein " Weiterbildungs.jahr " für Begabte (als Sekun- 
darschulersatz in .abgelegenen Gegenden) im Hinblick auf KV und Hote- 
liersschule aufzuwerten , ist sicherlich auch zu begrüssen (Inspekt. 
Klötziis Bericht über die Erziehungsdirektorenkonferenz Okt. 1968). 
Die Empfehlungen der Kommission Klötzli lauteten: Beibehaltung des 
Klassenlehrersystems aus pädagogischen Gründen (Die Jahrgangsklasse 
als "Heimat"!). In den oberen Klassen aber Abkehr vom reinen Einmanns - 
betrieb in Richtung des Fachlehrersystems dank Wahl- und Freifächern 
(z.B. in einer zweiten Fremdsprache) unter Bildung von Niveaukursen in 
Französisch und Algebra-Geometrie. Bekämpfung der erschreckenden Be- 
ruf sunsicherheit (zu l/5) in den Primarabschlussklassen durch Einfüh- 
rung des Faches "Berufskunde ", ev. mit mehrtägigen "Schnupperlehren" , 
wie sie unsre Berufsberatung erstmals im Herbst 1970 im Gastgewerbe 
versuchte, - ein Riesenerfolgi (statt der erwarteten 60 fast 500 An- 
meldungen* )• Vor allem die Abkehr vom reinen Einmannsbetrieb in der 
oberen Primarschule, da die dazu benötigte Universalbildung der be- 
treffenden Lehrer längst unmöglich geworden ist, wird auch von der 
Elternschaft begrüsst. 

Als "innere Schulreform " können wir es also z.B. in Bern bezeichnen, 

wenn an unseren oberen Primarklassen schon seit etwa 6 Jahren in der 

8./9. Klasse bereits in 2 Wochenstunden " Zusat zunterri cht " in Deutsch, 

Mathematik, Geometrie und Französisch gegeben wird, wobei sich 3/4 der 

Schüler melden, aber nur l/3 angenommen werden kann. Zweidrittel davon 

nehmen dann nicht nur ein, sondern zwei Wahlfächer. Man könnte also 

eventuell zwei Klassen als eine Art "Oberklasse" mit 5 Stunden in zwei 

Leistungsgruppen zusammenlegen? Etwas Aehnliches versucht die Sekundär- 
schule Munzinger mit Lei st un psk 1 as s en (7. -9. Kl.) ab Frühjahr 1971.*} 
Nachdem die Schweizerische UNESCO-Kommission durch den Bundesrat im 


Februar 1969 mit einer Enqete über die "Stellung der Frau in der 

Schweiz " beauftragt worden war, deren Bericht aber erst Ende 1971 
herauskommt, ergaben schon die dazu gemachten Erhebungen des "Bundes 
Schweizerischer Frauenvereine" , dass fast sämtliche Volksschullehr- 
pläne der Kantone die Mädchenbildung vernachlässigten , wodurch eine 
'JSiehe Beilage S.49 ai" P T flaaintar.hu1ischa Züga der "erweiterten Oberschulü 
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*) Beilage; 

Gesamtschulähnliche Züge der "erweiterten Oberschule". 
Art. 27 bis des kant. Primarschulgesetzes vom 2.12.51 erlaubt den Gemeinden, 
auf der Oberstufe"fakultativen Unterricht in Französisch und technischem 
Zeichnen einzuführen, der zusätzlich zu den in Art. 55 vorgesehenen 35 Schul 
wochen und 900 Jahresstunden zu erteilen und zu entschädigen sei(mit min- 
destens 37 Wochen und 1100 Std.)Den betr. Gerne indeinstanzen( ev. Schulkommis- 
sionen) sei es unbenommen , weitere Fakultativfächer auch an der "gewöhnlichen 
Oberschule "einzuführen! Kommentar Dr.Balmer) .Die Stadt Bern ging also hier 
als Pionier 1963/64 voran, allerdings nur im Sinne eine rreinen Begabtenförde - 
rung ( "Streaming ") ,da anfänglich die "Mindestnote 5 im betreffenden Fach" 
später(laut Kanton) aber nur noclÄuszeichnung im betr.Fach"und"Fleiss und 
gutes Betragen "verlangt wurde. Besonders auf dem Lande meldete sich eben 
meist die halbe Klasse für dieserJGruppenunterricht.Die gute Bezahlung die- 
ses "Zusatzunterrichts" stimulierte aber auch die Lehrer, und schliesslich 
wurde diese Fortbildung später auch von den Lehrmeistern in Rechnung ge- 
stellt .N(0£malerweise lässt sich die Oberstufe etwa in drei Gruppen eintei- 
len:l/3 begabte Spätreifer und Einseitigbegabte, 1/3 Normalbegabte ,l/3 
Schwache, die von Eltern und Lehrern allzu oft "auf gegeben "wer den. Da die 
Wirtschaft heute aber keine "Ungelernten "mehr kennt, und es vor allem am 
untern und mittleren Kader fehlt, muss auch dem letzten Drittel mit Gruppen- 
unterricht geholfen werden (Bericht Klötzli) .Damit wird die "erweiterte Cber- 
schule"durch fachspezifische Dreiteilung der Klasse in Leistungsgruppen 
(" Setting ") zu einer "differenzierten Gesamtschule Vzumal wenn die"gesell- 
schaftsbezogenen "Fächer Geschichte, Geographie usw. zur "sozialen Integra- 
tion "im Gesamtklassenverband gegeben werden. Dazu käme noch halbjährliche 
Kursdurchlässigkeit und ev. Uebertritt in die Sekundärschule und ins Ug. l 
Aehnlich beginnt also die Sekundärschule Munzinger ab Frühjahr 1971 mit 
Leistungsklassen im 7. Schul jähr (Frz. , Engl. , Math. ), im 8. (Frz. , Engl. , Math. , 
Physik)und im 9. Schul jähr (Biologie, Chemie , Physik) für "Begabte und Interes- 
senten" und zur"Anpassung des Arbeitsrhythmus an schwache Schüler". Dazu 
komme "grössere Flexibilität im Leistungsklassenwechsel unter Entschärfung 
der Rückversetzung"mit gemilderter Notengebung usw. Eine "frühzeitige Orien- 
tierung der Eltern "sei nötig, um die sonstige "Abwanderung ins Untergymna* 
sium"und die dadurch bedingte "Aus powerung der Sekundärschule "zu verhin- 
dern. (Protokoll der Schulkommission Munzinger vom 19.11.70). 

Da diese Differenzierung aber innerhalb eines Schultyps 
stattfindet, kann man streng genommen nur von"gesamtschulähnlicher"innerer 
Schulreform reden! Später soll allerdings nach Dr. Stricker ein Uebergrei- 
fen der Leistungsklassen auf diejenigen der Primaroberstufe und des Unter- 
gymnasiums eine echte"inegrierte Gesamtschule" anstreben. 
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freie Berufswahl von vornherein ausgeschlossen sei. Die Studiengruppe 
"Mädchenbildun g" d er 'Arbeitsgemeinschaft für interkantonale Schulko or- 
dination hat daher bereits 22 Postulate aufgestellt, die eine differen- 
ziertere Mädchenbildung und z.B. einen 2. Bildungsweg auch in Hauswirt- 
schaft sfächern fordern. Vor allem wird immer wieder der Vorwurf ge- 
hört, die Mädchen würden bei uns wie seinerzeit im "Wilhelminismus" 
nur für die drei "K": Küche, Kinder, Kirche^ erzogen, weshalb der Haus- 
wirtschaftsunterricht , der ja dann noch nach der Schulpflicht in einem 
5-wÖchigen Obligatorium gefestigt wird, abgebaut werden müsse. In 
Schweden wird die Koedukation auch insofern konsequent durchgeführt, 
als sowohl Knaben als Mädchen gemeinsam Handarbeits- wie Werkarbeits - 
unterricht (bis auf 20 Stunden) und sogar gemeinsames Turnen h aben, 
(wo bei uns ja bisher die Mädchen nur zwei statt drei Stunden pro Woche 
erhielten i) Der neue Bundesbeschluss zu Art. 27 wird hier Abhilfe 
bringen (und z.B. auch das Lehrlingsturnen endlich realisieren)! Wegen 
der später häufigen Verheiratung wird ja immer wieder gefragt, ob das 
"Mädchenstudium", z.B. auch am Seminar , überhaupt löhne. Deshalb wurde 
die Mädchenbildung schon in der Schule auch mehr auf die natürliche 
Begabung der Frauen im Sektor Sprachen im Gegensatz, zur Mathematik 'aus- 
gerichtet. Aber gerade technisches Zeichnen wird im Zeichen der 
Gleichberechtigung der Geschlechter immer mehr Frauenberuf, und wird 
daher schon heute bei uns anstelle der Handarbeit gefördert. Auch er- 
wies sich die angeblich fehlende weibliche Begabung für Mathematik 
vielfach als reines Vorurteil. In den Oststaaten sind die Frauen 
längst auch in die technischen Arbeitsprozesse eingespannt. 

Mit solchen Reformen der oberen Primär- und der Sekundarstufe befasste 
sich schon der' '3ericht des Statistischen Amts des Kantons Bern 1961 v , 
wo hervorgehoben wurde, dass die Aenderunp; unserer Wirtschaftsstruktur 
von der Urproduktion weg zur Industrie und besonders zu Handel, Ver- 
waltung und Dienstleistung nach Prof. Jaccard,. Fisher und Clark u.a. 
eine neue Gliederung der Erwerbenden in die Primär- , Sekundär- und 
Tertiärstufe bedinge. So war die Berufsstruktur des Kantons Bern (in 
Promillen) bereits 1950 das Spiegelbild von derjenigen 1888: 

Erwerbsstufen 

Primär Sekundär Tertiär 

1888 437 441 ' 122 

1950 211 474 315 

Seither stieg die Nachfrage nach, qualifiziertem Personal weiter, was 

eine grössere Anzahl von Sekundarschülern bedingt! 
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Im Jahre 1900 war der Anteil der Sekundarschüler in Prozenten der Be- 
völkerung noch 1,35, 1960 dagegen 2,65 d.h. 30,5$ der Geborenen ge- 
langen zu einer Sekundarschulausbildung. Dabei wurde schon 1961 po- 
stuliert, dass anstelle der bisher 33% aus der 4. Primarklasse in die 
Sekundärschule übertretenden Schüler müssten 40% e rreicht werden, wo- 
bei man besonders mit ländlichen Reserven rechnete. Dies bedinge zudem 
eine Vermehrung der Gymnasien, also eine "Oeffnung nach oben "i 

Im J anuar 1970 lieferte I nspektor Schläppi an die ED einen ähnlichen 
Rapport ab, worin er für den deutschsprachigen Kantonsteil ein Anstei- 
gen der Uebertrittsquote auf 38,6% (1968) konstatierte, während der 
welsche Teil bereits bei 39,9$ anlangte, also fast jene verlangten 40% 
erreichte. Von 1962 bis 1968 stieg auch der Anteil der nachher ins 
Gymnasium Uebertretenden um ein Drittel (von 11,7% auf 15,4%), sodass 
die Bernische Bildungspyramide nun so aussah: 

Im peutschsprachigen jreil kamen von den Primarschülern 38,3% in die 
Sekundärschule, 5% ins Gymnasium und 3,3% ins Seminar, während im 
welschen Teil 39,8% in die Sekundärschule, 6,4% ins Gymnasium und 3,2% 
ins Seminar gelangten. Die Soziologen fordern heute aber als Richtwert 
für die Bedürfnisse der Volkswirtschaft für mindestens 15% der Kinder 
eine " höhere Mittelschulbildung "! Freilich sind in den erwähnten Zahlen 
z.B. THB und die Handelsdiplomabteilungen nicht inbegriffen. Der Anteil 
der Mädchen verändert das Bild insofern, als im deutschsprachigen Teil 
ihr* ;■ lote bei den Sekundärschulen 50,6%, beim Gymnasium 28,8% und beim 
Seminar 61,3%, im welschen Teil 51,6% Sekundärschule, 32,5% Gymnasium 
und 66,4% Seminar betrug. Die durchschnittliche Aufnahme in die höheren 
Mittelschulen beträgt also gegenwärtig 8,5% und sollte bis 1975 minde- 
stens auf 10% gesteigert werden, wobei also aus der obigen Tabelle 
folgt, dass die Reserven nicht zuletzt bei den Mädchen zu suchen sind. 
Dazu kämen Reserven auf dem Lande und bei den wirtschaftlich schwäche- 
ren, bildungsfernen Schichten, wo der " Bildungswiderstand " durch ent- 
sprechende Aufklärung zu überwinden wäre. Dazu kommt eine Verbesserung 
der Subventionierung der Sekundarschüler und Gymnasiasten aus entlegen- 
en Gegenden bei ungenügendem Elterneinkommen und grosser Kinderzahl. 
Vermutlich werden aber noch für viele Jahre ca. 60% unserer Kinder beim 
alten Schultypensystem in der Primaroberschule ihre obligatorische 
Schulpflicht absitzen, während 25% ihre Allgemeinbildung in der Sekun- 
därschule beenden und insgesamt kauml5% zu einer "höheren Mittelschul- 
bildung" gelangen (Leider sind diese Zahlen von relativem Wert, da die 
"Schriftliche Anfrage "Rohrbach vom 17.9.7o mit Recht rügte, dass bei uns 
eine einwandfreie Schul Statistik als Grundlage für eine künftige Bildungs« 
Politik noch immer ausstehe.) 
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Immerhin wurde im Kanton durch Gründung neuer Gymnasien in Langenthai 
und Interlaken und neuer Seminare in Langenthai und Biel eine gewisse 
Mittel schuldezentralisation erreicht, um Begabungsreserven zu mobili- 
sieren. 

An de r Tagung der Oberstuf enreform-Kommission des LV in Baden Januar 
1970 wurden interessante Vergleichszahlen gefunden: während im Aargau 
ziemlich genau gedrittelt wird zwischen Primaroberschule (ca. 30$), 
Sekundärschule (36-38$) und Bezirksschule-Gymnasium (ca. 32^>) , sodass da- 
-von 90$ bis zur Matur gelangen, bleiben in Zürich bei einer Viertei- 
lung nur noch 7$ in der Primaroberschule (als einer Art Sonderschule), 
37$ kommen in die Realschule, 43$ (in der Stadt Zürich 56$) erreichen 
über die Sekundärschule das" Gymnasium, aber 46$ der Gymnasiasten ge- 
langen nicht bis zur Matur i Hur 8$ der Gesamtschülerzahl gelangt also 
bis zum Maturabschluss und so zur Hochschulreife . In Basel sind es 
sogar nur 7$i Zahlen, die zu denken geben! 

Was den Kanton Bern betrifft, entnehmen wir der Dissertation von Dr. 
Röthlisberger 1964 über das bernische Sekundär Schulwesen, dass hier 
vor allem schon die frühe Triage nach dem 4. Primarschul jähr" die Weichen"', 
wie in Basel," zu früh stellt" (Dr. Deppeier). (Ein Vergleich mit Zürich 
ist freilich unmöglich, weil dort die "Sekundärschule" eher eine Art 
Untergymnasium darstellt, während sie in andern Kantonen wieder die 
Primaroberstufe bezeichnet'.) Röthlisberger nennt aber unsre Selektion 
nach dem 4. Primarschuljahr eine Art Numerus c lau sus! Auch Dr. Dep- 
peler kritisiert dieses zweitägige Schnellverfahren einer "Schicksals- 
entscheidung" für ein 10- jähriges Kind als "überspannt", ungerecht und 
irreführend, wobei der objektive Erfolg in keinem Verhältnis zum admini- 
strativen Aufwand stehe. Aehnlich drückte sich in einem Forumgespräch 
Seminardirektor Dr. Bühler aus: "Es will mir scheinen, als gehe unser 
Schulsystem in seinem .Vesen eher darauf aus. Unbegabte zu eliminieren . 
anstatt Begabte zu fördern"! Diese negative Selektion ermögliche dann 
eben das Bildungsmonopol der "besseren Kreise" , weshalb diese Selek- 
tionen besser durch " Schulplanberatungen " zu ersetzen seien (Prof. 
Lehmann ) . Das "aristokratische" Ausleseverfahren, das sich beim Ueber- 
tritt ins Untergymnasium und ins Gymnasium noch akzentuiere, sei auf 
eine mathematisch-sprachliche Durchschnittsbegabung zugeschnitten, die 
normalerweise nicht vorkomme und später auch von der Wirtschaft gar 
nicht ver l angt werde. Noch "theoretischer" sei dann die Auslese im 
Sinne des Humboldtschen "humanistischen" Bildungsideals geistes- 
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wissenschaftlicher Richtung im Literargymnasium, das eben der Rekru- 
tierung des höheren Beamtenstandes in der wilhelminischen Aera diente. 

Auch die gymnasiale Rektorenkonferenz und die Gesamtkommission hatten 
schon im September 1967 und Juli 1968 zu ^esamtschulischen Vorstössen 
wie z.B. zur Interpellation Theiler Stellung bezogen, allerdings eher 
mit konservativen Schlussfolgerungen, wobei sie eine Benachteiligung 
der Berner Schüler durch das bisherige dreisäulige Schulsystem be- 
stritten und auf die Tatsache der Durchlässigkeit von der 6. Sekundar- 
schulklasse (für unbedingt Bmpfohlene prüfungsfrei, für bedingt und 
nicht Empfohlene mit schriftlicher Prüfung) ins Untergymnasium, von 
der 8. und 9. in die Quarta (mit Examen) und von der 9. in die Tertia 
(mit Examen) hinwiesen. Die Selektionen seien nötig, um unsre natio- 
nale Konkurrenzfähigkeit zu' erhalten, so wie man überhaupt Schulmo- 
delle der Grosstaaten nicht ohne weiteres auf Kleinstaaten übertragen 
könne, wie schon Admiral Rickover betont habe. Wenn die Maturanden- 
quote Berns als niedrig gelte, so liege die wahre Lücke doch eher bei 
den Berufsschulen, die noch besser zu entwickeln seien. Da die Ein- 
zugsgebiete der Gymnasien sich so ziemlich mit denjenigen der Unter- 
gymnasien deckten, seien diese auch räumlich möglichst den erstem an- 
zunähern, ohne dass aber dadurch eine "Verfilzung" zustandekomme. 
14.) 

Die Interpellation Theiler hatte dagegen, wie die späteren Postulate 

Schrade usw. , umgekehrt eine Dezentralisation der Untergymnasien , also 
eine Weiterführung des " Einheitsmittelschulprinzips " verlangt, das 
mit der Aufhebung des Progymnasiums d.h. des "ungebrochenen", elitären 
Weges zur Matur, begonnen worden war. Anlässlich der Anpassung unserer 
Mittel schulverordnung an die vom Stadtrat auf Grund des Postulats Hug 
beschlossene Koedukation aller Sekundärschulen , ("um ungesunden Span- 
nungen und Idealisierungen zwischen den Geschlechtern vorzubeugen und 
die Bildungschancengleichheit für die Mädchen zu garantieren'*), wollte 
nun die gymnasiale "Gesamtschulkommission" auf den Rat der Rektoren- 
konferenz die Untergymnasien endgültig mit den Gymnasien durch Aufhe- 
bung ihrer gesonderten Schulkommission verschmelzen . Die Schuldirektion 
musste aber hier ihr Veto einlegen, da sie bereits im Rat anlässlich 
der baulichen Vorbereitungen zur Dezentralisation des Untergymnasiums 
eine Weiterentwicklung in Richtung Gesamtschule als Fernziel des Ge- 
meinderats angegeben hatte. Eine Verschmelzung der Untergymnasien mit 
den Gymnasien hätte aber den "ungebrochenen" Weg zur Matura und damit 
die "Standesschule" wieder restauriert, was ein erhebliches"Politikum" 
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geworden wäre, da die SP seinerzeit energisch für die "Einheitsmittel- 
schule" eingetreten war. Inzwischen wurde das Placet für unser Mittel- 
schul re Clement vom Kanton abgelehnt, weil wir in Art. 2 der Schuldirek- 
tion zur Vermeidung unterbesetzter Klassen das Recht der Schulkreis- 
einteilung und der Umteilung von Lehrern nach bisheriger Praxis reser- 
viert hatten, was aber gegen Art. 48 des Kant. Mittelschulgesetzes 
1957 (Lehrerwahlen durch die Schulkommissionen) Verstösse. In Art. 5 
nahmen wir ferner ein Recht des Gemeinderats, die Art der Uebertritts- 
exa men zu re gle mentieren, aus dem alten P rimarschulgesetz 1912 wieder 
auf, das bisher nie benutzt worden war, uns aber freip Hand für gesamt- 
schulische Reformen gegeben hätte. Der Kanton wies auch dies mit Hin- 
weis auf Art. 32, Abs. 2 des Mittelschulgesetzes (Kompetenz der Schul- 
kommissionen betr. Examen und Uebertritte) und Art. 31, Abs. 3 (Kompe- 
tenz der ED zum Erlass von Weisungen über die Examensmodalitäten) 
zurück. In Art. 9a seiner entsprechenden V/eisungen vom 31.10.1960 ver- 
lange er in Gemeinden mit mehreren Sekundärschulen und Progymnasien 
Aufnahmeprüfungen nach dem gleichen Prüfungsverfahren, und falls sich 
die Schulkommissionen darüber nicht einigen könnten, übernehme die ED 
die Festlegung derselben nach Anhören von Schulkommissionen und einer 
allfällig bestellenden "Zentralbehörde". Die oben erwähnte Ausgleichs- 
kompetenz der Schuldirektion, die übrigens oft Anlass zu Kontroversen 
mit den Schulleitern und Schulkommissionen gegeben hatte, stützte aber 
ihre Praxis auf die "Pflichtstundenverordnung" von 1921/1940 (§ 8 Stun- 
denzuweisung an nicht vollbeschäftigte Lehrer an andern Schulkreisen). 
Ferner gibt Art. 77 des Mittelschul- und Art. 82 des Primarschulge- 
setzes das Recht, der "Schuldirektion" als "zentraler. Behörde in Ge- 
meinden mit mehreren Schulkommissionen" "gewisse Befugnisse zu über- 
tragen". Durch das Veto der ED wird somit der Schuldirektion in Zukunft 
auch das Recht genommen, die 'von mehreren Vorstössen im Stadtrat ge- 
forderte Kleinhaltung der Klassen (Optimum 20-26 Schüler , zumal in den 
unteren Klassen, wo der Unterricht oft schwieriger als oben ist, wäh- 
rend bisher nur in den obersten Klassen kleinere Schülerzahlen gestat- 
tet wurdeni) zu garantieren! 

Es liegt nun einmal im Wesen der "direkten" Demokratie und des guteid- 
genössischen Föderalismus, dass die Wähler nicht nur bis in detail- 
lierten und heute immer komplizierter werdenden Sachfragen mitbestimmen 
können, sondern dass sie besonders im Schulwesen in den politischen 
Schulkommissionen einen weitgehenden Einfluss ausüben, der in der Regel 
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konservative Züge trägt. Auf der andern Seite hat in pädagogischen 
Fragen, abgesehen von der grossen Lehrfreiheit der Lehrer , der Kanton 
allein die " Schulhoheit ft . wobei ihm als konsultative Gremien die Rek- 
toren, Seminardirektoren und seine Inspektoren zur Verfügung stehen. 
Seit der Aufhebung der " Schul synode " 1937 besitzen hier also nicht nur 
die Primär- und Sekundarlehrer kein Stimmrecht mehr, sondern auch die 
Gemeinden in ihren Schuldirektoren, - ein einmaliger Zustand in der 
Schweiz! In sämtlichen übrigen Kantonen gibt es entweder noch " Schul - 
synoden " (Thurgau), oder dann " Erziehungsräte ", die in pädagogischen 
Fragen Mitspracherecht besitzen. Die kommende interkantonale Schulko- 
ordination dürfte wohl hier jene Remedur bringen, die unser Antrag im 
Grossen Rat vergeblich versuchte. *•) 

Zu welchem sterilen Leerlauf aber ein allzu grosser Zentralismus im 
Schulischen führt, zeigen die Beispiele Frankreichs und Italiens, die 
noch immer im napoleonischen Dirigismus stecken geblieben sind: am 
gleichen Tag im Jahr und zur gleichen Stunde wird an sämtlichen Gymna- 
sien Frankreichs derselbe Maturaufsatz z.B. über"Hannibals Zug über 
die Alpen" geschrieberff&ndrerseits ermöglichte der schwedische Schul- 
zentralismus raschere Reformen, doch ist man dort gegenwärtig im Be- 
griff, z.B. die Gymnasien wieder zu "rekommunalisieren". Der grosse 
Widerstand in der Schweiz gegen die von der Erziehungsdirektorenkon- 
ferenz schon auf 1972/73 geplante "interkantonale Schulkoordination" 
zeigt einmal mehr die Bedeutung des Regionalismus, der differenzier- 
tere Anpassungen erlaubt. Als 1882 Bundesrat Schenk den "eidgenössischen 
Schulvogt" vergeblich einführen wollte, kam es bereits einmal im Berner 
Kasino zu tätlichen Auseinandersetzungen zwischen Radikalen und Konser- 
vativen: Die Schulpolitik greift eben tief ins Weltanschauliche hinein, 
auch wenn unsre schweizerische Bildungspolitik offiziell "neutral "ist 
und, streng genommen, keine "Konfessionsschulen "mehr duldet. Nur so können 

wir auch den heftige n Widerstand verstehendem wir selber begegneten, als 
*) Schon 1830/31 hatte übrigens im damaligen "Bernischen Verfassungs- 
rat" E. von Fellenberg "einen vom Regierungsrat unabhängigen Erzie- 
hungsrat" gefordert: Später hatte also Erziehungsdirektor Gobat die da- 
malige " Schul synode ", die ausschliesslich, aus Lehrern bestand, aus 
Aerger über die schlechten Berner Resultate bei den ersten Rekruten- 
prüfungen 1875 mit Laien bis fast auf 200 Mitglieder aufgefüllt, sodass 
sie natürlich funktionsuntüchtig wurde. 1937 wurde sie dann, wie wir sahen, 
von Direktor Rudolf im Zuge des damaligen zentralistischen, um nicht zu 
sagen, totalitären Trend "aus Sparsamkeitsgründen" überhaupt aufgehoben. 
Als die Lehrer nun doch ein Mitspracherecht forderten, meinte Rudolf: 
"Seit wann wählen die Spitzbuben die Gendarmen?" (Sein antisemitisches 
Stipendiengesetz blieb noch lange nach seinem Abschied in Krafti ) ( s.o.S. 

»»flach mscard d t Estaings "Education et civilisation.pour une revolution 
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liberale > de 1 ' enseignement , 1971 will Frankreich~nün 'einen energischen" 
Schritt in Richtung einer schulischen "Regionalisation "unternehmen. 
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wir es wagten, den bisherigen rein administrativen Verwaltungsstil der 

Schuldirektion wieder etwas ins Pädagogische aus zuweitenl Andrersei t s muas 
man zugeben , dass, so kompliziert unser dezentralisiertes Schulwesen 
mit seinen vielen mitregierenden Laiengremien wie Schulkommissionen 
usw. dem Ausland erscheint, - es funktioniert merkwürdigerweise doch,- 
eben, weil dabei br eite Volksschichten aktiv mitmachen und schon damit 
der Regierung viel Ve rwaltungsarbeit fre iw illig abnehmen. Echte Mit- 
sprache verpflichtet eben auch zur Mitarbeit 1 Und wenn bei uns die 
Fortschritte etwas zögernder als in zentralistisch organisierten Staa- 
ten wie Schweden usw. kommen, so passiert dabei andererseits auch nie 
etwas ganz Dummes; zumal die Frauen sind in den Schülkommissionen eher 
ein konservatives Element! 

Immerhin: nach Art. 8 des 1970 abgeänderten kant. Mittelschulgesetzes 
ist es der Gemeinde überlassen, wie sie "innerhalb der Schulpflicht 
Sekundärschule und Untergymnasium unterteilt ; Dies gibt uns "grünes 
Licht", im Sinne der oben erwähnten Postuläte die Dezentralisierung der 
Untergymnasien versuchsweise in allen vier möglichen Formen vorzu- 
nehmen: 

1.) Neubau eines Untergymnasiums (, da der alte Ständort zu eng, durch 
den Verkehr behindert und von der Sanitätspolizei oder vom Neubau des 
Kunstmuseums beansprucht wird) beim Neufeldgymnasium . Diese Vorlage 
sollte im -März 1971 vors Volk, und das betreffende Untergymnasium 
würde auf Herbst 1972 oder spätestens Frühling 1973 bezugsbereit. 
Schon 1955 wurden drei Reihen ins Manuelschulhaus dezentralisiert, um 
dortige Begabtenreserven auszuschöpfen. Von den sieben Reihen, die 
heute noch am Vvaisenhausplatz unterrichtet werden, kommen aber nur 5 
ins Neufeld. Die übrigen zwei kämen nach dem Wunsch der Gesamtkom- 
mission in die Nähe des Kirchenfeldgymnasiums , wo es aber an Platz 
fehlt. Oder man müsste einen Schulbusdienst zum Manuel organisieren. 
Im Stadtrat wurde nun energisch die Forderung eines Untergymnasiums 
in 3ern-V/est gestellt, da bisher sich viele Bümplizer Eltern durch den 
.langen Schulweg davon abhalten Hessen, ihr Kind ins Untergymnasium zu 
schicken, auch wenn es dazu begabt gewesen wäre. Zuerst dachte man 
wieder an einen Schulbusbetrieb von Bümpliz ins Neufeld, aber dort 
werden die Reihen vermutlich genügend durch die geplante Eymattsied- 
lung usw. aufgefüllt. Zudem käme ein einheitlicher Busbetrieb nur am 
Morgen in Frage, da das Untergymnasium bereits in Leistungszüge dif- 
ferenziert, und so ungleiche Stundentafeln resultieren. Andererseits 
wäre ein eigentliches Untergymnasium Bümpliz noch verfrüht, obgleich 
ein Gymnasium Bern-.Vest (erst auf 1985 ?) mehr oder weniger bereits 
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geplant ist. Heute wäre jedenfalls noch zu wenig Nachwuchs dafür in 
Bümpliz vorhanden. In den letzten 6 Jahren sind in Bümpliz nur 38, 
d.h. ca,6 Schüler pro Jahr aus der 8. oder 9. Klasse noch ins Gymna- 
sium übergetreten, da der Sprung dann zu gross wird, und die meisten 
in der 9. Klasse bereits den Lehrvertrag in der Tasche haben. Auch die 
künftigen Uebertrittsquoten dürften sich nicht viel ändern, obgleich 
also die Rektorenkonferenz als Entgegenkommen , wie bei den Landsekun- 
darschulen, nun auch den Bümplizern einen " prüfun^sfreien Uebertritt " 
gestattet, was die " Durchlässigkeit '' stark erhöhe und laut kant. Mit- 
telschulgesetz Art. 11 möglich sei ("reibungsloser Uebergang") . Auch 
Interlaken und Pruntrut gestatten ab Frühling 1971 diesen "prüfungs- 
freien" Uebertritt ins Gymnasium (Quarta), und zwar aus der 8. Klasse 
bei "unbedingter Empfehlung" als Normalfall, und aus der 9. für Spät- 
entwickler und Spätentschlossene. Im zweiten Fall ginge allerdings ein 
Jahr verloren, v;as aber angesichts der hohen Versagerquote am Gymna- 
sium wenig ins Gewicht falle. Auch der Uebertritt aus der Sekundär- 
schule ins Seminar Hofwil und Marzili blieb gerade im Rayon Bümpliz 
trotz Prüfungsfreiheit im ersten Fall (übrigens entgegen der Empfeh- 
lung der Seminardirektorenkonferenz} schwach, sodass man einen 
eventuellen Uebertritt schon aus der 8. Klasse erwägt, eventuell mit 
einer kurzen Aufnahmeprüfung betreffend "Eignung" und "Musik". Obwohl 
das Seminar Marzili oft über 60$ der Bewerberinnen abweisen musste, 
will auch es den Uebertritt aus der Sekundärschule in Zukunft er- 
leichtern, indem es neben der Aufnahmeprüfung zu 50°/o auf die Erfah- 
rungsnoten in Deutsch, Französisch und Mathematik abstellt, obgleich 
diese Koten "erfahrungsgemäss uneinheitlich' seien . Ferner soll spe- 
ziell die Deutschprüfung durch einen Sekundarlehrer abgenommen werden, 
da der Masstab ja das "Sekundarschulpensum" sei. 

2.) Um also auch für Bümpliz den Zugang aus der Sekundärschule zum 
Gymnasium zu fördern, sah man sich nach andern kantonalen Vorbildern 
um, und plante nun nach Bolliger Muster den Anbau eines Untergymna- 
siumszug;es an die Sekundärschule . Allerdings beabsichtigt man in 3ol- 
ligen angeblich, diesen seit 1969 bestehenden Untergymnasiumszug später 
doch wieder, analog der Lösung 1 im Neufeld ( dem kommenden Gymnasium 
anzuschliessen, das ja ganz in der Nähe an die Wegmühle zu stehen 
kommen dürfte, ähnlich wie man in Köniz davon spricht, das seit 1969 
bestehende Untergymnasium später an der Lerbermatte mit dem Gymnasium 
zu vereinen. Hier plant man also wieder einen ".Veg zurück" zum "un- 
gebrochenen Mag zur Matur", was die Gefahr einer erneuerten "Standes- 
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schule" in sich schliesst. Zur Beschwichtigung wird dabei aber gern be- 
tont, es würde damit doch ein späterer Gesamtschulversuch keineswegs 
verhindert, da man die betreffenden Räume auf die Dauer sowieso für 
das Gymnasium selber benötigen werde. "Ungebrochen" sind ja auch noch 
die Progymnasien-Gymnasien in Biel und Burgdorf. 

Im Sinne einer echten zweiten Lösung finden wir aber im Kanton eben- 
falls bereits Präzedenzfälle , die von der ED sanktioniert wurden und 
sich offenbar ebenfalls bewährt haben, nämlich die untergymnasial en 
L eistungsklassen in Langnau, Langenthai und Thun, wo von der 7. Klasse 
an die von der MAV, verlangten "6 Jahre gymnasialer Ausbildung" inner- 
halb der Sekundärschule mit leicht verändertem Stundenplan in Franzö- 
sisch, Latein und Mathematik absolviert werden. 

Wie beim Manuel könnte man slso auch bei uns in der Sekundärschule 
Viktoria und an den beiden Bümplizer Sekundärschulen Untergymnasiums- 
züge führen, z.B. im letztern Fall mit Unterteilung in einen Literarzug 
in Bümpliz-Dorf und einen Realzug im Schwabgut oder umgekehrt. Dies 
ginge umso leichter, als ja der Sekundarschullehrplan mit demjenigen 
der Untergymnasien bis auf 1 Stunde mehr Französisch und 2 Stunden 
mehr Latein zusammenfällt, wobei auch am U'gymnasium Sekundarlehrer un- 
terrichten. Ab 1971 wird auch Latein für alle Sekundarlehrer obligato- 
risch r und die Ausbildung sowieso auf 5 Semester ausgedehnt ( , was sich 
bereits in der Praxis z.T. eingeführt hatte). Es gäbe vermutlich 
auch keine Spannungen zwischen den Lehrern, da die gleichen Lehrer an 
beiden Zügen unterrichten würden. Ausserdem verpflichtet Art. 9 des 
kantonalen Mittelschulgesetzes die Sekundärschulen zu genügender Vor- 
bereitung auf die Gymnasien" 

3.) Eine weitere, bereits im Kanton, besonders an kleineren Landsekun- 
darschulen wie Steffisburg usw. verwirklichte Variante, die bei uns 
eventuell am Munzinger oder Schwabgut bei geringer Anwärterzahl passend 
wäre (und so vielleicht auch für die geplante 3. Bümplizer Sekundär- 
schule Brünnen in Frage käme) , ist die Lösung mit blossem Zusatzunter- 
richt in Latein (statt 4 6 Stunden), Französisch (1 Zusatzstunde) und 
Mathematik in kleinen Gruppen. Diese Lösung wird von den Rektoren als 
"■schlechteste Notlösung'^betrachtet. Andrerseits stellt sie aber gerade 
jene dem Gesaratschulmodell am nächsten kommende "Einheitsmittel schule " 
dar, die eben den Studienentscheid nach oben bis zur 8./9. Stufe hinaus- 
schiebt, um auch Spätreifer und Spätentschlossene zu erfassen. Hier 
hätten wir also die konsequente Weiterentwicklung der "Einheitsmittel- 
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schule", die man bei uns mit der Aufhebung des "Progymnasiums" begon- 
nen hatte. Es besteht eben sowieso beim Kanton die Tendenz, vermutlich 
auch im Zusammenhang mit der interkantonalen Schulkoordination, die 
gymnasiale Ausbildung von der Tertia oder Quarta/nicht nur finanziell, 
sondern auch pädagogisch zu übernehmen, wodurch das Unter gymnasium 
noch mehr an Selbständigkeit einbüssen müsste. 

4.) Von der weiteren Variante einer "integrierten Oberstufe ", die 
später auch das Untergymnasium einbeziehen wurde, haben wir beim Modell 
Manuel schon gesprochen, das damit die eigentliche " integrierte dif- 
ferenzierte Oberstufen-Gesamtschule " als Fernziel vorbereiten würde, 
die von mehreren Motionen, Postulaten und Interpellationen praktisch 
sämtlicher Parteien verlangt wurde. 

Die Schuldirektion leitete mehrere Vernehmlassungen zwischen den be- 
troffenen Gremien ein, wobei sich die Fronten der Rektoren, wie die der 
Vorsteher eher verhärteten. Man wies dabei -auf finanzielle Schwierig- 
keiten hin, dass z.B. die Untergymnasien zu 12$> Sekundärschulen aber be- 
deutend geringer vom Kanton subventioniert würden usw. Als die Schul- 
direktion vorschlug, alle vier Varianten als "Schulversuche" zu reali- 
sieren, um Erfahrungen zu sammeln und dabei alle diese untergymnasia- 
len Stufen dem b isherigen Rektor (wie in Basel) zu unterstellen, eben 
um so eine Evaluation zu erleichtern , weigerten sich die Vorsteher, 
solche Kompetenzen aus pädagogischen und administrativen Gründen abzu- 
treten, obgleich dieser Modus beim Manuel bereits besteht. Andrerseits 
wollten die Rektoren durch Aufhebung der Untergymnasiumskommission 
wieder eine totale Verschmelzung der Untergymnasien mit den Gymnasien 
anbahnen, was eine Weiterentwicklung in Richtung Gesamtschule ein für 
allemal unterbunden hätte. Auf der andern Seite riet der kantonale In- 
spektor, dem politischen Dezentralisationsdruck freiwillig entgegenzu- 
kommen, um die Abstimmung über das Untergymnasium Neufeld nicht zu ge- 
fährden. Auch auf Seiten der ED nehme man das Gesamtschulprojekt trotz 
der vorläufigen Ablehnung der allzu imperativen Interpellation Theiler ix t 
Grossen Rat ernst und habe zur Beantwortung des analogen, Gesamtschul- 
versuche fordernden, Postulat Zürcher eine Gesamt schul Studienkommission 
ernannt, ein Beispiel, dem auch der Gemeinderat folgen möge, um auch 
auf städtischem Boden eine solche Expertengruppe zu bilden. Die ED • 
konsultierte bereits auch "Schule und Elternhaus". Einzelne Lehrer 
sandten eigene Meinungsäusserungen ein, wie z.B. Herr Pulver, Sek. 
Schule Schwabgut , der für diese Schule ein eigenes Modell nach 
Variante 2 ausgearbeitet hatte: 2 Leistungsgruppen (mit Latein in 
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Richtung Literargymnasium, mit Englisch in Richtung Realgymnasium) , 
Uebertritt prüfungsfrei mit Probequartal auf blosse Option hin, sodass 
auch die Rückversetzung nicht peinlich würde. Jedenfalls würde damit 
der zweite Stress, der auch nach dem Schularztamt nach 6 Jahren viel zu 
früh auf die erste Selektion folgt, ausgeschaltet. Ein weiteres Ver- 
harren im Klassenverband nach Lösung 3 ergäbe eine zu grosse Leistungs- 
streuung und damit eine Beeinträchtigung der Begabten. Vorsteher Juker 
wieder drang auf Stundenabbau bei den Schülern im Zuge der Pflicht- 
stundenkürzung der Sekundarlehrer, z.B. durch Verzicht der Gymnasien 
auf Latein auf der Untergymnasiumsstufe. Auch Religion und Deutsch 
könnte zugunsten von Mathematik und V/ahlfächern abgebaut werden, um 
eine bessere Angleichung des Sekundarplans an das Gymnasium zu er- 
reichen und so die Durchlässigkeit "nach oben" zu fördern. 

Jedenfalls ergab sich, dass durch solche Dezentralisation der Unter- 
gymnasien und ihre teilweise Verteilung auf die Sekundärschulen auch 
baulich Einiges gespart werden könnte.*)Ein überraschender Vorschlag, 
Laubegg zu einem reinen Untergymnasium zu machen, wird noch geprüft. 
Hier wären aber zuviele (ca. 20) Klassenzimmer vorhanden, die durch 
die Aufgabe der Manuel-Untergymnasiumsabteilung nicht aufgefüllt würden. 
Auch könnte das Manuel dafür nur einen kleinen Teil der Sekundärschule 
Laubegg aufnehmen. Freilich kommen auch noch im oberen Murifeld Primar- 
und Sekundarschulneubauten. Vermutlich können einige Untergymnasiums- 
klassen auch noch einige Zeit am alten Standort Vv'aisenhausplatz blei- 
ben. Ferner wird beim V/ankdorf schulhaus aufgestockt, sodass die 4 in 
der dortigen Sekundärschule untergebrachten Primarklassen wieder Platz 
machen werden. Bereits mussten einige Klassen (unter Koedukation) ans 
Viktoriaschulhaus verlegt werden. 

Da die ganze Gesamtschulproblematik also einen wesentlich politischen 

Aspekt hat, muss eine politisch gemischte Gesamtschulstudienkommission 

ernannt werden. Auch der Lehrerverein will bis Frühjahr 1971 sein Ver- 

nenmlassungsverfahren mit konkreten Vorschlägen für Strukturreformen 

abschliessen. 
15.) 

Noch ein Wort zur schon erwähnten, verspäteten Koedukation an allen 
Sekundärschulen , die durch das Postulat Hug gefordert worden war, um 
die Chancengleichheit der Mädchen auf dem Sektor Bildung zu garantie- 
ren und die oft etwas "muffige Pensionsatmosphäre" an den Mädchense- 
kunciarschulen aufzuheben. ".. r ie erwähnt, kann die Koedukation ungesunde 
Spannungen und unrealistische Idealisierungen "aus der Distanz" bei den 

beiden Geschlech tern mindern. So wählen erfahrungsgemäss die Knaben 
*)Ueberhaupt erspart das gesamt schulische Fach-statt Klassenzimnersysten? 
viel Raum, wie die Studien des schwel z. Schulbauzentrums Lausanne zeigen. 
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ihre Freundinnen eher aus einer andern als der eigenen Klasse. Es 
findet auch ein Leistungsausgleich statt, da die Mädchen die Knaben im 
Sprachlichen, die letztem die erstem in der Mathematik zu stimulie- 
ren vermögen. Freilich sollen die Knaben in ihren Leistungen sinken, 
wenn in einer Klasse mehr oder fast nur Mädchen sind. Auf jeden .Fall 
drängen heute auch die Eltern im Laubegg und Viktoria auf eine rasche 
bauliche Anpassung dieser Schulanlagen an die Koedukation, damit die 
langen und gefährlichen Schulwege verkürzt werden. Im Grunde waren es 
nur historische Gründe, warum ausgerechnet die Sekundärschulen bis 
heute unkoeduziert blieben. Das "Gegengutachten" von Frl. Dr.H.Stucki 
suchte dann hinterher dafür eine pädagogische Begründung, die aber an- 
gesichts der Koedukation aller übrigen Schulen heute obsolet geworden 
ist. (Sie sprach eben von gegenseitiger Hemmung der Knaben und Mädchen 
im Sektor Sprachen resp. Mathematik, von einer Verrohung der Mädchen 
durch den ständigen Kontakt mit den Knaben usw.Aehnlich hatte sich 
ein Gutachten von Prof .Dr.J.R.Schmid noch im April 1964 mit Reserve 
über die Koedukation der Sekundärschulen ausgesprochen, obgleich ja sämt- 
liche übrigen Schulen längst koeduziert waren. In Schweden wirfr^ffScht nur 
Handarbeit und Werkunterricht, sondern auch Turnen gemeinsam betrie- 
ben, was viel bauliche Umtriebe erspart. Ob allerdings der hier herr- 
schende sexuelle Libertinismus nicht auch teilweise mit dieser kom- 
promisslosen Koedukation zusammenhängt, wäre noch zu untersuchen. 
Während Wankdorf und Länggarse schon seit einiger Zeit die Koedukation 
eingeführt haben, verharrten die Bümplizer noch einige Zeit bei einem 
Kompromiss, indem von der 8. an wieder getrennte Klassen geführt 
wurden ( " Bümplizer Modell ") , um auf die früher noch sehr verschiedene 
Berufsausbildung beider Geschlechter vorzubereiten. Heute findet man 
dagegen auch für Frauen technische Arbeitsmöglichkeiten, sodass die 
Reduktion der Handarbeitsfächer in der Oberstufe zugunsten von tech- 
nischem Zeichnen usw. von hier aus unbedingt zu begrüssen ist. Dass,wi 
erwähnt ,. das Postulat Hug betreffend " gleichen Lohn für gleiche 
Leistung " bei den Lehrerinnen noch nicht ganz, und besonders nicht auf 
allen Stufen erreicht ist, hängt z.T. mit der Komprimissbereitschaft 
des Lehrerinnenvereins zusammen. Faktisch sind nur die Sekundarl ehrer- 
innen und auch diese nicht ganz den Lehrern gleichgestellt. Nun will 
der Gemeinderat aber in der gesamten Verwaltung die Gleichheit des 
Funktionslohns auf allen Stufen zwischen den beiden Geschlechtern her- 
stellen. Die von uns zur Behebung des Lehrermangels (Ausschöpfung der 
einzig noch greifbaren Reserve bei den Mädchen, die bis zu 60/b vom 
Seminar Marzili aus Raumgründen abgelehnt werden müssen) im Grossen 
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Rat vorgeschlagene Koedukation der Seminare Hofwil usw. wurde skep- 
tisch aufgenommen, so wie 'man es auch nicht gerne sieht, dass die 
Lehrerinnen an der Primaroberschule immer höhere Klassen übernehmen. 
In Langenthai wurde wenigstens die "Koinstruktion "erreicht , und künftig 
soll immerhin dieser guteidgenössische Kompromiss bei den Neugründun - 
gen zum Zuge kommen. *) Im Grunde gilt aber offenbar noch immer die 
halbmilitärische Internatsausbildung nach dem Vorbild von v. Fellenbergs 


^Hofwil a ls besonders ideal, obgleich sie zu einem eher autoritären 
Lehrertyp erzieht, der heute gar nicht mehr gefragt ist. Daher die 
Rekrutierungsschwierigkeiten Hofwils bei der heutigen Jugend, die das 
Externat im Seminarbetrieb vorzieht und überhaupt mehr und mehr eine 
hochschulähnliche Ausbildungsart sucht. In Giessen gerieten wiij wie schon 

erwähnt,, beim Schulbesuch in einen Seminaristenstreik: sie verlangten 
statt 6 Semestern eine universitätsähnlichere Ausbildung zu 8 Semestern, 
- dies in einem Zeitpunkt, wo unsre Lehrer heftig gegen ein 5. Semi- 
narjahr ohne Matur ankämpfen! Dass aber gerade die Gesamtschule nicht 
nur 25-50?o mehr Lehrer benötigt, sondern auch eine di fferenziertere 
Ausbildung , wo also 4 Jahre Seminar oder gar ein einjähriger "Sonder- 
kurs" für Maturierte nicht mehr genügt, liegt auf der Hand, '.vir schlu- 
gen aber im Grossen Rat 1969 vergeblich vor, nach Zürcher Vorbild die 
Matura auch für Primarlehrer obligatorisch zu erklären oder dann ein 
5. Seminar.jahr an der Lehramts schule der Universität als eine Art Ge- 
samt schul e^ mit den Sekundär- und z.T. mit den Gymnasiallehrern absol- 
vieren zu lassen. Der kommende "Stufenlehrer" muss ja gewissermassen 
"auswechselbar" sein i Man fürchtet bei uns dadurch eine "Akademi si erung " 
d.h. " Verintellektualisierung" des Volksschullehrers, der doch nach 
Pestalozzi und rroebel in erster Linie. " Gemüt sbildun/s " zu treiben habe. 
So wurde dieselbe Forderung na.ch Matur bei den Volksschullehrern schon 


"*T Da das Oberseminar in der Länggasse wegen den Universitätsneubau^ 
ten verlegt werden muss, nimmt man die Gelegenheit zu einem grösseren 
Neubau wahr, und erweitert auch das Unterseminar Hofwil (eventuell mit 
einem Externat). Dazu soll am halbkantonal-halbstädtischen Mädchen- 
seminar Marzili die Koinstruktion eingeführt, und sollen am privaten 
Muristaldenseminar eventuell weitere Klassen (zu den 2 bisherigen) vom 
Kanton übernommen werden. Da die Gymnasien heute beliebter als die 
Seminare sind, will man den Neubau eines dreireihigen Seminars eher 
(wie das kommende Könizer Gymnasium) an der Lerbermatte als am an sich 
günstigeren Standort Landorf errichten. Da die Seminare Biel und be- 
sonders Thun ebenfalls überlastet sind, denkt man auch an die Gründung 
eines weiteren Seminars im Räume Oberland. 

•■■'■? e in Amerika scheint auch bei uns übrigens die "Verweiblichun? T "des Leh- 
rerberufs nicht zu vermeiden sein. Aehnlich schreibt in. der URSS Gregor- 
- jew: "Der Mann verlässt die Schule". Das uralte Matriarchat komme wieder, 
was eine " Feminisierun~"der Jugend zur Folf.e habe, da die Lenrerin zu de- 
ren Idol werde. Schuld sei, dass neuere Berufe wie Kybernetik, Chirurgie und 
Journalismus romantisiert würden , während der Lehrerberuf in seiner ganzen 
Prosaik vor aller Augen sei. Zudem belaufe sich die Arbeitszeit des russi- 
schen Lehrers auf 60,3 Stunden pro Woche, der Gehalt sei für tüchtige und 
untüchtige Lehrer derselbe, und akademische Aufstieremöglichkeiten seien 
gleich null. Besonders die am meisten belasteten Grundschullehrer bekämen 
ganze 8o Rubel ( =ca. 3oo Fr.)! 
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1848 "aus Artist vor liberalem Gedankengut" verworfen! Heute würue 
sagen: aus Angst vor "linksintellektuellem Gedankengut", eine A n p;st, 
die übrigens auch Bedenken gegen den oben erwähnten, "sozial integrie- 
renden Kernunterricht" in Gesellschafts- und Gemeinschaftskunde der 
Gesamtschule anmeldet! Auf der andern Seite meinte der Pädagoge 
Brezinka mit Recht, dass "jede Reform des Schulwesens von der bessern 
Ausbildung des Lehrers abhängt" ! Ohne Sntstaubung unserer noch immer 
den autarken Agrarstaat des 18. Jahrhunderts und längst verschwundene 
Handwerkerberufe verherrlichende^Lesebücher, ohne Ersetzung der Arith- 
metik nach Adam Riese durch eine, relations^logisches Selberdenken an- 
stelle von formalem Drill schulende "Mengenmathematik" (nach Dienes 
u.a.), "operative Mathematik" (nach Piaget) , Grammatikerneuerung im 
Sinne der Linguistik, Logistik, Semantik usw. nach Glinz u.a. schon 
auf der Sekundarstufe wird es einfach nicht vorwärts gehen in unseren 
Schulstuben, und wird der Lehrerberuf trotz "entgegenkommender" Stu- 
dienverkürzungen und Gehaltserhöhungen, und trotz der 13 Wochen 

Ferien und Pensionsberechtigung immer mehr an Attraktivität verlieren!*) 
16. ; 

Jedenfalls ging in Deutschland und Oesterreich, wie in Schweden, der 
Lehrermangel erst dann zurück , als man nicht nur Matura , sondern ein 
akademisches Studium aller Lehrer an den " pädagogischen Hochschulen " 
und die "Stufenlehrerausbildung" einführte! Offenbar spielt auch hier 
heute der reine kommerzielle Standpunkt weniger mit, als ein soziales 
Prestigedenken. 1 Der Lehrerberuf muss in seinem Sozialprestige gehoben 
werden, zumal er unter dem Beschuss der "antiautoritären" Jugendbewe- 
gung noch mehr als bisher der Abwertung ausgesetzt ist. In diesem Zu- 
sammenhang muss man sich also auch das Risiko überlegen, das die 
" Demokratisation" des Schulbetriebes, besonders der Abbau des dem 
Lehrer bisher fast zuviel Autorität verschaffenden Examens- und Zen- 
surensystems durch die "Gesamtschule " mit sich bringt IFreilich ersetzt 
eben die Gesamtschule die Autorität durch den Kontakt l 
Nach der Ablehnung eines Antrags unsererseits 1968 Icäm nun mit 

dem Postulat Boss im Grossen Rat im November 1970 ein erneuter Vor- 
stoss in Richtung nicht nur eines Ausbaus der Lehramts schule an der 
Universität, sondern einer autonomen pädagogischen Hochschule . Eine 
ähnliche Besserung des Lehrermangels resultierte übrigens in ^SA. schon 
aus der Tatsache, dass man in der Oeffentlichkeit über Schulreformen dis- 
kutiert©. Man bekam, so offenbarten Eindruck, der Lehrerberuf sei heute 
doch wieder ein Beruf "mit Zukunft" gewordenl Vor allem erregt auch 
dort das "Comprehensive School "-Programm das öffentliche Interesse. 

*)Mit Recht sieht daher das kant. Fortbildungsdekret den sogi' Bildungsur - 
laub"( "Sabbathical Year")f ür die Lehrer vor .der die Erstarrung in der 
Routine verhindern soll. Ebenso sorgt die "pädagogische Kommission "des LV. 
für Kurse betr. neue Lehrmittel und-methoden.Uebrigens könnte man dem 
zunehmenden Lehrermangel auch durch eine flexible Altersgrenze »wie sie 
die Gewerkschaften verlangen, entgegentreten, da die Alterspsychologie 
längst die weitverbreitete Meinung widerlegte, dass im Alter die intellek- 
tuellen Leistungen rasch abgebaut würden. Gerade "Berufene "unter den älte- 
ren Lehrern sind oft unersetzliche "pädagogische Perlen"! 
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Demgegenüber verkannte z.B. der Bericht der Kommission 67 ( redigiert 
von Seminarlehrer K.Aerni)vom Jan. 1968 noch völlig solche sozialen und 
pädagogischen Mitursachen des Lehrermangels im Kanton Bern und empfahl 
daher als Semedur bloss gewisse Dezentralisationsmassnahmen unter prin- 
zipieller Beibehaltung des Internats und der Ge sohle cht er trennung, da ja 
auch eine "KoinstruktiortC G eschlechtertrennung ausser beim Chorsingenl) 
erst durch Zulassung der Lehrerinnen zu den Mittel-und Ob er stufenpaten- 
ten" sinnvoll"würde. Freilich schrecke das Handarbeitsobligatorium de» 
Unter stufenpatent es heute manches Mädchen vom Seminar ab. Das Internat 
helfe oft "häusliche Erziehungsprobleme lösen", obgleich der Trend heute 
dahin gehe, "das Kind solange als möglich im Kreise der Familie zu las- 
sen", sodass"die Wahl zwischen Gymnasium und Internatsseminar zugunsten 
des Gymnasiums"ausfalle.Noch immer gelte auch das Seminar als das"Gym- 
nasiums des armen Mannes", als relativ billige Aufstiegsschule für Ar- 
beiter-und Bauernkinder, aber auch als"Sackgasse" »während andererseits 
das Gymnasium infolge der allgemeinen"Demokratisierung" erschwinglicher 
geworden sei und das "Odium der Standesschule"verloren habe. Während 
früher der"Aufstieg zum Akademiker über den Lehrerberuf 2-3 Generatio*- 
nen erforderte", sei heute der Zugang zur Universität auch für begabte 
Arbeiter-und Bauernkinder im Gymnasium(also innert einer Generation) 
möglich. Durch eine Dezentralisation nach dem Vorbild der Gymnasien mit 
kleinen Unterseminarien auf dem Land hoffe man aber den" Transport- 
widerstand" der langen Schulwege zu überwinden und die Rekrutierung aus 
ländlichen Reserven zu verbessern. Ferner müsse die Weiterbildungsmög- 
lichkeit der Seminarabsolventen in Richtung des Sekundarlehr erpatent es 
gefördert werden, um die Attraktivität des Seminars zu erhöhen. Vor allem 
sei die"Milchmädchenrechnung",dass 4o und mehr Wochenstunden die Aus- 
bildungsqualität erhöhen könnten, zu revidieren. Bereits seit 4o Jahren 
absolvierten die bernischen Seminaristen 16o Jahreswochenstunden, statt 
wie alle übrigen Kantone (ausser St.gallen,Thurgau und Tessin) die Stu- 
dienzeit um ein 5. Seminar jähr zu verlängern. Bern sei also" um eine ganze 
Generation im Rückstand"! Immerhin wurde 1965 ein" Kleiner Reformplan " der 
Hofwiler "Dreierkommission" in Kraft gesetzt, der die "zu weit getriebene 
Verfächerung durch Schwerpunktbildung"korrigieren sollte: statt manche 
Fächer verdünnt während der ganzen Seminarzeit zu führen, sollten ziB. 
die "Umweltfächer" (Naturwissenschaften, Realien) am Untergymnasium"in 
kompakter Form"vermittelt werden, um die oberen Seminar jähre auf die 
"Menschenfächer" zu konzentrieren. Auch sollte " Allgemeinbildung "und ei- 
gentliche" Berufsbildung "gesondert werden, um z.B. Religion, Mathematik, Gee 
graphie und Schreiben nach dem dritten Jahr abzuschliessen und so das 
letzte J . Jahr für allgemeinbildende Fächer und berufliche Spezialproble- 
me frei zu machen. Jedenfalls sei eine vermehrte Zulassung der Mädchen 
zum Lehrerberuf unvermeidlich, weshalb auch die Motion Räz im Grossen 
Rat vom 15.2.71 die sofortige Elimination der bisherigen ungleichen 
Aufnahmebedingungen für Mädchen ans Seminar verlangte. Auch sollten ver- 
mehrt lo .Fortbildungsklassen Primar-und Sekundarschülerinnen,aber auch 
Gymnasiastinnen aufs Seminar hinlenken. 

Interessant ist nun die Stellungnahme der Seminaristinnen selber zu die 
sen Problemen, die uns im April^vom Seminar Marzili zukam.Auch sie ver- 
langen 5 Seminar jähre und die Trennung einer dreijährigen"Allgemeii 
von einer zwei jährigen"Berufsausbildung" »wobei die erstere von Land- 
dienst, Pro Juventute-und Heimpraktiken unterbrochen würde. Ab schluss der 
Kernfächer, wie der Wahlfächer nach drei Jahren, der Berufsfächer nach 
weiteren zwei Jahren. LektionenbetrieMa 4o Min.)bei den Wahlfächern 
mit reichem Fächerkatalog entsprechend individueller Begabung und Nei- 
gung. Ferner Koedukation, Sexualerziehung, Mitsprache gegenüber Vorsteher 
und Schulkommission usw. Demgegenüber äusserten sich die Seminaristen 
beim Austritt 1966 betreffend"Internatsbetrieb"und Seminarreform 
gegenüber der erwähnten n Dreierkommission"noch sehr dozill Sie zogen nocJ 
das Internat dem Externat vor. Die "grosse Reform"der"Achterko mmission 
G esamtplanung* steht noch aus. Das 1966 "eingeführte " Vikariats .1 ahr "uhter 
einem" Tutor" vor der Patentaushändigung musste 197o wieder fallen gelas- 
sen werden, da es nirgends (mangels Tutoren) realisiert worden war I Die 
einzige Neuerung, die W^ahlfäcter im Abschlusa jähr, befriedigte niemanden 
Summa E mmm arrain Vor der Einführung einer"Gesamtsohule"m üsste also die 
bernische Semin'arausbildung geradezu"revolutioniert"werden! 
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17.) 

Um damit zu unserm Hauptthema "Gesamtschule" zurückzukehren: auch auf 
der Gymnasiums stufe zeichnen sich bei uns, nicht zuletzt dank der Akti- 
vität der Kommission "Gymnasium-Universität ", gewisse Differenzierungen 
in Leistungsgruppen, Wahl- und Freifächer , Schülermitsprache, Schüler- 
räten mit eigenen Blättern wie "Frosch" ect. ab, wobei also die "Be- 
gabungsförderung" über die "Demokratisation" dominiert! Von Tendenzen 
einer Vv'eiterführung der Gesamtschulidee über das " Gesamtgymnasium" 
inklusive Berufsschulen bis zur " Gesamtuniversität " wie in Schweden kann 
wohl bei uns nicht die Hede sein, weil wir eben als rohstoffarmer 
Staat eine ausgesprochene "Leistungsgesellschaft" sind und bleiben 

müssen, doch soll damit einer künftigen Entwicklung keineswegs vorgegrif- 
fen werden. Vorlauf ig bleibt es auch hier bei der "Kunst des Möglichen." 
So sind unsre Gymnasien also seit 1-2 Jahren nicht nur zum vVahlfach- 

unterricht in Leistungsgruppen , sondern (nach einigen Pionierleistun - 
gen der Sekundär- und Primaroberschulen) auch zu neuen technischen Lehr- 
mitteln übergegangen. Vor allem sucht man den Anschluss des Gymna- 
siums nach oben in der Methodik : bessere Vorbereitung zu selbständiger, 
wissenschaftlicher Arbeit, zum 'Team work" usw., da bisher die unvorbe- 
reitet in die "akademische Freiheit" geratenden Jungstudenten oft 
einige Semester "schwimmend" verloren. Schon das Gymnasium muss also 
eine seminarartige Methodik mit vertiefendem thematischem Unterricht 
usw. einführen. 

Mit dem ausdrücklichen Segen der Erziehungsdirektion und der Kommis- 
sion "Gymnasium-Universität" nahmen kürzlich so das Neufeld- und das 
Kirchenfeldgymnasium eine eigentliche Ob er Stufenreform in Angriff. Das 
Real- und besonders das Literargymnasium Kirchenfeld baute dabei seine 
bisherigen Versuche im Gruppenunterricht zum " Unterricht in Arbeitsge- 
meinschaften " aus, wobei also seminarartig (eben im Hinblick auf die 
Hochschulmethodik) während eines Semesters ein vertiefter Themenunter- 
richt stattfinden soll. Daneben bleibt aber der für die eidgenössische 
Matur unerlässliche Grundstundenplan im Klassenverband bestehen. Aber 
er wird in Prima und Oberprima von 33 resp. 30 Wochenstunden auf 24 
reduziert, wobei besonders bei den "toten Sprachen" Latein und Grie- 
chisch und bei der Mathematik abgebaut wird. Dagegen wird der Kanon 
der Fakultativfächer (Religion, Philosophie, 4. Fremdsprache, darstel- 
lende Geometrie, Chorsingen) noch um die Musiktheorie erweitert. Mit 
dem Grundstundenplan werden die Fakultativfächer vormittags in 5 Lek- 
tionen gegeben, während der Nachmittag für die praktischen Uebungen 
in der Arbeitsgemeinschaft (z.B. in einer 3ibliothek, einem Museum) 
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reserviert bleibt. Diese Oberstufenreform umfasst also nur die letzten 
drei Semester, wobei in allen 11 Maturfächern 2-3 Hebungen stattfinden 
sollen. 

Andrerseits hat auch das Unter Gymnasium begonnen, in gewissen Lei- 
stungszügen zu arbeiten. Der Trend setzt sich also nach unten fort. 

Am Neufeld,p;ymnasium wieder wird am Literar- und Realgymnasium ein 
" Kernfachunterricht " geplant, wobei in den letzten zwei Semestern zwei 
Kernfächer frei gewählt werden können, in denen ein auf 5-6 Wochen- 
stunden erweiterter Unterricht unter entsprecnender Reduktion des all- 
gemeinverbindlichen Pensums erteilt wird. Als solche Kernfächer können 
nicht nur die 11 bisherigen Maturfächer, sondern darüber hinaus auch 
Philosophie, Musik, Geologie, Religion, und am Realgymnasium (Maturi- 
tätstyp C) auch Latein gewählt werden. (Der Begriff "Kernunterricht" 
bedeutet allerdings im Gesamtschulwesen genau das Gegenteil i) 

Diese Reformen können aber auch darum nur provisorischen Charakter 
haben, weil im Rahmen der interkantonalen Schulkoordination und der 
kommenden Kantonali sation der Gymnasien bis zur Tertia ein Ab- oder 
Aufbau der Oberprima wegen des Herbstbeginns kommen wird. *) Zudem 
ist die neue eidgenössische Maturitätsordnung 1968 noch recht um- 
stritten, da sie z.B. die Geschichte als Maturfach abschaffen will. 
Sollte man aber nicht gerade den Geschichtsunterricht (allerdings 
nicht mehr als Ahnen- und Kriegsheroenkult, sondern als Kulturge- 
schichte , die die wirklich bleibenden "humanistischen", durch Erfin- 
der und Entdecker geschaffenen v.'erte festhält) zusammen mit Sozio- 
logie, Gesellschaftskunde usw. aktivieren, um so der heute traditions- 
und ziellos gewordenen Jugend wieder den Evolutionsgedanken und das 
damit zusammenhängende Verantwortungsgefühl einpflanzen? Unter den 
Prüfungsfächern (vier Sprachfächer, Mathematik) wäre Geschichte die 
einzige " gesell schaftsbezogene " Sparte! Der bern. Regierungsrat beschloss 
daher kürzlich, im Gegensatz zur eidg. Maturverordnung und zum Antrag der 
kant.Maturitätskommission an der Gerschichtsnratur festzuhalten, die in dafi 
Dr eissiger.ia hren unter Prof .R. Feller als "geistige Landesverteidigung" ein 
-geführt worden war. Heute sei eine ähnliche Krisensituation. Dafür soll 
aber der Prüfungsstoff auf die letzten hundert Jahre und auf die Ge- 
schichte des Bundes seit 1848 beschränkt werden '.Gerade moderne Geschicks 
lehrer wie Dr.Hubschmid,mein verstorbener Onkel W.S. u.a. glauben aber,daas 
hier Freiwilligkeit me hr echtes Geschichtsinteresse wecken kann als Exa- 
*) 1856 wurde in Bern die deutsche, und in Pruntrut die welsche 
"Kantonsschule" gegründet, aber da der überwiegend bäuerliche Kanton 
knausrig in Sachen Schulbauten blieb, und z.B. Burgdorf 1872/73 sein 
eigenes Gymnasium auf Gemeindekosten errichtete, hob Erziehungs- 
direktor Ritschard 1875 die deutsche Kantonsschule zugunsten eines 
ebenfalls gemeindeeigenen Gymnasiums auf. Heute, wo das Einzugsgebiet 
sich wieder stark in die Region hinauserstreckt, drängt sich aber 
also erneut die "Kantonalisierung" auf , die eventuell bis zur Quarta ge- 
hen wird, was die Selbständigkeit des Untergymnasiums tangieren dürfte. 
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mensz-wanglVor allem die Gccchichts-unG Gesellschaftswissenschaft eignet 
sich,als"Studium generale "unsre Bildung abzurunden, zu integrieren. Oder 
soll unsre gymnasiale Bildung weiterhin als"Elitenschulung"die ständisch: 

"Kluft zwischen feistes- und naturwissenschaftlicher Lebenshaltung", z.B. 
den obsoleten technik-feindlichen "Kul i/arpeisimismus " der "Humanisten" 
noch künstlich arr. Leber, erhalten? ( Z'cirideh) . Heute sind die Grenzen 
zwischen diesen " zv;ei Kulturen" (Snow) längst fliessend geworden und 
werden z.B. im deutschen und schwedisenen Kernunterricnt zur sozialen 
Integration bewuest als Projektunterricht im i'eam teaching (Geschichte, 
Geographie, Gesellschaftskunde) gegeben. So hat sich auch die Biologie 
über die vergleichende Verhaltensforschung der Psychologie genähert, 
die Elektronik über die Kybernetik der Neurologie usw. , wobei sich ge- 
rade in diesen Grenzgebieten heute die interessantesten Zusammenhänge 
ergeben (Biochemie, physikalische Chemie, Pathophysiologie usw.). Be- 
sonders dringend wäre auch eine " Geschichte der Wissenschafte n", da 
die einzelnen Gebiete im Fachunterricht oft völlig zusammenhangslos 
vorgetragen werden, statt eine Synopse zu einer Art ' Einheitswissen- 
schaft" , zu einem wissenschaftlichen Weltbild anzubahnen. Die bis- 
herige apodiktische Art, wie dem Schüler die im Grunde ephemeren, un- 
sichern chemischen Strukturformeln und physikalischen Hilfshypothesen 
an den Kopf beworfen wurden, musste verwirren. Nur das historisch^ Auf- 
zeigen, wieso und warum man zu solchen Hilfskonstruktionen gekommen 
ist, vermittelt wirkliche Wissenschaft anstelle blossen Wissens. Viel- 
leicht befürchten manche Lehrer, durch eine solche "genetische" Lehr- 
weise an Autorität zu verlieren, ähnlich wie sie sich scheuen, Zen- 
suren und Examen zu opfern? auch wegen der wohl bald kommenden *.'ahl- 
alterherabsetzung auf 18 Jahre sollte ja überhaupt in sämtlichen Ab- 
schlussklassen der Oberstufen vermehrter staatsbürgerlicher Unterricht 
erteilt werden, um der Jugend wieder mehr historisches Verständnis der 
Gegenwart zu geben i Unsre Jugend ist ja in dieser Beziehung geradezu 
"aperspektivisch" geworden, und Kenntnisse über die "Oktoberrevolu- 
tion" und Hitlers Aufstieg dürften heute doch wichtiger sein als der 
Gallische Krieg Caesars; Nur müssen Zusammenhänge statt Daten gelehrt 

werden! 
Andrerseits stellt aber auch die von der Rektorenkonferenz ausgegebene 

Parole " Latein- statt Geschieht smatur "bei Typus A und B eher einen Rück- 
schritt dar, wie wir noch ausführen werden. Jedenfalls reichten wir am lo. 
2.71 eine "Kleine Anfrage"im Grossen Rat ein, wobei wir gegen die mündli- 
che Geschichtsprüfung bei Typus A,B und C Einsprache erhoben, und zum 
mindesten die Reduktion des Prüfungsstoffes von 1678(Friede zu Nymwegen) 
auf die letzten hundert. Jähret 187o resp. 1848) entsprechend dem Antrag 
der kant.Mat.kommission vorschlugen. Ferner verlangten wir die endgülti- 
ge Wendung von der Kriegs-und Militär-zur Kulturgeschichte auf allen 
Schulstufen *)ßereits sind auch die Kantone Zürich, Graubünden und Basel- 


*) Siehe Beilage S.66a. 
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Beilage zu S»65» 
Schriftliche Anfrage im Grossen Rat: 

Der Regierungsrat hat kürzlich das neugefasste 
Reglement für die Maturitätsprüfungen verab- 
schiedet. Entgegen den Anträgen der Erziehungs- 
direktion und der kantonalen Maturitätskommis- 
sion wird darin wieder eine mündliche Prüfung in 
Geschichte für alle drei Typen vorgeschrieben, die 
nicht einmal von der eidg. MAV mehr verlangt 
wird. Diese auf Anregung des bernischen Histori- 
kers Prof. R. Feller in den unruhigen dreissiger 
Jahren eingeführte Zusatzprüfung wollte damals 
der geistigen Landesverteidigung dienen. Gerade 
in diesem Sinn sollte sie aber nach der Ansicht der 
kantonalen Maturitätskommission heute durch 
Stoffbeschränkung auf die Geschichte des Bundes 
seit 1848 und auf die neueste Weltgeschichte des 
20. Jahrhunderts modernisiert werden. Tatsächlich 
fehlt unserer Jugend heute vielfach eine Veranke- 
rung in unseren besten politischen Traditionen, wie 
sie sich in den letzten beiden Weltkriegen bewährt 
hatten. Ohne solche Perspektiven ist unsere Jugend 
in Gefahr, modischen «Politslogans» zu verfallen. 

Dabei sollte nun auch endlich die entscheidende 
Wendung von der alten Kriegs- zur umfassenden 
modernen Kulturgeschichte vollzogen werden, da 
ja jede Generation gewissermassen «die Geschichte 
neu schreiben muss», und unserer Jugend endlich, 
anstelle des «Ahnenkultes» der Potentaten und Ge- 
neräle, jene Leitbilder vorgestellt werden müssen, 
dir wirkliche bleibende, «humanistische» Werte ge- 
schaffen haben, nämlich Entdecker und Erfinder! 

Wird der Regierungsrat bei der endgültigen Reg- 
lementierung auch solchen Reformvorschlägen 
Geltung verschaffen? 


Eine Elternstimme aus Aus trauen , 

'fWir sind eine junge Familie die mit zwei schul- 
pflichtigen Kindern für einige Jahre nach Austra- 
lien ausgewandert ist. Nun habe ich letzte Woche 
im «Tages Anzeiger» (Wochen-Ausgabe für das 
Ausland), mit Entsetzen über das Problem «Leh- 
rermangel hat viele Gründe» gelesen. Dies hat 
mich bewogen zur Feder zu greifen. Dass es im 
Lehrerberuf sicher Probleme gibt, weiss jeder, 
denn die Kinder wachsen ja so in einer gehetzten 
Welt auf. Wenn aber die Eltern und Lehrer an- 
fangen würden, diese unruhige Leben zu bremsen, 
■wäre schon viel gewonnen. Das Leben in unserer 
schönen Schweiz sollte wieder einfacher werden 
und nicht alles so perfekt, auch der Moderummel 
sollte gestoppt werden, welcher auch auf die Schul- 
kinder übergegriffen hat. Ich möchte hier schil- 
dern, wie sich die Schulstunden in Westaustralien 
abwickeln. 

Erstens ist das Verhältnis Schüler/Lehrer viel 
freundschaftlicher als in der Schweiz. Die Kinder 
sind eine ganze Stunde mit dem gleichen Fach be- 
schäftigt und oft wird der Unterricht im Freien 
abgehalten, mit nackten Füssen, was auch in der 
Schweiz möglich wäre, es gibt ja auch viele schöne 
und warme Tage. Die Kinder sind viel mehr mit 
| der Natur verbunden, dies sollte in der Schweiz 
vielmehr gefördert werden. Wenn ich sehe, wie un- 
sere Kinder mit Freude die Schule besuchen und 
nicht nervös nach Hause kommen, muss ich unsere 
Schweizer Kinder bedauern. Pro Woche kriegen 
die Kinder nur einmal Hausaufgaben. Die Kinder 
haben noch Zeit Kind zu sein. Zu erwähnen ist, 
dass hier das Kulturelle vielmehr gepflegt wird. 
Jeden Tag hören die Kinder 15 Minuten gute Mu 


10. Februar 1971 

Dr. Sutermeister 
Auch nach Grillparzer ist 


sik, denn in keinem Schulzimmer fehlen Platten- 
spieler und Tonbänder. Jede W oche wi rd ein Kul- 
turfilm «Andere Länder an3ere" giften» gezeigt. 
Sicher wäre eine Lockerung des Schulsystems das 


erste Gebot um Lehrer und Kinder wieder zufrie- 
dener zu machen, denn auch die Kinder leiden un- 
ter einem unzufriedenen, nervösen Lehrer (Lehre- 
rin). Schwimmwettkämpfe werden abgehalten, was 
auch in der Schweiz möglich wäre. Ich hoffe, dass 
die Schweizer Lehrer wieder in ihrem Beruf glück- 
lich werden und unsere Schweizer Kinder, die gar 
nicht so schlecht sind, wie oft geschrieben wird, 
wieder fröhliche Schulkinder werden. Auch wir' 
werden wieder in unsere Heimat zurückkehren: 
und hoffen, dass unsere Kinder dann auch so ger- 
ne zur Schule gehen wie hier in Australien.'* 

Heidi Schneaa. Perth/Westaustrallen 

die"Weltgeschichte",wie sie an unsern Schu- 


len gelehrt wird, nichts als "die Skandal ehr onik des Menschenge schlecHrf 
Vor allem dient auch bei uns der Geschichts-, ähnlich wie der Literatur- 
unterricht im Grunde ebenso zur "ideologischen Indöktrinierung "wie im 
Osten, nur etwas subtiler und diskreter. Die von den Lehrern" sehr empfoh- 
lenen" K^.assen--und Preihandschülerbibliotheken steuern die auf einer 
bestimmten Mittelschulstufe fast epidemische"Lesewut" in Richtung 
grossbürgerlicher Lebensideale , "um den Wortschatz zu bereichern" »wenn 
auch die "Turnachkinder", "Heidi", "Trotzköpf chens Braut jähre 1 ,' oder die 
"Aufklärungsbücher"wie Poppers"Harringa u ,Hoppelers"Woher die Kindlein 
kommen"usw.und Gotthelfs "Heimatstil"durch modernere Parallelen ersetzt 
wurden, deren Produktion eine ganze Industrie beschäftigt. Noch immer 
hängt auch der Lehrer in seiner Ideenwelt an der"heilen"Selt des 19. 
Jahrhunderts mit ihrem genüsslichen, gedämpf ten"Welt schmerz "»ihrem 
konfortablen literarischen Plüsch-Makartismus usw. »während sich die 
Jugend im Fernsehen usw. einer total veränderten Realwelt gegenüber vor- 
findet .Deshalb ist die Dauerwirkung des schulischen Geschichts-und 

Literaturbetriebs heute meist gleich null, 
{ Siehe Antwort des Regierungsrates Seite 66 b ) 
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KANTON ^H/ BERN 

Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

7." April 1971 

1325. 

Schriftliche Anfrage Dr. Sutermeister; Antwort. - 

Die Anfrage Dr. Sutermeister bezieht sich auf die in den letzten Monaten hef- 
tig diskutierte Frage, wie weit und ob überhaupt das Fach Geschichte als Prüfungs- 
fach für die Maturität zu berücksichtigen sei. 

Das Reglement für die ordentlichen Maturitätsprüfungen an den Gymnasien des 
Kantons Bern musste zur Anpassung an die eidg. Maturitätsanerkennungsverordnung 
(MAV) vom 22. Mai 1968 vor dem 31. Mai 1971 revidiert werden. Die Erziehungsdi- 
rektion erteilte der Maturitätskommission den Auftrag, einen Entwurf zu schaffen, 
der in erster Fassung vom 27.6.69, in zweiter Fassung vom 12.12.69 von der Erzie- 
hungsdirektion der Universität, den Rektoren und Lehrern der Gymnasien zur Vernehm- 
lassung zugestellt wurde. Am I5.5.7O wurde der Entwurf unter der Leitung der Er- 
ziehungsdirektion bereinigt und alsdann dem Regierungsrat zugeleitet. Dieser hat 
aus etaatspolitischen Erwägungen beschlossen, eine mündliche Prüfung in Geschich- 
te an allen vier Maturitätstypen A, B, C, D (Wirtschaftsgymnasium) vorzuschrei- 
ben, wobei im Reglement der Prüfungsstoff auf moderne Geschichte zu beschränken 
sei. Das am 9-2.71 vom Regierungsrat verabschiedete Reglement fasst diese Be- 
schränkung in Art. 8,3 wie folgt: "In Geschichte findet für alle Typen eine münd- 
liche Prüfung statt. Der Prüfungsstoff ist auf die Geschichte des schweizerischen 
Bundesstaates und die Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts beschränkt". Die end- 
gültige Reglementierung ist also einen Tag vor der Einreichung der Schriftlichen 
Anfrage erfolgt. 

Die Maturitätsprüfungen im Kanton Bern werden nach ERB 798/3. 3. 71 erstmals 
im Sommer/ Herbst 1972 nach dem neuen Reglement durchgeführt. Der Hauptexperte 
für Geschichte der Kant. Maturitätskommission wird zu Beginn des Sommersemesters 
mit den Fachexperten und Fachlehrern die genaue Umschreibung dieser Geschichts- 
prüfung diskutieren und gegebenenfalls, nach Art. 3>2 des neuen Reglementes, der 
Maturitätskommission Richtlinien beantragen. Die politischen Traditionen und Ein- 
richtungen der Schweiz werden gebührend berücksichtigt werden. Die von Herrn 
Dr. Sutermeister angezogene Abwendung vom "Ahnenkult der Potentaten" und von der 
Kriegsgeschichte ist nach bisheriger Erfahrung und nach Beobachtungen an den Ma- 
turitätsprüfungen längst vollzogen. Diesen Eindruck bestätigt der Hauptexperte 
für Geschichte. Somit dürfte diese Forderung als erfüllt betrachtet werden. Soll- 
te Herr Dr. Sutermeister aber eine reine Kulturgeschichte anstreben, so müsste 
sie wiederum als einseitig abgelehnt werden. Die politischen, sozialen und wirt- 
schaftlichen Bewegungen und ihre krisenhaften Zuspitzungen in Revolutionen und 
Kriegen müssen sicher auch in einem modernen Geschichtsunterricht in ausgewoge- 
nem Verhältnis zur Kulturgeschichte berücksichtigt werden. 

In der Darstellung der, Vorgeschichte des Reglementes ist Dr. Sutermeister 
ein kleiner Irrtum unterlaufen. Auch die Vorgängerin der Maturität sanerkennungs- 
verordnung von I968, die MAV von 1925, hat keine Prüfung im Fach Geschichte vorge- 
schrieben. Der Kanton Bern machte 1936 wie 1971 von der Kompetenz Gebrauch, über 
das eidgenössisch angeforderte Minimum hinaus Prüfungsfächer zu bestimmen. Nach 
der bisherigen Ordnung war eine Geschichtsprüfung nur in den Typen A, B vorge- 
schrieben, nach der neuen Ordnung, was wahrscheinlich auch den Intentionen des 
Interpellanten entspricht, in den Typen A, B, C und D. 

Die neue Fassung trägt den Bedenken von Dr. Sutermeister in allen Punkten 
Rechnung, 

An den Grossen Rat. 
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land mit eigenen Varianten vorgestossen, indem sie die alternierende La- 
tein-Englisch-resp*-Grieohisch-Italienischpr$fung der WAV zwar erfüllen, 
aber dazu eine Wahlmatur in zwei weiteren Fächern ermöglichen. Der 
Maturand kann zwischen 5 Fächern (Geschichte, Geographie, Biologie, 
Physik und Chemie) als " Wahlprüf ungsfächer " auswählen. Auch in Bern 
wäre neben der Minimalforderung ein gewisser Spielraum für Naturwissen- 
schaften und Staats- und Gesellschaftskunde vorhanden, um sinnvoll an 
die erwähnte Oberstufenreform anzuschliessen. Infolge dieser Kritiken 
sah sich die Eidgenössische Maturitätskommission genötigt, "Experimen- 
tierphasen von angemessener Dauer für solche Reformprogramme zu befür- 
worten. "Es stehen auch eine neusprachliche, eine musische und eine Wirt» 
schaftsmatur in Diskussion. sowie blosse "Fakultätsreifen" , während die bis- 
herigen Typen A,B.C grundsätzlich den Zugang zu allen Fakultäten eröffne- 
ten.Während die Kantone nur in vier von elf Maturitätsfächern prüfen müs- 
sen, gelten für die übrigen sieben Fächer die Jahresnoten mit gleichem Ge- 
wicht. Im übrigen, heis st es in der Antwort auf die "Kleine Anfrage "Frevmont 
könne der Bund den kantonalen Hochschulen nur "Empfehlungen" geben. Die 
KAV stelle nur ein"Rahmengesetz"des schweizer. Mittelschulwesens dar 1 . 

Sehen wir uns noch einmal die "neue" MAV an, die mit ihrem Prüfungs- 
druck rückwirkend unsre Schulreform hemmt: Art. 11 verpflichtet z.B. 
zur Vorbereitung auf einen "reibungslosen Uebertritt", was von konser- 
vativen Kreisen als Forderung eines "ungebrochenen" Weges zur Matur 
aufgefasst wird. Ferner kommen also bei Typus A zur Unterrichtsprache,zur 
zweiten Landessprache und zur Mathematik noch Latein und Griechisch, 
beim Typus B Latein und eine weitere Fremdsprache und beim kantonalen 
Typ H des "Wirtschaftsgymnasiums" eine einzige Fremdsprache hinzu. *) 


*) Im Gegensatz zur Handelsmaturabteilung des Kirchenfeldgymnasiums 
soll dagegen die Handelsdiplomabteilung für Knaben der THB' oder .der Se- 
kundärschule Monbijou angegliedert werden > da sie an 5 Sekundarschul- 
jahre anschliesst. Ein Uebertritt aus dem Untergymnasium ist nicht 
möglich, da dieses eben nur bis zur 8. Sekundarklasse führt. Die bloss 
kantonale "Handel smatur H " der Handelsgymnasien könnte ihrerseits erst 
die eidgenössische Anerkennung finden, wenn der Abschluss ,wie bei den 
andern Gymnasialtypen 1 erst nach 4g Jahren statt schon nach 3§ erfolgen 
würde, was, abgesehen von Bern, kaum irgendwo erfüllt ist. Der mit 
Spannung erwartete Expertenbericht "Mittelschule von morgen " wird Ende 
1971 darüber entscheiden. Bereits hat sich aber die schweizerische 
Hochschulrektorenkonferenz ( Immatrikulationskommission) eingeschaltet 
und den Eintritt in die "Wirtschaftsgymnasien" nach dem 8. statt, wie 
bei den andern Gymnasien, nach dem 9. Schuljahr vorgeschlagen, während 
man in Deutschland z.B. auch hier den Studienentscheid sogar nach dem 
10. Schuljahr, also möglichst spät ansetzt ( Protest der schweizer. Se- 
kundarlehrerkonf erenz ) . Das Programm der 1969 von der ED-Konferenz 
eingesetzten Kommission "Mittelschule von morgen " umfasst neben dem 
Studium neuer Maturitätstypen wie z.B. des " Typus E" (Erziehung ) also 
Vor* allem auch . das Gesamtschulproblem (gebrochener Bildungsgang, 
Durchlässigkeit, neue mittlere Schulabschlüsse d.h. "Mittlere Reife", 
Schulen für das mittlere Kader, Oberstufenreform durch Wahlf ächer, Schü- 
lermitbestimmung, bessere Verbindung zur Universität ..durch Mitbeteili- 
gung derselben bei der Mittellehrerausbildung nach dem Vorschlag der 
Kommission Gymnasium-Universität) .( s.o. S.39a. ) 
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Für dieMedizinalberufe genügt aber neuerdings schon der Typus 0. In 
Schweden will man wegen des Aerztemangels für Mediziner so?ar die Matur 
ansich abscharf en. Aehnlich soll in Spanien die Zulassung zur Universi- 
tät ohne Matur möglich werden. Bereits kann man in Fribourg ohne Matur 
in Nationalökonomie doktorieren, und auch in Bern ist ein Lizentiat 
in Nationalökonomie, Soziologie usw.ohne Matur möglich, -ein Kuriosuml 

Trotz dieser Entwicklung betont nun aber die MAV weiterhin auffällig 
die "toten S prachen" , besonders das Latein mit doppelter Notengebung 
(als "Denkübung und Vermittlung der spezifisch abendländischen Kultur") 
zum Nachteil der Naturwissenschaften, bereits Erziehungsdirektor Gobat 
hatte aber in den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts versucnt, die 
toten Sprachen zugunsten von Mathematik und Naturwissenschaften zu re- 
duzieren. Von ihm her rührt auch die traditionelle Hochachtung des 

Rechnens in unfern Primär-. und Sekundärschulen, das offenbar mit kriti- 
schem Denken verwechselt wird; ' 

Bekanntlich waren Griechisch und besonders Latein in der Renaissance 
und im Humanismus als internationale Gelehrtensprache* wie zuvor in 
der Scholastik als Kirchensprache, noch sinnvoll. Heute genügt für Me- 
diziner und Juristen im Grunde ein entsprechender Fremdwörterkurs, und 
selbst dem Pfarrermangel sucht man durch Laienstudium ohne Latein abzu- 
helfen*.) Besonders seit, der Aufklärung, der Geburt der "exakten Wissen- 
schaften", ist ebenlängst die Mathematik (neben Englisch) die Welt- 
sprache der Gelehrten geworden. Das frühere "Gelehrtenlatein" restierte 
nur noch als Mittel snobistischer Distanzierung, so wie eben überhaupt 
der Kulturwert der früheren, rein geisteswissenschaftlichen humanisti- 
schen Gymnasial- und Universitätsbildung diskutabel geworden ist. Zwar 
weisen die alten Sprachen in ihrer Struktur eine eindrückliche Logik 
auf, die eine gewisse Denkschulung erlaubt, während die modernen roma- 
nischen Sprachen aus dem depravierten Vulgärlatein stammen. An sich 
kann man aber sein Denken auch an diesen üben, und zudem werden Fremd- 
sprachen beim heutigen weltweiten Verkehr immer lebenswichtiger und 
dienen dabei zugleich der dringend nötigen Völkerverständigung . Mit der 
Sprache, dem "Sprachgeist" versetzt man sich eben in den gesamten Kon- 
text einer fremden Kultur*.*)Das geeinte Buropa soll ja als föderalisti- 
scher Staatenbund ( "Buropaunion") , im Gegensatz zu den konformisti- 
schen Vereinigten Staaten seine reiche kulturelle Buntheit bewahren i 
Lind dieser Integration in ein europäisches oder gar "kosmopolitisches" 
Denken würde auch die Geschichte, zumal als moderne Zeitgeschichte, 
als Maturfach sicher mehr aienen, als ier snobistische Kult mit toten 

*)Siehe Beilage S.68a Postulat Hügi im Grossen Rat. 

**) Siehe Beilage S.6Ba "Schriftliche Anfrage Sutermeister" . 
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Beilage: Postulat Hügi im bern. Grossen Rat vom 18.11.7o 

"Das Reglement über die Fürsprecherprüfungen vom 3o.7.54 sieht in § 9 
Absatz 2 vor,dass ein Bewerber zur ersten Prüfung nur zugelassen wird, 
sofern er die Maturitätsprüfung in Latein nachgeholt hat .Heute ist für 
das Arztstudium das Latein nicht mehr nötig, sodass m.E.auch für das Für- 
sprecher Studium darauf verzichtet werden kann. Diese Reglementsänderung 
dürfte den Anreiz für das Für Sprecherstudium heben und den Nachwuchs von' 
Fürsprechern fördern. Der Regierungsrat wird deshalb er sucht, das genannte 
Reglement im obigen Sinne zu revidieren. "In der Debatte betonte der Postu- 
lant,dass das lateinisch gefasste "Römische Recht "heute sowieso nur noch 
historischen Wert habe. Das Postulat wurde in der Februarsession 1971 er- 
heblich erklärt, wobei betont wurde, die Juristen sollten eher Buchhaltung 
und Psychologie treiben. " 

"Schriftliche Anfrage "Sutermeister vom 16.2.71. 

"Die Lehrpläne der öffentlichen Schulen zeichnen sich durch eine auffällige 
Missachtung unserer dritten Landessprache aus, während umgekehrt Deutsch im 
Tessin Obligatorium ist. Andrerseits hält die MAV hartnäckig bei den Typen 
A und B an den"toten Sprachen"f est, besonders am Latein, das heute sozusagen 
nur noch als Statussymbol Sinn hat, indem die Mediziner, Juristen und selbst 
die Theologen mehr und mehr darauf verzichten. Trotz dem sollen nun in Zu- 
kunft selbst die Sekundarlehrer Latein pflegen. Der kulturelle Reichtum und 
die historische Aufgabe der Schweiz als"Helvetia raediatrix"beruht aber ge- 
rade auf der Pflege und Vermittlung dreier Kulturen. Auch im Hinblick auf 
eine mögliche Assimilation südländischer Arbeitskräfte sollte Italien 
nisch mehr als bisher an unsern Schulen gepflegt werden. Wie könnte der Re«** 
gierungsrat diesen schon vor bald loo Jahren von Erziehungsdirektor Gobat 
geforderten Abtausch lebender gegen tote Sprachen an unsern Schulen för- 
dern? "Schon vor 3o Jahren meinte der Päadagoge H.Neubert in seinem"Akademi- 
schen Zuoht-und Trostbüchlein" i "Wenn das Lateinische eine Vorschule des 
Geistes sein soll, so stehen dem die unregelmässigen Verben entgegen, denn 
sie stören das System und belasten das Gedächtnis. "Noch strenger im logi- 
schen Aufbau wäre eigentlich das Hebräische* Die Eidgenössische Maturitäts - 
koimni ssion hemmt noch immer die Entwicklung zur "Einheitsmittel schule" durch 
den n feebrochenen"Weg zur Matur "aus der Sekundarschule(8. Klasse) unter dem 
Vorwand ungenügender Lateinvorbildung, weshalb das ,, gesamtschulische M Entgegeii 
kommen der bernischen Gymnasiallehrerkonferenz « "Prüfungsfreier übertritt 
für unbedingt Empfohlene aus der 8.Sek.klasse ab Frühjahr 1971"eine plato- 
nische Uebung bleiben dürfte, es sei denn, man organisiere an den Sekundär- 
schulen einen zentralisierten Anschlussunterricht in Latein. 
( Siehe die Antwort des Regierungsrates Seite 68 b + c ) 
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KANTON ^3/ BERN 

Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

■7. April 1971 

1322. Schriftliche Aufrage Sutermeister vom 12.2.1971; Antwort. - 

Dr. Sutermeister schneidet in seiner schriftlichen Anfrage zwei 
Problemkreise an, nämlich die Gewichtung der alten Sprachen gegenüber 
den modernen Fremdsprachen im Mittelschulunterricht einerseits und die 
Stellung des Faches Italienisch Im Kahmen der übrigen modernen Fremd- 
sprachen anderseits. 

Die Gewichtung der alten Sprachen gegenüber den modernen Fremdspra- 
chen im Unterricht erfolgt heute vor allem von der Anwendungsmöglichkeit 
der beiden Sprachgruppen her. Die Kenntnis moderner Fremdsprachen ist seit 
dem zweiten Weltkrieg nicht mehr ein Vorrecht von Absolventen höherer Schu- 
len; vielmehr ist es durch den Tourismus, durch die Anstellung von Fremd- 
arbeitern, durch die Verbindung mit andern Sprachen und Kulturen vermit- 
tels der Massenmedien unumgänglich geworden, dass jedermann mindestens ei- 
ne Fremdsprache verstehen und sich darin einigermassen verständigen kann. 
Der Unterricht in einer modernen Fremdsprache ist deshalb auch für die 
Volksschulstufe ein allgemein anerkanntes Erfordernis geworden. In seinem 
Arbeitsprogramm für die zwischenstaatlichen Tätigkeiten erklärte im Jah- 
re 1966 der Europarat den Unterricht lebender Sprachen als Hauptprojekt 
und entwickelte einen Fünf jahresplan über die "Entwicklung und Verbesserung 
des Unterrichts lebender Sprachen". Der Europarat ging damit jedoch nicht 
vom MitzlichkeitBgedanken aus, sondern erwartete von der Kenntnis einer 
andern Sprache und der Fähigkeit, sich darin mit einem Anderssprachigen ver- 
ständigen zu können, die Bereitschaft zum Verständnis der Angehörigen ande- 
rer Kulturen. 

Die Notwendigkeit des Erlernens moderner Fremdsprachen ist unbestrit- 
ten, und es ist das erste Anliegen der inneren schweizerischen Schulkoor- 
dination, den Beginn des Französischunterrichts zu vereinheitlichen und für 
dieses Fach ein gemeinsames Unterrichtswerk zu schaffen. Dass der Kanton 
Bern dem Fremdsprachenunterricht grosses Gewicht beimisst, geht schon da- 
raus hervor, dass nach Art. 22 des Primarschulgesetzes (In der Fassung des 
Abänderungsgesetzes vom 27. September 196h) die Gemeinden mit Genehmigung 
der Erziehungsdirektion den Unterricht in der zweiten Landessprache vom 
fünfton oder sechsten Schuljahr einführen können. 

Nicht mehr vom Nützlichkeitswert aus darf der Lateinunterricht betrach- 
tet werden. Ausser für den Philologen sind für wenig andere Berufszweige Kennt- 
nisse in Latein oder Griechisch unbedingbare Voraussetzungen mehr. Wir dürfen 
jedoch gerade heute nicht vergessen, dass unsere westeuropäische Kultur ihre 
WUrzeln in der griechisch-römischen und christlichen Antike hat. Wer sich zu 
dieser Kultur bekennt und versucht, seine Bildung in diesen Fundus hineinzu- 
stellen, wird sich auch mit den sprachlichen Fixierungen dieser früheren Epo- 
che auseinander setzen wollen. Das Latein hat deshalb noch seinen Platz an 
unsern höheren Bildungsanstalten. Dieses Fach muss Jedoch zur Persönlichkeits- 
bildung beitragen können und darf nicht als Ballast empfunden werden. 
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Solange die Maturitäts - Anerkencungs - Verordnung das Fach Latein 
noch vorsieht, kann im übrigen an unaern Mittelschulen auch nicht davon 
abgegangen werden. 

Zur Stellung des Faches Italienisch in unsern Lehrplänen sei folgen- 
des festgehalten: 

Bei der Neugestaltung des Lehrplanes für die Sekundärschulen im Jahre 
i960 wurde die Stundenzahl für die fakultative zweite Fremdsprache erhöht, 
obwohl die Gesamtzahl der Schülerstünden gesenkt wurde. Für das Fach Englisch 
wurden vom 7. - 9. Schuljahr Je zwei Wochenstunden eingesetzt gegenüber je 
zwei im 8. und 9.' Schuljahr, wie .es. .früher '.dar Fall war,. ..Die damalige Lehr- 
plankommission forderte diese Massnahme, "weil die Kenntnis des Englischen 
in zunehmendem Masse für kommerzielle, technische und wissenschaftliche Be- 
rufe als unentbehrlich gelten muss", der Bericht fährt dann unmittelbar wie 
folgt weiter: 

"Der Plan räumt auch dem Italienischen dasselbe Recht ein, trotzdem 
dies mit Rücksicht auf den Uebertritt ins Gymnasium, das später mit 
Italienisch einsetzt als mit Englisch, nicht nötig "wäre. Die Rück- 
sicht auf unsere dritte Landessprache verlangt jedoch die zahlenmäs- 
sige Gleichstellung mit dem Englischen". 

Daraus darf geschlossen werden, dass in bezug auf den Lehrplan "von 
einer auffälligen Missachtung unserer dritten Landessprache" nicht die Rede 
sein kann. 

Die kleinere Bedeutung, welche das Fach Italienisch an unsern Schulen 
hat, muss aus zwei Gründen abgeleitet werden: 

Einmal ist die dritte Landessprache von den Schülern viel weniger ge- 
fragt. Im Schuljahr 1969 /70 besuchten k 889 Schüler den Englischunterricht, 
jedoch nur 933 den Italienischunterricht, obwohl bekannt ist, dass viele 
Lehrkräfte die Schüler ermuntern, Italienisch zu nehmen.. Staat und Gemein- 
den wenden für den Italienischunterricht dadurch viele Mittel auf, dass sie 
auch ganz kleine Italienischklass'en von weit weniger als 10 Schülern führen 
lassen. Im weitern sind die Lehrkräfte, welche Italienisch unterrichten 
können, gegenüber den Englischlehrern in einer starken Minderzahl. So mel- 
deten sich zu den Prüfungen im Fach Englisch im Frühling 1971 18 Kandida- 
ten, aber nur deren k im Fach Italienisch. 

Dass im neuen Lehrpiah für die Kandidaten des Sekundarlehramtes auch 
das Fach Latein als eines der den Studenten zur Auswahl stehenden Fächer ein- 
geführt wurde, entsprang einer dringenden Notwendigkeit für die Landsekundar- 
schulen. 

Denn wenn wir es weiterhin Schülern vom Lande ermöglichen wollen, an ih- 
rer angestammten Sekundärschule eine Vorbereitung für den Eintritt in eines 
der regionalen Gymnasien (die teilweise erst mit Tertia beginnen) erhalten 
zu können, müssen genügend Sekundarlehrkräfte da sein, welche das Fach La- 
tein unterrichten können. Dieses Ziel ist heute, noch nicht erreicht, weil 
noch zu wenig Studenten das Fach Latein wählen. In der laufenden Prüfungs- 
periode sind es drei Kandidaten. 

Der Regierungsrat ist sich der Wichtigkeit des Italienischunterrichtes 
bewusst und wird ihm auch in Zukunft seine ganze Aufmerksamkeit schenken. 

An den Grossen Rat. 
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Spracnen, die nur das Gedächtnis belasten uno von denen schon der 
Scnulreformer V.'yneken in den Zwanziger jähren als der "»Wissenschaft des 
Nichtwissenswerten" sprach. Von grundlegender Bedeutung war hier auch 
das bekannte Streitgespräch im Rahmen der Kommsengeseilschaft vom 
Frühjahr 1970 in Freiburg i.3r. mit dem Thema: "7/ie klassisch ist die 
klassische Antike?" Ebenso das 3uch von Snow: "Two. cultures"! 

Man könnte nun diese Gymnasialreform ohne wesentliche Strukturverän- 
derung aucn "innere Scnulreform" nennen, und wirklich ist diese, zumal 
wenn sie noch mit einer Reformierung des Lehrplans , mit seiner bes- 
seren Adaptation an die Welt von heute und morgen verbunden wird, 
sicher noch wichtiger als rein äussere Schulformänderungen. Man kann 
eben auch "neuen Wein in alten Schläuchen" unterbringen. Zudem wird 
hier die interkantonale Schulkoordination notwendigerweise nicht nur 
eine "Gleichschaltung", sondern zugleich eine Reform der Lehrpläne und 
Lehrmittel brineen, wie sie die "Interkantonale Mittelstufen-Konferenz " 
(IMK) schon seit längerer Zeit plant. Allzuviel blosser Verlegenheits- 
und F ull stoff wird in Sekundärschulen und Gymnasien den Schülern als 
reiner Gedächtnisballast aufgebürdet, den sie im Leben bestenfalls für 
das Lösen von Kreuzworträtseln verwenden können. Es wird zuviel auto- 
ritär doziert, statt demokratisch diskutiert ! Schon Pestalozzi meinte 
in seinem Rechenschaftsbericht über seinen Stanser Schulversuch: 
"Nach meiner .Erfanrung hängt alles davon ab, dass jeder Lehrsatz durch 
das Bewusstsein an Real Verhältnisse angeketteter Erfahrung sich selber 
als wahr darstelle. Die V.'ahrheit ohne einen solchen Hintergrund ist 
für sie ein blosses, ihnen meistens noch unangemessenes und für sie 
lästiges Spielwerk".*) 

Die wenigen noch vorhandenen Lehrbücher des Kantons Bern sind z.T. 
derart eindeutig veraltet, dass die meisten Lehrer ihre bei uns weit- 
gehende Lehrfreiheit benützen und nur noen mit eigenen " Scripts" ar- 
beiten, denen aber wieder die Anschauung fehlt, die in den alten Lehr- 
büchern wenigstens mitberücksichtigt wurde. Gerade die detaillierten, 
etwas primitiven Abbildungen in innen sprachen die noen am Detail haf- 
tende kindliche Psyche oft besser an als die raffinierten Schematas 
unserer Epoche, üeberhaupt ist unsre Len n' reih eit ein zweischneidiges 
Scnwert , indem zwar junge, initiative Lemvr etwas Fruchtbares damit 
anzufangen wissen, '.•.äarend andre vielleicht doen damit noch rasener 

einer beauemen Routine erlieger:. 

*)Eine vergleichende Studie über 22 Gymnasial Systeme von Dr.Girgis rät 
z.^.auch eher zum " VormittagsCTTnnasium "mit Lektionenbetrieb (ä. 4o Min.) 
anstelle der Fünftagewoche der Gesamtschule, über die wir 3.135 ff .noch 
ausführlich berichten werden. Nur so könne der ständig wachsende Stoff- 
anfall bewältigt werden. 

OD nier üDrieeus das neue Gymnasiumsreal erneut vom April 1971 durch eine 
beratende Mitbes timmung der Scnül<..r bei den Lehrerkonferenzen und die 
Milderung der Absenzen-und Urlaubsordaujig,-der benüler selber hat Antrag, 
recht-. bessern wird.muss sich noch weisen. 
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Jedenfalls ist, wie schon erwähnt , z.iB .auch unsre traditionelle "huma- 
nistische" Gymnasialbildung weitgehend mur» noch; eiheL, blutleere, bloss 
zweidimensionale und nach Papier "knisternde" Pseudobildung, die man 
am besten später in der Praxis so schnell wie möglich wieder vergisst. 
Die Zeiten sind aber heute endgültig vorbei, wo man das Wissen um des 
Wissens willen, als "l'art pour l'art" pflegte, d.h. als snobistische 
Konversationshilfe für die sog. "gehobenen Kreise", die damit "unter 
sich" bleiben wollten: Bildung als Privileg der Elite! Selbst auf die 
" akademische Freiheit" der Universität „übt . .heute ;die:r. Industrielle 
Technik und Wirtschaft ihren Sog aus und macht/, die Studien "berufsbe- 
zogener" als früher, zumal die öffentliche Hand immer stärker durch 
diese Institute belastet wird. Und die öffentliche Hand lebt wieder 
von den industriellen und gewerblichen Steuerzahlern 1 . Der Sog der Wirt- 
sehäf t reicht -heutö sogar weiter hinab bis auf die Gymnasialstufe, ab- 
gesehen natürlich von den Berufsschulen, wo er längst richtungsgebend 
War« Zwar wird an den Gymnasien, wie neuerdings selbst an den Berufs- 
schulen, wiadtfijmehr der Wert einer umfassenden " Allgemeinbildung " und 

der Unwert einer "zu frühen Spezialisierung" ' betont. Aber die Wirt- 
schaft wünscht diese Allgemeinbildung nicht im Sinne des "Studium 
generale" der Universität, die damit vergeblich dem renaissantischen 
"uomo universale" nachtrauerte, sondern einzig zum Zwecke grösserer 
beruflicher Mobilität angesichts der dynamischen Entwicklung der Tech- 
nik (rascher Modellwechsel) und eventueller Konjunkturschwankungen. 
Die spezialisierende Differenzierung und nach oben zunehmende Ver- 
fächerung an unsern Gymnasien f olgt wohl auch diesem Trend unter dem 
Sog der universitären spezialistischen Arbeitsteilung und verzichtet 
also mehr und mehr auf das heute immer unmöglicher werdende perfektio- 
nistische Ideal der "höheren Bildung" Humboldts, besonders Biß lexika- 
lisches Gesamtwissen,im Sinne eines "fürs ganze Leben ausreichenden Schul- 

SaClCS j 

Es wird sich jedenfalls nun zeigen, ob die oben skizzierte "innere" 
Gymnasialreform durch methodische und stoffliche Differenzierung auch 
die hohe Versagerquote nicht nur bei Schülern aus der Grundschicht, 
sondern auch bei solchen aus der Mittel- und Oberschicht durch Verbes- 
serung der Chancen Einseitigbegabter und der Lernmotivation mittels 
Wahl- und Freifächer senken wird. Dass durch solche "gesamtschulischen" 
Reformen aber die Untervertretung der Grundschicht bei den Maturabtei- 
lungen ganz verschwinden wird, bezweifelt z.B. die Dissertation 
H. Steiners; "Nachwuchsförderung für akademische Berufe " (unter Prof. 
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Meili, Univ. Bern) schon aus Prinzip. Die Untersuchung betraf Intelli- 
genztests (AIT), frankfurter Wortschatz- und Rechentest usw. an je 
1000 Knaben und Mädchen von 11 Jahren im Jahre 1963 im deutschschwei- 
zerischen Raum, um Klarheit darüber zu bekommen, warum 1960 nur 4> der 
Studenten aus Arbeiterkreisen stammten. Die erwähnten Tests Hessen 
dabei Anlage- und Milieufaktor recht gut auseinanderhalten. Bisher gab 
es viele Arbeiten, die, einseitig genug, dem "bildungsfremden" Milieu 
der Arbeiterkinder alle Schuld geben. Aber schon im frühen Alter fand 
Steiner eindeutig erbbedingte Intelligenzdifferenzen zwischen bildungs- 
fernem und bildungsnahem Milieu , die sich dann durch die Schulbildung 
eher noch verstärkten statt sih auszugleichen. Aehnliche Anlagebedingt- 
heit der Intelligenz auch bei optimalen Milieuverhältnissen zeigten 
Untersuchungen an Adoptivkindern i Auch eine "Gesamtschule" kann also 
die Anlagemängel nicht restlos zum Verschwinden bringen, und der 
Glaube an die unbegrenzte Manipulierbarkeit des Menschen, wie er nicht 
nur in der URSS, sondern auch in den USA blüht, ist unrealistisch, 
eignet sich aber ausgezeichnet zu politischen Agitationen im Namen der 
"Demokratisierung" und der "Konsumentenpolitik". "Jedem sein rcadio , 
jedem seine Algebra, jedem sein Roller, jedem sein Cicero, jedem sein 
Abitur, jedem eben alles", schrieb schon 1956 der deutsche Studienrat 
Hahne, "es gibt aber nun einmal keine Bildung von der Stange'. Hier 
stossen wir auf die Grenze des Massenzeitalters". Es fehlt dem Grund- 
schichtkind aber nicht nur die Information, da es von den berufstäti- 
gen Eltern nur einen beschränkten Wort- und Begriffsschatz mitbekommt, 
sondern aucn die geistige Anregung als Funktionsreiz. Selbst intelli- 
gente Arbeiterkinder haben es schwerer, in die höheren Schulen zu 
kommen, weil die Eltern nicht nur die längere Ausbildung, sondern auch 
die Entfremdung des in ein anderes Milieu aufsteigenden Kindes fürch- 
ten. Die Kinaer selber kommen sich affektiv entwurzelt und bei Examens- 
nöten allzusehr auf sich selbst gestellt vor. Diese informatorische 
und affektive Isoliertheit des Kindes wirkt sich dann auf seine Studi- 
enmotivation ungünstig aus, während das Oberschichtkind von der Ziel- 
vorstellung der Eltern her aktiviert wird. 

Die Gesamtschule und ihr " Gycle d'orientation " kann immerhin auch nach 
Steiner eine allzu frühe, für Grundscnulkinder besonders ungünstige Se- 
lektion nach dem 4. Jahr als " punktuelle Auslese " durch eine allmäh- 
lige zweijährige " Längs schnitt auslese " für Spätentwickler und Spätent- 
schlossene korrigieren. Besonders wichtig sei, meint Steiner, die Grund- 
schulkinder durch Aufgabenkontrollen zu steuern, indem die Schule hier 
Funktionen des oft versagenden Elternhauses übernimmt. ' 
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Im Stadtrat wurde mit der Interpellation Wolf aber doch die Forderung 
erhoben, gerade im Westquartier mit seiner starken Grundschichtbevöl- 
kerung an den Bau neuer, eventuell regionaler Gymnasien zu denken, 
eine Frage, mit der sich auch der " Fachausschuss für Schulfragen der 
Agglomeration " beschäftigte. Er kam zum Schluss, neben dem Kirchenfeld- 
und Neufeldgymnasium und dem Könizerprojekt in der Lerbermatte auf 
1975 müsse als Dezentralisation zur Begabtenreservenerfassung auf 
1977-85 an der Wegmühle/Bottigen ein 4. und schliesslich in Bümpliz/ 
Oberbottigen auf etwa 1985 ein 5. Gymnasium folgen, da bis dann die 
betreffende Schülerzahl von 2000 auf 3000 und bis zum Jahr 2000 auf 
4000 steigen dürfte, wenn diese Zahlen durch die vermehrte, "demokra- 
tisierende" Durchlässigkeit nicht noch grösser würden. Der erwähnte 
Fachausschuss empfahl sogar der Gemeinde Muri, schon jetzt Landreser- 
ven für ein 6. regionales Gymnasium in ihrem Bereich sicherzustellen. 

19.) 

In diesem Zusammenhang verlangten Bümplizer Sekundarlehrer auch eine 

bessere Elternaufklärung und Elternschulung , um die Eltern über die 
neuen Bildungschancen ihrer Kinder zu informieren und zu ermutigen.*); 
"Schule und Elternhaus " betonte auch in diesem Zusammenhang das Ver- 
sagen der politischen Schulkommissionen , die daher besser durch 
" Elternräte " nach schwedisch-deutschem Vorbild ersetzt oder wenigstens 
ergänzt würden. Stadtrat Schmid regte auch an, dass die akademische 
Berufsberatung aus solchen Gründen schon in der Sekundärschule an- 
setzen sollte, um mehr Sekundarschüler als Spätreifer doch noch auf 
die akademische Laufbahn bringen zu können. Auf der andern Seite zeigt 
sich der erwähnte Sog der Wirtschaft von heute wieder darin, dass die 
kantonale .Volkswirtschaftsdirektion die Absicht verrät, die akademische 
Berufsberatung mit der allgemeinen unter ihre Fittiche zu bringen, 
zumal sie bereits die "Zentralstelle" für die gemeinsamen Bundessubven- 
tionen ist. Die Erziehungsdirektion dagegen beansprucht die pädagogische 
Führung der akademischen Berufsberatung, die ja zugleich die Studen- 
ten- und Studienberatung an der Universität besorgt und mit der 
Kommission "Gymnasium - Universität " überhaupt eine verbesserte Koor- 
dination anstrebt. So gingen auch Reforraimpulse von der akademischen 
Berufsberatung in Bezug besserer methodischer Vorbereitung auf die 
"akademische Freiheit" durch seminarartiges Teamwork ( , - ein neuer 
Versuch in Hamburg spricht sogar von "Oberstufenkolleg") aus, um der 
an der Universität oft drohenden Vereinsamung, Studiumunsicherheit usw. 
vorzubeugen. Währe nd nämlich die " allgemeine Berufsberatung " an den 
"*))Anr Il.ll.7o reichte Grossrat Dr. Grob folgendes Postulat ein: "Ange siebte 
der veränderten Jragendsituafcion wird der Regierungsrat auf gefordert „zu 
prüfen, wie die Elternschulung ▼ermehrt zu fördern sei. ""'Das Postulat wur 
de in der Febr.uarsession des Gr. Rates 1971 erheblich erklärt. 
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oberen Primär- und Sekundarabteilung notgedrungenermassen den Sog der 
Wirtschaft mitberücksichtigen muss, da es hier bereits um eine eigent- 
liche Be rufswa hl geht (wobei allerdings die Gefahr unbewusster oder 
gar bewusster einseitiger Berufslenkung in Richtung von Mangelberufen 
besteht, werden doch hier oft gleichzeitig Lehrstellen vermittelt), 
handelt es sich bei der akademischen Berufsberatung doch nur um eine 
Studienberatung mit indirektem, dank der akademischen Freiheit noch 
flexiblem Berufsziel. Diese Wahlfreiheit muss hier bewusst hinausge- 
schoben werden, weil es bei den höheren, differenzierten Berufen auf 
wirkliche "Berufung" ankommt, damit etwas Gutes herauskommt. Eine 
weitere Xompetenzstreitigkeit mit der Volkswirtschaftsdirektion 
ergab sich aus dem Bestreben unserer akademischen Berufsberatung, dass 
sie versuchte , durch eine Kursausbildung in jenen Gemeinden Hilfs- 
berater zu ermöglichen, die zwar zu einer akademischen Beratungsstelle 

verpflichtet, aber bisher finanziell dabei nandicaoiert waren. In 

so 
Bolligen kann demnächst* eine Zweigstelle eröffnet werden. 

Unsre akademische Berufsberatung ist umso wichtiger, als damit Kehl- 
planungen vermieden werden können, wie sie z.B. bei Phi LI -Studenten recht 
häufig sind, da hier rund 30/-o vordem Examen scheitern. In Deutschland 
ist gegenwärtig das Medizinstudium en vogue, da es sich hier offenbar 
um einen der letzten wirklich liberalen und angeblich krisensicheren 
Berufe handelt. Vor wenigen Jahren waren an der Freien Universität 
Berlin 47?» aller Studenten in soziologischen und politiologischen 
Fächern eingeschrieben, wobei die Aussichten, in der Wirtschaft oder 
Industrie unterzukommen, immer geringer wurden, da diese Amateurso- 
ziologen eben infolge ihres Halbwissens meist in die extrem-linke APO 
hinüberglitten. Kürzlich musste auch die juristische Fakultät dieser 
Universität wegen APO-Unruhen geschlossen werden. Gerade die schlech- 
ten Berufsaussichten der Soziologen scheinen nun diese in ihren extrem- 
linken Anschauungen zu bestätigen und zu fanatisieren. Die Statistik 
der schweizerischen Maturzeugnisse 1962-67 zeigt dagegen bei den 
Typen B und H ein gleichmässiges Ansteigen, während C und besonders A 
schwankten, doch wird dank der Matur-C -Zulassung zu den Medizinalbe- 
rufen, und nach der bereits zweijährigen Zürcher Praxis auch zum Jus- 
studium, dieser Typus nun sicher steil ansteigen, während der Typus A, 
der seit 1966 sank, weiter abnehmen wird. Besonders die Mädchen bevor- 
zugten 3 und H, neuerdings auch G. Während die Maturandinnenzahl gleich 
(ca. 21° /0 ) blieb, stieg die Zahl der Studentinnen dauernd (von rund 17 
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auf rund 20%) . In Promillen stieg die Studentenquote in 3ezug auf die 

Bevölkerung von 28 o/oo (1959/60) auf 46 o/oo (1968/69), sodass das 
Gespenst einer Aufnahmeprüfung durch die Universitäten oder ein prak- 
tisch begründeter Numerus clausus droht, wie ihn kürzlich der Kanton 
Bern annoncierte, da für 1971 über 100 Mio Kosten bei bloss 12% Bundes- 
subvention vorausgesehen werden. Dieser restriktive Trend könnte sich 
nun auch rückwirkend auf die Gymnasien auswirkend) Man weist auch gern 
auf die gegenwärtige Plethora an Physikern infolge der Reduzierung des 
NASA-Welt raumprogramms in Amerika hin, doch dürfte dieses "intellek- 
tuelle Proletariat" (im Gegensatz zu demjenigen der Zwanziger jähre) 
bald wieder von der Wirtschaft aufgesogen werden. Die "technologische 
Arbeitslosigkeit" betrifft ja nur ungelernte Kräfte, da gerade die 

Automation immer mehr qualifiziertes Kontrollpersonal benötigt. 

Von einer übermässigen "Akademisiarung " kann bei uns jedenfalls noch 

nicht gesprochen werden, wenn wir z.B. Frankreich vergleichen, wo der 
Anteil der Studenten an der 20-24 jährigen Bevölkerung von 6,9% (1950) 
auf 17,4% (1965) anstieg, während wir in der Schweiz in der gleichen 
Zeit nur einen Quotenanstieg von 5,5% auf 7,7% finden. Die OECD be- 
tonte auch, dass die Expansion der Mittelschulbildung im Westen nicht 
unbedingt mit einem Wirtschaftswachstum verbunden sei, - ein Grund für 
progressive Studenten, utilitaristische Zielsetzungen im Bildungswesen 
überhaupt abzulehnen - , womit sie sich aber in diametralem Gegensatz 
zur östlichen, überaus beruf s- und wirtschaftsbezogenen Bildungspolitik 
befinden. Diese Progressiven lehnen aber bei uns bei der akdamischen 
Berufsberatung jede Ausrichtung auf Bedarfsschätzungen als zum Numerus 
clausus führender " manpower approach " ab. Nicht der Arbeitsmarkt soll 
fürs Studium wichtig sein, sondern nur (als "akademische Freiheit") der 
"individual demand approach "; der allein die Chancengleichheit im Bil- 
dungswesen garantiere. Neigung und Begabung soll allein berücksichtigt 
werden und nicht der Sog der Wirtschaft nach "Fachidioten". 

rzlich betonte auch Prof. K. Schmid (ETH), Präsident des schweizeri- 
schen Wissenschaftsrates , dass bis heute das Leitbild des Schweizers 
eher der " Vorarbeiter " als der Wissenschaftler und "Forscher " sei. Des- 
halb seien schon unsre Schulpläne von Anfang an auf eine solide Mittel- 
mässigkeit angelegt worden. Es sei nun langsam an der Zeit, meint der 
(aus Vertretern der Hochschulen, der forschenden Industrie und der 
Kantone zusammengesetzte) "Wissenschaftsrat", den "Einseitigbegabten 

Mut zu ihrer Gen ialität zu machen". Dreifach seien die Beweggründe. 
* 5 Daher der lebhafte Protest gegen jeden Numerus clausus von Seiten des 
Mittelschülerverbandes im Jan ,19711 Zugleich wurde vom Bund die Uebernah- 
me der Universitäten verlangt. Tatsächlich hatte der Bund selber schon 
bei der Beratung des"alten"Hochschulförderungsgesetzes die Bundesbeiträ- 
ge an die Hochschulkantone von der Vermeidung des numerus clausus abhän- 
gig machen wollen. Angesichts des Art. 27 BV gehört der N.c. eigentlich vor 
das Verfassungsgerichtl?Jedenfalls kritisierte auch der VSS den sog."Je£ 
mannberioht " . der für 198o eine Akademikerplethora voraussieht, zumal bei 
den Geisteswissenschaften. (Der Physikerüberfluss in USA wurde aber nur 
durch die Reduktion des Weltraumprogramms bedingtijm übrigen wirkt dort 
die strenge Triace auf der College-Zwischenstufe bremsend.) 
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zu forschen: Forschung um des wissenschaftlichen Fortschritts willen 
als Grundlagenforschung der Universitäten, Forschung um der wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten willen als angewandte Industrieforschung, For- 
schung um des üeberlebens willen als "Umweltforschung". Während die 
letztere ganz vom Staat besorgt werden muss, müssen auch die Industrien 
wegen der immer teurer werdenden Forschungsprojekte mehr und mehr auf 
die Hilfe des Staats zurückgreifen. Prof. Coombs, Direktor des Inter- 
nationalen Bildungsplanungsinstituts der U1IESC0 spricht in seiner 
"Bildungsstrategie" ganz kaufmännisch von "Inputs" und "Outputs" und 
ihrer Relation, mit der sich auch die OECD im Oktober 1970 bei der 
Prüfung der schweizerischen Wissenschaftspolitik befasste. Immerhin 
werden auch die UNESCO-Lager für wissenschaftlich interessierte Jugend- 
liche von Schweizer Mittelschülern gern besucht, und kürzlich beschloss 
eine Maturklasse in Aarau, ein halbes oder ganzes Jahr freiwillig als 
Experimentierklasse anzusetzen, "um eine interdisziplinäre Unterrichts- 
reform mit stärkerer Bezogenheit des Unterrichts auf Gegenwarts- und 
Zukunftsprobleme" anzustreben, - also echter Forscherwille i Aarau 
plant ja sowieso eine Universität mit spezieller pädagogischer For- 
schungsrichtung, also eine Hochschule für Bildungsforschunp; und -Pla- 
nung, ähnlich wie Luzern ein solches Institut die Berufsbildung 
plant. Wie es bereits in Deutschland auch 25 UNESCO-Schulen und 
mehrere EROPA-Schulen gibt, so spricht man bereits von OECD- oder 

UNESCO-Universitäten mit europäischem Testatbuch(Caronaprojekt .United 
World College St. Donat/Wales) . 

Zur Dezentralisierung, zur Ausschb'pfung der Begabtenreserven und weil 
sich kaum ein Kanton mehr eine "G esamtuniversität " leisten kann, denkt 
man bei uns auch an Verteilung der einzelnen Fakultäten auf verschiedene 
Kleinuniversitäten, wobei eventuell auch Carona noch zum Ziele käme, 

wenn nicht Luzern italienische Fakultäten führen wollte. 

?1.) 

Dass auch die Zeiten der strengen Hierarchie der Ordinarien, Extraordi- 
narien usw. vorbei sind, liegt auf der Hand. Wir müssen in einer Zeit, 
wo das Professorenwissen durch billige Paperbacks konkurrenziert wird , 
und sich das gesamte Wissen etwa in 6 Jahren verdoppelt, vom "univer- 
sellen Lehrstuhl" Abschied nehmen. Die weltweiten Studentenunruhen 
galten ja vor allem einer Reform der Universitätsstruktur , wobei man 
als " Demokratisierung " wieder das Mitspracherecht , und zwar als 
" Drittelsp arität (Professoren, Mittelbau = Assistenten, Studenten), 
verlangte . .Ueberhaupt postulierte man den Abbau der Hierarchie der 
Ordinarien, deren patriarchalischer Fünrungsstil heute einer kollekti- 
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ven Teamleitung zu weichen habe, zumal sich der "universelle Lehrstuhl" 
alter Prägung mit dem allmächtigen Chef schon durch die zunehmende 
Spezialisierung längst in eine grössere Zahl selbständiger Disziplinen 
gespalten hat. Auch das "Geheimratssystem" bei der Engagierung sog. 
Koryphäen, besonders in der Medizin, muss abgeschafft werden, wie 
unsere Demarche im Grossen Rat verlangte, zumal diese Ordinarien unter 
Benutzung der Spitallaboratorien dann zusätzlich (im Gegensatz zu den 
Extraordinarien) noch eine lukrative Privatpraxis entfalten können. 
Man fragt sich hinterher überhaupt, worauf der grosse "Ruf" früherer 
Mediziner, besonders der Internisten, eigentlich beruhte, da man vor 
Sulfonamid und Penizillin praktisch ohne wirksame Therapie war. 1 Man 
weiss aber aus "Placebo"-Versuchen, dass bei der Wirksamkeit von Arzt 
und Arznei mindestens 40% Suggestion mitspielt, zumal bei den heute 
so häufigen "psychosomatischen" Leiden, die aus sozialen und persön- 
lichen Konfliktsituationen herauswachsen, um schliesslich doch noch 
"organisch" zu werden, man denke etwa an die häufigen "Managerinfarkte '.' 
Der ganze Heilerfolg solcher Koryphäen beruhte somit auf Suggestivef- 
fekten ihres "Imponiergehabens", das sie aeshalb instinktiv in einer 
strengen Assistentenhierarchie institutionalisierten. Ein Relikt aus 
diesen Zeiten sind auch noch die sog. "Honorarprofessuren", die vom 
Regierungsrat oft als Verdankung irgend welcher öffentlicher Verdienste 
verliehen werden. Ein "Kulturpreis" wäre hier angepasster, um das 
Niveau der Institute nicht zu gefährden. 

Das neue Hochschulgesetz für die jjerner Universität , das von einer 
Spezialkommission I.UGAPSK bearbeitet wird, sucht alte Zöpfe wie be- 
sonders die autoritäre Machtballung um den "Lehrstuhl" mit festem 
Lehrauftrag abzubauen, indem es von einem dreifachen Auftrag der Uni- 
versität spricht: Lehre, Forschung und Dienstleistung , den nur ein 
Team work von Professoren und Assistenten bewältigen kann. Schon 
Scnleiermacher hielt Humboldts Konzeption von der "Einsamkeit" der 
Ordinarien und ihrer Tendenz, eigene "Schulen" aufzubauen, entgegen, 
dass die V/ahrheit immer nur als Team work, als Kompromiss aus ver- 
schiedenen konstitutionell bedingten "V.'erte-Umwelten" gefunden werden 
könne, zumal auf geisteswissenschaftlichem Gebiet. Auf naturwissen- 
schaftlichem Gebiet hatte sich das Team work ganz von seloer einge- 
bürgert, da hier die starke Spezialisierung schon früh zur Arbeits- 
teilung zv/ang. -'<"acn lern H eidelberger Modell muss auch auf Instituts- 
höhe eine Dreigliederung stattfinden, nämlich in Institutskollegium, 
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"rtcaciemic Staff" und Studenten, nie schon aier mindestens eine "Min'Jer- 
neitsvertretung" nicnt, nur in Verwaltung- , son.iern auch in Entschei- 
dungsfragen wie ,.anlon etc. beanspruchen, r'erner will man die obsolet 
gewordenen starren Fakultäten in umfassendere Departemente unteilen, 
um ■-ie heute besonders vielversprechenden " interdisziplinären Studien " 
zu fordern, da, wie erwähnt, gerade in diesen Grenzbezirken (Biochemie, 
Biophysik usw. ) heute die interessantesten Zusammenhänge gefunden wer- 
den .*)Der kühne Plan, in diesem Sinne durch ein 'Studium generale" als 
"G esamtunterricht " die Universalbilnung der Renaissance und des Huma- 
nismus ( "uomo universale") wiederherzustellen, ist allerdings geschei- 
tert. Im übrigen wird allgemein eher ein Abbau der geisteswissenschaft- 
lich-historischen zugunsten der naturwissenschaftlichen, zukunftsweisen- 
den Studien befürwortet. 3eliebt ist die gegenwarts- und zukunftsbe- 
zogene Soziologie, die zusammen mit der Psychologie als Sozialpsycho- 
logie auch allein imstande sei, auf dem Bildungssektor uralte, unbe- 
wusste Tabus aufzudecken, um sie kritisch neu zu überdenken ( Dahren- 
dorfs "Zweite Aufklärung" ) . Freilich scheint aber gerade in der Sozio- 
logie das Halbwissen besonders gefährlich zu werden, wie nie jüngsten 
Studentenunruhen bewiesen*?) Der Linksdrall der meisten Soziologiestu- 
denten, der diesentepäter die Berufschancen verdirbt, hängt eben weit- 
gehend mit einem nocii unreifen "dialektischen" Schwarzweissdenken zu- 
sammen. Die Realität kennt keine Dialektik, sondern besteht aus lauter 
Uebergängen. Es liegt sicher z.T. schon an der Gymnasialbildung, dass 
die Studenten später sich vom zweidimensionalen Buchdenken so schwer 
zum pragmatistischen ,,'irklichkeitsdenken durchringen können. Dazu 
kommt von Deutschland her der schizothyme Trend zu aggressiven Alter- 
nativen, der zugleich mit einer gewissen slavisclien Ambivalenz im alten 
Preussentum zusammenhängen soll. Vom Hegeischen "Idealismus" zum 
"Materialismus" von Marx und Engels war im Grunde ein kleiner Schritt, 
während der angelsächsische Rationalismus und Realismus schon seit dem 
mittelalterlichen "Nominalismus" eines Occam "pragmatistisch" war und 
blieb. Vor allem die mathematischen "Logistiker" wie Poincare, Russell, 
Wittgenstein , Frank, Carnap usw. durchschauten die Hegeische Dialektik 
als rein erkenntnistheoretisches Prinzip: "',7a s der Begriff an Umfang 
und Schärfe gewinnt, verliert er an V/irklichkeitsgehalt" (Carnap). 
Marx benützte dann diese "Entwicklung in nntinomien" Hegels, um mit S0 1- 
-cher "Dialektik" die "temporäre Diktatur des Proletariats" philoso- 

phisch zu verbrämen, d.h. er rarste das dialektische Prinzip genau so 

*y?'-3 !•!■: n p 1 1 ein 01 "" G e s -i " * i; r. ! v e "s i ♦. . ' + " ^ n n <-■ F'iku; tn tpn f'indr»-. wir heute 

**)Mil, T Recht 1 protestierte daher der Verband der Wirtschaf ts-und Soziolo- 
gie Studenten im Mai 1971, als das neue Prufungsreglemem; für das Lizentiat 
das Fach SoziologieCauch als Hauptfach) auf maximal drei Achtel des Stu- 
diums zurückband. 
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"ontologisch" auf wie Hegel, stellte diesen also nicht, wie er be- 
hauptete, "vom Kopf auf die Füsse", sondern erst recht auf den Kopf. 
Damit lieferte er selber einen weiteren Beweis zu seiner Theorie des 
"ideologischen üeberbaus". ( s.o.S.24). 

Bedenklich ist aber, dass man mit diesen "Progressiven" mit dem 
besten Willen in kein sachliches Gespräch kommt, indem sie einfach mit 
den bekannten anarchistischen Marcuseslogans, die eigentlich auf den 
alten Bakunin zurückgehen, jonglieren: wenn die "obszöne" Macht des 
Establishments gebrochen sei, wachse von selber ein besseres Neues 
heran, - ein ultranaiver "Neo-Rousseauismus".* Bedenklich wird die 
Sache, wenn dann die Studenten Forschungsaufträge dank i hrer Mitbe- 
stimmung sabotieren , die irgendwie der NATO, der Verteidigung der 
westlichen Demokratien zugute kommen könnte, wie uns Prof. Correll in 
Giessen klarte. Aus solchen Gründen lehnte kürzlich ein Professor die 
Berufung an die Universität Köln ab, weil dort ein weitgehendes Stu- 
dentenmitspracherecht herrscht. Andrerseits sprengten kürzlich drei 
Studenten der Universität von Wisconsin das Physikgebäude samt einem 
Physikprofessor in die Luft (- ein Schaden von 28 Mio Dollar), unter 
dem Vorwand, "die Atomphysik gefährde den Weltfrieden"! Auch in Frank- 
reich, England, Schweden und in Deutschland werfen die Studenten 
Molotowcocktails in die Institute, die mit teuren Steuergeldern erbaut 
worden waren. Die juristische Fakultät in Tokio ist seit 2 Jahren ge- 
schlossen, und Präsident Nixon sagte kürzlich bei seinem Besuch an der 
Universität von Kansas in Manhattan den "destruktiven Aktivisten", die 
meinten, der Protest mache sie bereits zu Helden, einen erbitterten 
Kampf an. Er gab für seinen Wahlkampf die konservative Parole "Law and 
Order " mit einem Appell an die bisher "schweigende Mehrheit" aus. Auch 
in Deutschland, England und Schweden gefährden die APO's durch ihren 
Extremismus die schwache Mehrheit der gemässigten Sozialdemokraten 

und geben so den Rechtsradikalen neuen Auftrieb, genau wie in «den 
Zwanzigerjahren! Bedeutende Soziologen wie Behrendt, Ricoeur usw. bezeichnen 
diese"radikalen Berufskritiker von links und rechts"gleicherweise als"kon- 
servativ und reaktionär "und für den Westen als lebensgefährlich. Auch Bun- 
desrat Celio verwahrte sich gegen die"disziplinlosen Pressekritiker "im AH 
gemeinen, die die Exekutive als M Establishment n desavouieren und damit auch 
die Verwaltung entschlussunsicher machen (Schriftliche Anfrage Sutermeister 
im bern. Grossen Rat vom März 1971). (S.197d) . 

Man sollte diesen Studenten überhaupt klar machen, dass Mitbestimmung 
auch Mitverantwortung und Mitarbeit heisst, und dass das Ziel aller 
Bildung die "Weitergabe schriftlich fixierter Lebenserfahrung unzähli- 
ger Generationen" an die folgende zum Weiteraufbau von Zivilisation und 
Kultur ist, im Sinne von "Was du ererbt von deinen Vätern, erwirb es, 
um es zu besitzen", wobei die Wissenschaft a priori der Humanität dient, 

auch wenn es heute nicht immer so aussieht. Wir haben keinen Grund zur 
*)Auf der andern Seite wirken aber auch pessimistische Futurologen wie 
Toffler mit seinem "Future shock"auf den Westen demoralisierend. Andre Sozio 
logen blicken als blosse Statistiker rückwärts , statt z.B.Konflikts-und 
FriedensforschunE zu treiben, was uns allein weiterbringt "New Statesman"), 
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"Technophobie"; Wissenschaft und Technik werden nur dadurch eventuell 
zu unserm Verhängnis, dass ihnen die echte Weiterdifferenzierung unse- 
rer Spezies nur sehr langsam folgt, indem sie offenbar wie bisher 
(vielleicht etwas beschleunigt durch Vitamine und Hormone) Jahrtausende 
benötigt ( Blooms "Taxonomy of Education" 1956). H.G.Wells sprach daher 
von einem "Wettrennen zwischen Bildung und Katastrophe" ! 

Natürlich hängt der Linksdrall der Studenten, die ja schon die russi- 
sche Revolution inszenierten (, um dann als deren erste Opfer zu fallen, 
denn "die Revolution frisst ihre eigenen Kinder"!) auch mit einem ge- 
wissen noch ungetrübten Gerechtigkeitssinn und Mitgefühl der Jugend 
gegenüber sozialer Not zusammen, wobei die eigene wirtschaftliche Ab- 
hängigkeit "sensibilisiert". Daher das Churchill zugeschriebene Wort: 
"Wer in seiner Jugend kein Kommunist ist, hat kein Herz, wer es in 
reifen Jahren noch ist, hat keinen Verstand". 

Es ist daher für das weitere Gedeihen der Universitäten durch Beruhi- 
gung der Studenten sinnvoll, ihre Vorschläge zu einer " elternunabhängi- 
gen" Studienfinanzierung mittels zinsloser, nach Beendigung der Studien 
zurückzuzahlender Carlehen ernst zu nehmen. Das "Lausanner Modell " 
möchte damit die bisherige " Diskriminierung " durch das Stipendienwesen 
aufheben, denn das Darlehen soll ein "Recht aller " werden, während die 
Stipendien nur beim Ausweis eines Elterneinkommens bis 28.ooo Fr. aus- 
gerichtet wurden. Bei bloss 12.ooo Fr. Elterneinkommen wurde aber in 
Bern schon das Maximum von 6.000 Fr. /Jahr ausbezahlt und zwar "ä fond 
perdu", während das Darlehen ä 7.2oo Fr. /Jahr nach dem Lausanner Modell 
einen Schuldenberg von ca. 45. 000 Fr. hinterlässt, der dann nach Mass- 
gabe des Berufseinkommens vom 35. bis zum 5o. Lebensjahr abbezahlt 
werden müsste, also in einer Zeit, wo die Familie zu "kosten" beginnt. 
Ob es nun weniger diskriminierend ist, nach Studienabschluss Jahr für 
Jahr den Einkommensausweis (eventuell aus dem Ausland) einzuschicken, 
ist fraglich, und die soziale Diskriminierung des mittellosen Studen- 
ten wird so eher noch grösser als bei den Stipendien. Bei den Studen- 
tinnen dürfte nach der Verheiratung die Rückzahlung noch problematischer 
werden. Dazu kommt die schleichende Inflation als Abwertung, kommen 
Devisenverluste beim Wegzug ins Ausland oder gar nach Uebersee, - und 
vor allem benötigte dieses Darlehenssystem einen enormen, teuren Ver- 
waltungsapparat. Das Lausanner Modell rechnet mit einer Belastung pro 
Kopf der Einwohner von 2o Fr., was insgesamt etwa 2o Millionen in Bern 
ausmachen würde. Bereits zahlt Bern aber 11 Millionen Stipendien, und 
zwar mit Luzern, Schaff hausen und Freiburg, schon für Sekundarschüler 
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bis 12.ooo Fr. für auswärtige und 8.000 Fr. für stadtbernische Schüler 
bis zu einem Elterneinkommen von 28. 000 Fr.(, was einer Sekundarlehrer- 
besoldung entspricht 1) Bern zahlt also schon heute als Stipendien mehr 
an Studenten ohne nachträgliche Verschuldung, als das Lausanner Darle- 
hen>system vorsieht. Mit 7.2oo Fr. würden auch nur knapp die Lebens-, 
aber nicht die Studienkosten gedeckt. Vv'arum sollen die Studenten ferner 
nicht als " Werkstudenten " mit andern Arbeitswelten in Berührung kommen? 
In den Oststaaten wird dies ausdrücklich verlangt, um die soziale Inte- 
gration zu fördern. Demselben Ziel dient der Plan einer wie im Osten 
auch Ingenieurschulen usw. umfassenden " Gesamtuniversität ", wie sie 
gegenwärtig die Universität Erlangen-Nürnberg nach schwedischem Vorbild 
plant. 

Wenn das Lausanner Modell realisiert würde, müsste der Bund die Haupt- 
last übernehmen, denn der Kostenanfall hätte Dimensionen v wie sie sonst nur 
die Autobahnprojekte zeigen: wenn ; wie erwartet, ca. 35$ der Studenten 
diese Darlehen bezögen, käme eine Milliardensumme heraus, da schon bei 
einer Berechnung auf l/lo bedürftiger Studenten die Summe von 45o Mio. 
gebundenen zinslosen Kapitals resultiert. Und dann die Frage, wer (und 
wie}) kontrolliert den Studienerfolg der Dar] ehensnehmer? Nach dem Grund- 
satz "Wer zahlt, befiehlt" müsste das der Staat tun, was wieder die 
Autonomie der Hochschule tangiert. Dazu verlangen ja die Studenten ein 
Drittel Mitspracherecht, sodass wahrscheinlich überhaupt jede Rückzah- 
lung platonisch bleiben würde.*) Man sagt, das Darlehen würde die 
Chancengleichheit beim akademischen Start garantieren und ängstlichen 
Eltern den Mut geben, ihre Kinder studieren zu lassen. Zugleich will 
man die Darlehen grundsätzlich auch Reichen gewähren, die eventuelle 
Konflikte mit den Eltern infolge früher Heirat usw. haben. Bei der Rück- 
zahlung wird aber die soziale Ungleichheit dann erst recht akzentuiert. 
Zudem wäre der Staat, um die Rückzahlung zu ermöglichen, eigentlich ver- 
pflichtet, dem jungen Akademiker eine anständige Stelle zu bieten, was 
aber wieder in Richtung staatlicher Berufslenkung nach östlichem Vorbild 
führt . 

Während ferner Stipendien ein Anreiz für Begabte und Fleissige sind, 


~*1 Als Kuriosum sei erwähnt, dass in der Herbstsession der Grosse Rat 
ein Postulat Theiler betreffend Abschaffung des "al theidelbergisch- 
autoritären" Disziplinarrechts des Rekt ors von_ 195_5 ablehnte. Man ver- 
tröstete aber den Postülanten auf die kommende Revision des Hochschul- 
gesetzes, das diesen "Karzerparagraphen" vermutlich tilgen werde. 
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kann zwar auch der Rückzahlungswille beim Darlehennehmer als positiv 
gewertet werden, aber es kann hier auch auf eine "Pensionierung ewiger 
Studenten" hinauskommen. Wäre es daher nicht vielleicht doch besser, 
beim Stipendienwesen zu bleiben und dazu die Kollegiengelder noch wei- 
ter zu senken, sodass sie nur noch symbolischen (aber dabei wie die 
Tramtaxen psychologischen) Wert haben* Schon in den Zwanzigerjahren war 
ferner die Mensa so billig, und waren die Studentenheime so preiswert, 
dass man auch ohne eigene ererbte Mittel mit etwas Werkstudentenarbeit 
studieren konnte. (Uebrigens: unsre Schulen sind an Studenten als Werk- 
arbeiter, nämlich als Hilfslehrer direkt interessiert!) 

Während nun der VSS zwei Verfassungsinitiativen betreffend "Recht auf 
Bildung" und "Gleichheit der Bildungschancen" (Lausanner Modell, Gesamt- 
universität usw.) lanzieren wollen, gruppierte sich in Zürich ein ge- 
mässigter "Studentenring" , der realistisch bleiben und mit rein demokra- 
tischen Mitteln um seine Rechte kämpfen will, was zu begrüssen ist, 
nachdem die bernische vorberatende Hochschulgesetzkommission ( NUGAPEK ) 
das Darlehenssystem etwas voreilig und nicht ohne Widerstand im Prin- 
zip bereits gutgeheissen hat inzwischen reichte die Interkant.Stipendien- 
-kommission einen realistischeren Plan( bereits für ISTSjelnT^) 
Kürzlich stellte dagegen die österreichische Wirtschaftsministerin 

Herta Firnberg die gänzliche^ Abschaffung der Kollegiengelder in Aussicht, 
da der dazu nötige Verwaltungsapparat dabei beinahe den letzten Rest 
von Rendite wegnehme. 

In Amerika wiederum gibt es praktisch nur private Stipendien, wobei 
grosse Industriegesellschaften oder private Universitäten mitwirken. So 
wurde 1957 die 'New York Higher Education Assistance Corporation' ge- 
gründet, die jedem begabten und fleissigen jungen New Yorker ein Studium 
oder eine Berufslehre ermöglicht , sofern das Elterneinkommen 15.ooo 
Dollar nicht überschreitet. Nötig ist allerdings neben der Begabung noch 
ein guter Leumund. Erst bei der Rückzahlung wird ein Zins von 7°J> be- 
rechnet. Diese Rückzahlung muss spätestens drei Vierteljahre nach Stu- 
dienabschluss einsetzen , in mindestens 3o Dollar pro Monat bestehen 
und in lo Jahren beendet sein. Das Darlehen läuft maximal 15 Jahre. Es 
soll nie insgesamt 75oo Dollar überschreiten! 

Auch sonst ist das akademische Weiterkommen in Amerika eher schwieriger 
als bei uns, da nach der sehr demokratischen High School schon beim Ein- 
tritt ins College eine strenge Selektion beginnt, die dann bei der Zu- 
lassung zu einer der berühmten privaten Forschungsuniversitäten noch 
viel härter wird. Aehnlich ist es in Frankreich z.B. bei den Medizinern, 
*)Dieser Plan baut auf dem Bedürftigkeitsprinzip weiter auf und empfiehlt 
Stipendien für jede Berufsausbildung schon vom Ende der Schulpflicht an. 
Auch die" Gesellschaft Schweizer Akademiker" (GESA) befürwortet im Prinzip 
das Stipendiensystem, befürwortet aber zugleich eine" eidgenössische Dar - 
lehenskasse " als "Sowohl-als auch"-Lösung:der Student soll seine Studien- 
finanzierung wählen können! 
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die nach dem Staatsexamen nur schon für einen Stage an einer Universi- 
tätsklinik noch ein zusätzliches Fachexamen ablegen müssen. In der URSS 
berechtigt zwar das Maturitätszeugnis der "vollständigen" Mittelschulen 
zum Universitätsstudium, aber es besteht wegen Platzmangel ein harter 
Numerus clausus mit Aufnahmeprüfungen (trotz goldener Maturmedaille), 
wobei letzten Endes der Stand des Vaters in der Partei den Ausschlag 
gibt. Das Studium ist bis auf einen kleinen Betrag für das Studenten- 
wohnheim gratis, wird aber mit straffer Wirtschaf tsbezogenheit und poli- 
tischem Gesinnungsterror erkauft. Während hier die Studenten für die 
westliche akademische Freiheit "protestieren", tun die westlichen das- 
selbe für ein "Freistudium" nach östlichem Muster, ohne aber den pein- 
lichen Verlust der Meinungs- und Gedankenfreiheit als einem der wich- 
tigsten Menschenrechte einzukalkulieren. Die Mauer in Berlin wird daher 
immer von Ost nach West und nie umgekehrt traversiert, - und zwar unter 
höchster Lebensgefahr. Die staatlichen Stipendien in der URSS werden 
übrigens beim leisesten Nachlassen der Leistung gekürzt und reichen nur 
gerade fürs Existenzminimum, sodass praktisch alle Studenten noch als 
Werkstudenten in allerlei Industrien mitarbeiten müssen. 

Wie die allgemeine Bildungspolitik in der Schweiz an der Zersplitterung 
in 25 Schulsysteme leidet, im Gegensatz z.B. zu Schweden, das relativ 
stark zentralisiert ist und daher dynamische Schulreform zeigt, so liegt 
auch die Hochschulpolitik bei uns im Argen. Zwar gibt es seit 1.1.1969 
eine Koordinationsstelle, die " Schweizerische Hochschulkonferenz" (SHK) , 
aber sie konnte im ersten Tätigkeitsjahr dem Wissenschaftsrat von 16 
universitären Gründungsanträgen nur vier unterbreiten: Abteilung für 
Bildungsforschung der Hochschule für Humanwissenschaften, Aarau; Medi- 
zinische Akademie St. Gallen; schweizerische Zentrale für die berufliche 
Weiterbildung der Mittellehrer, Luzern; schweizerische Osteuropa- 
Bibliothek. Obwohl die Schweiz, speziell Genf, auch Sitz des " Bureau 
International d'Education " (BIE) , einer Schöpfung des Völkerbundes, und 
der OECD (Organization for economic Cooperation and Develompent") , die 
auch eine intensive Bildungspolitik betreibt, ist, steht sie abseits, 
zumal sie nicht einmal eine eigentliche schweizerische Schulstatistik 
kennt. Auch auf eidgenössischem Boden wurde von Hochschulkonferenz, Wis- 
senschaftsrat und der Abteilung für Wissenschaft und Forschung beim Eid- 
genössischen Departement des Innern mit dem neuen Hochschulförderungs- 
gesetz (HFG) wenig Positives erreicht, sodass der Verband der Schweizer 
rischen Studentenschaften (VSS) schon wieder seine Revision verlangt, so 
wie das schon in der Vorlage veraltete ETH-Gesetz ja vom Volke verworfen 
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wurde. Die Arbeitsmarktprognosen von Prof. Kneschäurek von 1969, der 
Jermann-Bericht, der noch immer nicht veröffentlicht ist, wie Prof. 
Gsells Studien über den Aerztebedarf altern zu schnell, um eine zuver- 
lässige Hochschulplanung zu stützen. Die direkte Demokratie hat einfach 
für die Dynamik unserer Epoche zu viel "Sand im Getriebe' 1 , indem zuviele 
Sicherungen (Kontrollkommissionen) eingebaut sind. Auch der "koopera- 
tive Foederalismus" wird hier nicht viel korrigieren können. Dank dieser 
langen Latenzzeiten unserer "Reformen" im Bildungssektor sind diese bei 
der Realisierung dann meistens längst wieder überholt: "Vom Rechte, das 
mit uns geboren, von dem ist leider nie die Rede!" Dazu kommt das Ueber- 
alterungsproblem. Nach Prof. Kneschäurek können wir nur mit 12 o/oo Zu- 
nahme der arbeitenden Bevölkerung rechnen, und die erhofften Begabten- 
reserven für die Hochschule aus Bauern- und Arbeiterkreisen erwiesen 
sich bisher als bescheiden. Bloss 13$ der Deutschschweizerkinder er- 
reichen die Matura oder den IQ 115-12o, der "akademischen Anforderungen" 
genügt. Nach Prof. Meili ist die Anlage höchstens im Vorschulalter noch 
beeinflussbar, während sonst nur noch am Milieu, z.B. am Familienbil- 
dungshorizont usw., verbessert werden kann. Der russische Optimismus, 
nach Vernichtung der "Intelligentsia" durch Schulreformen und Demokra- 
tisation ein "Volk von Ingenieuren" aus dem Boden zu stampfen, hat sich 
nicht bewahrheitet. An sich ist der sog. " Neo-Lamarckismus " . die Verer- 
bung erworbener Eigenschaften, auf lange Sicht nicht zu widerlegen, 
aber es braucht erfahrungsgemäss mehrere Generationen, um sog. Begabten- 
familien zu züchten. Die früheren "Erbhierarchien" konnten sich denn 
auch nur dank dieser Intelligenzvererbung halten. Die ganze weitere 
Menschheitsentwicklung durch Differenzierung beruht auf dieser Darwin- 
schen "Zuchtwahl". Die Neurologen sind dabei optimistisch, da in den 
letzten 2oo.ooo Jahren der Menschwerdung bisher von den etwa 14 Milli- 
arden Rindenzellen nur etwa die Hälfte beansprucht worden sind, weshalb 
z.B. bei paralytischer Hirnerweichung die Umgebung der Herde lange Zeit 
vikarierend eintreten kann, sodass der Krankheitsprozess trotz schwer- 
ster Schädigungen meist schleichend verläuft. Die weitere "Menschwer- 
dung" im Sinne von Teilhard de Chardins "ewiger Schöpfung" vollzieht 
sich also als " progressive Zerebration " (v.Economo) mit "Funktionswan- 
derung nach dem Stirnpol" (Steiner, v. Monakow) und "Ausraubung der In- 
stinktschicht im Hirnstamm" (Lorenz, Tinbergen, Kretschmer) , sodass die 
Gefahr immer wiederkehrender "Regressionen" auf die Stammschicht (in 
Kriegen, Revolutionen, Verbrechen, Massenpsychosen usw.) immer geringer 
werden dürfte. Wir haben also erst etwa "Halbzeit" und müssen uns noch 
weitere 2oo.ooo Jahre entwickeln, um wirkliche "Menschen" zu werden, 
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wobei also Schule und Universität dafür die Hauptverantwortung tragen, 
da nur in der Jugend noch eine gewisse Entwicklungspotenz und Plasti- 
zität zu " Umprägungen " vorhanden ist (Lorenz, Tinbergen) . 
??.) 

Kehren wir nach diesem neurologisch-philosophischen Höhenflug wieder zu 
unsern gegenwärtigen bernischen Verhältnissen zurück. Angesichts der 
nur etwa 13$ "akademischen Bildungsfähigkeit" darf unser Interesse in 
der Bildungspolitik nicht einseitig der Universität zugewandt sein, zu- 
mal wenn auch wir im Zuge der Automation ein "Volk von Ingenieuren" 
werden sollten. Besonders im Kanton Bern bestanden im Jahre 1969 nur 678 
Schüler, d.h. nur ca. 4,5$ des Jahrgangs die Matur, und nur etwa 3o$ 
gelangten in die Sekundärschule. Immer noch machen ca. 75$ anschliessend 
eine Lehre. Daraus ergibt sich, dass für uns das Problem der beruflichen 
Weiterbildung nach der Schulpflicht mindestens so dringlich wie das 
Hochschulproblem ist, zumal heute besonders Mangel am mittleren und un- 
teren Kader ist. Die "technologische Arbeitslosigkeit" hat nicht statt- 
gefunden! Die Automation hat vielmehr den Menschen auf- statt abgewer- 
tet. Für unausgebildete "Handlanger" ist kein Raum mehr, da gerade die 
Technisierung zur Kontrolle und Wartung komplizierter Maschinen minde- 
stens eine gute Grundausbildung und einen zuverlässigen Arbeitscharakter 
verlangt. Andererseits hat uns der "Wohlfahrtsstaat" von der früheren 
Berufsmotivation befreit. An die Stelle der Existenzangst (Entlassungs- 
gefahr) traten "höhere" soziale Bedürfnisse. Soweit aber nun diese reine 
Luxusbedürfnisse (Auto, TV usw.) sind, beeinträchtigen sie den Arbeits- 
charakter, die Arbeitsbereitschaft, indem heute die aus serberufliche Be- 
tätigung immer entscheidender für den sozialen Rang wird. Deshalb sucht 
die Betriebspsychologie nach neuen Motivationen wie z.B. Mitspracherecht 
im Betrieb, Gewinnbeteiligung, teilweise Rückgängigmachung der speziali- 
sierten Arbeitsteilung durch "Job enlarjgement , da der psychologische 
Motivationsgewinn durch das "Werkerlebnis" den Vorteil der Fliessband- 
arbeit überwiegt. Freilich erschöpft sich dieses Werkerlebnis heute mehr 
in der Arbeitsbefriedigung am guten Funktionieren der Maschine als an 
einem Endprodukt. Motivation bringt auch die Delegation von Verantwor- 
tung, der Teamentscheid, die Information über Betriebssorgen, die die 
Solidarität stärkt, und last but not least, die Weiterbildung im Betrieb 
zwecks beruflicher Mobilität gegen das Gespenst der "technologischen 
Arbeitslosigkeit". 

Deshalb ist es wichtig, dass schon die Schule weniger Wissen vermittelt, 
als die Methoden , ständig neues Wissen zu aquirieren, zumal der Begriff 
einer "abgerundeten Bildung ", der Perfektionismus einer lexikalischen 
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Allwissenheit längst unmöglich und obsolet geworden ist. Die sog. 
Curriculum-Forschung, die taxonomische Lehrplanreform sucht daher 
nicht nur neuen Lehrstoff, sondern baut zugleich veralteten ab, was 
mindestens so wichtig ist. Das "Wissen um des Wissens willen" ist heute 
sinnlos geworden. Die Klage, der Schüler werde heute mit zuviel Stoff 
und zu wenig Geist "überfordert", ist insofern berechtigt, als die 
Verfächerung oft ohne gleichzeitige Integration und Synopsis bleibt 
und so zu einem punktuellen Stückwissen ohne grössere Zusammenhänge 
führt. Zusammenhänge herstellen, ist aber heute bei dem Uebermass an 
Information besonders wichtig, damit nicht heillose Verwirrung oder 
Oberflächlichkeit resultiert, die für allerlei modernen Aberglauben 
anfällig macht. Das moderne Gurriculum, die Taxonomie (Bloom, Gagne, 
Robinsohn u.a.) klassifiziert die Bildungsziele in einer Art "Wert- 
pyraraide" mit dem Sinn: Vitae non scolae discimusi Wir werden auf 
dieses Hauptproblem der "Inneren Schulreform " noch zurückkommen. 

?3.) 
Wenden wir uns nun im Speziellen der nachschulpflichtigen Weiteraus- 
bildung an den oberen Primär- und Sekundarschulklassen zu. Hier hatte 
unser Schulwesen bisher ganz besonders versagt tPie Abschlußklassen ver- 
mittelten anstelle der gesamt schulischen Beruf sorientieruna; (in Schweden 
von der 7. Klasse an!) einen fürs spätere Leben kaum brauchbaren" Schul sadö 
Eine Art Sondernachschule stellt das kommende Berufswahl- und Werk .jähr 
als freiwilliges 10. Primarschuljahr dar. Bisher erwiesen sich ca. 2o$ 
der schulentlassenen Primär- und Sekundarschüler, abgesehen von den 
Hilfsschülern, als berufsunsicher. Zudem gehörten nach Direktor 
Grossenbacher fast 2-3oo Gewerbeschüler von Rechts wegen nochmals an 
eine Berufswahlschule. Man will die Anforderungen an die Lehrlinge 
steigern und die Lehrmeister dazu anhalten, bei ungenügenden Leistung- 
en den Lehrvertrag wieder aufzuheben. Von hier aus wäre also bereits 
die Bedürfnisfrage betr. eines Berufswahl- und Werkjahrs abgeklärt. 
Zudem meldete sich die Region bereits im voraus, als eine Pressekon- 
ferenz über die geplante Schule stattgefunden hatte. Irrtümlich waren 
auch schon Anmeldeformulare ausgegeben worden, da man mit einem Provi- 
sorium mit bloss zwei Werkstoffen schon Frühjahr 1970 beginnen wollte. 
Dann aber zeigte es sich, dass ein solches Provisorium relativ zu 
teuer käme und dem Prestige der Schule als Halblösung nur schaden 
könnte. Die erste Konzeption schloss sich der 2o- jährigen Erfahrung 
des Zürcher Werkjahres an, das bereits 1936 durch Wunderiis "Arbeits- 
gemeinschaft Werk jähr für entwicklungsgehemmte, schulmüde, noch nicht 
berufsreife Jugendliche" konzipiert worden und am l.lo.l947 in einem 
Corbusierbau eröffnet worden war. Es war ursprünglich einseitig auf 
Hilfsklässler ausgerichtet, wurde dann aber in der Folge durch die 
häufige Berufsunsicherheit auch der normalen Schulentlassenen korri- 

ffiliehe Be ilage S.85a. Reformvorschlag Lascher, Muttenz. 
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Das Zürcher Volksschulgesetz kennt drei Begabungstypen für das 7.-9. 
Schuljahr: die Sekundärschule mit theoretisch-begrifflicher Orientie- 
rung zur "Förderung eines formal-verbalen Intellekts" in Richtung Gym- 
nasium. Die Realschule für die mehr "technisch-lebenspraktische Bega- 
bung und Bildung"und die Oberschule der Primarschule für jene Schüler, 
die "dem Gegenständlichen, dem konkreten Geschehen verhaftet" sind. Die 
Schülerschaft des Zürcher Werkjahrs setzte sich bald zu 4o$ aus ehe- 
maligen Hilfsschülern und Doppelrepetenten der Oberschule, zu 4o# aus 
Einfachrepetenten der Real- oder sogar der Sekundärschule und zu 2o$aus 
normalen Berufsunreifen zusammen. Der Unterricht machte die Schüler in 
vierteljährlicher Rotation mit den vier Hauptgrundstoffen Holz, Metall , 
Stein und Farbe bekannt. Analog wurde ein Mädchenwerk jähr geschaffen. 
Die Knaben arbeiten _31 Stun den in Werkstätten, 3 Stunden h aben sie 
technisches lineares Ze ichn en, 8 Stunden allgeme inbildenden Unterricht, 
der von Lehrkräften der Volksschule mit zusätzlicher heilpädagogischer 
Ausbildung gegeben wird. Den Werkunterricht geben Fachleute der betref- 
fenden Branchen mit pädagogischer Begabung. Die Mädchen arbeiten je l*» 
Tage "für das Schöne", im Nähatelier, in der Küche, im Hauswirtschafts- 
raum und Schulgarten, während 8 Stunden erhalten sie allgemeinbildenden 
Unterricht und Rhythmik. Aber diese Lehrprogramme sind flexibel und 
werden auch schwächeren Gruppen noch angepasst. Neben der handwerk- 
lichen Tüchtigkeit wird besonders ein solider Arbeitscharakter vorbe- 
reitet, der im Zeitalter der Automation besonders wichtig ist. Gerade 
wo die Intelligenz mangelt, muss durch die Form, durch Gewöhnung erzo- 
gen werden (Pestalozzi). Neben einer allgemeinen Berufsorientierung, Ab- 
klärung der Berufsneigung und -eignung durch einen Berufsberater, Be- 
rufspraktika als Schnupperlehre in den Ferien, Werkzeug- und Werkstoff- 
kunde, 3 Turnstunden, monatliche* Heimatkundewanderungen, Nothelferkurs, 
Rettungsschwimmen usw. werden durch Zerlegung des Arbeitsprozesses in 
leicht zu bewältigende Teilstücke "positive Leistungserlebnisse" als 
gerade für Schwache wichtige Verbesserung der Motivation geschaffen. Der 
allgemeinbildende Unterricht in Deutsch, Rechnen, Geometrie, Bürger- und 
Lebenskunde soll das allzu gegenständlich gebundene Denken zur Verbes- 
serung der späteren beruflichen Mobilität beweglicher machen. Die ur- 
sprünglich starke Zentralisierung in einem Corbusierbau wurde von Kaiser 
später zugunsten kleinerer dezentralisierter Werkstätten aus pädagogi- 
schen und verkehrstechnischen Gründen aufgegeben. 

Da das Berner Werk jähr ursprünglich (1962) von der Lehrerschaft der 
Hilfsklassen ausging, wurde also das Zürcher Modell ins Auge gefasst. 
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Dann begannen sich aber Gewerbe und Gewerkschaften für das Projekt zu 
interessieren und verlangten in der Wirtschaftskommissionssitzung vom 
2o. Juni 1969 eher eine Ausrichtung nach den normalen Basler "Werkklas- 
sen" von Hrn. Faessler, die, ursprünglich ein freiwilliges 9. Primar- 
schuljahr, nun zum obligatorischen Abschlussjahr mit viel Algebra und 
Physik avanziert sind. Die Berner Werk Jahrkommission hatte beide, das 
Zürcher und das Basler Modell, z.T. zweimal, besucht. Nun verlangte man 
eine Ergänzung dieser Kommission durch Vertreter von Gewerbe und Gewerk - 
schaften. Jene Werkklassen hatten seit 2o Jahren vor allem praktisch 
begabte Doppelrepetenten der Primaroberschule , aber auch Hilf sklässler 
mit einem IQ von 9o-8o aufgenommen, wobei eine Aufnahmeprüfung einer- 
seits die IV-zuständigen "Arbeitsklässler", aber auch eher theoretisch 
begabte Realschüler ausscheiden sollte. Hier wollte man eben mehr prak- 
tisch Veranlagte über die Sachlogik zur Formallogik bilden. Mit maximal 
16 Schülern pro Klasse wurde in vier Abteilungen (Holz, Metall, Stein 
und Farbe, Leder, Papier, Kartonnagen, Küche) die Berufseignung und 
-neigung gesucht, wobei aber nur in zwei Abteilungen halbjährlich ro- 
tiert wurde. Der beruflich wie für das Selbstvertrauen wichtige Werk- 
unterricht_jwurde_in 24 Stunden, der theoretische in 12 Stunden gegeben, 
und zwar 3 Std. Rechnen, 3 Std. Deutsch, 3 Std. Gestalten und Lebens- 
kunde, 1 Std. Bürgerkunde, 1 Std. Naturlehre, 1 Std. Menschenkunde. 
Dazu 3 Stunden Turnen und monatliche Wanderungen zur Entspannung des 
Lehrer-Schülerverhältnisses. Das Hauptgewicht wurde auf die Beruf sin- 
formation und Einzelberufsberatung gelegt. (Für die schwächeren Hilfs- 
klässler resp. für die Kleinklasse G gibt es aber in Basel noch ein 
spezielles "Werkjahr" (s.u.) 1) Vom Tagesheimbetrieb sah man bald wie- 
der ab, da sich die Buben während der Mittagspause zu Hause besser 
"austoben" können. Die Basler Werkklassen traten übrigens für die 1948 
aufgelösten handwerklichen Vorklassen der Gewerbeschule in die Bresche. 
Heute werdfensie als obligatorische 9. Primarklasse^mit Wahlfächern auf- 
gelockert geführt. Ein Drittel sind gegenwärtig Repetenten der Abschluss- 
klassen, die so ein freiwilliges lo. Primarschuljahr absolvieren. 

Ein weiteres Modell wurde von uns im Baselland studiert, wo das Werk- 
jahr als freiwillige 9. Berufswahlklasse m it Koedukation zu 9o$ von 
allen Schülern belegt wird. Auch das Spiezer Modell wurde von uns an 
Ort und Stelle studiert. Hier geht es eher um das in Art. 28 des kant. 
Primarschulgesetzes vorgesehene und im Dekret über die Weiterbildungs- 
klassen vom 18.9.1968 näher bestimmte freiwillige lo. Primarschuljahr, 
das Begabten anstelle der allgemeinen und hauswirtschaftlichen Fort- 
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bildungsschule zur theoretischen Weiterbildung gewährt wird, weil sie, 
z.B. wegen ihres entlegenen V/ohnorts, keine Sekundärschule besuchen 
konnten. Während diese Weiterbildungsklassen also, wie die Fortbildungs- 
klassen in Marzili für Mädchen, eher Richtung Kaufmännische Berufsschule 
oder Seminar zielen, führt das Berner Berufswahl- und Werk jähr als Kom- 
bination der Zürcher und Basler Modelle eher in Richtung der Gewerbe- 
schule und der Lehrwerkstätten. 

Nach all diesen Vorstudien einigte sich also unsre Werkjahrkommission 
auf einen Kompromiss zwischen dem Zürcher und dem Basler Modell , der 
den Berner Verhältnissen am ehesten gerecht würde. Die ursprüngliche 
Konzeption eines reinen Hilfsklässler-Werkjahrs, die Herr Oberlehrer 
Wenger und der Schularzt Dr. Kipfer als besonders dringlich verlangt 
hatten, wurde unter dem Einfluss des Gewerbes und der Gewerkschaften 
zu vier verschiedenen Zügen erweitert: ein A-Zug für Besondersbegabte 
(mit Algebra, Physik usw.), ein B- und C-Zug für normalbegabte Berufs- 
unsichere, ein D-Zug für Hilfsklässler , da nach Oberlehrer V/enger so- 
wieso pro Jahr nur etwa 25 aus dieser Kategorie in Frage kämen. Man 
rechnete also, mit insgesamt 60-80 Schülern zu beginnen.*) 

Bezüglich des Standortes einigte man sich schliesslich mühsam genug auf 
die sog. Hellergrube in der Region Bümpliz, wo ja ein Haupteinzugsge- 
biet zu vermuten war, und wo sich auch für die Schüler günstige Ver- 
kehrsmöglichkeiten ergaben. Plötzlich kam nun eine unerwartete Opposi- 
tion vom Gewerkschaftskartell her, das einmal behauptete, die Bedürf- 
nisfrage sei noch gar nicht abgeklärt, während man dieses Problem schon 
seit 1962 im Stadtrat mit, der erheblich erklärten Motion Ronner, den 
Postulaten und Interpellationen Briner, A e bischer u sw. und in drei Ver- 
waltungsberichten der Schuldirektion ausführlich und abschliessend be- 
handelt hatte. Zugleich beanstandete man paradoxerweise den Standort 
Hellergrube als zu wenig erweiterungsfähig, da man vier statt bloss 
zwei Klassenzimmer brauche usw. , während unsre Werkjahrkonzeption den 
Hauptunterricht in die Werkstatt verlegte, zumal man ja ausgesprochen 
"schulmüde" Jugendliche vor sich haben würde. Wir machten das Gewerk- 
schaftskartell darauf aufmerksam, dass ihre Vertreter von der Wirt- 
schaftskommission ausdrücklich zur baulichen Beschleunigung und zur 
Frage der Installationen der Werkjahrskommission beigegeben worden waren, 

"Politik" sei auch hier "die Kunst des Möglichen", und Bern sei 
höchstens eine Gewerbe-, aber keine Industriestadt wie Zürich und Basel, 
sodass ein bescheidener Anfang klüger sei als ein kostspieliger Perfek- 

tionismus, dass da gegen eine weitere Verzögerung die Baukosten jährlich 
*) siehe Beilagen 88a-f . 
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Orientierung 

Berufswahl- und Werkjahr Bern - Einführung auf Frühling 197$. 


Auf Grund parlamentarischer Vorstösse im Berner Stadtrat aus 
den Jahren 1962, 1968 und 1969 sind nun die Vorarbeiten für 
die Einführung eines öffentlichen Berufswahl- und Werkjahres 
Bern (BWB) in Zusammenarbeit mit der Schuldirektion, der 
Berufsberatung sowie weiterer Kreise ernsthaft im Gange. 
In Zürich (1936 gegründet und 1953 endgültig eingeführt) 
und Basel sind solche wertvolle Einrichtungen zur vollen 
Zufriedenheit der Bevölkerung bereits realisiert und 
institutionalisiert. 

Seit Dezember 1968 arbeitet folgende Studienkommission zusammen: 

Vorsitz: Schuldirektor Dr. H.M. Sutermeister 

Sekretär: Berufsberater G. Gyger 

Mitglieder: Stadträte Hp. Aebischer und R. Briner, Architekt 

A. Bürki, Schulsekretär U.M. Eberhard, alt Werkstätteleiter 

P. Himmelreich, Schularzt Dr. K. Kipfer, Betriebsleiter 

H. Lehmann, Lehrer E.E. Ronner und die Oberlehrer A. Schläppi 

und F. Wenger. 

Die Aufgabe und das Ziel des BWB besteht vor allem darin, bei 
Jünglingen in einem freiwilligen 10. Schuljahr 

- die Berufswahl praktisch und wirklichkeitsnah abzuklären, 
sowie die Berufsneigung und -eignung gründlich zu unter- 
suchen; 

- die geistige, charakterliche und körperliche Reife zu fördern; 

- den Arbeitscharakter und die menschliche Haltung durch 
handwerkliche Betätigung zu festigen; 

- ein gutes Benehmen und Anstand zu üben und anzugewöhnen; 

- die schulischen Grundlagen zu festigen und zu vertiefen; 

- das zukünftige Erwerbs- und Erwachsenenleben vorzubereiten. 

In der praktischen Schulung (zu 3/4) werden die Jünglinge von 
geeigneten, in Beruf und Leben bewährten Werkmeistern mit 
pädagogischer Erfahrung angeleitet. Der Werkunterricht wird 
im Wechsel Arbeiten mit den Grundstoffen Holz, Metall, Stein 
und Farbe umfassen. Diese praktische Werkstattschulung soll 
jedoch einer späteren Berufslehre nichts vorwegnehmen. 

Die theoretische Schulung (zu 1/4) beschränkt sich auf die 
wesentlichen, lebensnotwendigen Stoffgebiete. Vorhandene Be- 
gabungen sollen besonders sorgfältig geschult und gefördert 
werden. Der Unterricht beginnt dort, wo der Schüler etwas 
weiss und kann und nicht dort, wo er nach neun Schuljahren 
sein sollte. Die Jünglinge werden nach ihren Fähigkeiten und 
Kenntnissen in entsprechende Klassen eingeteilt (ca. 14 Schüler 
pro Klasse) . 

Die Berufsberatung durch den schuleigenen Berufsberater umfasst 
gründliche i^ignungs- und Neigungsabklärungen, allgemeinen be- 
ruf skundlichen Unterricht, sowie Betriebsbesichtigungen. 
Ferner werden Berufspraktika organisiert und während den 
Schulferien durchgeführt. Schliesslich wird dem Jugendlichen 
bei der Suche einer ihm angepassten Arbeits- oder Lehrstelle 
beigestanden. 
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Zur Körperschulung werden -wöchentlich 3 Turn- und Spielstunden 
durchgeführt . 

Auf nahmebedincTungen ; 

Grundsätzlich steiit das BWß vorderhand all jenen Schülern der 
Stadt Bern kostenlos offen, die ihre obligatorische Schulpflicht 
erfüllt haben. In Ausnahmefallen können auf Gesuch hin Absol- 
venten des 9. Schuljahres aufgenommen werden. Ls ist besonders 
geeignet für berufswahlunentschlossene oder noch nicht berufs- 
wahlreife, sowie für schulmüde und entwicklungsgehemmte 
Jünglinge . 

Für Modellen wird das BWB nicht als notwendig erachtet, da zu 
diesem Zwecke bereits die Frauenschule der ötadt Bern besteht. 

Bis eigene Schulräurae und Werkstätten erstellt sind, soll auf 
Frühjahr 1970 in provisorischen iüiumen angefangen werden. 
Ls wird die 5-Tage-woche mit 35 Wochenstunden eingeführt. 

Auf Frühjahr 1970 werden für die Uebergangslösung folgende 
Räume benötigt: 2 Schulzimmer, 1 Lehrerzimmer, 3 Werkstätten 
mit Lagerräumen, 1 Büro. 

Für den Start wird folgendes Personal benötigt: 3 Werkmeister, 
2 Lehrer und 1 Berufsberater. 


26.5.1969 
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Ai Provisorisches Raumprogramm, Werk- und Berufswahl Jahr Bern 

I« Für Werkunterricht 

[in drei Werkstoffen: Holz, Metall, Stein und Farbe) 

3 Werkstätten a 9 x 15 m 

3 Material- und Lagerräume (auch als Abstellraun] für 
angefangene Arbeiten) a ca. 30 m2 


V 


i:l 


3«) Lagerschuppen für Holz 


II . Schulräume 


i:\ 


2 normale Schulzimmer a 65 m2 

Sekretariats- und Besprechungszimmer (für Vorsteher 
und Berufsberater) je ca. 20 m2 
3») Die notwendigen Toilettenanlagen, Turnplatz, Abstell« 
räum für Abwart 


B* Definitives Raumprogramm 


I. Für Werkunterricht 


5:1 


4 Werkräume ä 9 x 15 m 

k Materialräume a 30 m2 (auch als Abstellraum für 


angefangene Arbeiten) 
3») Lagerschuppen für Holz 

II. Schul räume 

1.) 2 normale Klassenzimmer ä 65 m2 

2.) 1 Physikraum (auch als Labor dienend) ä 80 m2 

3») Vorsteherzimmer ca. 20 m2 

4.) Sekretariat, Raum für Berufsberater, Raum für Eltern- 

bespreohungen je a 20 m2 
5») Kleinturnhalle (oder Benutzungsrecht an bestehender 

Turnhalle) mit WC und Douchen ä 12 x 18 m 
6. ) Abwartswohnung 

7.) Turnplatz 


Es ist nicht vorgesehen, diese Schulanlage später noch zu ver- 
grössern. Im Bedarfsfall muss (als Dezentralisation) in einem 
andern Stadtteil eine ähnliche Anlage gebaut werden. 

Für einen 14-tägigen Maurerkurs in den Sommerferien stellt der 
Baumeisterverband die Maurerhalle der Lehrwerkstätten und zwei 
Werkmeister kostenlos zur Verfügung. Ferner sucht die Gewerbe- 
schule für ihre Einführungskurse während der Sommerferien Be- 
teiligung an unsern Werkräumen (Art. 6 des Bundesgesetzes über 
die Berufsbildung, Art. 8 des kantonalen Gesetzes über die Be- 
rufsbildung), wobei für Bauten, Installationen usw. Bundes- und 
Kantonssubventionen bis zu 48$ erwartet werden können. 
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Berufswahl- und Werkjahr Bern 


Provisorischer Stoffplan 


Theoretische Schulung; 

Deutsch 3 Std, 

Rechnen, Geometrie 3 

Lebenskunde 1 

Bürgerkunde 1 

Allgemeine Berufskunde 1 


8-9 Stunden 


Praktische Schulung; 

Werkstattunterricht (inklusive 
Werkzeugkunde und Werkstoffkunde) 

Fach- und Werkstattzeichnen 

Berufs-Eignungs- und Neigungsabklärungen 

Einzelbesprechungen mit Berufsberater 

Berufsbesichtigungen 

Berufspraktika während den Schulferien 


23- 24 Stunden 


Körperschulung; 

Turnen und Gruppenspiele 
Richtige Körperhaltung 
Persönliche Hygiene 


3 Stunden 


Total pro Woche 


35 Stunden 


24.5.1969 
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Berufswahl- und Werk jähr Bern 

Anmeldeschein 

zum Eintritt in den Jahreskurs im Frühjahr 1970 
Personalien des Schülers 

Name :........ Vorname :......... 

Geburtsdatum: Heimatort: , 

Wohnort: ..... Strasse: < 

Telefon: 

Name und Beruf des Vaters oder der Mutter: 

Name und genaue Adresse des gesetzlichen Vertreters: 


Name und Beruf der Pflegeeltern: 


Der Jüngling besucht gegenwärtig folgende Schule 

Name: • Adresse: 

Wird zur Zeit unterrichtet im Pensum der . . . Klasse 
Klassenlehrer (Name, Vorname):- 


Ort und Datum: Unterschrift der Eltern: 


Der Anmeldeschein ist einzusenden 

an die Schuldirektion der Stadt Bern, Kramgasse 6l , 3011 Bern 


(Bitte in Druckschrift ausfüllen! ) 
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Pflichtenheft 

des Berufsberaters während der Uebergangszeit bis zur Eröffnung 
des Berufswahl- und Werkjahres Bern (BWB) 

- Leiten des Sekretariates 

- Orientieren von Berufsverbänden, Industrie, Gewerbe, Einzelbe- 
trieben, Behörden, Schulen und der Oeffentlichkeit 

- Aufbau einer berufskundlichen Dokumentation 

- Aussuchen von geeigneten Betrieben für die Berufsbesichtigungen 
und Berufspraktika der ca. 60 Schüler 

- Vorbereiten und Einführen der Betriebe in die Methodik der 
Berufsbesichtigungen und Berufspraktika 

- Entgegennahme von Anmeldungen für das BWB 

- Besprechungen mit Interessenten für das BWB und deren Eltern 

- Besprechen der Anmeldungen mit den betreffenden Lehrern 

- Aussuchen der Kandidaten 

- Vorbereiten des allgemeinen berufskundlichen Unterrichts 

- Ausarbeiten der Ausbildungspläne über die praktische Schulung 
mit den Werkmeistern 

- Organisieren der Sitzungen der BWB-Kommission 

- Sekretärarbeiten innerhalb der BWB-Kommission 

- Mitarbeit beim Suchen nach Räumlichkeiten sowie Mobiliar und 
Einrichtungen für die Eröffnung des BWB 

- Materialbeschaffung für das erste Schuljahr 


Persönliche Weiterbildung: 

- Teilnahme an kantonalen Kursen, Kolloquien und Konferenzen 
für kantonal bernische Berufsberater 

- Teilnahme an schweizerischen Weiterbildungskursen und Konferenzen 
für schweizerische, vom BIGA anerkannte Berufsberater des 
Schweiz. Verbandes für Berufsberatung 

- Berufs- und Betriebsbesichtigungen 

- Teilnahme an Tagungen für Berufsberater 
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um lo-15% steigere. Der Gemeinderat habe bereits einen zur Erweiterung 
günstigeren Standort an der Schlossmatte abgelehnt, nachdem die Hochbau- 
direktion bei Arch. Bürki, der sich seit den Fünfziger jähren mit dem 
Werk jahrprojekt befasst, zwei entsprechende Vorprojektstudien bestellt 
hatte. Eine Zentralisierung und Konzentration sei auf den Rat von Dir. 
Kaiser, Zürich, aus pädagogischen Gesichtspunkten und aus Gründen der 
Schulwegverlängerung aufgegeben worden. Zudem habe Dr. Kipfer auf die 
Möglichkeit einer zweiten Filiale im alten Schosshaldenschulhaus neben 
der Laubeggwerkstätte hingewiesen. Der jetzige Standort Hellergrube werde 
auch von der Gewerbeschule begrüsst, da sie hier dann in den Ferien ihre 
Grundschulüngskurse durchführen könne, während umgekehrt in dieser Zeit 
die Maurerhalle bei der Lehrwerkstätten den Werkjahrschülern zur Verfü- 
gung stehe. Eine eigentliche Kombination des Werk jährs mit der geplanten 
dritten Gewerbeschule und Erweiterung der Lehrwerkstätten war aber schon 
früher von den betreffenden Direktoren energisch abgelehnt worden, da 
man keine eigentliche "Vorschule" für die Gewerbeschule Wünsche, sondern 
eben ein lo. freiwilliges Primarschuljahr , das der Erziehungs- und Schul - 
direktion (schon aus Subventionsgründen) zuzuteilen sei. Diese Gremien 
hätten also, schrieben wir dem Gewerkschaftskartell, in erster Linie die 
Verantwortung für Struktur und Standort dieses neuen Schultyps zu über- 
nehmen. Ferner habe nun der Stadtrat in mehreren Interventionen dringlich 
die Realisierung des Werk jahrs verlangt. Im Sept. 1970 sollte das Vor- 
projekt vor den Stadtrat, und im Dezember zur Volksabstimmung gelangen, 
damit man im Frühjähr 1971 mit dem Bau und im Frühjahr 1972 (oder bei 
einem Erfolg der interkant. Schulkoordination schon im Herbst 1971) mit 
dem Unterricht beginnen könne. Der von einem Vertreter der Gewerkschafts- 
kartell neu genannte Standort Sulgenbach erwies sich sowieso als völlig 
unrealistisch. Ferner sei es jetzt weniger wichtig, den "Sekretär" als 
einen passenden Vorsteher zu wählen, der sowieso das Werk jähr "prägen" 
werde . (Herr Gyger hatte selber auf den Sekretärsposten verzichtet und 
sich auf die Berufsberatung beschränkt.) Herr Stadtrat Aebischer hatte 
das Vorsteheramt abgelehnt, da er "politische Ziele verfolge V Wir mach- 
ten das Gewerkschaftskartell auch darauf aufmerksam, dass der andere 
Sozialpartner, das Gewerbe ebenfalls auf baldige Realisierung dränge, 
zumal in Zürich über 50%, in Basel sogar 95% Lehrlinge aus dem Werk jähr 
resultierten. In Zürich hatte daher das Gewerbe einen Grossteil des 
Maschinenparks geliefert. Die Lehrpläne wurden von der Subkommission 
unserer Werk Jahrfachkommission nur sehr flexibel entworfen, da man sie, 
wie in Zürich und Basel, den jeweiligen Schülerkategorien anpassen würde. 
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^vo^LZ^^?!^^ 31 ?-,? 16 Pro ^ktierung am Standort Hellergrube durch 
unvorhergesehene Umstellungen im Zusammenhang mit einer Expresstrasse. 
Zudem zeigte die Hochkonjunktur, dass heute mehr und mehr durch Kurz-und 
Anlehren bald jeder schulentlassene Primar-und Sekundarschüler bereits im 
voraus"enpgiert"ist. Damit ist aber bei vielen die tatsächliche Berufsun- 
sicnerneit nicht behoben, die mit einem gewissen Versagen der oberen Schul- 
klassen betreffend H Berufsberatung"zusammenhängt. Daher der grosse Zulauf 
zu privaten Berufswahl schulen, die weniger den rein praktischen Sektor, als 
vielmehr auch die heute immer wichtiger werdende allgemeine Portbildung 
berücksichtigen. Schon um die durch die Bauschwierigkeiten erzeugte Lücke 
f**«} 1 ^, nahmen wir daher mit der Berufswahl schule Loosli Kantakt. di« 
Aehnlichkeiten zum G renchener Modell Stieger auf weist rsTehc Beilage S.89b) 
Statt der bloss 8-9 Std. theoretischer Schulung, die unser Modell vorsah, 
finden wir hier umgekehrt 28 Std. Lektionen mit Pflicht-und Freifächern, 
und statt der 23-24 Std. praktischer Schulung bei uns gibt es hier nur 8 
Stunden eines Be tri ebs-praktikumst Jede Woche wird 1 Tag während zweier Mo - 
nate in einem gewerblichen oder andern Betrieb(nach freier Wahl)als ,r G"e"^ 
hilfe"mit Taschengeld zugebracht, wobei sozial-und gesellschaftskundliche 
Erfahrungen (neb st allgemeiner Berufskunde) gesammelt werdenlDie traditio- 
nelle dreiwöchige " Schnupperlehre "lässt sich dagegen in den Ferien ungern 
und während des Schulsemesters gar nicht unterbringen und wirkt zu ein- 
seitig, sozusagen als"Lehrstellenvermittlung".Als weniger wertvoll er- 
wiesen sich auch blosse Betriebsbesichtigungen. Aber auch für Minderbegab- 
te findet sich in dieser Schule die Möglichkeit »eine Anlehre, z.B. auch 
eine eigentliche Buchbinderlehre zu beginnen. 

Wir beschlossen, das"Interregnum"in unserer Werk-und Berufswahlpla- 
nung mit einer Zusammenarbeit mit dieser Schule , z.B. im Sinne der auf 
S.89b angegebenen Variante B zu versuchen. Dieses Zusammenwirken mit Ber- 
nischen Privatschulen ist ja nicht neu, denken wir an die Lehrer-und 
Kindergärtnerinnenklassen am Seminar Muristalden resp.an der Neuen Mäd- 
chenschule. Wir schluegen vor, einige Räume in der benachbarten Verkäufe- 
rinnenschule, wie in der erwähnten Berufswahl schule auch mit unsern Schü- 
lern zu belegen und dazu eine einfache "Werkhalle "(ebenfalls im Altstadt- 
geniet)zu pachten. Bei den 5 Leistungsklassen dieser Schule würden bei 
60-80 Schülern 4-5 Klassenräume und dieser Werkschoppen genügen, um in 
Kürze beginnen zu können, wobei uns das Gewerbe gern mit einigen Installa* 
tionen entgegenkommen würde. Im Zug B könnte man dann die ca. 25 ehemali- 
gen Hilf sklässler, die in Bern jährlich aus der Schulpflicht ausscheiden* 
ebenfalls unterbringen. Ein solcher Versuch scheint sich jedenfalls zu 
lohnen. 

Dabei könnte man auch das beigelegte Diagnoseblatt des Modells 
Loosli zur Festigung der Berufswahl benützen, das sich längst bestens be- 
wanrT~hat.( Siehe S.89 c). Auch erfahrene Lehrkräfte wären grösstenteils 
bereits vrohanden.Und wiedereinmal müsste man in Bern zugestehen, dass 
die besten pädagogischen Impulse von der privaten Initiative her kommenl 
Wenn wir auf "Vater Staaf'warten wollen, so kommt der Baubeginn an der 
Hellergrube frühstens auf das Jahr 19751 Die "Werkflahr"-Motion Ronner 
war aber in den .frühen Sechziger jähren "erheblich ,r erklärt worden und 
seither durch £Ostula±£_und_.Interpft1 lationen von Stadtrat Briner.Aeb i - 
-8 eher u.a. immer wieder moniert worden! Em weiteres, eher^erufslenkenaer' 
l °iektxW ährend die " Beruf sschule für Verwaltun^sangestellte "immer weniger Zu- 
spruch erhält, und wohl bald mit dem KV verschmolzen werden muss, versucht 
die im Mai 1971 gegründete"betriebseigene" " Berufsschule SBG "der Schweiz. 
Bankgesellschaft "in Abend-und Umschulungskursen eine dreijährige Büroaus- 
bildung für solche jungen Leute, die mangels Vorbildung keine KV-Lehre 
absolvieren konnten. Daneben blühen dank der Hochkonjunktur auch die Teil- 
arbeitsvermittlungen wie " Adia interim"u sw. , deren Bedingungen allerdings 
gewissen Kritiken ausgesetzt sind. 
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Berufswahljahr 10. Klasse Modell Loosli 


Wochenplan 


Pflichtfächer 

28 Lektionen 

Pflichtwahlfächer 

4 Lektionen 

Freifächer 2 - 

■ 4 Lektionen 

Betriebspraktikum 

8 Stunden 

Pflichtfächer 


Rechnen, Geometrie 

7 Lektionen 

Deutsch 

6 " 

Französisch 

6 " 

Zeichnen 

2 " 

Tech. Zeichnen 

2 " 

Turnen 

2 " 

Staatskunde, Aktuelles 

2 " 

Berufskunde, Vorträge 

1 " 


Pflichtwahl' 

- und 

Freifächer 

Algebra 

2 

Lektionen 

Naturlehre 

2 

ii 


Geographie 

2 

n 


Englisch 

2 

ii 


Italienisch 

2 

H 


Maschinen- 




schreiben 

1 

ii 



Total 


28 


Dazu kommt 1 Tag pro Woche das Betriebspraktikum. Der Schüler arbeitet als Gehilfe in 
einer privaten oder öffentlichen Unternehmung. Der Betrieb wird vierteljährlich ge- 
wechselt. 

Auswertung: 

Die Erlebnisse und Erfahrungen der Schüler geben Diskussionsstoff: sozial, gesellschaft- 
lich, wirtschaftlich (Deutschunterricht, Sozialkunde, Zeichnen, etc.). 
Der Bericht des Praktikumsmeisters (Fragebogen) ergibt eine wertvolle Komponente für 
die Berufswahl. 

Sinnvolle Varianten 

Variante A 

Die Beziehung zu Wirtschaft und Praxis könnte verstärkt werden, wenn das Praktikum 
auf 2 Tage pro Woche verlängert würde (Reduktion der Lektionen in der Schule um 8 
Stunden). 

Variante B 


Wochenprogramm 

3 Tage allgemeiner Unterricht 
1 Tag Werkunterricht 
1 Tag Betriebspraktikum 

Der Werkunterricht müsste wenig technische Einrichtungen haben, dafür umsomehr ein 
freies Werken, Basteln und Gestalten mit allen möglichen Materialien bieten. 
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HAKDELS • UND BERUFS WA.HLSCHULE BERU 

Fragebogen zum Betriebspraktikum vom 

Betrieb/ Firma : 

Praktikant: 


■1. Wie ist der Schüler im allgemeinen? 

A) fröhlich, aufgeschlossen B) ruhig, unauffällig 

2. Wie packt er die Arbeit an? 

A) rasch und zielbewusst B) ruhig, überlegt 

3. Wie arbeitet er? 

A) energisch, ausdauernd B) eher langsam 

4. Wie erfasst er Zusammenhänge? 

A) rasch und sicher B) eher langsam 

5. Wie ist das handwerkliche Geschick? 

A) sehr gut, flink B) für gröbere Arbeit 

6. Mögliche Berufseignung? 

A) kaufmännisch B) handwerklich 

7. Behält er was er gelernt hat und was man ihm sagt? 
A) sehr gut B) ziemlich gut 

8. Aeussert er eigene Ideen? 

A) oft B) hie und da 

9. Probiert er von sich aus Neues? Ist er initiativ? 
A) ja B) manchmal 


10. Wie beobachtet er? 
A) selbständig, scharf 


B) eher langsam 


11. Ist er pünktlich und sauber? 

A) ja B) befriedigend 

12. Betragen, Charakter? 

A) zuvorkommend, höflich B) fällt nicht auf 

13. Bemerkungen: 


C) verschlossen 

C) unüberlegt 

C) unkonzentriert 

C) mühsam 

C) nicht gut 

C) Lehre fraglich 

C) selten 

C) nein 

C) nein 

C) oberflächlich 

C) nein 

C) vorlaut 


A 

B 

C 






































Datum: Unterschrift; 

Es sind nur Fragen mit einem Kreuz X zu beantworten, über die Sie bestimmte Beo- 
bachtungen gemacht haben. Besten Dank! 
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Uebrigens hat Zürich auch ein zweijähriges "Werkseminar" im Rahmen der 
Kunstgewerbeschule für Heilpädagogen eingerichtet, das mit Abendkursen 
in den Sparten Holz, Metall und Textilien ausbildet. 

Was die eigentliche gewerbliche Berufsbildung betrifft, so bahnt sich 
heute mehr und mehr eine Art " Dreiteilung " an. Zunächst wird gegenwärtig 
im In- und Ausland heftig darüber diskutiert , ob das bisherige System 
der "berufsbegleitenden" Gewerbeschulen oder die Ganztagsschule der Lehr- 
werkstätten besser sei. Die handwerkliche "Meisterlehre" hat sich nur 
noch in Deutschland, Oesterreich und der deutschen Schweiz einigermassen 
erhalten, wo es noch ein lebendiges Kleinhandwerk gibt, im Gegensatz zu 
Frankreich, England, Italien und Amerika. In Russland und China wird 
sowieso die betriebsinterne Berufsausbildung verlangt, die, wie die alte 
Meisterlehre, aber sehr einseitig ist und daher bei einem (heute häufig- 
en) Aussterben eines Handwerks oder bei Konjunkturschwankungen keine 
genügende berufliche Mobilität gibt?) Um dem zu steuern verlangt man bei 
uns nun an den Gewerbeschulen einen dritten Halb tag Allgemeinbildung . 
Ferner visiert man längst ein obligatorisches Lehrlingsturnen, doch fehl- 
ten dazu z.B. in Bern ein rundes Dutzend von Turnhallen. Um den Lehr- 
lingsnachwuchs zu fördern plant man bei uns für Schwächere eine nur 2- 
statt 3- jährige " Kurz lehre ", abgesehen von den " Anlehren " der Industrie, 
die ; wie z.B. die Haslerwerke in Bern, zudem teilweise zur betriebsinter- 
nen Berufslehre übergegangen sind. 

Die Maschinenindustrie, z.B. Oerlikon, macht schon lange von Anfang an 
eine Trennung in eine 2- und eine 4-jährige Ausbildung ihrer Lehrlinge, 
damit die Minderbegabten nicht über- und die Guten nicht unterfordert 
werden und zudem eine genügende Durchlässigkeit besteht, während an 
unsern staatlichen Gewerbeschulen eine oft recht handicapierende Lei- 
stungsstreuung herrscht. In Deutschland ist man zur sog. " Stufenausbil- 
dung " übergegangen: 2 Jahre Grundausbildung für alle, 2 weitere nur für 
Begabte, und endlich weitere Ausbildungsmöglichkeiten für Hochbegabte. 

Jedenfalls gibt es heute, angesichts der wachsenden Dynamik in Wirtschaft 

und Technik, kaum mehr die "Lehre fürs Leben", wo der Sohn einfach das 

Kleingewerbe des Vaters weiterführte. In Deutschland findet nur noch 

jeder 5. Lehrling einen Lehrplatz bei einem Handwerksmeister, sodass man 

mehr und mehr zur ganztägigen Berufsschule übergeht, während bei uns 

noch bis 75$ eine Meisterlehre besuchen. Aber auch bei uns nimmt trotz 

des begreiflichen Widerstandes des Gewerbes die Berufstagesschule an 

»JAuch in Japan g'eschieht die Berufsbildung vor allem betriebsintern mit 
patriarchalischem Arbeitsverhältnis. Dank dieser einseitigen Spezialisierung 
holen sich die Japaner beim" Internationalen Berufswettbewerb "regelmässig 

auffällig viele Preise IBei uns versucht Art. 6 des eidg.Berafsbildungsge - 
setzes durch den Einbau von" Einführungskur3en "für Gewerbe schul er an den 
Lehrwerkstätten eine Uebergangslösung.Der Trend von der"Meisterlehre"zur 
Lehrwerkstätte ist besonders im Welschland deutlich,wo Genf eine"0RT"-Schu 
le besitzt... 
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Bedeutung zu. So haben z.B. die Lehrwerkstätten Berns im Jahre 1969 noch 
eine ' Sanitätstechnikerabteilung " (VSS) angliedern müssen, um dem Hangel 
an "mittlerem Kader" in dieser Branche zu steuern. Aehnlich soll eine 
"Schreinertechnikerabteilung " gegründet, und der Gewerbeschule eine 
Optikerfachschule (in den Räumen des Abendtechnikums ) angegliedert werden. 

Ferner baute die Gewerbeschule, zusammen mit den Lehrwerkstätten "nach 
oben" eine der ersten " Berufsmittelschulen ", an, für die das.BIGA bereits 

verbindliche Richtlinien herausgab«(Die LW. ziehen noch den Titel"HÖhere 

lecnnische Beruf sschule"vorl ) 

Der Sinn dieser Berufsmittelschule ist, der Elite der Berufsschüler mehr 
als nur eine Lehrabschlussprüfung zu bieten und ihnen damit den Weg ins 
"mittlere Kader ", das im Zeitalter der Automation besonders gesucht ist, 
zu erleichtern. Zugleich soll diese Aufwertung der Berufsschule die Ab- 
wanderung aus Industrie und Gewerbe bremsen helfen und den Anschluss 
eher an das Abendtechnikum HTL^oder einen prüfungslosen Eintritt ins 
Technikum vorbereiten, als, wie die Interpellation Fafri anregt, den 
prüfungsfreien Uebertritt in ein Nachmittags- oder Abendgymnasium oder 
gar ins Normal gymnasium ermöglichen. Dieser Weg kommt erfahrungsgemäss 
nur für etwa 2-3$ in Frage, die ihn dann mittels Stipendien als 2. Bil- 
dungsweg in der Dr. Feusischule oder im Humboldtianum mit Handel smatur 
absolvieren. Es stimmt nicht, wie Herr Fafri behauptet, dass der Lehr- 
plan der Berufsmittelschule etwa dem der Tertia des Gymnasiums ent- 
spreche, sodass damit die leichtere schulinterne Maturität möglich würde. 
1972 werden die ersten Schlussexamen dieser Berufsmittelschulen Bern, 
Aarau und Baden (BBC) zeigen, welche Anschlussmöglichkeiten zu disku- 
tieren sind. Auch Zürich plant eine solche Schule mit Aufnahmeprüfungen 
in Deutsch, Französisch und Mathematik, entsprechend dem Pensum der 3. 
Sekundarklasse. Hier an der Zürcher, wie auch an der Genfer Gewerbeschule 
ist denn auch tatsächlich an einen Uebertritt ans Gymnasium oder an eine 
"schulinterne" Matur gedacht worden, indem es spezielle Matur-Vorberei- 
tungsklassen gibt, während bei uns also Privatschulen oder die Fernkurse 
der "Akademikergemeinschaft" (mit Stipendien) besucht werden müssen, um 
dann die schwierigere eidgenössische Matur zu bestehen. Uebrigens gibt 
es , laut Bericht des Kantonalen Amts für Berufsbildungen der Deut- 
schen Schweiz nicht einmal die Möglichkeit für einen prüfungsfreien 
Uebertritt ans Technikuml Hier wird noch immer neben der abgeschlossenen 
Berufslehre eine Aufnahmeprüfung verlangt, wobei jede Gewerbeschule schon 
heute entsprechende Vorbereitungskurse führt. Immerhin wird von den Be- 
rufsmittelschulen für die Zukunft ein prüfungsfreier Uebertritt ins Auge 
gefasst^An sich soll also die Berufsmittelschule eine echte Alternative 
zur gymnasialen Ausbildung im Sinne der schwedischen und russischen "poly- 
technischen Mittelschule" darstellen, . 


*) Siehe Beilage S ,91a und b, 
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Beilage zu S.91. 

*)Im Gegensatz zu den deutschschweizerischen Techniken genügt bei den 
welschen Techniken die Lehr ab Schlussprüfung zum Eintritt. Nun plant Win- 
disch, das (allerdings ans Technikum verlegte )Abschlussexamen der BMS als 
Technikumseintrittsexamen anzuerkennen, wo bei der Bund auch das sog. "Warte- 
jahr "ab schaffen soll. Die BMS bereitet in Mathematik, Deutsch und Fremdspre 
chen fast noch besser auf das Technikum vor als die Lehrwerkstätten. Dank 
dieser Entlastung will das Technikum Winterthur die Lehre auf drei Jahre 
verkürzen, und dafür ein viertes Technikumjahr anfügen(Prof .Wagner) . 

Als programmatische Stellungsnahme zum Lehrlingsproblem sei hier 
das Votum des Zürcher Beruf sschulinspektors(, wie ihn Bern hoch 
nicht kennt) Paul Sommerhaider an der Delegiertenversammlung des 
"Schweizer. Verbandes für Gewerbeunterricht "vom 2o.2.71 wiedergege- 
ben: 

"Berufsbildung im Umbruch " haben wir unsere Arbeitstagung vom 6.- 
8. Juni 197o in Liestal überschrieben. Man hat weitherum den Pauken- 
schlag von Liestal gehört, es erfolgten Vorstösse in der Bundesver- 
sammlung und in kantonalen Parlamenten. Behörden, Parteien, Verbände 
und die erinnerten sich. dass noch immer rund drei Viertel unserer 
Jugendlichen eine "Beruf slehre"absolvieren .Die Bedeutung, die man 
bisher in weiten Kreisen der Ausbildung dieser grossen Zahl Jugend 
licher zugemessen hat, dürfte umgekehrt proportional zur effektiver 
Bedeutung sein: es handelt sich um die Mehrheit der Stimmbürger 
von morgen und um die eigentlichen Träger der Wirtschaft der Zu - 
kunftl Der SVGU hat sich stets für die Förderung der Begabten ein- 
gesetzt und Verständnis für die Notwendigkeit grosszügiger Mittel- 
una Hochschulausbildung und-ausgaben. Indessen weisen wir die VeranU 
wortlichen darauf hin,dass es in einer Demokratie nicht angeht, 
eine Mehrheit zu vernachlässigen 1 . Es gilt .jetzt ,das Gleichgewicht 
der Anstrengungen zwischen Mittelschul -und Berufsbildung herzu- 
stellen ! . .Dazu ist es nötig t das3 wir uns als Lehrer von den Denk- 
kategorien der Krisen Jahre lösen. Unsre heutigen Lehrlinge sind 
Kinder der Hochkonjunktur, geprägt dunJh die Unruhe der Neuzeit 
mit ihren Problemen wie Kriegsdrhung, Wettrüsten, Reizüberflutung, 
Luftverschmutzung, Drogen, Rausch usw. Die Provokation der Jugend 
entspringt wohl mehr der Angst vor der Zukunft als blosser Lust 
an Opposition oder gar Obstruktion .Was sie in der" Gegenkultur" 
sucht, ist im Grunde die" heile Welt von gestern ." 
Nicht zu unrecht wird die" Meisterlehre "alter Prägung in Präge ge- 
stellt. Ihr traditioneller Ausbildungsgrundsatz"zusehen, probieren, 
nachmachen" ist auch nach der Kommission Grübel nicht mehr zeitge- 
mäss. Diese hält zwar noch am Prinzip der B e tri ebsl ehre (, zumal in 
Bern als einer noch wenig industrialisierten Gewerbestadt) fest, 
will diese aber zur" kombinierten Lehre "weiterentwi ekeln, deren drag 
Ausbildungskomponenten Berufsbildungskurse, praktischer Lehrbetrieb" 
und Berufsschule bleiben. Aber neue Kennzeichen dieser modernen 
Lehre werden sein» breite elementare Ausbildung in beruflichen Fer- 
tigkeiten statt zu früher Spezialisierung, Differenzierung statt 
Eint opfgeri cht Cone alley jotf), Durchlässigkeit statt Orgelpfeifen- 
system, Individualisierung statt Nivellierung nach dem Mittelmass, 
Auf stiegehancen statt Sackgasse l 

Damit wird der Lehrling freilich vom Rendite-zum Kostenfaktor l 
Es stellt sich also die Frage der Grundausbildungsfinanzierung j 
Das BIGA gab bereits grünes Licht für die" Beruf smittel schulen '. 1 Die 
neuen Ntirmallehrpläne mit dem Stundenverhältnis 5s5( d.h.von"8 Std 
müssen drei allgemeinbildend sein 4 , um die berufliche Mobilität zu 
verbessern) , was die zwei bisherigen Halbtage auf drei erhöht. 
Auch die geistige Mobilität des Lehrlings muss erhöht werden, denn 
man will ihn nicht mehr nur Fakten lehren, sondern auch Methoden, 
mit diesen Fakten umzugehen(Tofler) »kurz, wie man das Lernen lernt 
Denn der Analphabet von morgen wird nicht mehr derjenige sein, der 
nicht lesen kann, sondern derjenige ,der das Lernen nicht gelernt 
hat. "Auch Winternager meint in"Lehrlinge-die vergessene Majori- 
tät": "Eine~Ü±iel?hoTte~Serufsausbildung auf z.T. aussterbenden Be- 
rufen in einer Zeit, wo jeder seinen Beruf mehrmals wechseln muss, 
schafft eine Qualifikationslücke für die Anforderungen von Wirt- 
schaft und Gesellschaft-rund ein Altersproletariat für das Jahr 
2ooo.0hne grundlegende Reform der Lehrlingsausbildung bleiben 
Chane engle ichheit und Mündigkeit für die Jugendlichen Illusion," 


91 b - Besonders eindrücklich schilderte Prof.G asser als Industrieller 
an der bernischen Pestalozzifeier 1971 die neuen Anforderungen 
der" nachindustriellen"Epoche an die Schule »deren Bildungsziele 
im 19 «Jahrhundert stehen geblieben seien .Während vor dem zwei- 
ten Weltkrieg das Gros der Arbeitskräfte aus Hilfsarbeitern bei- 
standen habe, würden heute mehr und mehr Facharbeiter benötigt. 
Die Zahl der Hilfsarbeiter sei heute um 4o-5o# gesunken, diejeni- 
ge der qualifizierten Arbeiter um dieselbe Quote gestiegen. Als 
Folge dieser rasanten Entwicklung müsse sich besonders die Pri- 
maroberstufe völlig umstellen. Die Zeit des Einpaukens sei end- 
gültig vorbei. Wohl müsse die Schule noch immer Allgemeinwissen 
vermitteln, aber vermehrt berufsbezogene Spezialkenntnisse und 
individuelle Begabungen fördern. Die Schule müsse aufhören, den 
Schülern feste Daten und starre Schemata einzuprägen, sondern 
versuchen, ihnen statt Wissen Fertigkeiten beizubringen, eine "in- 
tellektuelle Beweglichkeit"anzubahnen, nämlich die Fähigkeit, 
selbständig dauernd um-und weiterzulernen. Die Förderung der 
Lern-und Arbeitstechnik betreffe z.B. die Benutzung von Handbü- 
chern und Fachzeitschriften auch während der Prüfungenl) und das 
Arbeiten im Team(anstelle der mit Noten taxierten Einzelleistung) 
Die Schule habe das Gemeinschaf tserlebnisC analog den amerikani- 
schen"social activities")zu fördern.Der Einzelne vermöge heute, 
zumal im Bereich der Forschung, kaum mehr etwas zu vewirklichen, 
wenn er auf sich allein gestellt sei. Leider sei hier die gesell- 
schaftliche Entwicklung hinter der technischen weit zurückgeblie- 
ben. Vor allem seien die Frühselektionen durch die Aufnahmeprü - 
fungen in die Mittelschulen schon der Form nach völlig veraltet . 
Die heutige Schulbildung stehe derart abseits vom späteren Be- 
ruf sieben, dass 3ie fast nur noch Zeit-und Kraftverlust bedeute. 
Früher sei das Erziehungsziel von der Kirche, und später vom Staat 
gejr^t worden, wie dies noch in den Oststaaten der Fall ist. Bei 
uns aber kenne die Schule überhaupt kein Erziehungsziel mehr, da 
sie den Wandel der Zeit nicht verstanden habe. Die Lehrerschaft 
sei wenig experimentierfreudig, sie ziehe die bequeme Routine vor 
und fürchte von jeder Reform einen Autoritätsverlust, meint eProf. 
Atteslander an einer Schul tagung in Laufen. Auch die Zusammenar- 
beit zwischen Eltern und Lehrern klappe nirgends .Dagegen hätten 
die Schulkommissionen, die politisch gewählt würden, viel zu viel 
pädagogische Kompetenzen, denen heute Laien nicht mehr gewachsen 
seien, wodurch jede wirksame Reform von vornherein aussichtslos 
sei. Auch Prof .Stocker meinte an einer Schulfeier, wir hätten heute 
den Föderalismus fast nur noch dort ,wo er mehr schade als nütze , 
nämlich im Schulwesen.im Steuerwesen usw.. 

Aehnlich betonte Prof.Küng, St. Gallen an einer diesjährigen Schul- 
feier in Bern, dass die zunehmende Schulmüdigkeit unserer Jugend, 
ihr mangelndes Interesse nicht nur mit der psychologisch viel 
eindrücklicheren Informationstechnik des Fernsehens, des Films 
zusammenhängt, die den meist noch sehr anschauungsarmen"Script"- 
Unterricht der Schule erfolgreich konkurrenziert. Vielmehr fehle 
ihr jener "Lei stungszwang" ,der die Elterngeneration noch dank zwei 
Weltkriegen und mehreren "Weltkrisen" prägte. Die andauernde Hoch- 
konjunktur habe die "Magenfrage "gelöst, und daher müsse schon das 
Erziehungsziel der Schule vom Erfolgs-und Prestigedenken der "Lei- 
stungsgesell schaff abrücken und höhere Werte wie die Selbstver- 
wirklichung in einem befriedigenden Neigungsberuf anvisieren, da 
selbst die Arbeiter heute vielfach z.B. eine kürzere Arbeitszeit 
einer Reallohnerhöhung vorzögen. Der Protei der Jugend gegen den 
"Leistungszwang"der Elterngeneration sei also zum Teil eine durch 
aus berechtigte echte Neuanpassung an eine veränderte Welt . Die 
Leistungsgesellschaft sei insofern sozusagen von der Konsumgesell- 
schaft abgelöst worden. B ei zufügen wäre hier freilich, dass eine 
Weiterentwicklung der Menschheit ohne Leistungswettbewerb(als 
Funktionsreiz für eine echte Differenzierung)unmöglich wäre, nur 
muss dieser Wettbewerb eben sehon in der Schule stimulierend, d.h. 
gewissermassen sportlich-spielerisch bleiben. Auf der andern 
Seite ist es nach Prof.Küng gerade das Handicap der Entwicklungs- 
lander,dass sie die Stufe der"Leistungsgesellschaft"noch gar niclt 
erreicht haben und daher vielleicht wirklich das Fegefeuer des 
kommunistischen Diktaturdrucks benötigen*. 
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Berchtoldstrasse 50 
3012 BERN 


INTERPELLATION betreffend Lehrlingsausbildung 

im Kanton Bern 


Bei der Beantwortung des Postulates Jardin für Einführung 
eines Lehrlingsstatutes erklärte Herr Regierungsrat Tschumi 
in der Maisession des Grossen Rates, die Lehrlingsausbildung 
und das Verhältnis Lehrmeister-Lehrling sei im Kanton Bern 
völlig in Ordnung. 

Zu ganz andern Schlüssen kommt jedoch die am Wettbewerb 
"Schweizer Jugend forscht" preisgekrönte Untersuchung über 
die Ausbildungsverhältnisse von Lehrlingen, die an den Berufs- 
schulen der Stadt Bern durchgeführt wurde. Diese auch von 
den Arbeitgebervertretern in der Wettbewerbs jury und von meh- 
reren Experten auf dem Gebiete der Sozialforschung als hervor- 
ragend beurteilte Arbeit einer Berner Lehrlingsgruppe stellt 
u. a. fest : 

- 70% der Befragten haben einen 'massigen' oder 'schlechten' 
Eindruck von der Fachschule. 

- 45% der Befragten sind der Ansicht, der Fachunterricht genüge 
ihren fachlichen Bedürfnissen nicht. 

- 7 von 10 Antwortenden finden, in der Schule werde während 
der zur Verfügung stehenden Zeit nicht genügend für die 
Allgemeinbildung getan. 

- 4 von 5 Antwortenden wären mit der Einführung eines weitem 
Schulhalbtages mit allgemeinbildenden Fächern einverstanden. 

- Mehr als die Hälfte der Befragten finden, sie würden zum Teil 
von Lehrern unterrichtet, die für ihre Aufgabe nicht so recht 
geeignet seien. 

- 2 von 5 Befragten finden ihre Meister nicht oder nur zum Teil 
befähigt, sie auszubilden. 

- 2 von 5 Befragten mögen ihre Ausbildner nicht oder nur zum Teil. 

- 80% glauben, der Lehrbetrieb verdiene an ihnen. 

- 3 von 4 Befragten fordern eine kräftige Lohnaufbesserung. 

- Jeder 3. Befragte hat sich vor Antritt seiner Lehre viele 
falsche Vorstellungen über seinen Lehrberuf gemacht. 

Wie beurteilt der Regierungsrat die Ergebnisse der 
Berner Lehrlingsuntersuchung ? 

In der Debatte um das Postulat Jardin behauptete H Grr Regierungs- 
rat Tschumi, die Resultate der Lehrlingsuntersuchung seien nicht 
massgebend, da "Suggestivfragen" benutzt worden seien. Teilt 
der Regierungsrat diese Auffassung ? Wenn ja, bei welchen der 37 
Fragen des Fragebogens handelt es sich nach Meinung der Regierung 
um"Suggestivf ragen" ? 

Welche Konsequenzen gedenkt der Regierungsrat aus den Ergebnissen 
der Lehrlingsuntersuchung zu ziehen ? 
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Bereits meldeten sich Kritiken an den BIGA-Wegleitungen zur Berufs- 
mittelschule BMS: Turnen und Sport sind nur als Wahlfach gedacht', es 
fehlt jeder Hinweis auf Medienerziehung; die ganze Zusatzbildung von 8 
Wochenstunden wird auf einen einzigen Tag zusammengezogen, - offenbar um 
der Wirtschaft entgegenzukommen. Dafür gilt als begrüssenswert: Geschich- 
te der neusten Zeit als obligatorisches Kernfach (als Gegenstück zur Auf- 
hebung der Geschichtsmatur! ) , und ferner kann als erste Fremdsprache 
neben Französisch und Italienisch auch das wichtige Englisch gewählt 
werden, was die MAV 1968 nicht einmal den Gymnasien erlaubt. *) 

Am KV gibt es dagegen bis heute überhaupt noch keine "Berufsmittelschu- 
len", abgesehen von einem Versuch in Biel mit sog. " Classes pilotes ". 
Das BIGA ist aber im Begriff, neue Normallehrpläne für die kaufmänni- 
schen Berufsschulen herauszugeben und wird auch hier eine BMS vorschla- 
gen, da ja diese Neuerung allen Berufen offen stehen muss. In Deutschland 
führen solche "Berufsmittelschulen" zur "mittleren Reife", die Zugang 
zur Hochschule gibt. So sollten mindestens die grossen Zentren Bern, 
Zürich und Basel solche "Beruf sauf bauschulen" im Sinne des Interpellan- 
ten Fafri haben, die schuleigene Maturprüfungen durchführen können, was 
dem "gesamtschuli,ßchep Durchlässigkeitsprinzip" entspräche. Dagegen dürfte 
ein prüfungsfreier Uebertritt an ein Gymnasium wegen der allzu verschie- 
denen Lehrpläne kaum realisierbar sein. Am ehesten käme noch das Han- 
delsgymnasium in Frage. 

Wie schon oben erwähnt, hat aber die Handelsmatur des Bernischen Handels- 
gymnasiums sowieso nur kantonale Geltung und ermöglicht bloss ein Lizen- 
tiat im Bereich volkswirtschaftlicher, betriebswirtschaftlicher und 
soziologischer Studien; andererseits ist aber auch ein Notariatsexamen, 
ein Sekundarlehrer- , ja sogar ein Gymnasiallehrerstudium naturwissen- 
schaftlich-mathematischer Richtung möglich. Das Handelsgymnasium ist also 
keine "Berufsschule" mehr. Anders die Diplomabteilung am Kirchenfeldgym- 
nasium, die, wie die THB meist an die "Ecole superieure coramerciale" von 
Neuenburg führt, und dort nach 1 Jahr eine (kantonale) Handelsmatur er- 
möglicht, die aber wohl noch später als die bemische kantonale Handels- 
matur das eidgenössische Placet finden dürfte. 

Immerhin haben wir aber seit einiger Zeit schon am KV noch die sog. 
"Höheren Kurse " als Erwachsenenfortbildung für Berufstätige, sowie seit 
Herbst 1969 eine "Höhere Wirtschafte- und Verwaltungsschule" HWS , ein 
ganztätiges Pendant zum Technikum, weshalb das Postulat Hächler im 
Grossen Rat kürzlich auch eine entsprechende Angleichung der Schulgelder 
verlangte. Andrerseits will man auch am KV "Kurz-oder Routinelehren " anbauen, 
T )Die natio nalrätliche Motion Baumann v erlangt eine unverzügliche gesetzli 
che Verankerung der BMS durch eine Teilrevision des Berufsbildungsgesetzes 
(Art.4.8,4-sErhöhung der Bundesbeiträge, Art. 11: "Berufsmittelschulklassen" , 
Art.27jeidgen.Berufsschullehrer-Institut). Uebrigens geht auch im kaufmän- 
nischen Beruf der Trendtweg von der "Meisterlehre "zur Tageshandelsschule 
(z.B. weg vom KV zur THB usw.)'. 
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•um heutigen Bedürfnissen entgegenzukommen, zumal der Nachwuchs mangelt: im-; 

mer mehr junge Leute wandern aus der KV-Laufbahn in die Technik »besonders 
die Elektronik ab; das exakte"polytechnische ,, Denken zieht sie an 1 
Jedenfalls forderte im Zuge dieser Reformen Prof. Egger, Sekretär der 

Erziehungsdirektorenkonferenz , am Bildungsämtertag in Morschach ausdrück- 
lich auf, in Zukunft "Allgemein- und Berufsbildung als Einheit " zu be- 
trachten. So sollten schon die Lehrer in den Abschlussklassen weniger 
"berufsfremd" unterrichte, obgleich ja in der Schule im Prinzip eine noch 
nicht spezialisierte Allgemeinbildung angestrebt wird. So sollte bei uns, 
wie in Schweden t schon etwa in der 7. Klasse eine theoretische Berufskunde 
einsetzen, der in der 8. bereits kurze " Schnupperlehren " als Berufsprak- 
tika folgen sollten. So wurde kürzlich in Bern in den Abschlussklassen 
eine dreitägige freiwillige "Schnupperlehre" im Gastgewerbe und Hotelfach 
veranstaltet. Statt der erwarteten 60 Anmeldungen kamen 4501 Gerade das 
immer mehr sich vergrössernde Angebot an Berufsmöglichkeiten ( ,- fast 
täglich werden trotz .oder gerade wegen der Automation neue Berufe ge- 
schaffen) macht Eltern und Schüler unsicher, und verlangt , zumal ja 
der Einzelne mehr und mehr nur noch ein Rädchen in einer grossen Maschi- 
nerie ist, eine s orgfältige Berufsberatung mit Begabungs- und Neigungs- 
abklärung. Die "2. industrielle Revolution" kennt jedenfalls den unge- 
lernten "Hilfsarbeiter" überhaupt nicht mehr. Vor allem der verantwor- 
tungsbewusste " Arbeitscharakter " wird immer wichtiger im Zuge der wach- 
senden Mechanisierung der Arbeit. Die Automation wertete also den Men- 
schen, wie es gern hiess, nicht ab, sondern auf! Auch die Arbeitsfreude, 
die bei der blossen Stückarbeit des Taylorismus (am "laufenden Band") 
sowieso beeinträchtigt wird, sollte vorhanden sein, nennt doch der Sozio- 
loge Behrendt die "Berufsarbeit ohne Freude" eine der Todsünden unserer 
Zeit und Hauptgrund für die Jugendunruhen von heute. 

Das " Grenchener Modell" von Sekundarlehrer Stieger integriert daher die 
Berufswahl in den Lehrplan der Abschlussklassen . Wöchentlich einmal gehen 
die Schüler für einen ganzen Tag in einen Betrieb mit vierteljährlichem 
Turnus. Im letzten Vierteljahr kann der Schüler dann sein Lieblingsfach 
wählen ("Blockpraktikum"). Natürlich besteht nun die Gefahr, dass diese 
Schnupperlehren als Lockmittel des Gewerbes missbraucht werden, und dass 
die Berufsberatung sich zu sehr nach den Bedürfnissen der Wirtschaft und 
weniger nach den Neigungen und Fähigkeiten des Schülers ri.-htet , so wie 
dies im Osten die Regel ist. Immerhin finden z.B. die Schüler der priva- 
ten Berufswahlschule LoosliBfern mit ca. 20% durch ein solches viertel- 
jährlich wechselndes Betriebspraktikum ä 1 Tag eine ihnen wirklich zu- 
sagende Lehrstelle. Auch Biel führt bereits ein 10. Berufswahl- und Werk- 1 
jähr durch. Auch Schaffhausen und Baselland führen im 9. Schuljahr an den 
Werkklassen 2-3 vierzehntägige resp. dreiwöchige Berufspraktika während 
der Schulzeit durch und zwar unter Anleitung der Berufsberatung. 
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Andrerseits muss auch die Grundausbildung ("Grundtechnik") und Weiter- 
führung der Allgemeinbildung beim Lehrling beachtet werden, damit er 
eine gewisse berufliche Mobilität behält, die er angesichts eventueller 
Konjunkturschwankungen und in Anbetracht des raschen Wechsels der tech- 
nischen Modelle benötigt. Meist muss die Grundausbildung in die Ferien 
verlegt werden, da die Meister dazu ungeeignet sind. Ueberhaupt ist die 
bisherige Ausbildung der Meister dürftig geblieben, fusst sie doch meist 
nur auf ihrer eigenen Lehrabschlussprüfung. Viele Grossbetriebe sind da- 
her zur Selbsthilfe übergegangen und geben ihren Lehrlingen, wie z.B. 
Sulzer AG } zunächst eine einjährige theoretische Grundausbildung in tech- 
nischem Zeichnen usw., bevor sie sie zum Einsatz kommen lassen. 

Aehnlich ist das Prinzip der ausgezeichneten Privatschule Dr. Rischik in 
Bern, dia 1 die angehenden Kaufleute erst 15 Monate theoretisch aufpoliert, 
dann 15 Monate in einen Betrieb steckt (Betriebspraktikum mit Lohn) und 
das letzte Halbjahr dann zur Prüfungsvorbereitung reserviert. 

Im Zuge der oben erwähnten Umstruktulerung der "Lehre", die in Bern viel- 
leicht darum weniger dramatisch verläuft, weil wir eher eine Gewerbe- als 
eine Industriestadt sind, kam es zu einer lebhaften Diskussion in der 
Presse über den Status des Lehrlings überhaupt. 

Im Zeichen der z.T. politisch gesteuerten Schüleremanzipationsbewegung 
(K. Barth: ff Die Revolutionierung der Schüler") versuchen neuerdings nach 
den Mittelschülern auch die Lehrlinge sich "gewerkschaftlich" gegen ihre 
"Ausbeutung durch den Lehrmeister" zu organisieren. Statt wie bisher für 
den Meister "Bier zu holen" verlangen sie Mitspracherecht , z.B. im Rahmen 
des "Modells einer demokratischen Schulverfassung für die weiterführenden 
Schulen" des Mainzer "Instituts für staatsbürgerliche Erziehung", oder 
nach den Maximen des diesjährigen "Internationalen Schülerkongresses" in 
Haagen b. /Basel. Im Juni 1970 versandten zwei Berner Laborantenlehrlinge 
Aeschlimann und Siegenthaler Fragebögen für Lehrlinge, die sie am S.Wett- 
bewerb "Schweizer Jugend forscht" in Basel durch Fachleute auswerten 
lassen wollten, - ein Symptom ernsthaften Suchens nach besseren Lösungen] 
In den Protesten wurde auch erwähnt, dass der Bund zwar nun mit seiner 
neuen Turnverordnung das Lehrlingsturnen obligatorisch erklärt habe, aber 
auf kulturellem Gebiet « abgesehen von "Lebenskunde", dem Lehrling gar 
nichts biete. Sei die "Kunst nur für Privilegierte" da?») 

Aehnliche Töne kommen aus Schweden , wo sowieso im Rahmen des Gesamtschul- 
programms (s.o.) Gymnasien, Fachschulen und Berufsschulen am 1. Juli 1971 
zu einer einheitlichen "Mellanskola" (Einheitsmittelschule) im Namen der 

I Siehe Beilage 94a» über den Lehrlingsprotest " Lehre oder Leere? " Jeden- 

falls zeigten bei den Lehr ab Schlussprüfungen in Bern 1971 April 15% unge- 
nügende Noten in allgemeinbildenden Fächern, während ihre übrigen Leistun- 
gen recht gut waren. 
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Beilage zu S. 94 

Uebrigens verlangt auch ein am 4.2.71 im bern. Grossen Rat einge- 
reichtes Postulat Jardin (,-der Postulant ist Direktor der Gewerbe- 
schule Delsberg) auf eidgenössischer Ebene eine grundsätzliche 
Gleichstellung der Berufs-mit den übrigen Mittelschulen(Ferien-und 
Stundentafelgleichstellung, Leistungslohn statt Taschengeld für Lehr- 
linge usw.)Aehnlich postulierte ein Teach-in der Lehrlinge in der 
Zürcher Universität : Demokratisierung der Berufsschule und der Be- 
triebe durch Mit spracherecht, El ternunabhängigkeit durch einheitliche! 
Grundlohn , zwölf Wochen Ferien wie die übrigen Mittel schul er, Aus- 
bildung halb in der Schule, halb im Betrieb, Errichtung einer"Ge g en * 
schule" als Versuchsmodell, deren Entwurf an die ORT-Schule in Genf" 
erinnert. Diese ORT-Schule hat auch in Israel die Meisterlehre völlig 
verdrängt, die nur noch einigen Hilfsklässlem zugemutete wird. Die 
"protestierenden'"Lehrlinge betonten daher auch,dass die traditionel- 
le Ausbildung während der Schulpflicht meist nur "historische"Werte 
vermittle, die zur Gegenwartswelt geradezu kontratierten. Während der 
letzten Jahre der Schulfplicht werde also faktisch nu£ noch"Beschäf- 
tigungstherapie" getrieben .Daher beginne die echtem Interesse ent- 
springende positive Lernmotivation meist erst mit dem" Austritt aus 
der Schule d.h. mit der praxis-und Wirklichkeit sbezogenen Berufslehre 
Dieser Lernmotivation käme aber die übliche Form der"Meisterlehre M 
kaum entgegen, betonten auch die Preisgewinner des 5.Wettbewerbs 
"Schweizer Jugend forscht" (s.o.S«94)in ihrem Rapport über das berni- 
sche Lehrlingswesen,mit dem sie den l.Preis gewannen. Zwei drittel der 
1461 Befragten beklagten, dass von theoretischer Ausbildung im Be^ 
trieb kaum gesprochen werden könne.45#fanden auch den Fachunterricht 
an der Gewerbe-und KV-Schule ungenügend, weshalb drei von vier Befrag 
ten einen weiteren Halbtag im Fachunterricht, vi er von fünfen einen 
weiteren Halbtag in allgemeinbildenden Fächern wünschen. &o% glauben- 
der Lehrbetrieb verdiene gehörig an ihnen. Drei von vieren wollen 
daher eine energische Lohnaufbesserung, vor allem die offenbar am 
schlechtesten gestellten Radioelektriker. Die meisten geben lo# ihr« 
Lohnes daheim ab. Jeder Dritte beklagte sich darüber, dass man ihm bei 
der Berufsberatung oder beim Antritt der Lehre ein völlig falsches 
Image des betreffenden Berufs gemacht habe. "Wir fragen uns, ob nicht 
von gewissen Berufen nichtobjektive Bilder entworfen werden, um Nach- 
wuchsmängel zu beseitigen und zugleich billige Arbeitskräfte für 
Hilfsarbeiten zu beschaffen". 

Eine ähnliche Enqu§te über die Unterschiede des Berufsprestiges 
machte kürzlich die " Schweizerische Gesellschaft für Sozialforschung ', 1 
wobei 1572 Berufstätige befragt, und 24 Berufe mit der Skala l-lo 
bewertet wurden. Es ergab sich eine grosse Spannweite von 3, 6 (Hand- 
langer) ,4, 6 (Taxi Chauffeur) ,Polizist(5»2) ,Tapezierer(5»3) , Möbelschrei- 
ner »Maurer, Automechaniker( 6, o) »Bäcker und Landwirt(6,3 und 6,4) , Bau- 
zeichner (6, 7) .Buchhalter(6,8)Feinmechaniker(6,9) lPrimarlehrer(7»5) » 
Architekt (8, 3) und Arzt(9»5)«Dazu stellte der Schweizerische Gewerbe- 
verband irritiert die Frage: "Sind die Personen mit viel Berufspre- 
stige deswegen privilegiert, weil sie einen Prestigeberuf haben, oder 
hat ein bestimmter Beruf viel Prestige, weil ihre Inhaber im Durch- 
schnitt zu den privilegierten Schichten gehören? "Offenbar gelten 
noch immer die"freien Beruf e"des Arztes, des Rechtsanwaltes, desUnter- 
nehmers usw. als besonders wünschenswert, während der Lehrermangel , 
ähnlich wie der Pfarrermangel »eben doch mit der Abhängigkeit von 
allerlei Laienkommissionen zusammenhängen dürfte. Bei einer Umfrage 
im Kanton Luzern waren nur 5o$der Lehrer mit ihrem Beruf zufrieden, 
während 5o#einen Berufswechsel erwogen, weil"der Lohn zu klein und 
die Klassen zu gross" seien. 46$ bildeten sich daher fort, um irgendwie 
doch noch weiterzukommen. 
Um auf die Lehrlingsrevolte zurückzukommen, so besteht die Zürcher 

"Bunkerjugend zu 63$aus Lehrlingen, die in Basel sogar ein Protest- 

Musical "Profitgeier "mit Sartres Devise "Aktion statt Druckerschwärze" 
kreiiertenl Der " Werkbund "plant auf den Herbst 1971 in Bern eine 
aufklärende Ausstellung"Lehrlingsausbildung. " 


- 95 - 
"Gleichheitsideologie" von Palme verschmolzen werden sollen (als "Auf- 
lösung der jetzigen an Status und Prestige gebundenen Wertungen ver- 
schiedener Studienwege und Berufsgebiete"). Geistige Arbeit fällt dem 
Betreffenden leichter und soll also nicht besser als Handarbeit bezahlt 
werden usw. usw. Hier zeigen sich bedenkliche kommunistische Gedanken- 
gänge im Rahmen der Gesamtschule, die zur These der "Diktatur des Prole- 
tariats" besser passen, als zu unserer auf den Leistungswettbewerb aufge- 
bauten rohstoffarmen Kleinstaatdemokratie. Für uns kommt also die Gesamt- 
schulidee nur soweit in Frage, als sie leistungsfördernd (z.B. auch ent- 
ängstigend bezüglich der Uebertrittsexamen) ist, während jede pseudode- 
mokratische Nivellierung, jeder pädagogische "Eintopf" als schädliche 
Entdifferenzierung wirken müsste. Der schulische "Ant iautori tari smus " 
soll unsre Jugend nur vor leistungsmindernder Verklemmtheit, sog. "Hem- 
mungen", bewahren, aber nicht zur Anarchie führen. Immerhin bedeutet die schwe- 
dische Integration der Berufsschulen ins "Ge samt gymnasium 1 ,' wie wir sahen, ei- 
ne wichtige" polytechnische"Korrektur der Humboldtschen Bildungspyramide" , 

mit der sich die " Europäische Studienwoche" «Oslo ,1971 beschäftigen wird! 
25.) 

Einer gewissen zusätzlichen "Demokratisierung" bedarf dagegen noch immer 

unsre Mädchenausbildung , die noch zu sehr auf die drei ominösen "K" des 
"Wilhelminismus" ausgerichtet ist: Küche, Kinder, Kirche l Wie erwähnt, 
sollte hier (nach schwedischem Vorbild) eine Angleichung in für Buben 
und Mädchen gemeinsamem Werk- und Handarbeitsunterricht, in vermehrter 
Algebra, technischem Zeichnen usw. bei Verminderung des hauswirtschaft- 
lichen Unterrichts für Mädchen, gemeinsamem Turnen usw. stattfinden. Das 
alte Vorurteil, die Mädchen seien nun einmal nicht wie die Buben für 
Mathematik, sondern nur für Sprachen begabt, muss endlich abgelegt werden. 
Einen weiteren Ausgleich suchen nun auch die Berufsschulen für Mädchen 
wie z.B. das bernische Kindergärtnerinnenseminar Marzili, das keine Nach- 
wuchssorgen kennt, die THB und die Fortbildungsschule Marzili t) sowie die 
Frauenschule , deren neue "soziale" Abteilung in Verbindung mit der 
Schwesternschule Engeried, den Mangel an Pflegerinnen zu beheben trachtet 
und dabei besonders wertvolle ländliche Reserven mobilisiert. Dadurch 
wird auch jene Lücke geschlossen, die zwischen Schulaustritt und Eintritt 
in eine Krankenschwesternschule manches Mädchen von dieser Laufbahn ab- 
hielt. Diese auch sonst vielseitige Frauenschule macht in Bern ein 

"Mädchenwerk jähr" überflüssig KPreilich zahlten bisher angehende Heimer- 
-zieherinnen und Hausbeamtinnen im Gegensatz zu Seminarist innen Schulgeld!) 
Was das " hauswirtschaftliche Obligatorium " . das z.B. die Gymnasiastinnen 

in den Sommerferien absolvieren müssen, betrifft, so erscheint es vielen, 

wie auch die entsprechende " Fortbildungsschule " für nachschulpflichtige 

*)Diese 1-2 .iährigen "Fortbildun£csklassen ".die auf Seminar, THB, Medizinalbe- 
beruf e, Kindergartenseminar usw. vorbereiten /ermangeln noch der kantonalen 
Anerkennung als Mittelschule. Die Motion Matignoni vom Mai 1971 verlangte 
hier im Zeichen des Frauenstimmrechts intensiveren staatsbürgerlichen Un- 
terricht. Das Postulat Stähli dagegen bei allen Frauenschulen mehr Ausrich- 
tung auf den Krankenschwesternberuf als extremen Mangelberuf (Pflegerinnen- 
und Schwesterhilfevorkurse usw.) 
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Knaben ohne Lehre, als ein überflüssiger alter Zopf. Auf dem Lande, wo 
diese Kurse 1894 erstmals eingesetzt wurden, hatten sie noch mehr Sinn, 
da es hier eben damals noch keine "berufsbegleitende," landwirtschaftliche, 
Schulen gab. Im Grunde wurden sie von Gobat zur Verbesserung der "Rekru- 
tenprüfungen" eingeführt, was die noch heute gültige strafrechtliche Ver- 
folgung bei unentschuldigter Absenz erklärt. *) Hier könnte im Stadtbe- 
reich eben das Berufswahl- und Werk jähr sinnvollen Ersatz bieten, zumal 
es neben einem Begabtenzug A, neben den Normalzügen B und C eben auch 
noch einen Hilfsklässlerzug D führen wird. Die städtische Hilfsschulkom- 
mission hat daher kürzlich an die ED ein Gesuch eingereicht, die "Allge- 
meinbildende Fortbildungsschule für Schwachbegabte Schulentlassene", die 
nicht einmal eine Anlehre fanden, gründlich zu revidieren und zwar mit 
Durchführung des Unterrichts vor 18. oo Uhr, Regelung des Arbeits- und 
Verdienstausfalls während der Unterrichtszeit, Anpassung des Strafmasses 
für unentschuldigte Absenzen an moderne Vorstellungen. Während der drei 
Wintersemester musste jede Stunde mit 1 Fr. gebüsst werden. Die ED ant- 
wortete im Juni 1970, man beabsichtige z.B. eine Abtrennung der nun be- 
stehenden bäuerlichen Berufsschule von der allgemeinen Fortbildungsschule, 
wobei beide Institute an die Volkswirtschaftsdirektion abgegeben werden 
sollten, der ja auch die allgemeine Berufsberatung untersteht. Die be- 
treffende Gesetzesrevision stehe bevor, zumal im Grossen Rat ein ent- 
sprechender Vorstoss Strahm gemacht worden sei, und schon 1968 ein diesbe- 
zügliches dringliches Postulat erheblich erklärt worden war.**) 

*) °ie Geschichte dieser Fortbildungsschule ist interessant. Schon 1869 
beantragte die bernische Schulsynode, freiwillige gewerbliche und land- 
wirtschaftliche Fortbildungsschulen, und daneben obligatorische Zivil- 
schulen für die zwei Jahre zwischen Volksschulaustritt und Rekrutenschule 
einzuführen. Die letztere wurde etwa in der Art eines erweiterten Vorun- 
terrichts geplant, also mit viel militärischem Geräteturnen usw. Dann kam 
1875 die erste eidgenössische Rekrutenprüfung , die so enttäuschend aus- 
fiel, dass man für die Fortbildungsschulen nur noch eine Rekapitulierung 
des Primarschulpensums für dieses Examen ins Auge fasste, so wie dies 
dann das Fortbildungsgesetz 1894 sanktionierte. Als Pensum wurde erwähnt: 
Muttersprache, Buchhaltung, Rechnen und praktische Raumlehre, Vaterländi- 
sche Geschichte, Vaterlandskunde, beruflich vorbereitender Fachunterricht, 
namentlich in Landwirtschaft. 

Trotz unserer angeblich guten Volksschulbildung von heute zeigen uns auch 
die "pädagogischen Rekrutenprüfungen" 1968 verheerende Bildungslücken in 
unsrer Jugend, vor allem, was das Zeitgeschehen betrifft, - Lücken, die 
aber kaum durch die allgemein verhasste "Fortbildungsschule" geschlossen 
werden, die immer noch einen leicht militärischen Anstrich hat. So wurde 
ja kürzlich auch der bisherige militärische "Vorunterricht " zu einem 
"Jugend und Sport " -Betrieb umfunktioniert, und Lehrer selber schlugen eine 
allgemeine "Dienst"- statt "Wehrpflicht" vor. Auch beginnen sich die "Ka- 
dettenschulen" in Burgdorf ,Biel,Aarau usw. in Sportbetriebe umzustruktu- 
rieren, so wie die Lehrer zwar noch mit Vorliebe zur Offizierslaufbahn 
eingezogen werden, aber wenigstens in der Schule den Kasernenton ablegen. 
**) Tatsächlich wurde dann im Aug.l97o dem Grossen Rat die Revision des Ge- 
setzes über die landwirtschaftlichen Beruf s schulen. vormals Fortbildymgsschu 
len vom 6.12.25 vorgelegt , wonach Art»2 diese Schulen zur landwirtschaftli- 
che! Berufslehrenergänzung, aber auch für landwirtschaftliche "Anlehren"als 
allgemeine Fortbildungslehre (zwei Jahreskurse a, 12o Std.)vorsleht.Die Mo- 
tion Buchs vom 11.5.71 verlangte nun eine ähnliche Aufwertung der städt. 
FortbildungsschuleCmit Anlehnung an die Gewerbeschulen) für "Anl ehren" ehe- 
maliger Hilf sschüler. die bisher "links gelassen" wurden;ebenso die Mot.K ohley 
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Was nun die weitere Erwachsenenschulung betrifft, die heute umso nötiger 
ist, als wir als "Lerngesellschaft" auf eine "Education permanente 1 * ge- 
radezu angewiesen sind, so wurde sie bisher ganz der Privatinitiative 
überlassen P denken wir an die Volkshochschule (mit staatlichan* 1 "Subven- 
tionen ) , die Mieros-Klubschule. d as Coop-FreizeltWerk. "Do it yoürself "- 
Zentren, "zweiter Bildungsweg" durch die Akademikergemeinschäf^t , mehr 
oder weniger seriöse Fernkursinstitute, Ausbildungszentrum Gwj|tt für 
Sozialarbeit usw. In der Herbstsession des Grossen Rats verlangte ein 
Postulat Graf vor allem eine stärkere behördliche Förderung der Volks- 
hochschulen , zumal auf dem I»ande, wo die Fortbildungsschule mit "Wander- 
lehrern" ungenügend blieb usw. Abgesehen davon, dass man schon die Schul- 
jugend auf lebenslanges Lernen vorbereiten müsse, sollten auch bei den 
Erwachsenen noch Begabungs- und Arbeitsreserven mobilisiert werden, wie 
z.B. bei den Frauen, deren Kinder der Schulpflicht entwachsen sind. Zudem 
sei auch die Elternschulung nötig, da ja schon in der Schulzeit das 
Elternhaus vielfach versage und so dem Lehrer und der Schule Aufgaben auf- 
bürde, die es selber erledigen sollte. So wollte ja Pestalozzi nicht das 
Elternhaus der Schule, sondern umgekehrt die Schule dem Elternhaus als 
bester pädagogischer Keimzelle angleichen. Beides: Erwachsenenbildung in 
den Volkshochschulen, ja in eigentlichen Erwachsenenuniversitäten, sowie 
Elternschulung und Beizug von Elternräten zum Schulbetrieb finden wir be- 
reits vorbildlich verwirklicht in Skandinavien, (besonders Dänemark und 
Schweden,) sowie in Amerika, wo in Kalifornien und Florida eigentliche 
Pensioniertenstädte mit entsprechenden Bildungsstätten entstanden sind. 
Es gibt dort sogar spezielle Erwachsenenmaturen . die der längeren Lebens- 
erfahrung der Anwärter durch Entlastung in reinen Gedächtnisfächern 
Rechnung tragen, - eine Idee, die auch bei uns weiterverfolgt werden 
raüsste. (Vorschläge der SVEB, "Schweizer. Vereinigung für Erwachsenenbil- 
dung" unter Mitwirkung der "Pro Helvetia": "Bildungsreform ja, - aber 
auch für Erwachsene". 1970) Henri Ford, ein Vorkämpfer der "Education per- 
manente "jneinteTJeder der* aufhört, zu lernen, ist alt, er mag zwanzig oder 
achtzig zählen. Jeder der weiter lernt, bleibt jung und wird ständig wert- 
voller für die menschliche Gesellschaft ".Heute wird da8 "Telekolleg"deB TV 
als"Chance für Arbeiter"empfohlen.») 

Die "Education permanente" gehört daher zur Kunst des Alterns, zum Pro- 
gramm "P" der Pensionierten, die ohne den Funktionsreiz der Berufsarbeit 
so oft den "Bearatentod" sterben. Es ist nicht zufällig, dass statistisch 
erwiesen ist, dass Gelehrte, besonders Philosophieprofessoren zu den 
langlebigsten Menschen gehören, da sie dank 4 der "Weisheit des Alters" die' 


*)I* lationalrat wurden kürzlich 2 Postulats betr . "Mlaatttndc frfil yerftimjepi 
rieht" ff *SauyrpP«Mttller) eingereicht. die eine obligmtionenreohtllche und i 
eine pädagogische Konirolle soloher Fernlebxinsti tute (z.B. duroh eine Koamis» 
■ion der Erziehungsdirektorenkonferenz] verlangen. Im bern.Groseen Rat dop- 
pelte das Postulat Bühler vom- 5. 5.71 naohl 

Auf der andern Seite kündigte im Mai 1971 der schwedische Erziehungsmini et er 
Oarlsson eine "Revolution der Brwftohsenenbildung" (Weiterbildnag»»»nnö? T ttiebiiu-- 
lungsstipendien für jede Altersstufe! )an.In Tulda b.tfttraberg wurde soeben 
JTÜS Softfile f ür"PreiSeitlehrer ff eröffnet. 
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täglichen Widerwärtigkeiten "sub specie aeternitatis" sehen und so ab- 
werten. Der Infarkttod der Manager dagegen rührt von hektischer Ueber- 
aktivität aus kurzsichtiger Lebensperspektive heraus. Die Erwachsenenbil- 
dung, vor allem z.B. in Soziologie und Psychologie, verarbeitet die prak- 
tische individuelle Lebenserfahrung zu einem überlegenen Weltbild. 
Von den oben erwähnten" Erwachsenen3Chulen "in Bern sind zwei von besonderer 
Bedeutung» das "Abendtechnikum HTL" für Spätreifer unter den Berufsleuten 
der Technik, Während für die"Tagestechniken"mindestens 42oo Std. verlangt 
werden, sind es hier nur 38oo Std., aber vom 5«Semester an wird eine entspe 
chende Praxistätigkeit mitverlangt, Die allgemeinbildenden Fächer sollen 
5oo Std, umfassen, wovon 3oo Std. in der Mutter-und in einer Fremdsprache 
(Wahl zwischen einer 2. Landes spräche und Englisch) .Das kant. Stipendienre- 
glement sieht dabei für alle Anwärter des 2. Bildungsweges ein Höchstalter 
von 35 J, vor. (Die deutsche "Begabtenmatur "für reumütige Hippies usw. ver- 
langt auch ein Mindeatalter von 25 J.,in Berlin ab 1972 sogar von 3o J.I) 
Das Abendtechnikum schliesst mit dem HTL-Diplom nach 4i Jahren ab und un- 
tersteht der**Eidgenössi sahen Fachkommission für Höhere Technische Lehran- 
stalten", Die zweite wichtige Erwachsenenschule in Bern ist die " Schule für 
Sozialarbeit " , die das dringend benötigte Personal der Fürsorge T Vomrund~ 
schafts-und Jugendämter, der"Pro Infirmis"usw.aus bereits gereiften Berufs- 
leuten heranzieht, die sich meist besser für diese"Sozialarbeit der offe- 
nen Fürsorge "als Novizen eignen, Zur Aufnahme genügt ein Aufsatz über ein 
aktuelles Thema und ein Alter von 22-38 Jahren. Der Kurs dauert 4 Jahre mii 
2 Abenden pro Woche und jedem zweiten Samstagmorgen d.h. mit 96o Std. und 
einem Praktikum im 4.Jahr(ab 1971) »während die sozialen Tagesschulen wie 
Gwatt 12oo Std. verlangen. Daneben gibt es kürzere Heimleiterkurse, da hier 
übersichtlichere Verhältnisse herrschen als beim individuellen"Case Work" 
des"Sozialarbeiters".Das Diplom wird von der kant.Fürsorgedirektion aus- 
gestellt.Die Sozialarbeiter der Tagesschule Gwatt arbeiten dann mehr im 
kirchlichen Bereich und in soziokultureller Gruppenarbeit, z.B. auch in 
den Freizeitzentren der grossen Agglomerationen. Besonders gross ist heute 
der Auftrag der Sozialarbeiter des Jugendamtes , das 197o 1617 Jugendliche 
zu betreuen hatte, wovon 1142 unter 16 Jahren'. (Rauschgiftwelle l)Man neigt 
heute zum Glück weniger mehr zur Heimversorgung oder zur Unterbringung 
in Pflegefamilien, die oft nicht frei von ökonomischen Gesichtspunkten 
8ind( "Verdingbubenelend" l) Mit der Jugendanwaltachaft wird auch Grundla- 
genforschung über die wachsende Jugendkriminalität usw. getrieben. Die Amts- 
Vormundschaften haben die unangenehme Aufgabe der"Alimenteneintreibung". 

27.) 

Wenn wir nun von der Schulpflicht zurückgehen, um auch im Vorschulalter 

nach möglichen Reformen Ausschau zu halten, die den lebenslangen Lern- 

prozess fördern könnten, so kommen wir zur Problematik des Kindergartens . 
Während man bisher immer nur von Hoch-und Mi ttelschulre formen, sprach, be- 
ginnt man heute zu erkennen, dass die Erziehung im Vorschulalter entwicK- 

lungspsychologisch besonders wichtig und ertragreich istmur in den ersim 
drei Jahren soll die Intelligenz mittels Funktionsreizen wirklich' vermehr- 
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bar"sei.Die These von der Allmacht der Vererbung ist längst aufgegeben 
worden. Auf ihr beruhte ja die "Standesschule M .Es scheint ,dass"Denkanstös- 
se"in der frühsten Kindheit noch wichtiger als der. Intelligenzquotient der 

Eltern ein&Ihr völliger Ausfall gibt das traurige " Kaspar Hausersvndrom "! 
(Schon in den Zwanziger jähren propagierte man die " Pädagogik und Schulre- 
form von unten, vom Kind auä<Kroh.Natorp.Pratt u.a. ). In Hannover schickte 
man Kinder aus bildungsarmem Milieuvom dritten Jahr an zwei-bis dreimal ii 
Sprachkurse, um "bildungsbarrieren"abzubauen,und fand einen Anstieg des In- 
telligenzquotienten um 19, oft bis zu 28 Einheiten: Deshalb schult Hessen 
heute die Kinder mit 5 Jahren ein.und instruiert die Eltern in Seminarienj 
Als wir aber seinerzeit auch nur den Versuch machten, ein diesbezüglich- 
es Gespräch anzubahnen, indem wir eine bisher nur auf dem Papier stehende 
" Zentralkindergartenkommission " aktivieren wollten, stiessen wir auf 
enorme Widerstände sowohl der Kindergärtnerinnen als auch der privaten 
Trägervereine unserer Kindergärten. Bern besitzt eben faktisch nur im 
Breitenrain einige städtische Kindergärten, während alle andern privaten 
Vereinen unterstehen, obgleich der Staat praktisch alle Kosten übernimmt, 
- eines der vielen Kuriosa im schweizerischen Schul- und Vorschulwesen. 
Immerhin nehmen diese Vereine dem Staat ziemlich viel Verwaltungsarbeit 
ab, und die Interessierung weiterer Volkskreise am Schul- und Vorschul- 
wesen gehört ja zu den Vorteilen der direkten Demokratie.*) 

Besonders heftig war der Widerstand dieser Kreise, als wir Herrn Prof. 
Lückert aus München zu einem Vortrag über die " Vorschule " einluden, eine 
Institution, die als "Ecole prescolaire" im Welschland längst existiert. 
Vor allem die bei den Kindergärtnerinnen stark vertretene anthroposo- 
phische Richtung warnte die Elternschaft eindringlich vor unserm angeb- 
lichen Versuch, die Kinder durch eine solche Vorschule zu "vertechni- 
sieren" und zu "verintellektualisieren", denn Froebel und Steiner hätten 
für den Kindergarten Lesen und Schreiben geradezu verboten, sondern hier 
nur eine " Gemütsbildung " propagiert. Nach Eymann wäre es sogar mit 12 
Jahren, wenn die abstrahierende Intelligenz einsetze, früh genug, um 
Lesen und Schreiben zu erwerben! Der Erwerb dieser " Kulturtechniken " wird 
also irrtümlich mit "Intellektualisierung" gleichgesetzt . Schon die 
lebenswichtige Verkehrserziehung im .Kindergartenalter verlangt aber be- 
reits ein Symbolverständnis der geometrischen Verkehrszeichen r/ Dreieck, 
Kreis und Quadrat^, sowie der Signalfarben i Zudem haben amerikanische u.a. 
Forscher schon längst festgestellt, dass auch unsre Kleinkinder nicht 
nur eine somatische "Akzeleration " (dank vermehrter Licht-, Vitamin- und 
Umweltreizezufuhr) aufweisen, sondern dass siezudein zwischen dem 4. und 
6. Jahr geradezu eine Art "sprachmimetischer Geniephase " durchlaufen, die 
es ihnen ermöglicht, rein spielerisch das Alphabet, die Zahlen und sogar 

*)Aeusserst unbefriedigend ist aber die Auf nahmepraxi s dieser Kindergarten 
vereine bezüglich leicht gebrechlicher und verhaltensgestörter Kinder, die 
einfach abgewiesen werden. Dabei hätten gerade solche behinderten Kinder 
die therapeutisch allein wirksame Früherfassung nötig. Wir richteten daher 
einen zentralen städtischen Sonderkindergarten ein, und ermöglichten einen 
privaten Kg. für geistig behinderte Kinder. Auch ist ein vorschulartiger Kg. 
für schwerhörige Kinder zur Früherfassung geplant. 


Hochdeutsch zu erwerben, wozu sie dann im "bewussteren" Schulalter von 
7 Jahren bedeutend grössere Mühe haben. So lernen ja bei uns z.B. auch 
die Fremdarbeiterkinder im Handumdrehen unsern schwierigen Dialekt. 
Skinner, Correll, Lückert, Doman u.a. haben daher eigentliche Vorschulen 
empfohlen, die z.B. auch der " Deutsche Bildungsrat " für ganz Deutschland 
innert 10 «Jahren obligatorisch erklären will. Schon Maria Montessori 
baute ihre "Konstruktionsspiele" für den Kindergarten auf diesen' Erkennt- 
nissen auf. Sie kam von der Heilpädagogik her und entdeckte, dass sich 
dieselben geometrisch-arithmetischen Spiele und Konzentrationsübungen, 
die sie für die hirngeschädigten Kinder zur Intelligenzförderung erfun- 
den hatte, auch für normale Kleinkinder eigneten, deren Intelligenzent- 
faltung daher viel früher anzusetzen sei, als man bisher annahm. Es habe 
nicht nur keinen Sinn, sondern sei sogar schädlich, das Kind im Vorschul- 
alter intellektuell nicht anzusprechen und ihm so keine die geistige Ent- 
wicklung ankurbelnde Funktionsreize zu bieten. Es sei ein Verbrechen, die 
Kindergartenkinder künstlich infantil zu halten! Auch Prof.Meili stellte in 
Bern, mittels sorgfältiger Studien fest, dass die angeborene Intelligenz 
sich fast nur im Vorschulalter noch verbessern lässt. Vor allem lassen 
sich nach heutiger Ueberzeugung eben Differenzen infolge Herkunft aus bil- 
dungsfernem Milieu beim Schulstart am besten durch vorschulische Betreu- 
ung und eine dortige "Hinführung zu kognitiven Prozessen" (H.Becker) aus- 
gleichen ISo entwarf auch die UNESCO ein Modell der Vorschulerziehung!* ) 

Es war aber nicht zufällig, dass schon in den Zwanziger jähren romanti- 
sierende, antiintellektuelle Tendenzen im Kindergartenwesen das Vorschul - 
prinzip im Namen des "Gemüts" und der "Volksseele" fanatisch bekämpften, so 
wie die Nazis dann drohten, "wenn ich das Wort Intellekt höre, entsichere 
ich meinen Revolver". Der Intellekt war eben der grosse Feind der irra- 
tional-massenpsychotischen "Blut- und Boden"-Demagogie, die sich dann 
gerne (bis heute) mit einem "idealistischen "Kulturpessimismus" O.Speng- 
lers verbrämte: Intellekt, Naturwissenschaften . "'blosse Zivilisation" als 
Gegensatz zur "wahren Kultur " ( snobistisch) überwerteter Kunst, Geistes- 
wissenschaften usw. im Sinne von Veblens "The leisure class"! Heute be- 
ginnt in Deutschland, als Reaktion auf die Extremen APOS der Linken, be- 
reits wieder wandervogelähnliche, heidnisch-völkische Jugendromantik zu 
blühen, als ob der Circulus vitiosus noch einmal blutig zum Schluss kommen 

sollte? Ebenso verdächtig ist der reissende Absatz pessimistischer"Futuro3o 
gie"-Literatur(wie Tofflers"Zukunftsschock''usw. )/ 
Unsre " Kindergärtnerinnen sind sich allerdings mit ihrem Antiintellektua- 

lismus dieser Zusammenhänge nicht bewusst, sowie ja unserer Jugend jedes 

historisch-perspektivische Denken abhanden gekommen zu sein scheint. Vor 

allem wirl eben in unserer Kindergartenseminarausbildung neben dem anti- 
*)Besonders wertvoll ist Prof .Oorrells kleine Kinderschreibmaschine , die mit 
bild-und Wortspielen, Unterteilung in winzige Lernfortschritte mit soforti- 
ffpr Belohnung, Anpassung ans individuelle Lerntempo usw. das Prinzip des 
Sprachlabors auch fürs Vorschulalter fruchtbar machte! Auch wäre es lang 
-sam an der Zeitlich zu überlegen,ob man nicht zur } ffi^!? 1 !? a H^St wHrl 


"t u^he^^^ 

ter her aushebenden MajuskelnC ,die allerdings bei der Ganzwortmethode das 

iffnr+.hilH n-pöiypn VipH f en")-f *»R+.Vm1 tf>n will. 
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intellektuellen Gotthelf , dem bedingt antirationalen Pestalozzi vor allem 
der Romantiker Froebel gross geschrieben. Froebel, noch stark im autori- 
tären Zeitgeist seiner Epoche befangen ,fasste unter seinem Begriff der 
" Gemütsbildung " eine Mischung von Häuslichkeit, Ordnungsliebe, Heimat- 
liebe, Mitgefühl und Autoritätsgläubigkeit, - ja fast -süchtigkeit zu- 
sammen, ein Ideal, das demjenigen von Maria Montessori (Anregung zu gei- 
stiger Selbständigkeit) diametral entgegensteht. Freilich: die Gemüts- 
bildung im Sinne musischer Entfaltung, seelischer Anteilnahme, gefühlsbe- 
tontem Kontakt usw. ist eine Hauptaufgabe des Kindergartens, denn nach 
Schopenhauer und der modernen Verhaltensforschung ist die biologische 
Wurzel der christlichen Ethik das Mitleid, das uns glücklicherweise eben- 
so angeboren ist, wie die Aggressivität. So beruht also der Widerwille 
der Kindergärtnerinnen gegen die Intellektförderung beim Kleinkind auf 
groben Missverständnissen, ist aber zugleich ein Opfer reaktionärer und 
demagogischer "Technophobie", die eben im Grunde jeden Fortschritt der 
Menschheit wegen seines demokratisierenden Nebeneffekts hasst. Dazu kommt, 
wie bei Froebel und Gotthelf , die Abneigung gegen die "Aufklärung", die 
auch den traditionellen religiösen Glauben beeinträchtigen könnte.*) 

Auf der andern Seite wird die sog. "schöpferische" Phantasie des Kindes 
im Kindergarten sicher etwas überschätzt, so wie im Schulalter beim Auf- 
satz eben auch die "dichterische" Phantasie überwertet wird. Aehnlich 
projizieren ja unsre Kunstkritiker auch in die "spontanen" Klexereien 
unserer "Modernen" allerlei Geistreiches in der Art eines Rorschachtests 
hinein* was gar nicht darin ist. Besser würde man sagen: Angesichts der 
wachsenden Bewusstseinskultur benötigen wir in der Erholungsphase den 
Kontrast der irrationalen, ornamental-rhythmischen Farben- und Formen- 
spiele, die unsre Tiefenpsyche darum so optimal ansprechen, weil diese 
eben selber rhythmisch organisiert ist ( Heads "release phenomena", "Erho - 
lungsregression", Jungs "Antaios-Prinzip) . 

Hoffen wir, dass die nun verlängerte Ausbildung der Kindergärtnerinnen 
mit zusätzlicher Psychologie, Soziologie usw. diese Missverständnisse be- 
reinigen wird. Zur Behebung des Mangels an Kindergärtnerinnen soll ja 
neben dem halbstaatlichen Seminar Marzili, neben Klassen an der privaten 
"Neuen Mädchenschule" nun an den Seminaren in Biel, Thun und Spiez neue 
Klassen mit 3- statt 2-jähriger Ausbildung eröffnet werden, wobei schon 
mit 17 Jahren eingetreten werden kann, sodass nach der Schulpflicht nur 
1 Jahr übrig bleibt. Diese bisher zweijährige Lücke hielt manches Mädchen 

vom Eintritt in s Seminar, wie auch in den Krankenschwesterberuf ab. Nun 
*) Eine mutige Kritik am schweizerischen Kindergartenwesen brachte die Ar- 
beit der bernischen Soziologinnen Gliomen und Ritter . 197o.Ihre" soziologi - 
scheAnalvafi" deckt sich weitgehend mit derunsrigen: "Rückwärtsorientierung 
zum jrrÖDei sehen Prinzip der pflanzenarigen"Selbstentfaltung des Kindes im 

Sinn der deutschen"K^.ndergartenpäpstin"Erika Hoff mann .Damit wird das Kind 
in ein "heiles"romantisierendes Weltbild des 19. Jahrhunderts eingebettet 
und "aus der realen Welt der Erwachsenen ausgesperrt! 
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kann z.B. ein Jahr Fortbildungsschule auch einer Primarschülerin den 
Eintritt ins Seminar ermöglichen, wo bei der Aufnahmeprüfung das Sekun- 
darschulpensum verlangt wird. 

Uebrigens hatten bereits die Seminare Baldegg, Luzern, Menzigen und 
Ingenbohl eine solche dreijährige Ausbildung. Angesichts der Tatsache, 
dass das Elternhaus heute vielfach versagt, ist die Erziehungsaufgabe der 
Kindergärtnerinnen umfassender geworden, sodass der neue Lehrplan eben 
stark erweitert werden musste. 

Einen naiven Versuch mit " antiautoritären Kindergärten " machten die 
linksextremen "Ehekommunen" in Deutschland und Amerika, die ja samt und 
sonders scheiterten, weil sie grundlegende Instinkte verletzten. Das Kind 
will geführt werden ("Mutti muss ich heute wieder tun, was ich will?") 
und fühlt sich nur dann geborgen. Der Glaube, diese antiautoritären 
"Kinderläden" ( , die eben in leerstehenden Läden untergebracht waren) 
würden künftige Kriege unmöglich machen, da nur Autorität, Frustration 
(besonders im sexuellen Bereich) im Menscfr fcAggression wecke , stellt eine 
Wiederaufwärmung eines skurrilen "Rousseauismus" dar, als ob der Mensch 
eben von Natur gut sei, und nur durch die Gesellschaft verdorben würde. 
Das "Kaspar Hausersyndrom" isoliert aufwachsender "Wolfskinder" bewies 
bisher noch immer das Gegenteil! Der Deutsche Bildungsrat verweigerte aus 
solchen Erwägungen heraus jede Subventionierung dieser "antiautoritären" 
Kindergärten, und der bernische Direktor des Kindergärtnerinnenseminars 
hatte auch nicht ganz Unrecht, auf seinem Areal keine Propaganda für 
solche gefährlichen Experimente zu dulden, was ihm aber von den APCfs(an- 
lässlich eines Propagandavortrags der Mitscherlichtocher E.Seiff ert)verü- 
-belt wurde l 
128, Als wir mit unserem Vorschlag betreffend Vorschule nicht ankamen, förder- 
ten wir wenigstens den vom Kanton erlaubten Eintritt in den Kindergarten 
schon mit 5 oder gar 4 Jahren. Ferner führten wir 1969/70 zwei sog. " Ein - 
führungsklassen" für Rücksteiler ein, die bisher einfach in den Kinder- 
garten zurückgeschickt wurden. Sie absolvieren das Pensum der ersten 
Primarklasse einfach in 2 Jahren, und die Eltern sollen angehalten werden, 
dass sie dann in der 8. Klasse nicht davon Gebrauch machen, das Kind 
schon hier wegen Beendigung der jahrgangsmässigen Schulpflicht aus der 
Schule zu nehmen. In Oesterreich heissen diese Klassen irreführend "Vor- 
schule" und werden wirklich auf die Schulpflicht angerechnet.*) 

Ein kürzlicher Vorstoss eines Bümplizer Kindergartens, die Klassengrösse 

("bis maximal 35") a uf 25 herabzusetzen, wurde vom Kanton nicht ange- 
*)Das alte Primarschulgesetz war betreffend Früheinschulung elastischer: 
trotz des Stichtages 1. Jan. konnten Kinder, die erst bis zum 1. April das 6. 
Jahrabsolvierten, auf renommen wenden 3 was. dann angeblich zuviele Eltern aus- 
nützten. Einen gewissen Gesinnungswandel brachte der kant.Kindergärtnerinnen- 
tag Frühjahr 1971 in Bern, als Seminarlehrer Egger dringlich die Schaffung 
einer "Schul Vorstufe "empfahl, eben weil die Intelligenz nur in diesen frühen 
Jahren noch vermehr-und formbar sei. Drei Jahre zuvor wurde unser entsprechen- 
des Votum in der Presse mit Ueberschriften wie"Unfähiger Schuldirektor"usw. 
honoriert. 
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nommen, obgleich das Begehren vertretbar wäre, aber es mangelt ganz 
einfach an Raum und Personal, sodass noch immer nicht alle, sondern 
bloss ca, 90 - 95$ der Kinder bei uns in einen Kindergarten aufgenommen 
werden können, - eine Zahl, die sich aber im Vergleich mit dem Ausland 
sehen lassen kann. Nur im Osten werden die Kinder von Staat (aus politi- 
schen Gründen und wegen der mütterlichen Berufstätigkeit) schon in der 
Krippe praktisch zu 100$ erfasst.*) 

Da die Vorschule, wie erwähnt, bereits in Genf usw. realisiert ist, 
könnte es sein, dass sie im Zuge der " Interkantonalen Schulkoordination " 
doch auch bei uns eingeführt wird. Dies wäre umso begrüssenswerter, als 
bisher eben rund 25$ der angehenden ABC-Schützen noch mit 7 (im Ausland 
fast überall 61) Jahren " schulunreif " sind und ein Jahr zurückgestellt 
werden müssen. Daher also die erwähnten Einführungsklassen , denen wir 
wahrscheinlich noch solche für voraussichtliche Hilfsklässler angliedern 
müssen. Bei den normalen Rückstellern finden wir mehr emotionelle und 
verhaltensmässige als intellektuelle Unreife, was vielleicht auch mit 
der bisherigen künstlichen Verlängerung des "Spielalters" im Kindergarten 
zusammenhängt '. 

Auch in den ersten zwei Primarschul jähren wird von den Lehrerinnen oft 
noch zuviel "gespielt", sodass dann der erste Lehrerunterricht in der 
dritten Klasse, der schon den Uebertritt in die Sekundärschule anzuvi- 
sieren hat, wie ein Stress wirkt. Dass dann die zweite Selektion ins 
Untergymnasium schon nach zwei weiteren Jahren erneut als schädlicher 
Stress wirkt, versteht sich von selber, - also ein Grund mehr, die "Ge- 
samtschule" ins Auge zu fassen. 

Angesichts der 25 verschiedenen Schulsysteme der Schweiz ist ein Ueber- 
tritt eines Schülers aus einem andern Kanton meist mit einem Verlust 
eines oder gar zweier Schuljahre verbunden. Daher führten wir entsprech- 
ende " Uebergangsklassen " mit Anschlussunterricht ein. Dasselbe gilt für 
Fremdarbeiter- und Flüchtlingskinder (Ungarn, Tschechen, Tibetaner), für 
die wir spezielle " Anschlussklassen " schaffen mussten, um ihre Bildungs- 
chancen auszugleichen. Der Lehrerinnenverein verlangte daher mit Recht 
schon einen zweijährigen Kindergarten für die Gastarbeiterkinder, da sie 
ja mit dem Deutsch als weitere Fremdsprache auch unsern Dialekt lernen 
müssen, - eine unerhörte Anforderung, die viele Südländerkinder aber 
spielend bewältigen. Der Wortlaut dieser Eingabe des Lehrerinnenvereins. 

Sektion Bern und Umgebung vom 16. Juni 1970 lautete: 

'* Anträge des Schweiz. Lehrerinnenvereins Sektion Bern und Umgebung zur 
Förderung der fremdsprachigen Kinder (Gastarbeiterkinder) in städtischen 
Schulen 

1. Gastarbeiterkinder besuchen wenn möglich den Kindergarten zwei Jahre 

*)Angesichts der chronischen Ueberlastung der Baudirektion ist daher 
die am 25.2.71 eingereichte Motion Fafri .die für alle Kinder Berns einen 
mindestens einjährigen Kindergartenbesuch verlangt »kaum zu befriedigen! 
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lang. Die Schuldirektion fördert die Neueröffnung von Kindergarten- 
klassen. 

2. In grossen Schulkreisen werden Italiener- und Spanierkinder ohne aus- 
reichende Deutschkenntnisse während der beiden ersten Schuljahre in 
besonderen , nicht mehr als 15 Schüler zählenden Klassen unterrichtet. 

3. Für Mittel- und Oberstuf enschliler aus fremdem Sprachgebiet werden in 
zentraler Lage Anschlussklassen (Uebergangsklassen) geschaffen. Das 
unterrichtliche Hauptgewicht liegt auf sprachlicher Schulung. 

A. Alle fremdsprachigen Kinder erhalten Nachhilfeunterricht . Dieser wird, 
analog dem normalen Nachhilfeunterricht und dem speziellen Unterricht 
für Legastheniker, durch besonders ausgebildete Lehrkräfte ausserhalb 
der Schulzeit erteilt. 

5. Die Schuldirektion führt gemeinsam mit der Lehrerschaft in zwangloser 
Folge (2-3 mal pro Jahr) Elternabende für Gastarbeiter durch. 

6. Es sind Möglichkeiten zu schaffen, Lehrkräfte , die an den obgenannten 
Klassen unterrichten, in der Aus- und Fortbildung zu unterstützen. 

Genehmigt an der Hauptversammlung des Lehrervereins Bern -Stadt vom 16. Juni 
1970; der Städtischen Schuldirektion als Antrag eingereicht am 21. Juli 
1970.» 

Die meisten dieser Forderungen wurden seither von der Schuldirektion er- 
füllt: 

In diesem Zusammenhang ist auch an die Kinderkrippen und Tagesheime, so- 
wie an die Horte in den Schulhäusern zu erinnern, die meist der Fürsorge 
unterstehen. Gerade die Horte haben bei den Gesamtschulen für die 
"Schülerarbeitsstun den" (anstelle der Hausaufgaben) neue Bedeutung be- 
kommen, zumal für Fremdarbeiter- und "Schlüsselkinder", deren beide Eltern 

berufstätig sind. Sie sollten also nicht blosse ll Kinderbewahranstalt,Pn"seini 
29.) 
In das eigentliche Kapitel der Sonderschulen gehören aber die Kleinklassen 

zur Wiedereinschulung normalbegabter, aber milieugeschädigter und verhal- 
tensgestörter Schulkinder. Bisher wurden diese Kleinklassen nur bis zur 
5. Klasso geführt, doch planen wir längst, wenigstens einen Zug bis zur 
9. Klasse weiterzuführen. Rektor Mattmüller in Basel will solche Klein- 
klassen sogar an den Gymnasien einführen. Er hat überhaupt eine Reorgani- 
sation der Sonderschulen vorgenommen, die Biel bereits kopiert hat und 
die auch für uns interessant ist, Darnach nennt er die oben erwähnten Ein- 
führungsklassen für Schulunreife (IQ 8o-12o) Kleinklassen A . Unter Klein- 
klassen B versteht er unsre typischen Kleinklassen für normalbegabte 
Kinder mit einem IQ loo-13o mit organischen, psychischen, sozialen Schul- 
schwierigkeiten und einer durchschnittlich 2- jährigen Nacherziehungsdauer. 
In unsern " Hilfsklassen " wurden bisher Kinder mit einem IQ von 100-75 ge- 
sammelt, doch wurden uns von den Lehrern immer zu wenig gemeldet , sodass 
die oberen Primarklassen übermässig mit Schwachbegabten belastet blieben, 
was auf ihr Niveau und ihre Prestige drückte ( 2-3$ statt 7$) . Der Grund 
dieser ungenügenden Meldung war die Hemmung durch das "Sozialprestige" der 
Eltern. Mattmüller taufte daher aus solchen Gründen die Hilfsklassen in 

Kleinklassen G um, in die er normalbegabte, aber leistungsschwache Kinder 
*) Eine ähnliche Rolle wie die Horte für die kleinen Kinaer spielen die 
Freizeit-und Gemeinschaftszentren für die grösseren und die Erwachsenen. 
Sie ermöglichen die Anonymität der Hochhaussiedlungen (wie z.B.Tscharner- 
gut und Gäbelbach), die zur Bandenbilduns verführt, durch Bildung eines" Ge- 
me indezentrums "zu durchbrechen. Im "Do it yourself "findet man bessere Frei- 
zeitbeschäftigung als im"Spielsalon"usw. 
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(IQ loo-9o), pseudodebile (9o-3o) und lernbehinderte (85-75) aufnahm* 
■wobei es ihm gelang, durch Intensivierung der Nachschulung 25$ wieder 
den Normalklassen zuzuführen, während 75$ nach dem 8. Jahr ins "Werk jähr" 
kamen, um sie auf einfache Lehren oder Anlehren vorzubereiten. Vor allem 
erwies sich hier der Tagesheimbetrieb , den auch wir für Bümpiiz planen, 
und die besondere Pflege der "heilpädagogischen Rhythmik" als Bewegungs- 
beherrschung mit ihrer Wechselwirkung zur geistigen Beweglichkeit als 
wertvoll. Diese, das Sozialprestige der Eltern weniger strapazierende 
einheitliche Benennung der nicht IV-berechtigten Sonderklassen als Klein- 
klassen A, B, C entspricht der Vollziehungsverordnung zum IV-Bundesge- 

setz , die alle diese Klassen in Art. 8 der "Volksschule" zuteilt. Als 
Gegenargument gegen diese Umbenennung, die im Grunde nichts anderes als 
die Anwendung des Gesamtschulprinzips auf die Sonderschulen im Sinne 
einer " Sonderschulgesamtschule " darstellt, wird nun gern ins Feld ge- 
führt, dann würde eben das Prestige der Kleinklassen B belastete Andrer- 
seits ist die Bezeichnung "Hilfsklassen" derart stigmatisiert, da sie in 
Richtung " Hilfsarbeiter " zielt, dass eine Umbenennung dringlich ist. Zu- 
dem verlängte eben die Motion Konrad eine totale Umorganisation des Son- 
derschulwesenst) Allzu lange war die gesamte Heilpädagogik ein Stiefkind 
der allgemeinen Pädagogik geblieben, obgleich eigentlich Pestalozzi hier 
bereits Pionierarbeit geleistet hatte .Freilich weder die Antike ( ,- in 
Sparta setzte der Vater selber sein behindertes Kind aus) , noch Renais- 
sance und Humanismus hatten Verständnis für abnorme Kinder, die eben für 
das von Plato bis Rousseau postulierte Bildungsideal ethischer, ästheti- 
scher und religiöser Harmonie nicht in Frage kamen. Selbst Comenius, 
dessen dreihundertster Todestag am 15.11.1970 im " Jahre der Erziehung" 
besonders gefeiert wird, hatte mit seinem Bildungsziel der "Gottebenbild- 
lichkeit" kein Sensorium für Entwicklungsgehemmte, sowenig wie Rousseau' s 
"naturgemässe" Erziehung, die von der angeblichen Unverdorbenheit aller 
Natur ausging. Auch der Rationalismus der Aufklärung wusste mit den viel- 
fach irrationalen Verhaltensweisen der geistig Behinderten nicht viel 
mehr anzufangen, als die Kirche, die in ihnen "Fingerzeige Gottes", 
benedicti, sah, an denen sich die Gharitasverdienstlichkeit erwerben 
liess. Es war deshalb schon eine Befreiungstat, als der Psychiater Pinel 
unter dem Eindruck der Französischen Revolution im Namen der "Menschen- 
rechte" den Geisteskranken in der Salpetriere in Paris wenigstens die 
Fesseln abnahm, die sie bisher mit den Kriminellen zusammenschlössen. 
Aber noch um die Jahrhundertwende propagierte die gleiche Ellen Key, die 
das "Jahrhundert des Kindes" proklamierte, ohne zu zögern die "Euthana- 
sie" für "schwach e und verkrüppelte Kinder", und Gurlitt meinte in seiner 
*)Siehe Seite 104a. 


104a 
Beilage. 

*)Am 28.9.70 wurde von Herrn Inspektor Klötzli ein Dekretsentwurf 
"über die besonderen Klassen"zur Vernehmlassung herausgegeben. 
Auch er enthielt ,soa. " gesamt schulisch ".eine solche Neuklassifikation 
nach Bieler(Basle r)Kuster .aber mit umgekehrter Reihenfolge : 
^rt. 2: "Kleinklassen A:für minderbegabte, schulbildungsfähige Kinder 

B:für normalbegabte Kinder, die wegen Schul-oder Verhaltens 

Schwierigkeiten einer besonderen Betreuung bedürfen. 
C:für normalbegabte Kinder mit körperlichen Gebrechen. 
D:für normalbegabte Kinder mit verzögerter Entwicklung, 
bei denen es angezeigt erscheint, statt sie vorerst zu- 
rückzustellen, das Pensum des ersten Schuljahres auf 
zwei Jahre zu verteilender Besuch dieser Einschulungs- 
klassen kann nur freiwillig erfolgen." 

Art. 5 enthält Weisungen betreffend die Zuweisung der Kinder zu solchen 
Sonderklassen, wobei neben Erziehungsberatung und Schularzt 
auch eine "für die besonderen Klassen zuständige Schulkom - 
nässion "genannt wird. Bisher war laut Art. 54 des Primar- 
schulgesetzes für die Rückstellungen bei Schulunreifen 

(hebern dem"Antrag der Eltern") nur "der Schularzt in jedem 
Falle "zuständig, und erst"im Zweifelsfalle "war noch"ein 
Gutachten des Erziehungsberaters einzuholen'.' In der Stadt 
Bern waren bisher stets beide Instanzen: Schularzt und 
Erziehungsberatung gleicherweise zuweisungsberechtigt, 
wobei die Primarschulkommissionen resp.die Kleinklassen- 
und Hilfsklassenkommissionen dann einfach administrativ 
den Uebertritt zu vollziehen hatten. Nun wird für Bern 
nach der Motion Konrad eine besondere Sonder schul gesamtkon 
mission ins Auge gefasst.Auf dem Lande werden die Primar- 
schulkommissionen (aus Laien ) überfordert , sodass hier eher 

(nach dem Postulat Dr.Grob )ein" Sonderschulinspektor "zuwei- 
sen sollte. Aehnliche Inspektorenkompetenzen kennt Genf und 
Zur ich, während z.B. in Hamburg eine so genannte "Schüler - • 
hilf e"( als ein erweiterter pädagogisch-psychologischer 
Dienst") entscheidet. Auf dem Lande finden wir aber bei uns 
gegenüber Inspektoren mehr Widerstand als gegen die loka- 
len Schulkommissionen, die die Familienverhältnisse der be- 
treffenden Kinder besser kennen und psychologisch oft ge- 
schickter vorgehen , als die "Fachpsychologen" die mit ihren 
"Tests"oft unglaublich danebenhauen! ( s. "The brain watchers" 
von M.L. Gross) . 
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"Erziehungslehre" 19o9 "Wir dürfen nicht die Minderwertigen mit gleicher 
Liebe behandeln wie die Tüchtigen"» - ein Grundsatz, den dann Hitler in 
die unselige Tat umsetzte,ura unteir pseudodarwinistisch-nietzscheanischen 
Phrasen über 2oo.ooo Behindert eza vergasen! Besonders bedenklich war, dass 
am Nürnberger Prozess die angeklagten Aerzte noch immer kein Wort der 
Reue und Umkehr fanden, sondern die Euthanasie weiterhin aufwendig ver- 
teidigten. Das nationalsozialistische Experiment zeigte uns, wie dünn 
auch heute noch unsre "Kulturschicht" ist und wie rascL- der in unserer 
"Primitivperson" schlummernde, noch immer virtuell vorhandene "homo 
homini lupus" (Hobbes) durch Regression enthemmt werden kann. Die ganze 
weitere Höherdifferenzierung der Menschheit hängt aber eben mit der "pro- 
gressiven Zerebration" und "Funktionswanderung nach dem Stirnpol" unter 
"Ausraubung der Hirnstammschicht" zusammen, die nur durch zunehmende in- 
tellektuelle Repression ^durch Erziehung und Bildung möglich ist. Eine 
reine "Gemütsbildung" würde zwar über Mitleid, Sympathie usw. zivilisie- 
rend wirken, aber die Gefahr möglicher "Ambivalenz" in sich schliessen: 
in der Affektschicht unserer Psyche herrscht noch das "Alles oder Nichts- 
gesetz", also gewissermassen das "dialektische Prinzip", das gern von 
einem Extrem ins andre umschlägt. Nur die Dominanz der Rindenschicht, die 
"Bewusstseinskultur" garantiert eine definitive Zähmung und Rationali- 
sierung der noch zu pauschalen, zu groben Urtriebe. Nach Dahrendorf u.a. 
muss also das Ziel aller Erziehung und Bildung doch die "Intellektuali- 
sierung" im Sinne der "zweiten Aufklärung" bleiben. 

Es war das Verdienst Rudolf Steiners und seiner Waldorfschule in Stutt- 
gart (1919) und dasjenige des Russen Makarenko mit seiner Gorkikolonie 
in der Nähe von Charkow (192o), sowie der "Boy 1 s Town" von Vater Flana- 
gan in Nebraska, USA, dass sich die Lehrstuhlpädagogik endlich auch der 
"Heilpädagogik" annahm, wobei den Kinderpsychiatern und -ärzten wie 
Maria Montessori, Heller (19o4) und den Pädagogen Bopp (193o), Hansel- 
mann und dem Berner Zulliger grosse Verdienste zukommen. Wir können daher 
heute mit Recht sagen, dass der Kulturstand eines Volkes ungefähr daran 
abgelesen werden kann, was es für seine Behinderten tut. So ist z.B. der 
Utilitaristische Standpunkt unserer IV im Grunde beschämend: sie subven- 
tioniert nur dort, wo "Aussicht auf Wiedereingliederung in den Arbeits- 
prozess" besteht!*) 

In unserm Tagesheim an der Tscharnerstrasse werden daher Mongoloide u.a. 
Schwerbehinderte in " Arbeitsklassen " mit Subventionierung der IV be- 
treut, um eine "erstmalige berufliche Eingliederung" zu versuchen. Nach 
dem Basler Reformplan heissen solche Gruppen nun dank der Zustimmung der 
Invalidenversic herung(IV) ; "Sonderklassen Ms und Mv* t nämlicht 

*)Am 11.5.71 reichte Grossrat Etique folgende Interpellation ein: Die Ta- 
gung der Vereinigung der Eltern behinderter Kinder in Delsberg,Mai 1971, 
habe ergeben, dass auch behinderte Kinder erziehbar seien und ein Recht 
auf Unterricht durch Organe des Erziehungswesens »statt nur auf Betreuung 
durch das Amt für Sozialversicherung hätten.Man bitte um Abhilfe. 
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Ms-Arbeitsklassen für noch Schulbildungsfähige (IQ 75-65), denen ein 
Sonderlehrer in Gruppen von lo-12 die Kulturtechniken des Lesens, Schrei- 
bens und Elementarrechnens beibringt, um sie in einer Anlehre oder einem 
Teilberuf unterzubringen und zur Lebensbewältigung in der Familie und in 
der Freizeit anzuleiten. Schul-praktischbildungsfähige (IQ 65-5o) erhal- 
ten in Gruppen von 8-lo durch eirm Handarbeitslehrer mit heilpädagogi- 
scher Ausbildung vermehrt praktischen Werkstattunterricht, und die nur 
Praktischbildungsfähigen (IQ 5o-3o) in Gruppen von 6-8 durch eine Sonder- 
kindergärtnerin eine Vorbereitung auf das Leben in einem Wohnheim und 
auf Arbeit in einer geschützten Werkstätte. 

Unter Mv-Sonderklas'se versteht Mattmüller eine Vorschule für geistigbe- 
hinderte drei- bis siebenjährige Kinder im IQ-Bereich 65-2o zur Früher- 
fassung, die in Gruppen von 4-7 durch eine heilpädagogische Kindergärt- 
nerin betreut werden, und wobei die Musiktherapie einen wesentlichen An- 
teil nimmt. Die Bernische Montessorischule von Fr.v.Wurstemberger hat bei 
uns hier Pionierarbeit geleistet. Ebenso Frau Richner mit ihrem "Verein 
zur Förderung geistig Behinderter " (in deren Vorstand wir sind), die in 
unserem Sprachheilkindergarten Werdtweg 3 einen solchen Sonderkindergar- 
ten für geistigbehinderte Kinder einrichtete. Sie plant auch ein " frei- 
williges 10. Werkhilf s/jahr ". um diese Kinder nach der Schulpflicht nicht 
einfach fallen zu lassen. Dabei ist im Brünnenareal eine entsprechende 
geschützte Werkstatt zusammen mit dem " Band " geplant. Bisher versuchte 
unser Tagesheim an der Tscharnerstrasse (Frl. Marbach, Herr Trümmer), 
unsre "Arbeitsklässler" zu einer Anlehre zu bringen. Hier vergass man, 
eine Schulkommission zu ernennen, die auch die Laubeggwerkstatt für 
Schwachbegabte Schreinerlehrlinge zu betreuen hätte. Inzwischen hat sich 
aber die vom Stadtrat geforderte Sonderschulfachkommission gebildet, die 
eine politische Sonderschulgesamtkommission und ein von der zu beratendes 
Reformprogramm vorzubereiten hat. Sie wird sich vor allem eben mit einer 
ev. Adaptation des Basler, Bieler und St. Galler Sonderschulmodells be- 
fassen. Ein Hauptproblem, das die IV bisher ganz vernachlässigte, bleibt 
die Nachfürsorge für die Arbeits- und Hilfsklässler. 

Frau Arzner, Mitarbeiterin an Schularztamt und Berufsberatung, und Herr 
Gehrig, Leiter des Lehrlingsheims haben daher eine Art " Patronat " für die 
schulentlassenen Hilfs- und Arbeitsklässler übernommen, wobei sie eigent- 
lich schon im Bereich der sozialen Fürsorge sind.*)Streng genommen gehör- 
ten bereits die IV-unterstützten Arbeitsklassen unter die soziale Für- 
sorge, aber, um das Prestige der Eltern zu schonen und weil heute 
* )Wo die "Progressiven" Erziehungsheime wie Tessenberg durch "Kommunen "erset- 
zen wollen. versucht Herr G.mit Erfolg eine"Verdünnung"bis zu 1/5 Straff älÜ 
C erlDass die '"administrative Versorgung" kaum''resozialisiert" ,ist sicher. 
Zuuem widerspricht sie, wie wir im Grossen Rat seinerzeit ausführten, der 
"Menschenrechtekonvention" des Europarates. Deshalb verzichteten wir bewusst 
darauf, in Lobsigen in einem Bauernhof das geplante " Heim für schwererzieh- 
bare Schwachbegabte Valso für schwierige Hilfsschüler zu realisieren. Wie in 
Johannsen wollte man einen agronomischen Musterbetrieb schaffen, statt die 
Knaben durch eine Berufslehre zu resozialisieren, d.h. heute haben die heil- 
pädagogischen Gesichtspunkte die früheren"staatswirtschaftlichen H überwuiöni 
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optimistischere Ansichten über die Bildungsfähigkeit dieser Handicapier- 
ten im Schulalter bestehen, blieben diese Sonderklassen also bei der 
Schuldirektion. 

Wie der eindrückliche Film "Ursula oder das lebensunwerte Leben" von 
Frau Prof. Scheiblauer, sowie das Lebenswerk von Frau Dr. Egg zeigte, 
gibt es selbst unter den Mongoloiden (infolge erblichem Chromosomenüber- 
schuss) kein völlig bildungsunfähiges Kind. Nur sollte die Therapie früh 
schon im Kindergartenalter einsetzen, was fast eine Meldepflicht der 
Eltern oder der Kindergärtnerinnen verlangt, die in Deutschland eher als 
bei uns möglich ist, aber an die unseligen Nazizeiten erinnert. Daher 
schuf nun der "Verein für die Behinderten" eben einen eigenen privaten 
Sonderkindergarten, der noch von der IV und der sozialen Fürsorge mit- 
unterstützt wird. 

Schon Pestalozzis "humanitärer Sozialismus" forderte ja dabei, die Son- 
derschulung nicht nur manuell-utilitaristisch auf einen künftigen Selbst- 
unterhalt in einer Fabrik auszurichten, sondern als " Lebenswerkstatt " 
(Hanselmann} auch eine allgemeinbildende, intellektuelle Nachschulung zu 
versuchen, was nun der genannte Verein mit dem erwähnten " 10. freiwilli- 
gen Werkhilfs.jahr " mitanstrebt, um diesen Behinderten wenigstens die 
wichtigsten "Kulturtechniken" wie Lesen, Schreiben und einfachstes All- 
tagsrechnen beizubringen. 

Es scheint übrigens, dass die frühkindlichen Hirnschäden durch Geburts- 
traumen und vor allem durch Virusinfekte zuzunehmen scheinen l Was man 
früher als "Erbschaden" mit Fatalismus hinnahm, ohne an Therapie zu 
denken, wird heute mehr und mehr als erworbener Hirnschaden diagnosti- 
ziert, der bei hartnäckiger Uebung dank vikarierendem Eintreten brachlie- 
gender Hirnzellen mindestens gebessert werden kann. Besonders die Zähig- 
keit der russischen Logopädisten bei Kriegsverletzten erwies die Wirksam- 
keit solcher Heilpädagogik. Vermutlich hängt das vermehrte Auftreten 
viraler Hirnschäden nicht nur mit der verbesserten Diagnostik, sondern 
mit einer Art " bioti scher Enthemmung " zusammen. Die Sulfonilamide und 
die Antibiotika haben bekanntlich eine Reihe "klassischer" Bakterien aus- 
gerottet, wie z.B. den Erreger der typischen Pneumokokkenpneumonie, den 
Scharlachstreptokokkus usw., womit ein natürliches Gleichgewicht gestört 
wurde, da diese Bazillen offenbar Hemmungseffekte (analog dem Penicillin) 
auf die Viren ausübten. Auch darum müssen wir uns also dem heilpädagogi- 

schen Sonderschulwe sen in Zukunft noch mehr als bisher widmen.' *) 
*)Nicht erst im Kindergartenalter, sondern schon bei der Geburt müssen 
auch die sog. Enzymdefekte wie Phenylketonurie, Ahornsirupkrankheit usw.er- 
fasst werden, um Hirnschäden durch Diät usw. verhindern zu können. Dies 
verlangte ein e Motion un seres Schularztleiters Dr.Kipfer im Grossen Rat im 

Mai 1971. 
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So müssen wir z.B. auch die zunehmenden Sprachstörungen mit weiteren 
S prachheilambulatorien . ja schon mit Sprachheilkindergärten zu korri- 
gieren versuchen, da nur eine Frühbehandlung Erfolg hat. Das Stottern 
wird auch von der Neurologie längst nicht mehr als "Neurose", sondern 
als organischer Hirnschaden aufgefasst und muss daher medizinisch und 
nicht nur "psychotherapeutisch" angegangen werden (z.B. mit Vitamin B- 
Komplex, B 12, Encephabol.Lucidril, Gricertin, Glutaminsäure usw.). Den 
Legasthe nikern . die an einer Rechts-Linksorientierungsstörung (meist mit 
Linkshändigkeit und oft auch akustischer Raumorientierungsstörung) lei- 
den, muss ein SpezialUnterricht mit eher verbundenen und schrägen Buch- 
staben und Spezial Schreibmaschinen gegeben werden. Echte organische 
Legastheniker (2-3%) benötigen dabei eine spezialisierte Hilfskraft, 
während für die etwa 18% "falschen" Legastheniker (als Folge einer ein- 
seitig gehandhabten " Ganzwortmethode " beim ABC) Lehrerkurse durch die 
Erziehungsberatung genügen. Im Grunde ist ja der Sprung in der ersten 
Primarklasse vom Laut zur Schrift und von der Bilder-zur Lautschrift ein 
ungeheurer, zu dem die Menschheit mehrere tausend Jahre benötigte! (Die- 
ser Wandel ist noch eindrücklich an der hebräischen Schrift zu demon- 
strieren, weshalb uns F rau Prof. Feitelsohn auch Jerusalem bestätigen 
konnte, dass dort die Legasthenie seltener als bei uns ist, dagegen 
rechne man bei den Studenten schon bei der Enzelpultanordnung mit 45% 
Linkshändern! Aleph, Alpha war ursprünglich das Bild des Stieres V, das 
später umgedreht wurde, ähnlich wie Gamel, Kamel für g usw. Auch im 
Dalet, Zelt, D ist das ursprüngliche Bild noch erkennbar, ebenso in Beth, 
Beta, das Haus (noch im jiddischen Wort "Beiz"). Die Lautschrift, das 
Alphabet entstand nun durch Benutzung des Bildes nur noch für den An- 
fangslaut! Ein solcher "genetischer" ABC -Unterricht ist aber also nur 
noch in der hebräischen Schrift und Sprache möglich, wo die ürbedeutun - 
ge n eben noch durchschimmern. Zudem kommt ihre Link släufigkeit den Links- 
händern und Legasthenikern entgegen. Eine sorgfältigere Schulung als 
bisher bei den Legasthenikern empfiehlt sich bei uns auch deshalb, weil 
Prof. Weinschenk, Marburg^bei durchschnittlich 8% kongenitalen Legasthe- 
nikern in der 2. Primarklasse ( ,- vorher schwindeln sie sich meist unbe- 
merkt durch, bis die Wörter komplizierter werden) in Hessen* hernach in 
Strafanstalten und Fürsorgeheimen bis zu 35% Legastheniker fand und daher 
von "Kriminogenität der Legasthenie" sprach. Die soziale Isolierung durch 
die Lese-Schreibschwäche führe zu sekundären seelischen Fehlentwicklung- 
en! Unsre bisherige, die Legasthenie eher bagatellisierende Einstellung 
in der Erziehungsberatung muss also sofort geändert werden und eine 
hauptamtliche Kraft für die organischen Fälle engagiert werden. 

*)Ein weiteres Kuriosum unserer Schulen ist der" Schreibunterricht "in einer 
"charakterlosen"Schulschrift (als"Endschrift"aus der"zackigen"Schrift des 
"Fröntlers"Hulliger entwickelt!) bis hinauf in die 2.Sek.klasse,wobei die 
Lehrer jede Regung zur Individualität energisch unterdrücken. Off enoar wil] 
man mit dieser H Graphotherapie"eine Art seeliseher Haltungsübung bezwecken?! 
Legastheniker finden sich bei verbundener Schrägschrift am besten zurecht. 
Besser noch Schreibmaschine, die überhaupt an der Volksschule einzuführen isi*. 
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Für die Schwerhörigen richteten wir einen Spezialkindergarten zur Früh- 
erfassung ein } und lösten die Schwerhörigenklasse von den übrigen Klein- 
klassen. Dank moderner sprachläborähnlicher Apparate erzielt man hier 
heute recht erfreuliche Resultate, ähnlich wie bei den Blinden, deren 
verfeinertes Gehör sich für Musiktherapie eignet. Da der menschliche 
Kontakt eher akustisch als optisch zustandekommt, kommt es bei Blinden 
weniger als bei Schwerhörigen und Taubstummen zum Vereinsamungsgefühl. 

Abgesehen von der erwähnten Sonderschulfachkommission will auch der 
Verein "HILF ", in dem die Schuldirektion Vorstandsmitglied ist, durch 
die Gründung eines heilpädagogischen Seminars und eventuell eines heil- 
pädagogischen Zentrums in Bern das Sonderschulwesen aktivieren. 

Allerdings findet die Idee einer heilpädagogischen Zentralschule bei der 
Elternschaft wenig Echo, erstens weil der Schulweg für die meisten sehr 
lang werden dürfte, und zweitens, weil es ihr Soziälprestige verletzt, 
ihr Kind unter lauter, z.T. noch stärker Behinderten zu sehen. Auch 
spukt im Volksglauben noch immer die Idee einer "seelischen Ansteckung". 
Ferner fürchten die Eltern, ihre Kinder würden dem angegliederten heil- 
pädagogischen Seminar als Uebungs- oder gar Versuchsobjekt dienen. Viel- 
leicht bleibt man also doch bei einer dezentralisierten Kleinklassen- 

C-Führung.(In seiner Antwort vom 7.11.69 auf unsre " Schriftliche Anfrage " 
,Q\ versprach der Kanton die Einsetzung einer "HILF "-Konimission . )*) 

Es dürfte übrigens doch ein Symptom für das Ungenügen unseres Schul- und 

besonders unseres Sonderschulwesens in Bern sein, dass wir neben den 
öffentlichen Schulen mehr als jede andre Stadt noch eine Unzahl privater 
Institute beherbergen, die alle florieren.**) Es ist aber eine soziale 
Ungerechtigkeit, dass gerade jene Eltern mit Schulgeld belastet werden, 
deren Kinder irgendwie nicht dem durchschnittlichen Intelligehztyp- entspre- 
-Chen » dessen Normen unsre ßaamen festlegen. Wir sahen schon, dass diese 
" Durchschnittsintelligenz" unserer öffentlichen Schulen eine ziemlich un- 
realistische und auch von der Wirtschaft gar nicht begehrte Grösse ist. 
So sind viele Kinder heute, zumal aus geschiedenen Ehen bei normaler In- 
telligenz oft verhaltensgestört, ja so "schwierig" zu halten, dass sie 
sogar in unsern Kleinklassen unmöglich sind. Oder sie lassen sich durch 
diese nicht bis zur 5. Klasse wieder einschulen. Obwohl seit 1966 ge- 
plant, besitzen wir noch heute keine Kleinklassen von der 5. bis zur 9. 
Klasse, sodass hier das Seminar Muristalden einspringen muss. Die " Kleine 
Anfrage" Briner warf nun die Frage einer vermehrten Subventionierung 

*)Siehe S.lo9a 
* *) s. Tabelle folgende Seite llo. 
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*) 7^27. Schriftliche Anfrage Dr.Sutermeister betr. "HILF"; Antwort. - 

Dr. Sutermeister schneidet mit seiner Schriftlichen Anfrage das Gebiet der 
Sonderschulung an. Wenn auch einige grosse Gemeinden - in der Regel die Städte - 
schon ein recht differenziertes Sonderschulwesen haben, so ist nicht zu bestrei- 
ten, dass wir auf Kantonsebene in dieser Hinsicht noch in den Anfängen stecken. 

Wichtigste Voraussetzung für ein modernes Sonderschulwesen sind vorzüglich 
ausgebildete Lehrkräfte für die verschiedenen Sünderschultypen. Hier hat der Kan- 
ton Bern - im Gegensatz zum Kanton Zürich, der ein Heilpädagogisches Seminar 
besitzt - erst eigene Erfahrungen mit der Ausbildung von Hilfsklassenlehrkräften 
gesammelt . 

Es ist tatsächlich lobenswert, dass sich im Verein "HILF" Persönlichkeiten, 
die das Sonderschulwesen auf eine breitere und fachlich bessere Stufe bringen 
möchten, zusammengeschlossen haben, um das gesteckte Ziel - ein heilpädagogisches 
Seminar oder Zentrum - besser erreichen zu können. 

Es stellt sich nun aber die grundsätzliche Frage, ob es richtig ist, dass sich 
der Kanton in diesem Bereich bloss als Subventionszahler beteiligt, ohne selber 
gestaltend mitzuwirken. Die Erziehungsdirektion ist gewillt, den ganzen Problem- 
bereich ''Sonderschulwesen" umfassend abzuklären. Da wird zweifellos auch die Frage 
eine s heilpädagogischen Seminars behandelt werden müssen. Es sind eigentlic h vier 
Säulen, auf denen ein heilpädagogisches Seminar aufgebaut werden sollte: 

1. Ausbildung von Lehrern für verhaltensgestörte Kinder und Jugendliche (Klein- 
klassen und Heime für Erziehungsschwierige) . 

2. Ausbildung von Lehrern für Geistigbehinderte (Hilfsklassen und Heime für Debile). 

3. Ausbildung von Lehrerkräften für Körperbehinderte (Zerebralgeschädigte, Unfall- 

folgen usw.) . 

k. Ausbildung von Lehrkräften für Sprachgestörte (z.B. Logopäden), 

Selbstverständlich wird die mögliche Zusammenarbeit mit dem bereits beste- 
henden Verein "HILF" abzuklären sein. Dieser hätte z.B. in Sachen Information der 
Bevölkerung und Koordination der Bestrebungen eine grosse Aufgabe. 

Es scheint ferner gewiss zu sein, dass die Spezialisten der Universität an 
der medizinischen und der philosophisch-historischen Fakultät hesser zur Mitar- 
beit herangezogen. werden müssen. Im Bereich des Sonderschulwesens_,gilt es also 
auch viel interdisziplinäre Arbeit zu leisten, können doch bestimmte Gebrechen 
(z.B. Sprachgebrechen). . organisch oder, psychis .eh., bedingt sein. 

Die grossen und nicht nur heute zu lösenden Aufgaben möchte die Erziehungs- 
direktion einer kantonalen Kommission übertragen, in der Vertreter folgender "Rich- 
tungen" vertreten sein müssten: 

1. Universität (Spezialisten) 

2. Erziehungsberatung 

3. Praktiker der verschiedenen Sonderschulbereiche 
h. Verwaltung 

Zusammenfassend halten wir fest: 

1. Eine optimale Zusammenarbeit zwischen dem Verein "HILF" und dem Kanton iBt,.er- 
wünacITc. flach unserer Auffassung muss aber der JCanton die Führung übernehmen. 

2. Aufbau und Anpassung des Sundercehulweeens an die heutigen Bedürfnisse sind 
unbestritten. 

Im Zuge rii pser" Kantonalisierung"des Sond erschulwesens statuierte das De- 
kret vom 1.11. g "* AV^Hor-nncr^ fi.9.7o eine Kantonalisierung auch der Er- 
ziehunrsb eratung , die, zusammen mit dem Schularztamt , die Testung una Zuwei- 
sung zu den Sond erklassen(über die Primarschulkornraissionen)besorgt. Gewisse 
Widerstände im Jura, wo. man mit dem »Service "^ico-psychologique «unzufrie- 
den zu sein scheint, sowie ein städtischer Vertrag von 1964, der anders lau- 
tete Hessen den Rat das Dekret nochmals an die Kommission zurückgehender 
eigentliche Sinn war aber, auch ärmeren Gemeinden solche ErziehungsberatunjjB 
stellen zu ermöglichen. Gewisse Misstände ergaben sich seit je aus dem kau 
+nBBlon Aii-ftrac'an die Erziehungsberatung, Praktikanten auszubilden. So 
«leiten also ? f fbluUge Inf änSer mittels fragwürdiger Tests''Schiksal»,in 
lern sie leicht verhaltenegealBrte Kinder zu-Hilfsklässlem» stempelten, was 
zu Elternprotesten una zusätzlichem Kinderver sagen führte, denn nur eine 
S w i";™l^oM B^ fl inifiin g nach oben "bringt die therapeutisch notigenJPunk- 
JLijm3xeizjg_für_das Kind! 


- 110 - 


+» 

in 
CVJ 

S 

CT» 

C- 

o 

CM 

cvj 

CM 

E4 

i-4 

H 

rH 


c- 
o 

CM 


CTt 
VO 

cg 


o 

in 
cm 


vo 
o 

CM 


CM 
(\J 


C- f- VO 

in H m 

(M |T( |Oi 

H H i-l 


o\ 


?-aa 





03 

* 

o 














rH 



CO 
















g 

3 

4> 

• 
+ 

• 

1 


1 


a 

CM 

CVI 

in 

CM 



VO 



W 

CO 

3 
© 

CD 

i 

u 

• 










CO 

CM 




&. 

M 

CM 

•«*• 

H 

H 

CM 

in 

in 

CO 

CM 

in 

H 







CM 

CM 

KN 

tn 

C- 

s 

o 

K> 

in 

^t- 

CO 





CO 

rH 

H 

H 

H 

H 

CM 

CM 

CM 

CM 

CM 




0) 
















XI 
















u 
















09 


1 

1 

1 


1 

i 

1 

CM 

r~ 

K\ 

r-t 




•H 
Q 









CM 

(A 

in 

CO 


,-»» 


3 














•H 


* 














rH 
















h 
















© 
















X< 

















:0 

© 

rH 














« 

•h 

3 


CM 

in 

in 

t- 

^f 









(0 

XI 


VO 

o> 

rH 

o 

O 

i 

| 

1 

1 

l 

| 



* 

u 

CO 




H 

rH 

rH 









ü 















pp 



L 













+» 


Vt 
















•ö 

ö 

H 

rH 

H 

O 

CM 

CM 

VO 

H 

CO 

H 

o 

VO 

m 

sS 

(U 

o 

•H 


VO 

t- 

CO 

CO 

O 

O 

tA 

CM 

tn 

CM 

«sj- 

+» 

rH 

•ö 



XI 

r-t 

r-i 

rH 

rH 

CM 

m 

CM 

CM 

CM 

CM 

CM 

co 

5 

5 

4» 
CO 

o 

CO 












* 

ü 















ö 

CO 
















r-i 

• 


% 













& 

a 


S 













ü 



•H 













n 

•o 


4» 













+» 

§ 


-Ö 


CT» 

in 

rH 

in 

rH 

»n 

t> 

in 

VO 

CM 

t- 

a) 


r-i 


CT» 

«9 

CT» 

in 

VO 

m 

m 

KY 

CM 

•«J- 

CM 

> 

•H 

P4 

d 

CD 
4» 


O 

x> 


rH 

r-i 

rH 

rH 

rH 

rH 

t-i 

rH 

rH 

rH 

r-i 















•H 


w 













ö 

V 















a> 

XI 















•ö 

U 


fl 














5 

TJ 

© 


• 












fl 

XI 


a 

K> 

H 

q 

■«* 

VO 

CM 

m 

VO 

O 

t~ 

CO 


•rj 

o 


CM 

cm 

rH 

O 

er» 

O 

cn 

CO 

vT» 

CO 

C~ 

CT» 

SS« 

<ö 


M 

CM 

CM 

CM 

CM 

H 

CM 

rH 

rH 

«H 

rH 

r-t 

VO 

er» 

ö 

£ 



PH 












rH 

© 

XI 

s> 

•3 

• 












S 

o 

3 

Xi 

M 

o> 

tn 

t- 

CO 

CO 

O 

•<!• 

o\ 

O 

K\ 

m 

0) 

•H 

0) 

o 



■xl- 

in 

m 

in 

in 

in 

in 

■«*■ 

■SI- 

^ 

H 

■3 

X! 
ü 

a 



CO 

rH 

rH 

H 

rH 

rH 

H 

H 

ri 

i-i 

r-i 

r-i 

N 

eö 















f-l 

U 















0) 

Q* 















H 

n 



M 












: 3 



fl 

3 












xi 

M 

(D 







in 

VO 

H 

Tf 

H 

K\ 

O 

8 

£ 

o 

© 

r-i 

<Ö 

•3 



KN 

rH 

o 

CT» 

O 

CT» 

CTv 

CO 

•ö 

J 

H 






H 

H 

rH 


H 





u 

fl 

O 

4» 


er» 

VO 












o> 

CO 




o 

rH 










"Ö 

rH 

• 

•H 

• 

CA 

tn 











2 

9 

| 

AJ 



CO 

«*• 

m 

VO 

H 

CM 

in 

VO 

CM 

>J 

XI 

0) 





in 

in 

in 

m 

m 

m 

in 

in 

in 

+» 

n 

o 

CO 

CO 

X 

CO 



r-t 

r-t 

rH 

r-i 

r-t 

r-i 

r-t 

r-t 

r-i 















•H 

CD 















• 

■p 

M 




o 

H 

CM 

m 

5 

in 

VO 

t> 

CO 

o\ 

O 


cd 




VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

c- 

+» 

o 




CT» 

CTV 

C/v 

CT» 

o> 

cjv 

CT» 

o\ 

er» 

<Tv 

o> 

CO 

' — ' 




r-i 

•H 

rH 

r-t 

rH 

r-i 

rH 

rH 

rH 

r-i 

rH 


















* 


















in 


U 


XI 


^ 



■8 



• 

4* 
«M 

1 


°Q 


•H 



H 


s 

3 






<T> 


•-» 

•H 


* 

2 

J3 


in 



o 


cr> 


S 
■P 
N 

+» 

r-i 




CO 






rH 


S 

ö 

1 

§ 
N 



+» 
XI 
O 
•H 





» 

rH 
U 

CO 





h 




s 

C0 


co" 




H 



(3 
•H 



XI 
ü 
•H 



+» 
XI 

u 


H 
Xi 

o 


M 




in 


■P 

>• 


in 


Vi 




-P 
X) 

ü 
•H 

c 



fl 

•H 


3 


VO 


fn 




CT» 




Xi 

rH 


m 


8 


■p 

rH 

« 

fi 


> 




3 
+» 


r-t 

ja 

O 

31 

Ö 



VO 


T3 

•ö 


"<!f 



ö 

P 







CD 

e 





r-t 

5 



X* 

o 

•• 

N 

■p 

er» 

ä 

a 

N 




+» 



fl 

■p 




•ö 



CO 


O 


-0 

ä 

er» 

VO 

I 

XI 

ü 

<H 

er» 

o 



a 

ö 

rH 

M 

» 




-111- 
oder gar einer Verstaatlichung dieses Seminars auf (, das übrigens, wie das 
"Freie GymnasiurrTund selbst die "Neue Mädchenschule "gemischte Klassen führt, 
und mit letzterer für' den Kanton Seminaristen ausbildet), zumal unsre Erzie- 
hungsberatung seit längerer Zeit auch Kinder aus unsern Schulen den"Klein- 
klassen Muristalden*' zuweist. Muristalden selber machte den Vorschlag, 
wir sollten l/3 des Schulgeldes (ca. 800 Fr. pro Schüler) dieser Klein- 
klässler übernehmen, was jährlich 10.800 Fr. für die 135 Schüler aus- 
machen würde. Da der Kanton nur bei Arbeitsklässlern subventioniert, 
trotzdem aber die Oberaufsicht über alle Sonderschulen führt, wäre die 
Belastung für die bisher 14 von uns zugewiesenen Schüler etwas einsei- 
tig, zumal diese Klassen dem Seminar zugleich als Uebungsklassen dienen. 
Zudem handelt es sich hier nicht eigentlich um "wieder einschulbare" 
Kleinklässler, sondern um meist hirnorganische " Dauerproblematiker " mit 
grossen Leistungsschwankungen, also um eine heilpädagogische Aufgabe. 
Auf der andern Seite mangeln uns dringlich noch weitere dezentralisierte 
3., 4. und 5. Kleinklassen in Bümpliz usw, Sollten wir also die Muri- 
stalden-Kleinklassen von der 5.-9. Klasse eventuell als Sonderklassen 
unter unserer Sonderschulkommission ganz übernehmen? Schon Prof. Klaesi 
meinte, solche " Dauerproblematiker " wären besser unter "Verdünnung" in 
Normalklassen zu halten, aber viele Eltern solcher Kinder ziehen aus 
Prestigegründen eine Privatschule vor. Auch in Frankfurt wurde mit dieser 
" Verdünnungsmethode " bei allerdings kleinen Normalklassen ä 20 bei den 
Dauerproblematikern der 5.-9. Klasse die besten Resultate gemacht, so- 
dass man diese Kleinklassenstufe entbehren könnte? (Dr. Siegfried). 
Anders der Basler Rektor der Sonderschulen Mattmüller, der sogar noch 
auf der Gymnasiumsstufe solche Kleinklassen für norraalintelligente, aber 
milieu- und verhaltensgestörte Schüler anstrebt, ohne freilich bisher 
bei den Behörden durchzudringen. 

Jedenfalls ist unser Bestand von 12 Kleinklassen, 30 Hilfsklassen und 

2 Einführungsklassen als "Sonderschulen " noch viel zu gering, zumal die 

verhaltensgestörten Problemschüler eher zunehmen (Scheidungs- und 

Schlüsselkinder mit "Heimverlust") .(Muristalden muss also so oder so ge- 
holfen werden, z.B. dank entsprechender Gemeindeautonomie durch Stipendien^] 
Uebrigens stammen diese relativ zahlreichen Privatschulen Berns z.T. noch' 

aus der "Kulturkampfzeit" , als die "Radikalen", die "Aufklärer" den ari- 
stokratischen Patrizierfamilien' das Regiment aus den Händen nahmen und 
neue "säkularisierte" Schulen gründeten» Die damals betont pietisti- 
schen Patrizier gründeten daher ihrerseits religiöse Privatschulen wie 
das "Freie Gymnasium" , , das ' Evangelische Seminar Muristalden »und später 
die "Neue Mädchenschule" (Theodor v.Lerber u.a.), die bis heute eine 
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besonders bei der begüterten Bevölkerung beliebte Ausweichstelle für 
Einseitigbegabte und Spätreifer sind, die der staatlichen Schulselektion 
zum Opfer fielen. Eine ähnliche Rolle spielten seit je die privaten 
Sonderschulen wie die Steinerschule, die "Freie Schule" , die davon ab- 
splitterte, die "Musische Schule", der "Schulzirkel" , die " Christopho- 
rus"-Schule usw. , die uns bisher einige Aufgaben auf diesem Sektor in 
bemerkenswerter Weise abnahmen. Hier betätigten sich seit je auch päda- 
gogische Laien, aber mit innerer Berufung, da der Kanton an solchen 
Schulen auch Nichtlehrer zulässt, wenn nur der Schulleiter ein Lehrer- 
patent hat. Dass so natürlich auch eine pädagogische Kurpfuscherei mög- 
lich wird, wurde offenbar in Kauf genommen /Besonders bezüglich der" Heim- 
versorgung "gilt heute der Satz: die schlechteste Familie ist immer noch 
besser als .das beste, Heim! )Viele dieser Institute leisten aber"gesamtschu- 

üerade' diese vielen Ausweichmöglichkeiten in Privatinstitute aller Art ha- 
ben vermutlich bishe r die Reform der öffentlichen Schulen hintangehalten, 
aber es ist eben doch eine soziale Ungerechtigkeit, dass die Eltern nicht 
ganz "durchschnittsbegabter" Kinder Schulgeld zahlen müssen, weshalb im 
Grossen Rat Fürsorgedirektor Schädelin das Postulat einreichte, man solle 
dann wenigstens die vom Kanton als obligatorisch erklärten Lehrmittel den 
Privatschulen gratis abgeben, - ein Postulat, das wieder aus "rechtlich- 
en" Gründen (wegen der Präzedenzgefahr) vom Kanton abgelehnt wurde?)/ 

Da die amtlichen Mühlen in Bern besonders langsam mahlen, indem durch 
allerlei "Kommissionen" allzuviele Sicherungen vorgebaut sind ( ,- ein 
Vor- und Nachteil der direkten Demokratie) hat sich, wie erwähnt, des- 
halb eine private Vereinigung "HILF" gegründet, um mit eigenen Mitteln 
schneller ein heilpädagogisches Seminar und Zentrum zu gründen. 

31.) 

Aehnlich ging die " Ecole Romande " in Bern als erste "französische" Privät- 

-schule vor, nachdem von amtlicher Seite jahrelang nichts unternommen 

worden war. Auch hier stellt sich heute das Problem einer möglichen Inte ~ 

gration dieser Schule im Sinne einer öffentlichen kantonalen oder sogar 

städtischen Schule, während eine andre Lösung die Eröffnung welscher 

Parallelklassen an unsern bestehenden Schulen nach dem Beispiel Biels 

wäre. Da der Kanton bisher seine bereits geäusserte Absicht, diese Schule 

zu "kantonalisieren", noch nicht wahr gemacht hat, die Motion Liniger im 

Stadtrat vom 25.9.1969 mit 6 Mitunterzeichnern aber nachgerade doch eine 

Antwort erwartet, müssen wir auch auf dieses "Gesamt schul "-Problem aus- 

führlich eingehen. Die genannte Motion hatte folgenden Wortlaut: 

" Als Bundes- und Kantonshauptstadt eines zweisprachigen Kantons hat 
Bern bis heute keine öffentlichen französischen Schulen. 
Um den vielen französisch sprechenden Familien, die beruflich gezwung- 
en sind, vorübergehend oder ständig ihren Wohnsitz nach Bern zu ver- 
legen r Gelegenhe it zu bieten, ihre Kinder in der Muttersprache unter- 

*)Im Dez. 1970 gelangte auch die " Neue Mädchenschule "mit einem Notruf an 
uns, da die durch einen Turnhallenbau verschuldet sei. Seit 1961 habe sie 
Jmmerhin 419 Lehrerinnen und 187 Kindergärtnerinnen für die Stadt ausgebil 
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richten zu lassen, wird der Gemeinderat beauftragt, die Bedürfnisfrage 
so rasch wie möglich abzuklären und dem Stadtrat eine Vorlage zur Er- 
richtung solcher Schulen vorzulegen." 

Unser Bericht vom 5.1.1970 a n den Gemeinderat lautete: 

''Das Problem ist alt und geht auf die Frage der Täuferschulen im Jura 
zurück, die dank einem Dekret aus den Neunziger jähren subventioniert 
wurden. Nach dem 1. Weltkrieg befasste sich ein Gutachten von Prof. 
Burckhardt mit diesen Problemen. Die Zentralschulkommission beschäftig- 
te sich ihrerseits schon 1934 mit dem Thema einer "Welschen Schule in 
Bern". Bereits 1924 planten auch Welschschweizer in Bern eine solche 
"Welsche Schule". 

Am 25.6.42 richtete schliesslich die "Association des Amis de l'Ecole 
fran9aise de Berne" eine Eingabe an den Regierungsrat, worin sie ihr 
Projekt einer welschen Privatschule entwickelte und das Gesuch stellte, 
der Kanton möge mit ihr, dem Bund und der Gemeinde die Kosten dafür 
übernehmen. Das Gesuch wurde dann der städt. Schuldirektion zum Bericht 
überwiesen. Der Gemeinderat äusserte sich am 26.2.43 in einer "vorläu- 
figen Meinungsäusserung" ablehnend, versprach aber ; den Schulkindern 
welscher Zunge "über die Anpassungsschwierigkeiten hinwegzuhelfen". Die 
von Schuldirektor Dr. Bärtschi angeregte Konferenz mit dem Kanton kam 
aber erst im Januar 1944 zustande, während bereits im Dez. 1943 auf 
der Stadtkanzlei erneut eine Petition mit über 4000 Unterschriften zu- 
gunsten einer welschen Schule in Bern eingetroffen war. Die Petition 
berief sich dabei auf das unverlierbare Recht ( "un droit imprescrip- 
tible") jedes Schweizers, seine Kinder in ihrer Muttersprache unter- 
richten zu lassen. *) Der Gemeinderat lehnte dieses Argument als 
Durchbrechung des'T erritorialitätsprinzips l'idas bisher in der Schweiz 
für die Sprachenfrage massgebend und zur "Erhaltung des Sprachfriedens 
unerlässlich" sei, ab. Dann wiederholten die Gesuchsteller ihre Peti- 
tion mit der neuen Begründung, in diesem Fall müsse man den eidgenössi- 
schen und kantonalen Beamten welscher Zunge in Bern eine "sprachliche 
Extraterritorialität" zuerkennen. Die Behörden seien auf Verwaltungs- 
beamte welscher Zunge angewiesen, da der Bund wie der Kanton zweispra- 
chig seien. Man müsse also für Bern als Bundeshauptstadt ein Ausnahme- 
statut errichten, das den welschen Beamten die Wahrung ihrer Latinität 
ermögliche. Der Gemeinderat lehnte auch diese These ab. Ein weiteres 


*) Merkwürdigerweise fehlt dieses "Recht" expressis verbis auch in der 
Menschenrechtserklärung der UNO und des Europarats, was angesichts 
der neusten"Sprachenkriege"in Belgien, Canada, Irland, Spanien und im 
berner Jura zu bedauern ist. 
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Argument der Initianten stützte sich auf Art. 14 des kantonalen 
Lehrerbesoldungsgesetzes , welcher bestimmt, dass "besondere öffent- 
liche oder private Schulen, die mit Rücksicht auf Wegschwierigkeiten 
oder Sprachverhältnisse bestehen oder errichtet werden", ausserordent- 
liche Staatsbeiträge erhalten sollen. Schon 1891 erklärte aber der 
damalige jurassische Erziehungsdirektor, Dr. Gobat, bei der Beratung 
des betreffenden Paragraphen im Primarschulgesetz , diese Bestimmung 
beziehe sich nur auf die deutschsprachigen Täuferschulen im Jura und 
nicht etwa auf eine in Bern geplante französische Schule. 

Am 18. Februar 1944 verlangte nun eine Interpellation v.Greyerz Aus- 
kunft vom Gemeinderat, worin bereits eine ablehnende Haltung des Regie- 
rungsrates betr. "Errichtung einer welschen Schule in Bern" erwähnt 
wurde. Man berufe sich auf das Territorialitätsprinzip auf Grund von 
Art. 17 der Staatsverfassung. Der Interpellant schlage aber als 
" Zwischenlösung " die Errichtung von "Anpassungsklassen auf der unteren 
Stufe der Primarschule, sowie besondere parallele Französischklassen 
auf der Oberstufe " vor. In der Beantwortung der Interpellation führte 
Schuldirektor Dr. Bartsch! am 28.4.44 aus, auch der Regierungsrat habe 
am 24.3.44 das Gesuch der "Association des Amis de l'Ecole francaise" 
definitiv abgelehnt und nicht einmal das Gesuch des Gemeinderats um 
eine staatsrechtliche Abklärung an den Bundesrat weitergeleitet. Immer- 
hin habe er die Bewilligung zur Gründung einer welschen Privatschule 
gegeben, sodass diese nun zustande gekommen sei. Der Interpellant er- 
klärte sich von dieser Antwort als befriedigt, nicht aber die neue 
Motion Boivin vom 5. M a i 1944, die dringlich die Einsetzung einer Spe- 
zialkommission zur "besseren Berücksichtigung der Bedürfnisse der 
welschsprechenden Schüler" verlangte. Sie wurde abgelehnt. Aehnlich 
lautete eine schriftliche Anfrage Bickel im Grossen Rat. Aber erst 
die am 12.3.46 eingereichte Interpellation Wirz und die Kleine Anfrage 
Friedli Hessen diese Kommission realisieren. 

In der Interpellationsbeantwortung führte Schuldirektor Dr. Bartsch! 
aus, das Bundesgericht habe auch den Rekurs der Freunde der welschen 
Schule abgelehnt. Trotzdem sei man aber seither in Bern der welschen 
Schule durch besondere Deutsch- und Französischkurse entgegengekommen 
und habe diesem Privatinstdlut auch Turnraum, Schularztdienst und Schul- 
mobiliar gratis zur Verfügung gestellt. Ferner werde der Gemeinderat 
die vom Regierungsrat nicht weitergeleitete Anfrage an den Bundesrat 
direkt einreichen, und schliesslich werde die Zentral schulkommission 
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nun einen Ausschuss zur Prüfung des ganzen Fragenkomplexes bestellen. 
Im Nov. 1946 wurde dann endlich der 15-köpfige Studienausschuss einge- 
setzt, von dem man aber in den nächsten Jahren immer nur von Ersatz- 
wahlen vernahm« 

Unterdessen beschäftigte sich auch das Eidgenössische Parlament mit 
diesem Problem (Postulat Despland im Ständerat 1949, Interpellation 
Reverdin im Nationalrat 1957). 

Bei der Behandlung des Verwaltungsberichts 1950 stellte Stadtrat Ber- 
tallo am 21.6.51 die Frage, zu welchen Schlüssen nun diese Kommission 
gekommen sei. Ihm wurde geantwortet, man habe inzwischen durch ein Gut- 
achten von Prof .Huber erfahren, dass zwar der Errichtung von Privat- 
schulen prinzipiell nichts im Wege stehe , dass aber bereits eine fran- 
zösische Privatschule und erst recht deren Subventionierung dem sog. 
Territorialitätsprinzip des schweizerischen "Sprachrechts" entgegen- 
stehe. Der Sprachenartikel der Bundesverfassung Art. 116 und Artikel 17 
der bernischen Staatsverfassung sprächen zwar von vier resp. zwei Amts- 
und damit auch Unterrichtssprachen, aber der "Sprachfrieden" hänge von 
der "Unversehrtheit" der Sprachterritorien ab, die durch jene Artikel 
gewissermassen garantiert würden. Eine direkte Anfrage des Gemeinderats 
an den Bundesrat, ob dieser nicht die Führung in dieser Angelegenheit 
nehmen wolle, sei bisher unbeantwortet geblieben. Inzwischen habe man 
aber einen welschen Kindergarten subventioniert, der welschen Schule 
Turn- und Pausenplätze überlassen, die Uebertritte in die Mittelschulen 
der Stadt erleichtert, in diesen spezielle Französischkurse für Welsche 
wie auch Italienischkurse für Tessiner Schüler eingerichtet usw. Dass 
aber nicht alles zum Besten stand, ergab die Kleine Anfrage Aeilig vom 
26.10.51 über die "Schwierigkeiten der welschen Schule ", worin geklagt 
wird, dass ein 46-seitiger Lagebericht der drei welschen Mitglieder 
jener Spezialkommission vom 8.5.48 von der Zentralschulkommission nie 
behandelt worden sei. Dagegen hätten sämtliche Stadträte kürzlich von 
der "Bubenberggesellschaft" (Vereinigung zum Schutze der heimatlichen 
Sprache) folgende Schriften zugestellt erhalten: 

1. Die bernische Universität 

2. Die Jurakrise 

3. Ueber das Verhältnis der Sprachen in der Schweiz 

4. Französische Schulen in Bern 

5. Wir und die deutsche Kultur 

Stadtrat Aeilig verwahrte sich, als Separatist angesehen zu werden. Er 


- 116 - 

vertrete nur die Eltern der 275 Schüler, die durch eine neuerliche Er- 
höhung des Schulgeldes schwere Opfer brächten, obgleich sie meist zu 
den einfachen Angestelltenkreisen gehörten und nicht nur aus dem «Jura, 
sondern aus allen welschen Kantonen stammten. Das (obligatorische) 
Schulmaterial sei ebenfalls teuer. Die welschen Eltern bezahlten 
schliesslich in Bern ihre Steuern, und die welsche Schule diene der 
Oeffentlichkeit. Eine einmalige Subvention von Fr. 20'000.- könnte die 
prekäre Situation der Schule retten. Im übrigen verlange er Bericht 
über die bisherige Arbeit der Spezialkommission, sowie ev. Bestellung 
einer neuen, die sich nicht weigere, die erwähnte Eingabe der welschen 
Mitglieder zu behandeln. Nachdem der Interpellant wegen seiner Ausführ- 
lichkeit getadelt worden war, zog er seine Kleine Anfrage schon nach 
vier Tagen brieflich wieder zurück, und dann wurde es wieder für einige 
Jahre verdächtig still. 

Wie der Verwaltungsbericht der Schuldirektion 1950 erwähnte, hatte die 
Erziehungsdirektion durch Herrn Prof. H. Huber ein Gutachten über eine 
mögliche "Subventionierung der französischen Schule in Bern" erstellen 
lassen. Das vom 17.9.48 datierte Gutachten beschränkte sich aber nun 
nicht nur auf die staatsrechtliche Frage, sondern ging ausdrücklich 
auch auf "staatspolitische" Belange ein, wobei es in etwss apodikti- 
scher Form zu folgenden recht extremen Folgerungen gelangte: Nach 
"geltendem Recht" sei weder der Bund noch der Kanton verpflichtet, ja 
überhaupt berechtigt, der französischen Schule in Bern Subventionen zu 
geben. S ogar der gegenwärtige Bestand der welschen Schule sei "staats- 
politisch" im Grunde nicht zu vert reten, da sie gegen den "obersten 
Grundsatz des schweizerischen Sprachrechts", gegen den "Anspruch jedes 
Stammes und Sprachgebietes auf Erhaltung seiner sprachlichen Integri- 
tät" Verstösse, eine Terminologie, die übrigens unangenehm an überwun- 
dene Chauvinismen der Dreissiger jähre erinnerte. Das auch von Hegnauer 
u.a. vertretene "Territorialitätsprinzip", das an das "cuius regio, 
ejus religio" des Dreissigjährigen Religionskriegs erinnert , geht näm- 
lich von der fragwürdigen Hypothese aus, dass scharfe Sprachgrenzen 
den "Sprachfrieden" allein sichern könnten. Die Erfahrung lehrte seit- 
her das Gegenteil: wo scharfe Grenzen gezogen werden, gibt es keinen 
Frieden; wo dagegen Integration stattfindet, wie z.B. im Elsass oder 
auch im Wallis und im Kanton Freiburg, wo welsche und deutsche Klassen 
in gemischten Schulen bestehen, herrscht Sprachfrieden. Der Jurakon- 
flikt hatte von Anfang an vor allem psychologische Ursachen. Bern hat 
nicht nur als Bundeshauptstadt, sondern auch als Stadt eines zwei- 
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sprachigen Kantons und als Diplomatenstadt die Verpflichtung, beide 
Sprachen zu pflegen, zumal Hochdeutsch als Amts- und "infolgedessen", 
wie Huber folgert, als Unterrichtssprache gar nicht die "Muttersprache" 
des alten Kantonsteils ist. Anders wäre es, wenn die Deutschschweiz 
ihren Dialekt wie Holland und Skandinavien zur Amts- und Unterrichts- 
sprache erhoben hätte. Ferner hat nicht nur ein zweisprachiger Kantons- 
teil, sondern auch die Schweiz als Ganzes, als " Helvetia Mediatrix", 
die staatspolitische Aufgabe, zwischen den verschiedenen Kulturkreisen 
zu vermitteln, um ihre Neutralität den Grossmächten gegenüber zu recht- 
fertigen (Prof. Rappard). Der Jurakonflikt, den z.B. die französisch 
"stilisierten" Patrizier noch nicht kannten, fusst vor allem auf der 
unvermittelten Diskrepanz zwischen urdeutschem "Sachdenken" und wel- 
schem, keltischem "Personaldenken". Der Welsche ist empfindlich für 
taktvolle Umgangsformen, wie sie die französische "höfisch"-höfliche 
Sprache als "Umgangskultur"bereits beinhaltet, während das Berndeutsche 
eir^ynittelalterlichen Bauerndialekt mit einer gewissen "terre-ä-terre"- 
Einstellung darstellt. Da dieser Dialekt sich aber unabhängig vom Hoch- 
deutschen lebendig weiterentwickelt, wird er weder von diesem noch vom 
Französischen her gefährdet. Ein diesbezüglicher "Territoriaisschutz " 
erübrigt sich hier daher ohne weiteres. *) Zudem soll Bern wieder wie 
vor 1914 internationale Kongressstadt werden. Bis 1942 waren übrigens 
die Strassenbezeichnungen der Innerstadt noch zweisprachig abgefasst. 
Gerade aus "staatspolitischen" Erwägungen kommt man daher heute, wie 
schon das vom "Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement" von 
Herrn Bu ndesrichter Comment verlangte Gutachten vom 26.11.1956 zeigte, 
zu diametral entgegengesetzten Folgerungen: 

Die zentralen Verwaltungen des Bundes und des Kantons in Bern sind auf 
welsche Mitarbeiter angewiesen, die das Recht haben, ihre Kinder in 

*) Während Skandinavien, Holland und z.T. Belgien ihren deutschen Dia- 
lekt zur Staatssprache machten, blieb das Schweizerdeutsch ohne offi- 
zielle Schriftsprache ein Umgangsdialekt. Dabei stellt es noch die 
reinste Urform des Mittelhochdeutschen aus dem 12. Jahrhundert dar und 
bereicherte seither das Hochdeutsche mit "organischen" Neuschöpfungen. 
Auf der andern Seite Hessen sich die welschen Dialekte mehr und mehr 
vom Französischen aufsaugen, was eine kulturelle Verarmung bedeutet. 
So verstehen wir auch den "separatistischen" Kampf sprachlicher Minder- 
heiten um ihre Existenz im flämischen Belgien, im walisischen England, 
im spanischen und französischen Baskenland, im altfranzösischen Canada 
usw. Auf der andern Seite führte das Uebergewicht des Heimatdialekts 
in Holland und Skandinavien, aber auch in Irland eher zur kulturellen 
Isolierung von den grossen deutschen, romanischen und angelsächsischen 
Kulturkreisen.Uebrigens ist unser" Allemand F£deral "im Grunde eine 4, 
Landessprache, da es als"Grossrats*iund Schuldeutsch (besonders seit dem 
"Dritten Reich") offenbar mit innerem Widerstand und so verfälscht ge- 
sprochen wird. Kinder deutscher Eltern werden daher vom Lehrer getadelt, 
wenn sie richtig "Hochdeutsch"sprechen.Und obgleida der Verfassung nach 
Hochdeutsch die Verhandlungssprache ist, wird im bernischen Grossen Rat 
Dialekt gesprochen. 
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ihrer Muttersprache , einer der 4 Landessprachen, unterrichten au las- 
sen. Die welsche Schule in Bern hat daher eine wichtige Nebenfunktion, 
den Nachwuchs an welschen Beamten mit zu sichere. Jeder Sprachchauvi- 
nismus stört den "Spr achfrieden" im Zeitalt e r europ äi scher Integration 
und verschärft speziell den Jurakonflikt f zunalin Sitten, Siders und 
Freiburg bereits im Dienste des Sprachfriedens und des Minoritäten- 
schutzes gemischte Schulen, ähnlich den deutschsprachigen Täuferschu- 
len im welschen Jura und der freiburgisch-deutschen Schule von Ferplicoz, 
bestehen , Wede r Bundes- noch Kantonsrecht verbietet nach Gomment der 
.Gem einde Subvention oder gar Errichtung einer öffentlichen welschen 
Sc hule in Bern. Andererseits sei die von Prof. Huber u.a. empfohlene 
"Sprachenzulage" für welsche Bundes- und Kantonsbeamte in Bern unbe- 
dingt ungesetzlich. Die Behauptung, das Territorialitätsprinzip im 
Sprachensektor sei mehr als bloss eine "politische Maxime", nämlich 
(nach Burckhardt) eine "ungeschriebene, aber unverbrüchliche Vereinba- 
rung" und daher "über der Verfassung stehend", sei unhaltbar. 

In einem zweiten Gegengutachten Prof. H u bers im Auftrag des Gemeinde- 
rats vom 3.12.1956 argumentierte hier Prof. Huber einigermassen formal- 
juristisch zur reziproken "Verankerung": Da das Territorialitätsprinzip 
als ungeschriebenes Gesetz auch die "individuelle Sprachfreiheit" ein- 
schliesse, die "so selbstverständlich" sei, "dass die Bundesverfassung 
sie nicht ausdrücklich garantiert hat", benötige diese zu ihrer Ein- 
schränkung nicht nur eine "politische Maxime", sondern wiederum einen 
"Rechtsgrundatz". Ein ungeschriebenes Gesetz soll also das andere im- 
plizieren und zugleich wieder einschränken, eine mehr als merkwürdige 
Argumentierung, die von Bundesrichter Comment scharf abgelehnt wird. 
Das Te rritori al itätsprinzip in schulischen Belangen sei reine Kantons- 
sache l 

Uebrigens hatte der Gemeinderat schon am 9.2.1955 dem Stadtrat einen 
ausführlichen Bericht im Sinne des ersten Gutachtens von Prof. Huber 
unterbreitet, aber auf Antrag der Bürgerpartei wurde die Behandlung 
verschoben und erneut eine Spezialkommission ernannt. Immerhin wurde 
bei dieser Debatte erklärt, der Rekurs der "Freunde der französischen 
Schule in Bern" sei damals vom Bundesgericht nur aus formalen Gründen 
abgelehnt worden. Es habe sich nur um eine Willkür- und Rechtsverwei- 
gerungsklage gehandelt. Das Territorialitätsprinzip, das die indivi- 
duelle Sprachfreiheit begrenze, sodass eigentlich niemand einen unbe- 
dingten Rechtsanspruch auf Unterricht in seiner Muttersprache habe, 
begünstige andrerseits die Assimilation und Integration. Bei den 
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Täuferschulen handle es sich um historisch (durch Vertreibung der 
Täufer aus dem Emmental) gewachsene ''Sprachenklaven',' und in Freiburg 
und Sitten-Siders um"Grenzunsicherheiten M , die Ausnahmen rechtfertig- 
ten. Im übrigen habe der Grosse Rat am 10. Nov. 1954 bereits ein auf 
den 1.4.1955 in Kraft tretendes Dekret beschlossen, wonach welschen 
Kantonsbeamten eine Sprachenzulage zu geben sei, falls sie ihrer 
Sprache wegen nach Bern gewählt wurden. 

In der Stadtratssitzung vom 18.9. und 30.10.57 kam dann ein "E rgänzen- 
der Bericht des Gemeinderats betreffend die welsche Schule in Bern" 
zur Debatte, worin die Wahl der neuen 15-gliedrigen Spezialkommission 
vom 25.3.1955 erwähnt wurde. In seinem Bericht gab der Geraeinderat nun 
auch die 2. Expertise von Prof. Huber und Gegenmeinung von Bundesrich- 
ter Comment und des 3undesrats(resp. des Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartements vom 11.1.1956) bekannt. Darnach sei ein Schulungs- 
beitrag für welsche Beamte in Bern zwar ein Eingriff ins Territoriali- 
tätsprinzip, das aber nur die Bedeutung einer politischen Maxime habe. 
Der Kanton Bern habe dieses selber bereits insofern durchbrochen, als 
er die Gründung einer welschen Privatschule in Bern zugelassen habe, 
und zwar mit Recht, da auch eine Subventionierung durch .Schulungsbei- 
träge sachlich gerechtfertigt sei, indem die w elsche Schule im öffent- 
lichen Interesse sei. Das Territorialitätsprinzip sei "nur als Prin- 
zip des eidgenössischen Rechts zu beachten". Es habe "kantonal keine 
Bedeutung und . sei daher für kantonale Gebiete nicht anzuwenden". Frei- 
lich könne der Kanton Bern in Bern eine öffentliche französische 
Schule "nur unter Voraussetzung der Aenderung der bestehenden Gesetz- 
gebung in Aussicht nehmen". Der Gemeinderat hielt dann diesen Anträgen 
von Bundesrichter Comment das zweite Gutachten von Prof. Huber gegen- 
über, das er vorziehe, weshalb er also an seinen Anträgen vom 9.2.1955 
festzuhalten gedenke. 

In der Sitzung vom 17.1.1958 nahm der Stadtrat erneut Kenntnis vom 
Bericht der Zentralschulkommission vom 16.9.52 und den Anträgen des 
Gemeinderates vom 9.2.1955. Dabei kam als Novum die Möglichkeit einer 
Stiftung mit gleichmässiger Beteiligung von Bund, Kanton und Gemeinde 
zugunsten der "Welschen Schule in Bern" zur Sprache. Wie schon in der 
Spezialkommission wandte sich die Bürgerpartei gegen das Festhalten 
des Geraeinderats am Gutachten Prof. Huber, als sei dieses "etwas Hoch- 
heiliges und daher unantastbar" (v.Wattenwyl, Dr.Hengartner) und 
brachte erneut einen Ordnungsantrag auf Verschiebung, bis sich Bund 
und Kanton zur Umwandlung des Vereins der Freunde der französischen 
Schule Bern in eine Stiftung geäussert hätten. 
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Diese Stiftung kam schliesslich zustande, wobei der Kanton 60'000 Fr. 
und die Stadt laut Stadtratsbeschluss vom 27. Juli 1960 Fr. 40'000.— 
an das Stiftungskapital leisteten. Der Bund gab seinerseits 
Fr. 300'000. — , denn am 18. Dez. 59 war ein Bundesbeschluss über die Ge- 
währung von Bundesbeiträgen an die Stiftung "Französischsprachige 
Schule in Bern" zustandegekommen, der in Art. 1 Abs. 1 den erwähnten 
Beitrag ans Stiftungskapital und in Abs. 2 einen jährlichen Beitrag an 
die Betriebskosten dieser Schule garantierte. Dabei wurden die Durch- 
schnittskosten pro Schüler + die Schülerzahl (Kinder welscher Bundesbe- 
diensteter) berücksichtigt. Der Betrag sollte aber Fr. 600. — pro Kind 
nicht überschreiten. 

Am 24.10.1968 richtete nun der Stiftungsrat der "Französischsprachigen 
Schule in Bern" ein Gesuch um Beitragserhöhung an das Departement des 
Innern, wobei er von der kantonalen Erziehungsdirektion unterstützt 
wurde. Der Regierungsrat hatte bereits am 28. Dez. 1962 beschlossen, 
sich an der Besoldung jeder Lehrkraft und am Arbeitgeberbeitrag zur 
Lehrerversicherungskasse mit je Fr. 2'000.— zu beteiligen, Mit Be- 
schluss vom 24. Mai 1966 wurde der Betriebskostenbeitrag auf 35$ der 
Besoldungen erhöht, was 1967/68 mit Fr. 148' 000.- rund 33$ der gesam- 
ten Betriebskosten ausmachte. 

AUch die Stadt übernahm ab 1.1.1963 die Besoldung der Kindergärtnerin 
und bewilligte ab Schuljahr 1963/64 einen Sprachzuschlag im Sinne einer 
Förderung des Sprachenunterrichts, ein Beitrag, der für 1967/68 mit 
Fr. 67 '000. — rund 15$ der gesamten Betriebskosten ausmachte. 

Die am 24. Okt. 1969 eingereichte Eingabe des Stiftungsrates beantrag- 
te nun angesichts der Teuerung, der erhöhten Lehrerbesoldungen und der 
Tatsache, dass eine weitere Schulgelderhöhung die Eltern ungerechtfer- 
tigt belaste, da diese meist dem mittleren Beamtenstand angehörten, 
der Bund möge die Plafonierung auf Fr. 600. — pro Kind fallen lassen, 
was der Bundesbeschluss vom 1.1.70 erfüllte. 

So wurden die beiden Gutachten von Prof. Huber de facto widerlegt, und 
die kantonale Erziehungsdirektion visierte kürzlich in einer mehr oder 
weniger offiziellen Verlautbarung die baldige Gründung einer kantona- 
len französischsprachigen Schule in Bern als natürliche Weiterentwick- 
lung an. In der Februarsession 1970 des Grossen Rates kam eine ent- 
sprechende _schrj 1 fj^licjiej^n^^ Beantwortung .*)In der 
letzten Session des Jahres 1969 wurde auch ein Dekret über die Ausbil- 
dung französischsprechender Sekundarlehrer an einer neuzuschaffenden 

'JTrotzdem wurde die Motion Liniger vom Stadtrat auch als Postulat, ab- 
gesehen vom"Landesring der Unabhängigen';£instimmig*abgelehnt(18.2.71) 1 
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französischen Abteilung des Lehramtes an der Universität Bern angenom- 
men^) Dagegen wurde eine Motion des Separatisten Grimm auf Aufhebung der 
letzten Täuferschulen im Jura wegen der Gefahr der "Germanisation " ab- 
gelehnt, da diese Schulen von ca. 60 auf 3 zusammengeschrumpft waren. 

Als Gegenargumente hört man heute gelegentlich, dass die Gefahr be- 
stehe, auch Deutschschweizer würden dann ihre Kinder in die welsche 
Schule schicken, um so gewissermassen das "Welschland jähr" zu sparen. 
Auch würde die Assimilierung der Fremdarbeiter und Welschen erschwert, 
was zu einer Art Ghettobildung dieser Sprachgruppen führen könnte, da 
z.B. die Welschen erfahrungsgemäss weniger Deutsch lernten, als die 
Deutschschweizer Französisch. Zudem lernten die Welschen lieber Hoch- 
deutsch als "Schweizerdeutsch", da jenes ihrem Sprachgefühl näher sei 
und zudem eben als Fremdsprache in der Schule gepflegt und in der Amts- 
sprache verlangt werde. (Deshalb postulierte kürzlich eine weitere 
Motion Grimm im Grossen Rat Hochdeutsch als Verhandlungssprache!) Uebri- 
gens soll demnächst in der Bundesversammlung auch Italienisch als dritte 
Verhandlungssprache eingeführt werden (Motion Franzoni ) . 

Auf der andern Seite wurden nicht nur durch den Fremdarbeiterzustrom, 
sondern auch durch die einwandernden Ostflüchtlinge neue Sprachprobleme 
für unsre Schulen aufgeworfen, die wir mit Anschluss- und Uebergangs- 
klassen, Sprachlabors usw. zu lösen suchen, nachdem der Regierungsrat 
schon am 28.9.65 entsprechende Direktiven erlassen hatte und am 5.11.69 
der Gemeinderat eine "Verordnung über den Anschlussunterricht"b eschloss. 

Andererseits soll der Fremdsprachenunterricht (Französisch) auch in den 
Primarschulen zurückverlegt werden, da nicht nur heute mehr Fremdspra- 
chen als früher verlangt werden (grössere Bevölkerungsmobilität), son- 
dern auch, da es sich zeigte, dass ein audiovisueller Fremdsprachener- 
werb in den ersten Schuljahren leichter fällt als auf späteren Schul - 
stüfen. 

Das zunehmende Bedürfnis nach " Uebergangsklassen" für Italienerkinder , 
(6 Schulkreise haben vor, analog der 1. Klasse in der Länggasse, einer 
italienischen Normalklasse, für Neuzuzüger auch 3. und 4. Italiener- 
klassen zu führen,) hängt mit der Tatsache zusammen, dass trotz des 
Fremdarbeiterstopps bald 30$ unserer Primarschulkinder Fremdarbeiter- 
kinder sein werden. Für die Kinder der "Saisonnier" käme dabei, falls 
sie überhaupt ihre Kinder mitbringen können, eher ein Unterricht in der 
Missione cattolica in Frage, da sie den Anschluss an ihre Heimatschulen 
nicht verpassen dürfen .Dem letzteren Zweck dient auch der italienische 
"Kulturunterrichf'dieses Instituts für alle Italienerkinder, der von die- 

sen aber wenig ge schätzt wird. Ein Postulat Villard im Grossen Rat wehrte 
*)Als Reaktion darauf beharrte die" Schriftliche Anfrage"Morand auf dem 
3 ta tus quo : Ausbi 1 dungsmögl i chkei t en der welschen(. jurassischen) S ekundarl et 
rer an den benachbarten welschen Universitäten(Neuchätel,Pribourg)aus 
sprachlichen, psychologischen und finanziellen Gründen. Das Dekret gestat- 
tet indessen solche Ausnahmen. 
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sich dagegen, dass alle Italienerkinder nach 5 Jahren obligatorisch in un- 
sre Schulen integriert werden sollen, ohne, wie in USA, auch Schweizer zuwerfe 
Am 9. April 1970 reichte Stadtrat Aebi scher auch eine Motion betr. Errich- 
tung eines "Berner Forums der Verständigung in Fremdarbeiterfragen " ein, 
die der Gemeinderat als Postulat entgegennahm, wobei er aber betonte, 
dass Träger einer solchen Institution nicht der Staat, sondern die priva- 
ten Sozialpartner sein müssten. Die Ursache dieses parlamentarischen Ver- 
stosses war die Abstimmung über die "Schwarzenbachinitiative ", die mit 
ihren auffallend vielen Ja-Stimmen den in unserer Bevölkerung offenbar 
noch tief sitzenden "Freradenhass", die primitiv-bäuerliche "Xenophobie" 
manifest machte, die ihrerseits ein Hemmnis für die Assimilation sprach- 
licher Minderheiten ist. Offenbar spielt dieser Urtrieb der Xenophobie 
auch beim Jurakonflikt noch mit, wie wir schon oben erwähnten, sodass 
seit 1966 eine Studienkommission sich mit der Schaffung eines "Jurassi- 
schen Kulturzentrums" befasst, die kürzlich ihren ersten Bericht veröf- 
fentlichte. ( Siehe Beilage 122 a,b, c.) 

32.) 
Aus ähnlichen Motiven wurden in Deutschland in Baden-Württemberg und 

Nordrhein-Westfalen kürzlich ein halbes Dutzend deutsch- französischer 
Schulen und in Berlin als "Kennedy-Schule " ein amerikanisch-deutsches 
Gymnasium errichtet, um wie die Europa- und UNESCO-Schulen mit Austausch- 
lehrern, Austauschklassen usw. der internationalen Verständigung zu 
dienen. Bereits gibt es in Deutschland und West-Berlin 25 UNESCO-Schulen, 
z.B. die Westpreussen-Oberschule Berlin u.a. Das "Europahaus" Marienberg 
{Oberwesterwald) dient als Informations- und Bildungsstätte für überna- 
tionale Zusammenarbeit in der Pädagogik, und der, dahinter stehende " Euro- 
päische Erzieherbund " (EEB) führte am 14. Nov. in Basel eine Tagung 
durch, in der besonders der moderne Fremdsprachenunterricht (anstelle der 
antiquierten Pflege der antiken Sprachen) , sowie die Reinigung der Ge- 
schichtsbücher von falschem patriotischem Heroismus, "Erbfeind"-Schemen 
usw. gefordert wurde. Aehnliche Thesen zur Erneuerung der Erziehung im 
Rahmen einer europäischen Schicksalsgemeinschaft veröffentlichte die 
"Humanistische Union" (Prof. Hochheimer u.a.)?)Die spezielle Aufgabe der 
Sch weiz als "Helvetia Mediatrix" zwischen West und Ost betonten schon in 
den Zwanzigerjahren Prof. Rappard, Ernst u.a., und bereits seit 1868 war 
Bern bis zum 1. Weltkrieg das Zentrum vieler internationaler "Weltfrie- 
dens- und -freiheitskongresse", der "Interparlamentarischen Union", Sitz 
der "Friedenspropagandakasse" usw., eine Funktion, die es dann leider an 
Genf abtrat. Wenn unsre Stadt wieder eine Bedeutung als internationaler 
Tagungsort erlangen möchte, müsste sie wieder stärker "zweisprachig" 
werden, da Französisch neben Englisch noch immer die verbreitetste Kon- 

gressprache ist. In einem klugen Buch schrieb Prof. Weilenmann 1925 
*J Siehe Anhang S.209(UNESC0-Bildungsreform) 


122 



KANTON \^5II/ BERN 


Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 


7. April 1971 


1323. Schriftliche Anfrage Villard vom 17.2.1971; Antwort. - 

Als zu Beginn der sechziger Jahro aufgrund der gelockerten Bestim- 
mungen über die Einreise von Gastarbeiterfamllien viele Italienerkinder 
jeden Alters in die Schweiz kamen, war für die Schulpflichtigen die 
Eingliederung in unsere Schulen ein ernsthaftes Problem. Damit den 
Kindern neben der Angewöhnung an eine ganz neue Umgebung nicht auch zu- 
gleich die Einordnung in ganz fremde Schul Verhältnisse mit einer andern 
Schulsprache zugemutet werden müsse, eröffnete in vier Schweiz er kantonen 
die Missione cattolica Maliana Schulen für Italienerkinder. So wurden In 
St. Gallen, Winterthur, Baden, Bern, Biel und Thun Italionerschulen er- 
öffnet, die an allen Orten toleriert wurden, jedoch aufgrund der bestehen- 
den Schulgesetze keinesfalls ausdrücklich bewilligt werden konnten. Von 
den Kantonen aus gesehen hatten diese Schulen die Aufgabe, die Kinder für 
den Uebertritt in die örtlichen Schulen vorzubereiten,, vorallem durch die 
Erteilung von Unterricht in der Sprache des Schulortes. In der Annahme, 
dass es sich somit um Anpassungsklassen handle, wurden diesen Schulen teil- 
weise die Schullokale gratis zur : Verfügung gestellt (Biel) oder die Lehr- 
kräfte bezahlt, welche die Sprache des Schulortes unterrichteten (Bern). 
Alle diese Schulen hatten von Anfang an Kindergärten und Kinderhorte an- 
gegliedert, damit die Kinder von Eltern, deren beide Teile berufstätig sind, 
während des Tages aufgehoben waren. Es darf indessen erwähnt werden, dass 
in rein katholischen Kantonen die Eröffnung von Italienerschulen nicht er- 
folgte. 

Wenn am Anfang diese Missionsschulen einem echten Bedürfnis entspra- 
chen, indem den •Italienerkindern wesentliche Schwierigkelten im Zusammen- 
hang mit ihrer Emigration aus dem Wege geräumt wurden, so zeigten sich doch 
bald Unzulänglichkeiten. Die Missionsschulen wurden nur bis zum 5- Schul- 
jahr, also bis zum Ende der damals in Italien obligatorischen Schulzeit, 
Geführt. Die Kinder mussten also im 6. Schuljahr dennoch in Schwcizcr- 
schulen übertroton. Dies war mit grösseren Schwierigkeiten verbunden als 
im 1. Schuljahr weil die Kindor bis anhin nach einen völlig andern Lehrplan 
ausgebildet wurden. Es brauchte also wiederum Anpassungsklassen für Schü- 
ler , die aus den Schulen der Missione cattolica kamen; denn es zeigte sich je 

länger desto mehr, dass der Unterricht in der Sprache aes Schulortes we- 
nig oder nichts abtrug. Des weitern kümmerten und kümmern sich die italie- 
nischen Schulen wenig um Unsere gesetzlichen Bestimmungen, sei es in bezug 
auf die Schulräumlichkeiten oder in bezug auf die Schulhygiene- (so werden 
Kinder während Jahren in Luftschutzräumen unterrichtet, und in einem Fall 
führte die fehlende sani tarische Kontrolle zu Tuberkulose -Streuungen). Für 
die Kinder selber wirkte sich indessen der Besuch der Missionsschule Je län- 
ger desto mehr als ein für ihr ganzes Leben entscheidender Nachteil aus: Mit 
dem Besuch der Schulen der Missione cattolica bis zum 5. Schuljahr ist es 
ihnen nicht möglich, nachher noch in einer schweizerischen Primarschule mit- 
zukommen. Ausgeschlossen ist für sie der Besuch einer Sekundärschule oder 
einer höheren Mittelschule. Aus diesem Grunde wurden Kinder, welche die 
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Licenza elementare an einer Schule der Mlsslone "bestanden hatten, oft 
zu Verwandten nach Italien gesandt und nach Beendigung ihrer Schulpflicht 
(meist einer 8-jährigen) wieder in die Schweiz zurückgeholt. Aus Unkennt- 
nis der deutschen oder französischen Sprache war es ihnen dann Jedoch ver- 
wehrt, einen Beruf zu erlernen, da sie in der Gewerbeschule nicht hätten 
folgen können. Es blieb ihnen also nichts anderes übrig, als eine ungelern- 
te Berufsarbeit aufzunehmen, obwohl sie vielleicht für die Erlernung eine3 
Berufes fähig gewesen wärett. 

Als ebenso wesentlich erscheint jedoch die Tatsache, dass die Kinder, 
welche die Schule der Missione besuchen, gar nicht in Kontakt mit den Be- 
wohnern ihres Gastlandes kommen. Die Gastarbeiter bleiben so auch in der 
zweiten Generation unassimilierte Gruppen. 

Seit einiger Zeit hat sich die Situation in dem Sinne auch grundsätz- 
lich geändert, als* der allergrösste Teil der in der Schweiz schulpflich- 
tig werdenden Italienerkinder auch in der Schweiz geboren wurde. So gibt es 
im Frühjahr 1971 in der Stadt Bern kein Italienerkind mehr, dessen Eltern 
nicht schon mindestens fünf Jahre in der Schweiz gelebt hätten; in Biel 
sind es noch deren 5-6. Unsere Gastarbeiterkinder genlessen in der Schule 
die gleichen "Rechte wie die Schweizerkinder: sie haben die Möglichkeit, 
die Sekundärschule und höhere Schulen zu besuchen; die Berufslehren stehen 
ihnen alle offen. Dabei wird bei der Aufnahme in die höheren Schulen meistens 
der Anderssprachigkeit Rechnung getragen. 

Damit Jedoch jenen Kindern, welche während ihrer Schulzeit oder nachher 
wieder nach Italien zurückkehren würden, der Anschluss an die Schulen oder 
an eine Berufslehre in ihrer Heimat gewährleistet sei,erliess der Begierungs- 
rat des Kantons Bern am 28. September 1965 ein Kreisschreiben an die Regie- 
rungsstatthalter zuhanden der Gemeinderäte und an die Erziehungsdirektion 
zuhanden der Schulkommissionen betreffend Massnahmen im Hinblick auf die 
Eingliederung ausländischer Schulkinder in die Schulen des Kantons Bern. In 
erster Linie wird darin festgehalten, dass ausländische Kinder, welche im 
Kanton Bern Wohnsitz haben, der bernischen Schulgesetzgebung unterstehen. 
Wesentlich aber ist Litt. 3 d, der lautet: 

"Im Hinblick auf die mögliche Rückkehr in ihr Heimatland, besonders 
der italienischen Schüler, wird diesen die Möglichkeit eingeräumt, 
ihre Sprache und Kultur weiter zu pflegen. Die zuständigen Schulor- 
gane dispensieren diese Kinder für einen halben Tag pro Woche vom 
ordentlichen Schulunterricht. Für die italienischen Kinder wird der 
Unterricht in italienischer Sprache, Geschichte, Geographie und Lite- 
ratur durch das zuständige Konsulat organisiert und. belastet die Ge- 
meinden nicht. Die Gemeinden sind lediglich gehalten, ein Schullokal 
zur Verfügung zu stellen. Wo solche Kurse abgehalten, werden, sind sie 
für die italienischen Kinder obligatorisch und bilden einen Teil des 
Unterrichtes." 
Dem Italienischen Konsulat kommt der grosse Verdienst zu, diese Kur- 
se organisiert und durchgeführt zu haben, wobei qualifizierte italienische 
Lehrkräfte beigezogen wurden. Im Schuljahr 1970/71 wurden im Kanton Bern 
106 solche Kurse geführt, fUr das Schuljahr 1971/72 sind deren 121 vorge- 
sehen. Die Zusammenarbeit zwischen den schweizerischen und italienischen 
Instanzen ist sehr eng. Bernische Schulinspektoren befinden sich in Kommis- 
sionen des Italienischen Konsulates, und die Leiterin der italienischen Kur- 
se ist Mitglied der bernischen Kommission für die Schulung ausländischer 
Schulkinder. 

Weil in allen vier Kantonen, in weldhen die Missione cattolica Schulen 
unterhält, das Bedürfnis bestand, wieder Ordnung in die unbefriedigende und 
ungesetzliche Situation zu bringen, wurde unter ihnen am 30. Januar 1970 
eine Vereinbarung getroffen, die im wesentlichen das Folgende festhält: 
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- Die Vereinbarung stützt sich auf Art. 18 des Abkommens zwischen der 
Schweiz und Italien über die Auswanderung italienischer Arbeitskräfte 
nach der Schweiz vom 10. August i960, auf die von den Kantonen getrof- 
fenen Massnahmen und auf die vom Departement des Innern den kantonalen 
Erziehungsdirektionen im September 1969 zur Verfügung gestellte Ar- 
beitsunterlage . 

- Als Massnahmen zur Eingliederung fremdsprachiger Kinder in die öffent- 
lichen Schulen kommen zur Hauptsache in Frage: Die Schaffung von Anpas- 
sungsklassen oder die Unterstützung ähnlicher Bestrebungen anderer Insti- 
tutionen; die Eingliederung in einem möglichst frühen Alter und inner- 
halb einer Zeit von einem Jahr bis höchstens zwei Jahren nach 3chulein- 
tritt; die gute Information der Eltern über die Schulungsmöglichkeiten 
ihrer Kinder; die Errichtung von genügend Kindergärten, damit die fremd- 
sprachigen Kinder die Sprache des Schulortes möglichst früh erlernen kön- 
nen; die Ermunterung der Gemeinden zu den Bestrebungen, die Kinder von 
Gastarbeitern auch ausserhalb der Schulzeit, vor allem bei den Hausaufga- 
ben, zu betreuen. 

- Im besonderen wird v/ert darauf gelegt, dass die italienischen Behörden 
bei ihren Sprach- und Kulturkursen die bestmögliche Unterstützung erhal- 
ten. 

- Die Vereinbarung onthält weiter Bestimmungen Lber den Besuch fremdspra- 
chiger Privatschulen. Darin wird festgehalten, dass der Besuch f remdsprac . 1 - 
ger Privatschulen nur dann gestattet ist, wenn der Aufenthalt in der Schwein: 
vorübergehender Natur ist. Ausnahmen sind durch die Erziehungsdirektionen 
dann zu gestatten, wenn es aus besonderen Gründen im Interesse des Kindes 
liegt. 

In Anwendung der Bestimmungen dieser Vereinbarung sind die notwendigen 
Massnahmen getroffen worden, um in den vier Kantonen den gesetzlichen Zustand 
wieder herzustellen, wobei überall das Interesse des Kindes im Vordergrund stein 
Eine eingehende Informationsschrift an die Eltern der Ausländerkinder im Kan- 
ton Bern ist im Druck. 

' Auf die vier der Regierung unterbreiteten Fragen kann wie folgt geant- 
wortet werden: 

1. In allen Massnahmen, welche von Erziehungsdirektion und Regierungs- 
rat getroffen wurden, stand das Wohl der betroffenen Kinder an erster Stelle 
der Ueberlegungen. Dabei wurde auf eine enge Zusammenarbeit mit den italieni- 
schen Behörden besonderes Gewicht gelegt. 

2. Die Folgen dieser Massnahmen wurden nicht nur vorausgesehen, sondern 
auch vorbereitet dadurch, dass die betroffenen Institutionen seit Jahren im- 
mer wieder informiert und die Eltern an Elternabenden aufgeklärt wurden. 

3. Mo Integrationspolitik spielt im Bereich der Schule nur soweit eine 
Bolle, als eine vernünftige Assimilation im Interesse der Kinder liegt. Eine 
Bückkehr in ihre Heimat muss ihnen jederzeit möglich sein. 

k. Die Regierung wird in Zusammenarbeit mit den Schulbehörden alles in 
der Macht stehende tun, um das Problem im Rahmen des überhaupt Möglichen zu 
lösen. 

An den Grossen Rat. 
MJ/tk 
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("Die vielsprachige Schweiz, eine Lösung des Nationalitätenprobleras") , 
sprachlich sei die Schweiz ein deutsch-romanisches Uebergangsland, wobei 
die Sprachgrenzen dadurch "neutralisiert" würden, dass sie nirgends mit 
den kulturellen Grenzen zusammenfielen. Diese echt föderalistisch-tole- 
rante Mehrsprachigkeit könne als Vorbild für die künftige europäische 
Integration bilden *)Umgek ehrt griff das "nationalsozialistische Parteipro- 
gramm 1927 zur "Begründung" des geplanten "Grossdeutschland" wieder auf 
Fichtes pseudoromantische "Identität von Sprache und Volk" zurück, wobei 
zur "geistigen Landesverteidigung" auch der "Sprachschutz" des "Deutsch- 
schweizerischen Sprachvereins" unter Prof. Steiger tapfer mitmachte, 
"weil die Kultur von der Sprache nicht getrennt werden" könne, und noch 
1964 bedauerte es dieser Verein, "dass die Unterstützung der französischen 
Schule in Bern mit Geldern des Bundes eine Bresche in den bewährten Grund- 
satz der anerkannten Sprachgebiete schlug". 

Am 29. Juni 1970 fand eine Sitzung von Vertretern des Gemeinde- und des 
Regierungsrats über eine eventuelle Kantonalisation der "Ecole Romande " 
statt, da deren Einzugsgebiet immer regionaler wird, ja man fasste sogar 
eine " F£de>alisation " ins Auge, um dem "Souverän" seine Pflicht zur Schu- 
lung der eidgenössischen Beamtenkinder deutlich zu machen, zumal der Bund 
auch bisher bereits 50$ der Gesamtkosten trug. Eine " Officialisation " 
dieser Schule ist unumgänglich, da diese welschen SBB- und PTT-Beamten oft 
nur vorübergehend nach Bern versetzt werden und meist niederen Graden an- 
gehören, sodass es ungerecht ist, wenn sie ihre Kinder für den obligato- 
rischen Unterricht in eine Privatschule schicken müssen. Die Angelegenheit 
drängt heute auch darum, weil die baulichen Verhältnisse der "Ecole 
Romande" unhaltbar geworden sind und weil überhaupt die bisherige unter 
Bund, Kanton und Stadt geteilte Subventionierung nur als Ueberbrückung 
gedacht war und bereits den höchstmöglichen Plafond erreicht hat. Auch 
drängt sich nach Bieler Vorbild der Aufbau eines Gymnasiums auf, während 
eine bescheidenere Lösung mit blossen französischen Parallelklassen wie in 
Fribourg, Sion und Sierre zwar möglich, aber nicht weiter ausbaufähig 
wäre. Hier wurde auch als Gefahr eines solchen Nebeneinander die sog. 
"Verelsässerung" genannt, die die beiderseitige Sprachreinheit gefährden 
würde. Nun bringt aber jede Integration und jede Assimilation gewisse 
Mischerscheinungen, die aber durch die kulturelle Bereicherung einer 
solchen "Einheit in der Vielheit" wettgemacht werden. So wurde z.B. auch 
das Elsass, Strassburg, zum ideellen Zentrum Europas, zum Symbol einer 

europäischen In tegration 1 

*)Es war auch in Bern, dass im Jahre 1887 der poln. Augenarzt Dr. Zamenhoff das 
" Esperanto "als Welthilfssprache erfand ,das als"neutrales Latein der Demokre 
tie"bald in vielen Ländern in den Schulunterricht eingebaut wurde! 
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Heute, nach den Abschied de Gaulles, finden wir, abgesehen von Canada, 
Belgien, Irland und dem spanischen Gebiet der Basken ein Abflauen des 
chauvinistischen Separatismus, z.B. auch der autonomistischen "Franko- 
phonie" im Jura, sodass ein Nachgeben in Sachen Welscher Schule Bern 
nicht als Schwäche erscheinen viürde. De Gaulles Ressentiment galt ja im 
Grunde den Angelsachsen, denen er allzuviel schuldig geblieben war: und 
"Wenn man einem Freund Geld leiht, verliert man beides 1" 

Da die Kantonalisation der Ecole Romande auf sich warten lässt und wahr- 
scheinlich erst mit der Rekantonalisierung der Gymnasien zusammen kommt, 
wozu ein neues Mittelschulgesetz nötig ist, also nicht vor 4-5 Jahren, 
ergibt sich die Notwendigkeit eines grösseren Neubaus, z.B. mit der THB 
zusammen an der Schlossmatte, wobei gemeinsame Aulen, Turnhallen usw. 
projektiert werden könnten. Was die Gymnasial stufe betrifft, kämen even- 
tuell französische Parallelklassen am geplanten Könizer Gymnasium in 
Frage, da bisher die welschen Schüler aus dem Progymnasium der Ecole Ro- 
mande nach dem öffentlichen Handelsinternat Neuveville, nach Biel, 

Fribourg oder Neuchätel rübersiedeln mussten. 
33. ) 

Ein letztes grosses Strukturproblem unserer Schuldirektion ist nun noch 
die durch einen Direktionswechsel ausgelöste Umorganisation der Schul- 
zahnklinik von einem Expansiv- zu einem Intensivbetrieb , um gewissen 
sozialen Umstruktuierungen unserer Gesellschaft Rechnung zu tragen. 

Am 9. April reichte der Interpellant Wolf mit 23 Mitunterzeichnern fol- 
gende Interpellation ein: 

" Die Schulzahnklinik ist eine äusserst wertvolle Institution, die we- 
sentlich zur Hebung der Volksgesundheit beiträgt, Mit dem Ausbau der 
Kariesprophylaxe und durch die rechtzeitige Behandlung von kleinen 
Zahnschäden können die Zahnarztkosten ohne Zweifel reduziert werden. 
Im Hinblick auf die immer grösser werdende Belastung der Haushalte 
durch Zahnarztrechnungen für Kinder und für Erwachsene stellt sich die 
Frage, ob die Schulzahnklinik der Stadt Bern den heutigen Bedürfnissen 
genügt. Aus diesem Grunde wird der Gemeinderat um die Beantwortung von 
folgenden Fragen gebeten: 

1. Ist die Schulzahnklinik in der Lage, die absolut notwendige Zahn- 
behandlung an den Schulkindern der Stadt Bern vorzunehmen? 

2. Bis zu welchem Grad können die recht kostspieligen Zahnstellungs- 
korrekturen durch die Schulzahnklinik vorgenommen werden? 

3. Nach was für Grundsätzen ist die seit Januar 1970 gültige Tarif- 
ordnung ausgearbeitet worden? 

4. Welche Reduktionen werden im Sinne einer Sozialleistung auf den 
Tarifansätzen der Schulzahnklinik gewährt? 

Wir nehmen wie folgt Stellung: 
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Im Juni reichte der neue Leiter der Schulzahnklinik, Herr Dr. Flury, 
einen 39 Seiten starken "Bericht über die Schulzahnklinik der Stadt Bern" 
an die Schuldirektion zur Beantwortung der Interpellation Wolf ein, dem 
wir folgende grundsätzliche Antworten auf die in der Interpellation auf- 
geworfenen Fragen entnehmen: 

1.) Die Schulzahnklinik besitzt als Rechtsgrundlage das kantonale Dekret 
über die Schulzahnpflege vom 12. Februar 1962. Dieses Dekret gestattet 
in § 23 den Gemeinden, die bereits eine Schulzahnklinik besassen, 
diese in der bisherigen Weise weiterzuführen. Der Gemeinderat der 
Stadt Bern erliess am 19. Dezember 1928_eine " Organisation der Schul- 
zahnklinik" , die die regelmässige Schülerkontrolle und -behandlung 
a uf die untersten vier Schuljahre beschrän kte, dabei aufwendige 
Milchzahnbehandlungen ablehnte, und vom 5. Schuljahr an nur noch 
Kinder zuliess, die regelmässig zur Kontrolle kämen. Besonders betont 
wurde auch die Prophylaxe. Die Festsetzung des Tarifs sei Sache des 
Gemeinderats (kostenlose Behandlung für Kinder bedürftiger Eltern). 

Unter Frau Dr. Waeber bildete sich aber dann als Gewohnheitsrecht 
folgende Klinikführung heraus: 

-Halbjährliche klassenweise Kontrolle und Behandlung aller Primar- 
schüler. 

y » 

- Halbjährliche Kontrolle und Behandlung nach persönlichem Aufgebot: 

Sekundärschulen " 
' Gymnasien und Untergymnasien 

Anstalten und Vormundschaften 

Privat schul e"n~ ~ 

Lehrlinge und~~Seminaristen 

Vorschulpflichtige 

Der Tarif wurde mit dem Gemeinderatsbeschluss vom 19. Mai 1965 auf 8 
Positionen festgelegt. Schon 1967 und dann Herbst 1969 musste indes- 
sen dieser Tarif (ohne speziellen Gemeinderatsbeschluss) weiterhin 
erhöht werden. Die Prophylax e wurde dagegen mit der Fluoraktion zum 
grössten Teil von der kantonalen Schulzahnpflegerin übernommen. 

Herr Dr. Flury sieht nun die heutige Aufgabe der Schulzahnklinik 
anders: 

Die bisherige expansive Behandlung war nötig in den Nachkriegsjahren 
mit geringerem allgemeinem Wohlstand. Heute können sich dagegen viele 
Eltern einen Privatzahnarzt leisten. Die Schulzahnklinik sollte sich 
daher wieder mehr den kantonalen Vorschriften anpassen, die vor allem 
eine Zahnbehandlung bedürftiger Kinder innerhalb der obligatorischen 
Schulpflicht verlangen. Also eine Rückkehr zur Intensivbehandlung be- 
sonders derjenigen schulpflichtigen Kinder, deren Eltern sich eben 
.eine Privatbehandlung nicht leisten können. Eine Aufgabenausweitung 
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käme dabei sinnvoll nur nach unten im Sinne der Prophylaxe in Frage, 
nämlich eine Kontrolle der Kindergartenkinder. 

2.) Trotz dieser "Konzentration" des Schulzahnarztbetriebs sieht Herr Dr. 
Flury aber auch die personelle Organisation vom Jahre 1954 für völlig 
ungenügend an (Höchstzahl 10 Assistenten, Fehlen von Dienstverträgen, 
Lohnverhältnisse, die den Bestimmungen der Zahnärztegesellschaft nach- 
hinken usw.). Die Tarife wurden dagegen von Dr. Flury einigermassen 
den kantonalen angeglichen, die statt 8 49 verschiedene Positionen 
kennen, was eine Differenzierung der sozialen Reduktionen gestattet, 
wo bisher allzu pauschal und inkonsequent vorgegangen wurde. 

Herr Dr. Flury formuliert daher seine Schlussforderungen in folgenden 
Anträgen : 

3.) " Es ist der Schulzahnklinik der Stadt Bern eine neue gesetzliche 

Grundlag e zu schaffen , welche Umfang, Anstellungsverhältnisse, Perso- 
nalbestand, Tarife und prophylaktische Tätigkeit den kantonalen Vor- 
schriften und den heutigen Verhältnissen entsprechend reglementiert. 
Insbesondere sind der Schulzahnklinik die personellen und materiellen 
Möglichkeiten zu verschaffen, auch die überaus wichtigen kieferortho- 
pädischen Behandlungen durchzuführen. Zur Verbesserung der Prophylaxe 
sollte die kantonale Schulzahnpflegerin durch eine städtische er- 
gänzt werden (Fluorprophylaxe). Anstelle der bisherigen, meist von 
Fall zu Fall entschiedenen sozialen Tarifreduktionen auf Grund des 
monatlichen Einkommens und der Kinderzahl müssen rechtsgültige Vor- 
schriften erlassen werden ". 

4.) Herr Dr. Flury schlug vor, den vor seinem Amtsantritt erhöhten Tarif 
1970 rückwirkend als Provisorium zu bestätigen. 

Vor allem aber schlug er als Sofortmas snahme die Bildung einer Fachkom- 
mission vor, die diese seine Strukturänderung der Schul zahnklink beur- 
teilen sollte. Der Gemeinderat wählte darauf den Präsidenten der kanto- 
nalen Schulzahnpflegekommission, Herrn Prof. Dr. Herren, Dr. Y/yss und Dr. 
Kipfer von der Schuldirektion und vom Schularztamt, Herrn Dr. Elmiger 
von der Finanzdirektion, Herrn Dr. Gurtner, Stadtrat als Vertreter der 
kantonalen Zahnärztegesellschaft, Dr. Flury und Dr. Sutermeister in diese 

Kommission. Der Stadtrat wünschte aber noch eine politische Vertretung mit 
dem I terpellanten Wolf und dem Sekretär des VPOD,Hrn.Mäder.*) 
Inzwischen ist auch die kantonale Fluorprophylaxe nach einigen lokalen 

Widerständen angelaufen. Auch dem "Pausenapfel" und der Milch als Zwi- 
schenverpflegung statt der cariesf ordernden "Weggli" und Schokolade ist 

wieder vermehrt Aufm erksamkeit geschenkt worden. 

*)Es stellte sich inzwischen heraus, daas die Erhöhung des Tarifs auf den 

kantonalen Tarif, einen gemässigten Privattarif für Gemeinden ohne eigene 
Schul Zahnklinik, und die Aufgabe de» bisherigen elastischen"Sozialabzugs" 
(von Fall zu Fall), sowie das Ausbleiben der klassenweisen Kontrollen alle 
Halbjahre von der arbeitenden Bevölkerung mit Missvergnügen aufgenommen 
wurde. Die Schulzahnklinik soll doch prinzipiell eine Sozial Institution sein, 
Leider wurde das Postulat Wolf auf völlige Gratisbehandimg der Milchzähne 
abgelehnt, wo zum sozialen noch ein pädagogischer Paktor hinzugekommen wä*et 
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Im Gegensatz zur "behandelnden" Schul Zahnklinik hat das Schularzt - 
amt nur Diagnostik und Prophylaxe zu treiben, da der Aerzteverein 
gegen jede schuleigene Therapie protestierte. Die Reihenuntersuchun- 
gen im Kindergartenalter versuchen eine Früherf as sung von Sinne s- 
und Sprachstörungen für eine Früh theratde . die hier meist allein er- 
folgreich ist. Auch die Tbc. probe wird hier schon angesetzt, und im 
l.,4.und 8. Schuljahr werden Nachkontrollen gemacht. Ebenso propa- 
giert das Schularztamt die leider noch immer nicht obligatorischen 
Polio-, Di phtherie-,Tetanus-und Rübeolenimpfungen , wobei Impfkarten 
zur Elternmahnung dienen. Ferner weist das Schularztamt die Schul- 
unreifen in die Einführungsklassen, die Sprachgestörten in logopädi- 
schen Spezialunterricht ,die Schwerhörigen in die betr. Abteilung, 
die Asthmakinder in die Freiluft schule Elefenau usw. Ferner sorgt 
der Schularzt für den Einbau von Hygi ene-, Umwelt schütz-, 1. Hilf e- 
und Sexualaufklärungsunterricht in die Fächer Menschenkunde, Biolo- 
gie »fördert das Hai tungs turnen, scniesst Klassen bei Epidemien usf. 
In den städtischen Kinderheimen Wengen und Chaumont werden Erho- 
lungskuren veordnet,Lsndschul wochen gefördert und hygienisch über- 
wacht. Aehnliche Aufgaben hat der Jugendpsychiatrische Dienst , der 
mit der Erziehungsberatung nun also zum Kanton kommt, um auch ärme- 
re Gemeinden damit versorgen zu können. Vermutlich werden wir in 
der Stadt aber nun dem Schularztamt einen eigenen Erziehungsbera - 
ter angliedern müssen, da die Aussonderung der Sonderschüler die 
Mitarbeit von Arzt, Psychiater und Psychologe erfordert,um nicht 
krasse F ehl ein stuf ungen (z.B. durch vom Kanton zur Ausbildung zu- 
gewiesene Praktikanten) zu zeitigen. Eine tüchtige Legastheniespe- 
zialistin wurde leider voreilig entlassen, um in Schnellkursen 
in jedem Schulkreis einen Lehrer darauf zu"spezialisieren",was 
wenig erfolgversprechend ist. Wir werden also wiederum eine Le- 
gastheniespezialistin benötigen. 

Uebrigens versuchten wir auch, in den Verkehr sunt erri cht unserer 
Verkehrsinstruktoren, einen Nothelferkurs einzubauen. In andern 
Städten bildete man ältere Schäler zu eigentlichen" Verkehrspionie- 
ren"mit eigener Uniform aus, während wir uns noch mit Verkehrs- 
patrouillen(in Schokfarben mit Winker) begnügen müssen, die nur 
aus den oberen Klassen rekrutiert werden können, sodass gerade 
untere Grundschulklassen , die es am nötigsten hätten(,wie beim 

Sonnenhof schulhaus, bei den Kindergärten) »ohne solche Sicherung 
des Schulweges bleiben. Auch die regional, also mit dem Kanton zu 
sammen zu realisierenden Dauerverkehrsgärten (Motion Mäusli) war- 
ten noch auf ihre Verwirklichung. 


%>' 
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Die interkantonale Schulkoordination. 

gerade die Schul Strukturprobleme wie Gesamtschule usw. auch durch die 
1972/73 kommende interkantonale Schulkoordination stark tangiert werden 
dürften, sei hier noch ein kurzer Exkurs über diese Planung angeschlossen, 
der von der Schuldirektion für die vorbereitende Kommission des Grossem 
Rats abgefasst worden waryder der Verfasser ebenfalls angehört. 
" Seit Jahren fordern weite Kreise unserer Bevölkerung eine bessere Koor- 
dination d.h. Ang leichung unserer 25 schweizerischen Schulsysteme, weil 
die Binnenwan derung unserer Bevölkerung von Jahr zu Jahr zunimmt. Leider 
wird aber ein Ortswechsel von einem Kanton zum andern meist mit einem 
Verlust an Schuljahren der Kinder erkauft, - eine Folge der alteingeses- 
senen kantonalen Schulhoheit i Schon 1799 in der "Helvetik" und dann wie- 
der 1882 versuchten die Bundesräte Stapfer und Schenk ein "eidgenössi- 
sches Schulgesetz" zu entwerfen, aber immer wieder scheiterten solche 
Versuche am traditionellen kantonalen Föderalismus. Mit der Parole "Kampf 
dem eidgenössischen Schulvogt " wurden so noch in unserem Jahrhundert 
zentralistische Tendenzen im Schulwesen mit grosser Zähigkeit bekämpft, 
bis dann durch 90' 000 Unterschriften eben neuerdings der Bund und die 
Erziehungsdirektorenkonferenz beauftragt wurden, auch diesem neuen 
"Willen des Volkes" Rechnung zu tragen. Man beschränkte sich wohlweis- 
lich zunächst auf äussere Organisationsprobleme w ie einheitlichen Schul- 
jahrbeginn, einheitliches Schuleintrittsalter und einheitliche Schul- 
pflichtdauer, um keinen neuen "Kulturkampf" zu wecken, denn z.B« eine 
gleichzeitige Vereinheitlichung der Lehrmittel würde . sofort konfessio- 
nelle, weltanschauliche und politische Dispute auslösen. Aber schon die 
erste Frage nach einem einheitlichen Schuljahrbeginn führte zu vehemen- 
ten Zeitungskampagnen, denn die Erziehungsdirektorenkonferenz schlug hie- 
zu unter Anpassung ans Ausland den Herbstbeginn vor. Tatsächlich beginnen 
die Schulen nur noch in Liechtenstein und Japan im Frühjahr! Man kann 
sich fragen, warum, da doch der Jahresbeginn im Frühling für einen sol- 
chen "Neuanfang" den natürlichen Rhythmus darstellt. Vermutlich hat sich 
der Herbstbeginn im Ausland aber gerade aus ähnlichen "naturbedingten" 
Gründen eingebürgert. Der Sommer ist arbeits- und leistungs-physiolo- 
gisch die Zeit der optimalen körperlichen Kondition, während die Winter- 
phase für die geistige Entwicklung günstiger ist. Gerade im September 
kann auch der Arzt am besten seine Ferien nehmen: hier ist die Erkrank- 
ungsziffer am geringsten, denn alt und jung zehrt noch vom Sonnenlicht- 
und. Vitaminvorrat des Sommers. Nicht so im Frühjahr, wo ausgerechnet im 
Februar - März die höchste Erkrankungsziffer zu verzeichnen ist, indem 
jene Licht- und Vitaminreserven aufgezehrt sind. Es ist die Zeit der 
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körperlichen und geistigen Ersehöpfung, der Grippewellen, der Psychosen 
und Suizide, wie schon der Pädagoge Prof. Hellpach feststellte und des- 
halb schon seinerzeit der Schule den Herbstbeginn empfahl. Tatsächlich 
muss ja der Unterricht nach den langen Sommerferien schon beim traditio- 
nellen Früh jahrsbeginn der Schule im Herbst jeweils fast neu beginnen, 
da das Meiste buchstäblich "verschwitzt" wurdel Trotzdem hat sich, wie 
wir aus der Presse hören, selbst unter den Lehrern eine "Arbeitsgruppe 
gegen den Herbstbeginn" gebildet, die mit allen Mitteln am Früh jahrsbe- 
ginn festhalten möchte. Angesichts der zunehmen den Mobilität der Bevölke - 
rung u nd der unvermeidlich kommenden europäischen Integration muss man 
sich aber doch fragen, ob die Erziehungsdirektoren mit ihrem Vorschlag 
des Herbstbeginns nicht doch recht haben.*) 

Das zweite Problem des ein heitlichen Schuleintritt salters gibt ebenfalls, 
wenn auch in geringerem Masse, Anlass zu Diskussionen. Der neue Stichtag, 
1. Juli, für die Vollendung des 6. Lebensjahres verlegt den Schuleintritt 
z.B. in Bern um ein halbes Jahr zurück. Wäre das ein Unglück? Wenn wir 
wieder das Ausland, oder auch nur das Welschland vergleichen, so finden 
wir fast überall den Schuleintritt sogar nach dem vollendeten 5. Schul- 
jahr. Dies heute umsomehr, als die Jugend unserer Epoche dank der soge- 
nannten " Akze leration" frühreifer geworden ist. Man sieht die Ursache zu 
dieser früheren Reifung in der vermehrten Licht- und Vitaminzufuhr und in 
den zunehmenden Umweltreizen, vor allem im Stadtmilieu, - eine Entwick- 
lung, die wahrscheinlich noch weitergehen wird. Daher haben die welschen 
Kantone, Schweden, Dänemark, Holland, Hessen und ganz Osteuropa längst 
auch ein zweites Kindergarten jähr als "V^r schulej' eingeführt, - auch eine 
Entwicklung, die trotz vehementer Reaktionen gewisser Kreise bei uns mit 
der Zeit unweigerlich kommen dürfte, ob man sie nun begrüsst oder nicht. 
Bekannt und beliebt sind hier die Einwände der "Anthroposophen", die vor 
früher "Verschulung, Verintellektualisierung und Vertechnisierung" des 
Kindes warnen, als ob der Verstand a priori etwas Schlechtes und das 
"Gemüt" etwas Gutes sei. Wenn man aber diesem, auch von den Fröbelan- 
hängern so hochgeschätzten urdeutschen (und daher in keine Fremdsprache 
übersetzbaren) Begriff des "Ge müts " nachgeht, so hatte ihn schon Nietz- 
sche als Schlupfwinkel für allerlei Rückständigkeit und Autoritätsgläu- 
bigkeit durchschaut: "Seinem Gemüt, seinem Gefühl vertrauen, heisst, 
seinem Grossvater und seiner Grossmutter und deren Grosseltern mehr ge- 
horchen als den Göttern, die in uns sind: nämlich unserer Vernunft und 
unserer Erfahrung!" Von hier geht eine gerade Linie zum "Kulturpessimis- 

m us" von Spengler und zu Klages "Der Geist als Widersacher der Seele", ja 

"*7Wie"verknorz+."aueh di e"offi ziel.! e"h<>r::e r Ju^e-d noch int, bewies die Ab- 
lehnung den Herbotbefr.rr-;:? durch d ■ us "Ju ,^--nd pn r'timcr. t " im April 1971! 
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bis zur nationalsozialistischen "Blubomystik": Hitlers Appell konnte nur 
in den irrationalen Tiefen des deutschen "Volksgemüts" Fuss fassen! 

Während z.B. in Bern dank einseitiger Pflege des Gemüts im Kindergarten 
nur 75% mit 7 Jahren "schulreif" werden, finden wir in Genf und besonders 
in Holland oder Hessen, wo die Montessorischule eher. Fuss fasste, be- 
reits mit 5 Jahren schulreife Kinder. Gerade mit 4-5 Jahren machen die 
Kinder sogar eine "sprachmimetische Geniephase" durch, wo sie Lesen und 
Schreiben spielerisch aufnehmen. Dadurch haben sie dann in der Schule 
einen Vorsprung im Erwerb der ersten Fremdsprache, - nämlich im Hochdeut- 
schen, das ja nur dem Lehrplan nach unsere "Muttersprache" ist. Vielleicht 
vermindert sich dann auch die heute so häufige "falsche Legasthenie", die 
z.T. durch zu spätes Lesen- und Schreibenlernen, zumal nach der "Ganz- 
wortmethode", erzeugt wird. 

Das dritte Problem der einheitlichen Schulpflichtdauer von 9 Jahren be- 
trifft die Stadtkantone weniger als gewisse innerschweizerische Landkan- 
tone wie Schwyz und Uri , die noch heute nur eine 7- jährige Schulpflicht, 
ja z.T. sogar nur Halbtagsschulen kennen. In den Städten dagegen geht die 
Entwicklung weiter in Richtung eines mindestens freiwilligen 10. Schul- 
jahres (z.B. als Berufswahl- und Werkjahr, Frauenschule usw.), indem eben 
das moderne Leben mit seinen raschen Wandlungen gewissermassen eine 
"education permanente" verlangt. Zur Verbesserung der beruflichen Mobi- 
lität werden daher auch an den Berufsschulen weiterführende und allge- 
meinbildende "Berufsmittelschulen", "Höhere Wirtschafts- und Verwaltungs- 
schulen" usw. errichtet. 

Wie schwer aber nur schon diese "äusserliche" Schulkoordination sich in 
den einzelnen Kantonen durchsetzen lässt, zeigt das Beispiel Berns . Hier 
versuchte die Erziehungsdirektion den Empfehlungen der Direktorenkonfe- 
renz zu folgen und bereitete einen Dekretsentwurf vor. Aber schon die 
vorbereitende Kommission des Grossen Rats legte hier ihr Veto ein. Das 
bernische "Wait and see", diese bauernschlaue Taktik, erst die andern 
ihre Fehler machen zu lassen, wird sich aber hier wohl ähnlich wie beim 
Berufsbildungsgesetz rächen. Auch dort war es schliesslich zu spät, um 
noch eigene Anträge zur Geltung zu bringen, und so erlitt das bernische 
Berufsbildungswesen damals einen empfindlichen Rückschlag.*) 

Noch empfindlicher wäre aber nun ein Rückschlag im Bereich der interkan- 
tonalen Schulkoordination, denn, wie kürzlich Bundespräsident Tschudi 
betonte, wollen wir hier nicht etwa eine blosse Gleichschaltung, sodass 

z.B. die fortschrit tlichen Stadtkantone auf den Stand der Landkantone 
*)Besonders hochgespielt wurde schon im Rat und dann auch von der Lehrer- 
schaft das Problem des Uebergangs(Kurz-oder Langjahr, Staffelung) , der z.B. 
in Luzern (W.h bß-rftits reibungslos vonstaxxen ging. s. -Beilage s.129al das 
Kurzschuljahr käme billiger und für die Absolventen der Primaroberstufe 
(Lehrlinge, die im voraus Stellen haben) günstiger, das Langschuljahr würde 
sich eher für die Gymnasiasten und Seminaristen positiv auswirken? 
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Beilage zu S.129 unten. ,_.,.,_ 

Umfra ge des Bernischen Lehrervereins betr.Lang-oder Kurzs cnul.ianr. 

Schema der 2 Hauptvarianten 

1. Langschuljahr 

Beginn: 1. April 1972 

Ende: 30. September 1973 (ausnahmsweise etwas früher) 

Dauer: 18 Monate (ausnahmsweise etwas weniger) 

Erstes Normaljahr: 1. Oktober 1973 bis 30. September 1974 (12 Monate) 

Mögliche Auswirkungen des Langschuljahres (falls nicht Speziallb'sungen getroffen 
werden) 

1.1. Der Unterrichtsstoff eines Schuljahres ist auf 18 Monate zu verteilen; 
Möglichkeit der Vertiefung, Schulversuche usw., Beurlaubung von Lehrern 
zum Besuch von Fortbildungskursen (falls genug Kursleiter vorhanden). 

1.2. Der Stichtag für den Beginn der individuellen Schulpflicht wird durch das 
Gesetz. vom 31« Dezember auf den 30. Juni verlegt; falls die zusätzlich 
schulpflichtig v/erdenden Schüler alle auf einmal in die 1. Klasse einträten, 
würde diese um 50 % stärker besetzt; dieser Ueberb«stand würde während 9 
Jahren bis zum Schulaustritt bzw. während 12 1/2 Jahren bis zur Maturität 
erhalten bleiben. 

Wird der Ueberbestand auf 2 bzw. 3 Jahre gestaffelt, beträgt er Je 25 % 
bzw. 16 %. (s. S. 5). Dies wird teils Klasseneröffnungen, teils Anwachsen 
der Schülerbestände Je Klasse zur Folge haben. 

1.3. Im Frühjahr 1973 sind an den Seminarien keine Patentierungen fällig, sondern 
erst im Herbst 17T3» dann im Herbst 1974 usw. 

1.4. Eine ähnliche Lücke entsteht für die Maturität (s. Tab. S. 15). 

1.5. Die Schulpflicht wird für 9 Uebergangs-Jahrgänge von 9 auf 9 1/2 Jahre, 
für 11-12 Maturanden Jahrgänge von 12 1/2 auf 13 Jahrje verlängert. Die 
Geburts Jahrgänge ab 1966 absolvierten wieder die "normalen" 9 bzw. 12 1/2 
Jahre (s. Tabelle S. 15, auf der für den Jahrgang 1954 keine Verlängerung 
vorgesehen ist) . 

1.6. Generelle Verlängerung der gewerblich- kaufmännischen Lehrzeiten oder Lücke 
(Juristischer Aspekt). 

Mögliche Auswirkungen des Kurzschuljahres 
(falls nicht Speziallösungen getroffen werden) 

2.1 Infolge Ausfall eines halben Jahres muss auf allen Stufen der Stoff ge- 
kürzt werden. (Speziallehrpläne, auch für Aufnahmeprüfungen verbindlich) 

2.2 Infolge der Verlegung des Stichtags für den Beginn der Schulpflicht wären 
nur die Kinder aus 6 bzw. 9 Geburtsmonaten als Neueintretende vorhanden; 
s. Fragebogen S. 17. Diese Unterbestände wirken sich bis zum Sohulaustritt 
aus. 

2.3 Je nach Variante erfolgt 1-2 mal eine Patentierung von Seminaristen in 
verkürztem Abstand. 

2.4 Eine ähnliche Verkürzung entsteht für die Maturitätsprüfungen (s. Tab. S.28) 

2.5 Die Schulpflicht wird für 9 Uebergangs Jahrgänge von 9 auf 8 1/2 Jahre, für 
Maturandenjahrgänge von 12 1/2 auf 12 Jahre verkürzt. Normalzustand wieder ab 
Geburts Jahrgang 1967. (S. Tab. Seite 28) 

2.6 Generelle Verkürzung der gewerblich-kaufmännischen Lehrzeiten oder Ueber- 
lappung (juristischer Aspekt). 
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herabgedrückt würden. Vielmehr muss damit gleichzeitig eine allgemeine 

Schulreform verbunden werden. So hat sich schon 1966 der schweizerische 
Lehrerverein in vier Studiengruppen mit diesen Reformplänen auseinander- 
gesetzt, und 1968 bildete sich die "Arbeitsgemeinschaft für interkantonal e 
Schulkoordination " aus Vertretern der Lehrerschaft, der Wirtschaft und 
der Frauenverbände , die bereits mehrere Reformmodelle wie das Genfer, 
Aargauer, Ostschweizer Modell oder die "integrierte Gesamtschule" der 
sozialdemokratischen "Albert Steck-Gesellschaft" entworfen hat. Auf die 
Kantone verteilte Schulversuche sollen nun das diesbezügliche optimale 

Modell herausarbeiten. (Dazu käme ev.eine Neufassung von Art .27 BV betr.In- 
dividualrecht auf Bildung, Lehrfreiheit usw. I) *) 

Der allgemeine Trend dieser Schulreform wurde von der Konferenz der Er- 
ziehungsdirektoren der Europaländer 1968 mit "Demokratisierung und Indivi- 
dualisierung" des gesamten Schulwesens formuliert. Dies bedeutet Abbau 
der auf die drei Klassen der Gesellschaft des 19. Jahrhunderts ausgerich- 
teten "Standesschulen" mit ihren drei starren Säulen: "Volksschule, Sekun- 
där- oder Realschule, Gymnasium", in die man schicksalshaft hineingeboren 
wurde. Eine "Einheitsmittelschule" mit vermehrter "Durchlässigkeit " d.h. 
mit besseren Uebertrittsmöglichkeiten, mit Leistungs- statt Jahrgangs- 
klassen, Wahlfächern, Begabungszügen, Gruppenunterricht usw. sollte so 
die Begabtenreserven besser ausschöpfen. Indem man den Spätreifen, und Ein- 
seitigbegabten durch Hinausschieben des Studien- und Berufsentscheides 
entgegenkommt, verbessert man auch die Berufschancen der Kinder aus Arbei- 
terkreisen, denen die berufstätigen Eltern oft in den ersten Schuljahren 
zu wenig beistehen können. So kommen z.B. die Berner "Triagen" nach 4 und 
6 Jahren viel zu früh und in zu rascher Aufeinanderfolge. 

Schon die einheitliche Bezeichnung der Schultypen würde oft etwas "ent- 
schärfen ", so z.B. wenn in Bern die obere Primarschule wie in Basel "Se- 
kundärschule" heissen würde. Vor allem aber müsste man die bisher allzu 
negative Selektion der üblichen Uebertrittsexamen ausmerzen, und zwar in 
Richtung angstfreier Begabungstests nach amerikanischem und schwedischem 
Vorbild. Kontrollen ergaben, dass der Intelligenzquotient nicht etwa 
linear von der Primär- über die Sekundärschule zum Gymnasium ansteigt, 
denn es gibt eine ganze Reihe gleichwertiger Intelligenzformen, weshalb 
z.B. das Berliner Modell von "praktischer, theoretischer und wissenschaft- 
licher Oberstufe" spricht. Gerade heute wird z.B. die früher abgeschätzte 
"praktische Intelligenz" von der Wirtschaft sogar vielfach bevorzugt . 
Gerne hängen aber die Lehrer an den alten Examen, da sie ihre Autorität, 
wenigstens die äussere, stärken. Sie ziehen auch Examens- den Erfahrungs- 
noten vor, um nicht den Zorn der Eltern auf sich zu lenken. Die "toten 
*) Falls die Schweiz aus wirtschaftlich-politischen Gründen plötzlich in die 
EWG eintreten müsste, käme diese Revision von Art.27»wie diejenige von Art. 
51 ( J e sui t en-und Klösterverbot) , das integrale Prauens timmrecht und die Aufhe 
-bung der" administrativen Versorgung sozusagen über Nachtl Bereits im Mai U 
le«te das Dept.des Innern eine Neufassung vor: "Die Sorge für das Bildungswe- 
sen ist eine gemeinsame Aufgabe von Bund und Kantonen,!! ein deutlicher Abbau 
der kantonalen Schulhoheit zugunsten des eidg. "Schulvogtes" i Zugleich nüre 
dies bekanntlich die "conditio sine qua non"für jegliche Schulreform! 


- 131 - 

Sprachen" der Gymnasien sollten unbedingt abgebaut werden, da sie nur 
noch Statussymbol sind, denn längst wurde das Latein als internationale 
Gelehrtensprache durch Mathematik und Englisch abgelöst. Ueberhaupt 
sollte unsre ^Mittelsc hu lbildun g mehr auf eine na turwi s sens chaf tlich - "po- 
lytechn ische" Bildungsform ausgerichtet werden, als auf grösstenteils 
überholte geisteswissenschaftliche Bildungsziele. 

Ein früherer Beginn des Fr emdspr achunterrich ts mit modernen audiovisuel- 
len Mitteln würde nicht nur der Mehrsprachigkeit des modernen Lebens bes- 
ser gerecht, sondern könnte auch die Integration zwischen Welsch und 
Deutsch verbessern. 

Natürlich müsste daher auch die Lehrerausbildung koordiniert und moderni- 
siert werden, denn unsere alten Seminarinternate geben nur einen autori- 
tätsfreudigen Zwergwuchs. 

Von wohl entscheidender Bedeutung wäre aber natürlich die Koordination 
de r Lehrmittel . Hier käme endlich die Gelegenheit, den in den Geschichts- 
und Lesebüchern niedergeschlagenen Ahnen- und Heroenkult zu revidieren, 
da er auch in den Augen unserer Jugend längst unglaubwürdig geworden ist. 
Er hat seine Aufgabe im Zeitalter des Nationalismus, des autarken Agrar- 
staats erfüllt. Aber seither hatten wir die industrielle Revolution, die 
wachsende europäische und weltweite Integration usw. , und auch sozial 
machten wir einen enormen "Social Change" vom Klassenstaat mit ständischer 
Geborgenheit zur pluralistischen Massengesellschaft durch. Unsre Schul- 
bücher sollten den Blick von der Vergangenheit weg in die Zukunft lenken. 
Die "gute alte Zeit" war im Grunde noch brutaler, und nicht die Heroen der 
Kriegsgeschichte, sondern stille Erfinder und Entdecker der Kulturge- 
schichte haben wirklich bleibende, humanistische Werte geschaffen. Und 
Teilhard de Chardin hatte richtig erkannt: die Schöpfung ist noch lange 
nicht beendet und vor allem lässt die eigentliche Menschwerdung auf sich 
warten! Diesen Eyqlutionsglauben müssen wir in unserer heute so ziellosen 
und daher so unruhigen Jugend wieder einpflanzen, einen unbeirrbaren Zu- 
kunft sglaube_n_ (wie ich ihn immerhin bei der russischen Jugend fand). 

Und das Wertvollste, was uns die Schweizergeschichte lehren könnte, und 
was wir unserer Jugend klar machen müssten, ist der ei dgenös sische^ 
Sc hiedsgericht sgedanke , wie Prof. Rappard seinerzeit aufzeigte. Seit 
grauen Zeiten verstanden es unsre Vorfahren, ihre Konflikte geschickt drei 
neutralen Schiedsgerichtskantonen anzuvertrauen, was bis auf einige Reli- 
gionshändel immer gelang. Nach dem Wiener Kongress exportierte die Schweiz 
die schon seit der Katastrophe von Marignano auf jede aggressive Aussen- 
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politik verzichtet hatte, diesen Schiedsgerichtsgedanken im Schutze ihrer 
Neutralität recht aktiv bis zum 1. V/eltkrieg, als sie sich nun ganz auf 
die charitative Welthilfe des Roten Kreuzes zurückzog. Heute können wir 
aber unsre Neutralität immer weniger auf unsre Milizarmee stützen. Wir 
müssen uns wieder aktiver als "Peace maker", als Friedensstifter zu be- 
tätigen suchen, etwa im Sinne Prof. Rappards, der vorschlug, die neutra- 
len Drei: Schweiz, Schweden und Oesterreich sollten im Europarat eine 
Schiedsrichterrolle übernehmen: Dies wäre ein Kristallisationspunkt für 
den Weltfrieden, angesichts der Ohnmacht des durch sein Vetorecht handi- 
capierten Sicherheitsrats. 

Jedenfalls sollten also unsre Geschichtsbücher nicht mehr, wie noch vie- 
lerorts, bei Napoleon haltmachen, sondern als "staatsbürgerlicher Un ter- 
richt" einer direkten Demokratie bis zur Gegenwart vorstosseni 

Bekanntlich visierte nun die Erziehungsdirektorenkonferenz diese inter- 
kantonale Schulkoordination in jenen drei äusseren Organisationsbereichen 
schon für das Jahr 1972 und empfahl den Kantonen rechtzeitige innere An- 
passungen. Sonst müsste eben der Konkordatsweg beschritten werden, und 
falls auch dieser nicht zum Ziele führen sollte, käme, entsprechend der 
BGB-Initiative, schlussendlich doch der Bund zum Zuge, - und der Traum 
des kühnen Bundesrats Stapfer vom "eidgenössischen Schul vogt" ginge so 
dann doch noch in Erfüllung. 

Vielleicht werden wir auch schon in wenigen Jahren durch EWG oder UNO 
"von aussen" zu einer internationalen Schulkoordination genötigt werden, 
eine Perspektive, die von den "Europaschulen" ganz bewusst gepflegt wird. 

So dürfte auch für uns heute noch der Spruch Lichtenbergs gelten: 
"Vielleicht heissen unsere Zeiten noch einmal die finstern! " 

Trotz sor faltiger Vorbereitung wurde der erste Dekrets- 
entwurf schon von der vorbereitenden Grossratskommission abgelehnt, was 
eine höchst unliebsame Verzögerung ergab. Bein zweiten Anlauf kam dann 
das Placet zustande. Aber erst nach langen Debatten über den Herbstbep;inn 
des Schul .jahrs und den Stichtag betr. Schul eintrittsalter ( ,- die 
9-jährige obligatorische Schulpflicht ist ja bei uns im Gegensatz z.B. zu 
mehreren Innerschweizer Kantone längst erfüllt) fand im Grossen Rat dieses 
Anpassungsdekret Gnade , wobei der vom ED vorgeschlagene Termin "nach 
den Sommerferien" (1. August) zugunsten der Zürcher und Ostschweizer 
Lösung 1. Oktober mit einmonatiger Marge abgeändert wurde. Ferner wurde 
auf Antrag des Berner Schularztes Dr. Kipfer beschlossen, den bisherigen 
Ferienrhythmus aus gesundheitlich-pädagogischen Gründen nicht zu ändern 
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und auf keinen Fall,nach französisch-englischem Beispiel, eine dreimona- 
tige Sommerferienpause zu machen. Als Stichtag für das Einschulungsalter 
wurde der 1. Juli gewählt, sodass die Berner Kinder also drei Monate 
früher in die Schule eintreten werden ( , wogegen natürlich wieder der 
Kindergärtnerinnenverein protestierte). Nachdem auch Zürich zusammen mit 
den Innerschweizer und Welschen Kantonen zustimmte, sodass nun die 10 
zum "Konkordat" unerlässlichen Kantone vorhanden sind, setzte die Erzie- 
hungsdirektorenkonferenz in Montreux endgültig fest: Einführung der ob- 
ligatorischen Schulpflicht (innert 6 Jahren) vom am 30. Juni erfüllten 
6. Alters jähr an, Mindestdauer der obligatorischen Schulpflicht 9 Jahre 
mit mindestens 38 jährlichen Schulwochen. Schuljahrbeginn vom Schuljahr 
1973/74 an "zwischen Mitte August und Mitte Oktober"? )Auch Liechtenstein 
wird sich uns anschliessen, nachdem es bereits ,mit andern ostschweizeri- 
schen Kantonen, Z.B.Zürcher Lehrmittel angenommen hat. Die Erziehungsdi- 
rektorenkonferenz regte zudem die Konkordatskantone zur Ausarbeitung von 
"gemeinsamen Rahmenlehrplänen, gemeinsamen Lehrmitteln, Sicherstellung 
des freien Uebertritts zwischen gleichwertigen Schulen, des Uebertritts 
in die aufgegliederten Oberstufen, Anerkennung von Examensabschlüssen 
und Diplomen, die in gleichwertigen Ausbildungsgängen erworben wurden, 
einheitliche Bezeichnung der gleichen Schultypen, gleichwertige Lehrer- 
ausbildung" an. Dabei soll auch die Schweizerische Konferenz der Lehrer- 
organisationen konsultiert werden. Es wurde eine "Koordinationsstelle 
für Bildungsforschung" geschaffen, in der Bund, Kantone, Universitäten, 
pädagogische Verbände und Institutionen, sowie die Studentenschaft ver- 
treten sindCDas Postulat Ruchti vom 16.2.71 und die " Schrif -fliehe Anfrage " 
Hächler vom 9«2.71 verlangten analog eine bernische Koordinationsstelle. ) 
Um beim Uebergang keine Stauungen zu erhalten, wird man wohl 1973 beim 

ersten Mal 50$ der Schüler vorzeitig einschulen müssen, was nicht tra- 
gisch zu nehmen ist, indem z.B. in Deutschland der Schuleintritt seit je 
1 Jahr früher als bei uns erfolgte. Ein Hauptproblem blieb: die Kürze 
des Herbstquartals I 

Ein weiteres Koordinationsproblem wird die Fünftagewoche sein, die bei 
uns z.B. von der Schulkommission Bethlehem verlangt wurde. Um aber die 
vom Kanton vorgeschriebenen 900 Primarschulpflichtstunden zu erfüllen 
(, die allerdings im Stadtbereich dank Zeichnen, Handfertigkeit und 70 
Französischstunden in der 7.-9. Klasse bis über 1000 überrundet werden) 
muss eventuell der Mittwochnachmittag geopfert, oder dann zum 5-Lektion- 
ensystem (ä 45 Min.) mit englischer Arbeitszeit übergegangen werden, wie 
dies in Schweden und Deutschland an allen Gesamtschulen der Fall ist. Da- 
bei wird die Mittagspause (mit Mensaessen) verkürzt. Jedenfalls: ohne gleich- 
zeitige gesamtschulische Schulreform ist die Fünftagewoche von fraglichem 
Wert'.Uebrigens wird in der amerikanischen Autoindustrie im Interesse der 
Vollbeschäf tigung bereits die ''Viertagewoche" eingeführt!**) 

*)Siehe Beilage S.133a. 
»♦^Siege Beilage S.13?b.0.d,..». 
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Beilage, 


Konkordat über die Schulkoordination 
Art. I. Zweck 

Die Konkordatskantone bilden eine inter- 
kantonale öffentlich-rechtliche Einrichtung 
zur Förderung des Schulwesens und zur Har- 
monisierung des entsprechenden kantonalen 
Rechts. 

A. Materielle Vorschriften 
Art. 2. Verpflichtungen 

Die Konkordatskantone verpflichten sich, 


ihre Sehulgesetzgebung in den folgenden Punk- 
ten anzugleichen : 

a) Das Schuleintrittsalter wird auf das voll- 
endete 6. Altersjahr festgelegt. Stichtag ist 
der 30. Juni. Abweichungen im kantonalen 
Recht bis zu 4 Monaten vor und nach die- 
sem Datum sind zulässig. 

b) Die Schulpflicht für Knaben und Mädchen 
dauert bei mindestens 38 Schulwochen min- 
destens 9 Jahre. 

c) Die ordentliche Ausbildungszeit vom Ein- 
tritt in die Schulpflicht bis zur Maturitäts- 


prüfung dauert mindestens 12, höchstens 13 
Jahre, 
d) Das Schuljahr beginnt zwischen Mitte Au- 
gust und Mitte Oktober. 

An. J. Empfehlungen 

Die Konkordatskamone arbeiten zuhanden 
aller Kantone Empfehlungen aus, insbesondere 
für folgende Bereiche: 

a) Rahmenlehrpläne; 

b) gemeinsame Lehrmittel; 

c) Sicherstellung des freien Übertritts zwischen 
gleichwertigen Schulen; 

d) Übertritt in die aufgegliederten Oberstufen; 

e) Anerkennung von Examensabschlüssen und 
Diplomen, die in gleichwertigen Ausbil- 
clungsgängcn erworben wurden; 

f) einheitliche Bezeichnung der gleichen Schul- 
stufen und gleichen Schultypen; 

g) gleichwertige Lehrerausbildung. 

Die Konferenz schweizerischer Lehrerorga- 
nisationen ist bei der Ausarbeitung dieser Emp- 
fehlungen anzuhören. 

Art. 4. Zusammenarbeit 

Die Konkordatskantone arbeiten im Bereich 
der Bildlingsplanung und -forschung sowie der 
Schulstalistik unter sich und mit dem Bund zu- 
sammen. 

Zu diesem Zweck werden: 

a) für diese Zusammenarbeit notwendige In- 
stitutionen gefördert und unterstützt; 

b) Richtlinien für jährliche oder periodische 
schweizerische Schulstatistiken ausgearbei- 
tet. 


B. ORliANlSAlOHISCIll. VoHKI HHUNOI N 

Art. 5. Schweizerische Konferenz der kantonalen 
Erziehungsdirektoren 

DieKonkordatskantone übertragen der Kon- 
ferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren 
die Durchführung der unter Art. 2 bis Art. 4 
festgelegten Aufgaben. 

Kompetenzen und Arbeitsweise werden in 
einem Geschäftsreglement niedergelegt. 

Die Kosten der Konkordatstätigkeit werden 
nach Massgabe der Einwohnerzahl der Kan- 
tone festgelegt. 

Nicht-Konkordatskantonc haben in Kon- 
kordatsgeschäften beratende Stimme. 


Art. 6. Regionulkonferenzen 

Zur Erleichterung und Förderung der Zu- 
sammenarbeit schliessen sich die Kantone zu 
vier Regionalkonferenzen zusammen (West- 
schweiz und Tessin, Nordwestschweiz, Inner- 
schweiz, Ostschweiz). Über den Beitritt zu einer 
Regionalkonfcrenz entscheidet jeder Kanton 
selbst. 

Die Regionalkonferenzen beraten die Ge- 
schäfte der Plenarkonferenz vor. 


Art. 7. Rechtsschutz 

Bei Streitigkeiten, die sich aus dem Konkor- 
dat zwischen Kantonen ergeben, entscheidet 
auf Klage hin das Bundesgericht. 

C. ÜUI RliANCiS- UND StHLUSSBESTIMMUNUEN 
Art. 8. ['listen 

Die Angleichung der Schulgesctzgebungen 
im Sinne von Art. 2 dieses Konkordats wird 
etappenweise vollzogen. 

Die Konkordatskantone verpflichten sich: 

a) in einem Zeitraum von 6 Jahren das Schul- 
eintrittsalter im Sinne von Art. 2 a festzu- 
legen ; 

b) die Schulpflicht in einer angemessenen Zeit- 
spanne auf 9 Jahre auszudehnen. Die Kan- 
tone mit nur 7jähriger Schulpflicht können 
dies in zwei Etappen verwirklichen. 

Die Festsetzung des Schuljahrbeginns im 
Sinne von Art. 2d soll grundsätzlich auf den 
Beginn des Schuljahres 1973/74 erfolgen. 

Art. 9. Beitritt. 

Der Beitritt zum Konkordat wird dem Vor- 
stand der Schweizerischen Konferenz der kan- 
tonalen Erziehungsdirektoren gegenüber er- 
klärt, der dem Bundesrat Mitteilung macht. 

Art. 10. Austritt 

Der Austritt aus dem Konkordat muss dem 
Vorstand der Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren gegenüber er- 
klärt werden. Er tritt in Kraft auf Ende des 
dritten der Austrittserklärung folgenden Ka- 
lenderjahres. 

Art. II. Inkrafttreten 
Dieses Konkordat tritt in Kraft, wenn ihm 
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GEGENSTIMMEN: 
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Bericht, über die Umfrage bei reffend Fünflagewoche, 
verlängerte Sommerferien, Herbstschulanfang 

Anlaß zu ri(>r Umfrage über verlängerte Sommerfeiion und Herbstschul- 
anfang unter d'»n Sektionen des SLiV boten Heft 7 1052 der Schweiz. Reise- 
Vassc, die DV des 15SP am 19. Mdi 1963, welche sich unter anderem mit die- 
sen Themen befaßte, sowie verschiedene Vorstöße der Reisekassc in der 
Öffentlichkeit. Die Fünftagewoche wurde dazu einbezogen, weil sie sich 
sinnvoll in diesem Zusammenhang eingliedern laßt. 

Vor allem schien uns wichtig, daß alle diese aufgeworfenen Fragen von 
Seiten des f fauptbeteiügten, nämlich des Kindes, beleuchtet werden und wie 
von pädagogischer \V"<"tc aus Stellung dazu bezogen wird. Die Umfrage 
wurde beantwortet durrh die Sektionen Aargau, Basel-Land, Büren-Aarberg, 
Bern, Schaffhausen, Soiothurn, St. Gallen, Thurgau, Zürich und dürfte damit 
über alle Kantonsschranken hinweg, die sonst in schulischen Belangen be- 
stehen, ein umfassendes Bild ergeben. 

Fünftagewoche 

Absolut eindeutig wird die Fünftagewoche abgelehnt. Es wird hervor- 
gehoben, daß sich die Lernarbeit des Kindes nicht mit dem Arbeitsbetrieb 
in Industrie und Wirtschaft vergleichen läßt, wo durch Mechanisierung, 
Rationalisierung und Automation die Produktionszeiten verkürzt werden 
können. Der Unterricht beim Kind fußt auf einem Entwicklungs- -jnd Reife- 
prozeß, der sich nicht beliebig zusammenpressen läßt. Der Stoff kann nicht 
noch mehr abgebaut werden, es geschehe denn auf Kosten der musischen 
Fächer, was sich auf die Entwicklung des Kindes nachteilig auswirken 
würde. Der freie Mittwochnachmittag darf nicht geopfert werden, da für das 
Kind eine Ausspannung in der Mitte der Woche dringend erforderlich ist. 


Durch den freien Samstag wird keine größere Erholung gewährleistet. Es 
besteht eher die Gefahr einer Verwahrlosung oder noch größeren Reizüber- 
flutung, als sie schon besteht. Der Unterricht ist schon jetzt nie so mühsam 
wie am Montag, wo viele Kinder sichtlich übermüdet v6nt Sonntag in die 
Schule kommen. 

Die ausfallenden Schulstunden könnten höchstens durch eine verlängerte 
Schulzeit ausgeglichen werden. Bei der heutigen verfrühten körperlichen 
Entwicklung scheint aber eine Ausdefmung der Schulzeit nicht wünschens- 
wert. 

In einer Sektion wurde dagegen der Wunsch geäußert, es möchte der 
Samstag vor Fnngsten sowie vor der Sportwoche frei gegeben werden. 


Dora Hug 


— X«3*T 


Am 2o.8.197o hatte Stadtrat Bug ( + 27 Mitunterzeichner))ein Postulat tarmSÜmH: 
*Im Zuge der stets umfassenderen Gewährung der Fünftagewoche im Erwerbs- 
leben dürfte über kurz oder lang auch deren Einführung in den Schulen 
zur Diskussion gestellt werden. Ohne im geringsten für oder gegen eine 
derartige Einführung der Fünftagewoche in der Schule Stellung zu bezie- 
hen, möchte ich den Gemeinderat ersuchen, als vorsorgliche Massnahme eine 
Spezialkommission zum Studium dieser Frage einzusetzen. Durch sie sollten 
sämtliche Probleme, die sich allenfalls aus der Einführung der Fünftage- 
woche in der Schule ergeben könnten, einer eingehenden Prüfung unterzogen 
werden, um zu verhindern, dass unvorbereitet an eine derartig komplizierte 

Aufgabe herangegangen werden muss*Man wies auch darauf hin, dass das wel- 
sche Gymnasium Biel die Fünftagewoche mit einfachem Schulkommissionsbeschlss 
bereits realisiert hatte und gute Erfahrungen damit; machte. 
Die Schuldirektion veranlasste daher Lehrer-und Elternumfragen ,so wie 
auch die ED z.B. " Schule und Elternhaus " konsultiertet) Im Ausland war 

Hamburg als Schulversuch im Sommer 1970 mit Erfolg zur Fünftagewoche 
übergegangen. Man wollte damit die Kinder übers Wochenende der Familie 
zurückgeben, da besonders die Arbeiterschaft längst zur Fünftagewoche 
übergegangen ist. Andrerseits wollten aber viele Mütter ihre Kinder beim 
Samstagmorgeneinkauf lieber in der Schule versorgt wissen. Die Unterrichts- 
konzentration auf 5 Tage sei ungesund und lasse dem Lehrer keine Zeit für 
seinen zusätzlichen Gewerbeschulunterricht, Korrekturen usw. Zudem würden 
beim verlängerten Wochenende die motorisierten Familien zu grosse Sprünge 
machen, wodurch die Kinder zu sehr zerstreut würden. Eine Landesring-Mo- 
tion im Aargau glaubte wieder, damit die "vaterlose Gesellschaft "heilen zu 
können -.2 1969 wurde in Frankfurt durch Elternfragebögen die Meinung der 
Bevölkerung erforscht, wobei sich zeigte, dass die Arbeiter mehrheitlich 
dafür, die Beamten eher dagegen sind, und dass ebenso Familien mit einem 
Kind eher dafür waren als solche mit mehreren. Die genau gleichen Resul- 
tate ergab eine analoge Umfrage in Zürich im August 1970: 56% Mehrheit 
für die Fünftagewoche. Aehnlich war das Resultat in Lausanne , wobei immer 
die Arbeiterquartiere eher dafür waren als diejenigen Selbständigerwerben- 
der und Beamter. Wie in Lausanne empfahl daher die Schuldirektion dem 
Stadtrat die Ernennung einer ausserparlamentarischen Kommission zur Prü- 
fung des gesamten Fragenkomplexes, besonders aber der schulischen Konsequen« 
-zenl Zugleich sollte eine Sondernummer"Berner Jugend-Berner Schule' r die El- 
tern aufklären. Wie in Lausanne wird man auch bei uns Schulversuche machen« 

Ein erster Bericht dieser Kommission e rörterte folgende Varianten ; wie sie 
z.T. schon in Gros shöchstetten, Biel , Leubringen, etwa 4o Juragemeinden , dem 
zürcherischen Altstetten,an den Berufsschulen, an der amerikanischen "High 
School",der schwedischen Gesamtschule, in Hamburg usw. versucht Wurden; 
Freigabe nur Jedes Zweiten Samstags oder eines Samstags pro Monat, sodass 
die fehlenden 2 Stunden leicht kompensiert werden könnten. Opferung des frei 
-en Mittwochnachmittags, ab er in Form eines Turn-und Sportnachraittags als 
Erholungsphase. Kürzung der Vormittagsstunden auf 5 Lektionen ä 45 Min. unter 
Reduktion der Mittagspause mit Mensaverpflegung, Kompensation durch bloss 5 
Sommerferienwochen, Abbau der Hausaufgaben stunden durch "Auf gabenstunden" ## > 
während der Unterrichtszeit, Vermehrung der"Bündelitage"vor den Ferien usw.' 

*) "Schule und Elternhaus"fand bei looo Familien im Kanton nur 35% Befürwor- 
und" bei einer Schulkreisumfrage in der Knabensekundar schule II. nur 46%! 

**) Siehe Beilage S.134a. 


KOMMISSIONSVORSCHLAG ; " 134& 

Stadt Bern: Einführung £er 5-Tagn~<7ocho *.n doi Schule 
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A. A)torniorondo r 5-»Taffo«-S?ocho. 

»>■»« I U I I W .IMI — I U I ■ 11*11 | III III 144 l| III ■ ■■!■!■ H ,1— H 

Jodor zweite Samstag ist echulfroii es nsüsaon also 2 Stunden auf 
die vorbloibondon 5 Tag/» umgelegt worden* Dioo ist in don meisten 
Fällen obre Komplikationen möglich. In don beiden obersten Sekun- 
darklasscn müssen voraussichtlich cwoi Fakultativatuncen auf den 
flöhen Eachmittag oder den frühen Morgen vorlegt werden. 

B Integrale 5~Tafl Q^Wocha 

1» Verlegung auf den Mittwoch-Nachmittag 
- 1.1 Wegfall des freien Halbtags ia Vorlauf der Woche 
1,2 Beibehaltung einos freien Nachmittages, je nach Klasse und 
Möglichkeiten dos Stundenplans an Mo, Di, Mi, Do oder Pr. 
Dies bedingt bei Kiascon mit grossem V7oohonponnuia das Ein- 
schalten von Fakultativfächarn am frühen Nachmittag oder 
am frühen Morgen. 

2. Festhalten am freien Mittwocanachmittag 

(2,1, üobergang zu 5 Vbrmittagoloktionon, ev. Einführung von Kurs- 
loktionon mit entnprechendom Früherbeginn am Morgen. 

2.2 Beduktion dor Mittagspause auf 1 besw. 3. l/2 Stunden 

2,2,1 l Stunde Mittagapau30 für dio Teilnehmer an Fakulta- 
tivfSchorn, die vm 13 - 13 15 Dar beginnen. Antreton 
der übrigen Schüler um 14 CO Uhr« Abgabe einer Kittaga- 
verpflegung im Schxxlhaus für die Fakultät ivschül er. 
Kommt vornehmlich für Schüler dos 7» •- 9» Schuljahres 
in Frage. 

2.2«2 Mittagspause 1 l/2 Stunden, so dass praktisch alle 

Schüler ihr Mittagessen daheim einnehmen können. Schul- 
beginn um 13 30 UM* und damit Kompensation doi.» 4 
ausfallenden Samatagstunden an 4 Nachmittagen« 

2.3 Umlogung der 4 Samstagstunden auf Mittwoch mit Beginn um 

072.0 Uhr und Dauer bis 1240 Uhr, 6 Lektionen mit awei längeren 
Pausen und Früherboginn an Freitagen, 1. Lektion. Verkraften 
der 4» Lektion im Stundenplan dor übrigen Tage. 

Für all diese Varianten inüsste eine Bewilligung sur Ansetsung von mehr 
als 8 Lektionen pro Tag erlangt worden. ( siehe Lehrplan ) 

3. Einführung von Tageehoimschulen mit Kurzmittag ( Verpflegung in der 
Schule) und beaufsichtigten Aufgab enstundon, Freigabe des Mitt- 
wochs vor oder nach der Verpflegung in der Schule. 

Aehnliche Alternativen stellte unsre Hauszeitschrift " Berner 
Jugend-Berner Schulen" in No. 1,1971 "Fünftagewoche" der Elternschaft 
zur Diskussion, ohne bewusst zur Fünftagewoche der Gesamtschule 
Stellung zu nehmen. Demokratie heisst nun einmal Diskussion, doch 
ist der Schuldirektor als Vertreter der Gesamtschulreform natür- 
lich eindeutig Anhänger der Fünf tagewo che , zumal in Amerika neben 
dcr" gleitenden Arbeit szeif'k uch für die Schul en )bereits die " Vier - 
tagewoche "angekündigt wird. um die Vollbeschäftigung zu erhalten, 
"Readers Digest" ','Gulf Oil Crp." und loo andre Firmen haben die 
Viertagewoche schon eigeführt.Die Managementberaterin Riva Poor 
meint in ihrem Buch"4 Days-r4o Houra".: "Die protestantische , Ethik, 
wonach man lebt, um zu arbeiten, statt zu arbeiten, um zu leben, wird 
heute von einer" Ethik der Mus se "abgelös<, eine Entwicklung, die schon 
der französische Schwiegersohn von Karl Marx in"Lob der Faulheit" 
voraussah!) Nach Gallup ziehen schon 45$ der Amerikaner dieses ver- 
längerte Wochenende als "kleinen Urlaub"vor,da zwei Tage zur Ent- 
spannung nicht genügten! 
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Wenn wir uns nun nach di»<=an allgemeinen Exkurs einmal den Koor- 
dination:; -und Reformplanen de r "Deutschen Bildungsrates "zuwenden, so finden 
wir hier viel entschiedenere " Gesamt schul tendenzen i'Eerabsetzung des Ein- 
schulungsalters auf 5 Jahre bei gleichzeitiger Grundschulreform. In späte- 
stens 10 Jahren 10. Pfli chtbildungsjahr der Sekundarstufe II. für die mit 
5 Jahren eingeschulten, bis dann 15-Jährigen". Zudem legte der "Deutsche 
Bildungsrat", der aus Professoren, Politikern, Gewerkschaftsführern und 
Vertretern der Kirchen besteht, schon im Frühjahr 1D69 der Bundesregie- 
rung die " Einric ht ung v on Schulversuchen mit Gesamtschulen" nahe, die 
dann seither über 4-C solcher Modellversuche realisierte. Aehnlich 
empfiehlt die schwei ze risc he Erziehungsdire ktore nkonferenz mit ihrem 
Sekretär Prof. Dr. Enger, Genf, unsre interkantonale Schulkoordination 
nach den Anweisungen von Bundespräsident Tschudi mit S chulreformen in der 
Art der "Gesamtschul e"_ mi t mö gl ichst vielen kanton alen Varian ten zur bes- 
seren Evaluation, durchzuführen, wobei der Tjat ionalfond eventuell Hilfs- 
mittel zur Verfügung stellt. Um diese Reform nicht zu verwässern, hat die 
"Arbeitsgemeinschaft für interkantonale Schulkoordination" , zusammen mit 
der mit ihr liierten "St udiengruppe Gesamtschule " unter Prof. Haeberlin, 
Univ. Konstanz ( , der auch die sozialdemokratische " Albert Steckgesell- 
schaft" und die Landesring- "Fachgruppe für B il dung und Erziehung " ange- 
hören) einen " Frage nka talog^ für Schulmodelle mit gesamtschulartigen Zügen" 
Juni 1970 ausgearbeitet, der zunächst folgende gesamtschulische Grundbe- 
griffe gegen die heute hier noch grassierenden Missverständnisse defi- 
^j-ylert: 

Kern Unterricht (Gemeinschaftsunterricht): Von Kernunterricht wird dann 
gesprochen, wenn Abteilungen ohne Berücksichtigung der individuellen 
Fähigkeiten, Interessen und Schulleistungshöhen gebildet werden. 

Kurs- oder Niveauunterricht (Fachleistungsunterricht): Von Ili veauunter- 
richt wird dann gesprochen, wenn Gruppen nach individueller Leistungshöhe 
unter Berücksichtigung von Leistungsschwerpunkten und Lerngeschwindigkeit 
gebildet werden. 

Wa hlunterricht : Von '.Van 1 unter rieht wird dann gesprochen, wenn Kurse nach 
den Kriterien der Neigung und des Interesses gebildet werden. 

a) Wahlpflichtkurse : Von Wahlpflichtkursen wird dann gesprochen, wenn 
der Schüler die Verpflichtung zur Wahl aus einem bestimmten Kursange- 
bot hat, damit die gesetzliche Mindeststundenzahl erreicht wird. 

b) Freikurse : Von Freikursen wird dann gesprochen, wenn der Schüler über 
die gesetzliche Mindeststundenzahl hinaus freiwillig aus einem Kurs- 
angebot wählen kann. 

Förderunterricht : Von Förderunterricht wird dann gesprochen, wenn beson- 
dere Massnahmen zur individuellen Förderung von Schülern mit fachspezi- 
fischen Schwierigkeiten ergriffen werden. 
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a) Förderkurse : Von Förderkursen wird dann gesprochen, wenn besondere 
Massnahmen ergriffen werden zur Förderung von Schülern, die für fähig 
befunden worden sind, in einen höheren Leistungskurs überzutreten 
(Spätentwickler) . 

b) Stützkurse : Von Stützkursen wird dann gesprochen, wenn besondere 
Massnahmen ergriffen werden zur Förderung von Schülern, die in einem 
Fach momentane Schwierigkeiten zu überwinden haben oder durch Krank- 
heit und dergleichen in Rückstand geraten sind. 

Durchlässigkeit : Von Durchlässigkeit wird dann gesprochen, wenn die Mög- 
lichkeit gewährleistet ist, Niveaugruppen zu wechseln. 

Grundstoff (Fundamentum) : Der Grundstoff ist jener Teil des Lehrstoffes, 
der für alle Niveaugruppen verbindlich ist. 

Zusatzstoff : Der Zusatzstoff ist jener Teil des Lehrstoffes, der je nach 
Niveaugruppe zusätzlich und vertiefend zum Grundstoff hinzukommt. 

Gesamtschule : Die Gesamtschule fasst zum Zweck der Ermöglichung optimaler 
individueller Bildungswege und der sozialen Koedukation Schüler von bisher 
getrennten Schularten zusammen. ,N 

Um von " Gesamtschule " reden zu können, müssen nach Prof. Haeberlin 6 Merk- 
mal e vorhanden sein: 

" 1. Keine leistungshomogenen Jahrgangsklassen mehr. 

2. Keine vertjlsal nebeneinanderlaufende Schulzüge mehr. 

3. Kursdifferenzierung nach Leistungshöhe. 

4. Kursdifferenzierung zur Entwicklung von Begabungen. 

5. Kursdifferenzierung nach Begabungsstrukturen. 

6. Interrationselemente wie "Kernunterricht" in sozial integrierendem 
"Gemeinschaftsunterricht". Die Kombination dieser Merkmale ergibt 64 mög- 
liche Schulmodelle. Nur von " gesamtschulartigem " Modell kann man dagegen 
reden, wenn midestens eines der 6 Merkmale vorhanden ist. " 

Eine sehr gründliche Gesamtschulverteidigung gab Rektor H. V/alter , Mut- 

tenz, in seiner Arbeit: " Ges amtschulen. V.'arum und Wie?" 

36.^ 

Vv'enn wir nun zur Beantwortung der Gesamtschul-Vorstösse im Stadtrat wie 

der Motion Theiler, den zwei P ostulaten Schrade und des P ostulats Dr. 
Christ en, d ie im Namen praktisch aller Partei en Refor men gesam tschuli- 
scher Art verlangten, *) die Vor- und Nachteile des Gesamtschulprinzips 
auseinanderhalten, kommen wir etwa zu folgender Evaluation: 


*) Siehe Seiten 137 und 138 Beilagen A und B.-Wie oben erwähnt , wurden 
die Postulate Schrade und Dr. Christen schon anlässlich des Verwaltungsbe- 
richts 1969 erheblich erklärt. die Motion Theiler dagegen erst am 18.2.71. 
Darauf beauftragte der Gemeinderat uns , sofort eine " Fachkommission Gesamt- 
schule "auf zustellen, die die Forderung der Motion nach einer detaillierten 
Gesamtschulplanung für Bern bis zum Herbst erfüllen sollte. Wir zogen einen 
schwedischen Gesamtschulleiter Gunnar Löf als Experten zu und blieben in 
engstem K ntak mit der kantonalen"Expertcf 1 kommission Gesamtschule "u nter Dr. 
Stricker. 
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Beilage A. 

*) Motion Theller : 

//r In seiner Erklärung vom 15. Mai 1970 vor dem Stadtrat gab Herr Stadt- 
präsident Dr. R. Tschäppät die Zusicherung, dass vor dem endgültigen 
Entscheid über das Bauprojekt Untergymnasium Neufeld die neue städtische 
Schulkonzeption vorliegen werde. 

Diese neue Schulkonzeption wird für die Entwicklung des städtischen Schul- 
wesens richtungweisend sein. Es ist deshalb von grösster Bedeutung, dass 
eine demokratische, fortschrittliche, den modernen bildungspolitischen 
und pädagogischen Erkenntnissen entsprechende Lösung verwirklicht wird, 
welche eine individuelle Förderung auch der sozial benachteiligten Kinder 
ermöglicht und damit geeignet ist, die Bildungschancen in der Stadt Bern 
wesentlich zu verbessern. 

Um die Voraussetzungen für die dringend notwendige rasche Neuorganisation 
unserer Schulen zu schaffen, wird der Gemeinderat beauftragt, dem Stadt- 
rat bis spätestens Ende 1971 eine neue Schulkonzeption auf der Basis der 
integrierten Gesamtschule vorzulegen. Die Konzeption soll folgende Punkte 
enthalten, welche schrittweise verwirklicht werden können: 

1. Zusammenlegung von Sekundärschule und Untergymnasium (Einheitsmittel- 
schule bis zum 9. Schuljahr wie in Thun und Langenthai). 

2. Räumliche und organisatorische Annäherung zwischen Primarschul -Ober- 
stufe und Mittelschule. Verbesserung der Uebertrittschancen in die 
Mittelschule durch speziellen Förderunterricht im 5., 6. und 7. Pri- 
marschuljahr. 

3. Zusammenfassung der Primarschul- und der Mittelschulklassen in grös- 
sern Oberstufen-Schulzentren (mit zirka 800 bis 1200 Schüler). Diese 
Schulzentren sind so über die Stadt zu verteilen, dass keine unzumut- 
baren Schulwege entstehen. 

4. Vollständige Integration der Oberstufe. Jahrgangsunterricht nur noch 
in wenigen Kernfächern. Sonst Unterricht in Leistungs-, Interessen- 
und Fördergruppen. Verwirklichung der integrierten Gesamtschule. 

Die Schulkonzeption ist mit einem generellen Bauprogramm und mit einem 
ungefähren Zeitplan für die Verwirklichung der einzelnen Stufen der Neu- 
organisation zu versehen. Ebenso ist ein Entwurf für die Aenderung des 
städtischen Schulrechts beizulegen. 

Nach Annahme dieser Motion durch den Stadtrat hat der Geraeinderat unver- 
züglich Verhandlungen mit den kantonalen Behörden aufzunehmen, um eine 
baldige möglichst weitgehende Unterstützung der neuen Schulkonzeption 
durch den Kanton zu erreichen." 

Postulat Schrade : 

''Im Zusammenhang mit dem Projektierungskredit für den Untergymnasiumsbau 
im Neufeld ist von verschiedener Seite die Frage der vermehrten Dezentra- 
lisierung des Untergymnasiums aufgeworfen worden. Der Gemeinderat wird 
ersucht, folgende Fragen zu prüfen und dem Stadtrat Bericht zu erstatten 
und allfällige Anträge zu stellen: 

1. Vorteile und Nachteile einer vermehrten Dezentralisierung des Unter- 
gymnasiums, insbesondere durch Angliederung von Untergymnasiumszügen 
an die Sekundärschulen. 

2. Voraussetzungen personeller, finanzieller und baulicher Art für solche 
Dezentralisierungsmassnahmen. 

Bern, den 28. Mai 1970 Namens der sozialdemokratischen 

Stadtratsfraktion » 


Beilage B. " 138 " 

Postulat Schrade ; 

'im Stadtrat ist in letzter Zeit wiederholt die Ablösung des heutigen 
Schulsystems durch eine Gesamtschule gefordert worden, ohne dass der 
Inhalt dieses Postulates oder die Voraussetzungen seiner Verwirklichung 
irgendwie abgeklärt wären. Der Gemeinderat wird deshalb ersucht zu prü- 
fen und dem Stadtrat Bericht zu erstatten und allfällige Anträge zu 
stellen über folgende Punkte: 

1. Zu erfüllende Voraussetzungen und frühestmöglicher Beginn für einen 
Gesamtschul -Versuchsbetrieb in einem geeigneten bernischen Schulkreis. 

2. Voraussetzungen gesetzgeberischer, personeller, finanzieller und bau- 
licher Art für die Einführung einer Gesamtschule in der Stadt Bern. 

Bern, den 28. Mai 1970 Namens der sozialdemokratischen 

Stadtratsfraktion w 

Postulat Christen : 

Obschon die stadtbernischen Schulen ihren sich ständig ausweitenden Auf- 
gaben mit Erfolg gerecht werden, ist es unverkennbar, dass Anpassungen 
an veränderte Verhältnisse und gestützt auf neue Erkenntnisse auf ver- 
schiedenen Gebieten der Schulorganisation notwendig werden. In anerken- 
nenswerter Weise ist der weitaus grösste Teil der Lehrerschaft bestrebt, 
aufgeschlossen und aktiv bei der Verwirklichung der erforderlichen Neu- 
erungen mitzuwirken. 

Verschiedene der zu behandelnden Fragen werden von der städt. Schuldi- 
rektion u.a. in ihrer Einleitung zum Verwaltungsbericht 1969 angetönt, 
allerdings ohne aufzuzeigen, ob und in welcher Richtung konkrete Lö- 
sungsmöglichkeiten im abgelaufenen Jahr bereits bearbeitet wurden. 

Ungesäumt an die Hand zu nehmen und einer Lösung zuzuführen sind nach 
Auffassung der Fraktionen der Bürgerpartei, der Evangelischen Volkspar- 
tei und der Freisinnig-demokratischen Partei insbesondere folgende Fragen: 

- Aufwertung der Oberstufe Primarschule 

- Mittelschulkonzeption, bezogen auf die Stellung des Untergymnasiums 
und Fragen der Einheitsmittelschule sowie Gymnasiumsreform 

- Herbstschulbeginn und damit zusammenhängende Fragen der interkant. 
Schulkoordination 

- Ausbau der heilpädagogischen Mittel 

- Schulung der fremdsprachigen Kinder 

- Ausbau der Kindergärten und Vorbereitung zurückgestellter Kinder auf 
den Schuleintritt 

- Förderung der Sexual auf klärung und der Aufklärung über Rauschmittel 
namentlich in Abschlussklassen. 

Der Gemeinderat wird deshalb eingeladen, dem Stadtrat zu berichten, 

- welche Massnahmen er in Bezug auf die Anpassung und Abänderung des 
gegenwärtig geltenden Schulsystems an die veränderten Anforderungen zu 
treffen gedenkt bzw. allenfalls entsprechende Vorlagen zu unterbreiten, 
soweit dies heute schon in der Kompetenz der Gemeinde liegt und im 
Rahmen der kantonalen Schulgesetzgebung möglich ist, 

- ob er bereit ist, mit den kantonalen Instanzen diejenigen Fragen zu be- 
handeln, die eine Aenderung des kant. Schulrechtes erfordern, und in wel- 
cher Beziehung er Lösungen auf kantonaler Ebene vorzuschlagen beabsich- 
tigt. 

Bern, den 28. Mai 1970 Für die Fraktionen der Bürgerpartei, der 

Evangelischen Volkspartei und der Frei- 
sinnig-demokratischen Partei.* 
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Die Schule muss sich der Gegenwartsstruktur unserer Gesellschaft anpas- 
sen, die eine dynamische, pluralistische Gesellschaft mit starker Inter- 
pendenz (Abhängigkeit aller von allen) geworden ist uricb ihre ständische 
Statik verloren hat, sodass der Einzelne vermehrt zur Aktivität und Ver- 
antwortung herangezogen wird. Die Wirtschaft stellt immer höhere An- 
sprüche an ihn, sodass die Bildung zum 3. Faktor neben Kapital und Arbeit 
geworden ist, der das Wirtschaftswachstum bestimmt . Die Personalautorität 
ist der Sachautorität gewichen. Betriebshierarchien werden durch Partner- 
schaft ersetzt. Die Familie überlässt immer mehr erzieherische Aufgaben 
der Schule. Die körperliche Akzeleration ergibt eine Art Begabungsver- 
schiebung vom theoretisch-sprachlich-forraalen auf das praktisch-techni- 
sche Gebiet, der optische, extravertierte Vorstellungstyp verdrängt- mehr 
und mehr den akustischen und introvertierten unter dem Einfluss des* 
angelsächsischen Pragmatismus. Die akzelerierte Jugend emanzipiert sich 
von der Elterngeneration nicht mehr individuell, sondern in Massenbewe- 
gungen, zumal sie dank der Konjunktur ein wichtiger Konsument geworden 
ist. Die Wirtschaftsdynamik verlangt eine "Education permanente" auch der 
Erwachsenen. Die Schule muss daher weniger Wissen, als Lernmethodik ver- 
mitteln d.h. auf lebenslanges Lernen vorbereiten ( Lerngesellschaft ) . Sie 
hat Übrigens längst dank der Massenmedien das Monopol auf Wissensvermitt- 
lung verloren. Da unser heutiges Wissen kurzlebig ist, ist der Begriff 
der "abgeschlossenen Bildung" sinnlos geworden. In Amerika gibt man daher 
bedeutend weniger auf Diplome und Zeugnisse als bei uns. Der Schwerpunkt 
der Bildungspolitik liegt daher nicht mehr auf der Hochschule als Spitze 
einer Bildungspyramide, als vielmehr auf der Mittelschulstufe (mittleres 
und höheres Berufskader). Die Aufgabe der Schule, Tradition zu vermitteln, 
ist derjenigen gewichen, Instrumente für die Zukunftsbewältigung zu lie- 
fern. Die bisherigen negativen Selektionsexamen sind «fron-'- dar: Psycholo- 
gie längst als sinnloses "Prokrustesbett" für eine gar nicht existente 
"Durchschnittsintelligenz " , die auch von der Wirtschaftsseite her nicht 
gefragt ist, durchschaut worden. Das ständige Zensurieren der Schülerlei- 
stungen schafft negative statt positive Motivation und verstärkt autori- 
täre Verhaltensweisen bei Lehrer und Schüler , die dem pädagogischen Ar- 
beitsklima abträglich sind. ( Gurtentagung der Kommission für Selektions- 
fragen 1970 . ) Nur psychologische Leistungskontrollen, die den Unterricht 
unbemerkt begleiten und die individuelle Schullaufbahnplanung erleichtern 
sollen, passen zum neuen Trend " Förderung statt Auslese ". Dabei hat sich 
der frühere B e gabungsbegriff als untauglich erwiesen (Prof. Haeberlin) . 
Taxonomisch wichtig sind nur "Lernleistungen, die von der sozio-kulturel- 
len Umwelt vom Individuum gefordert werden". Es gibt gleichwertige, da 
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konstitutionell bedingte theoretisch-abstrakte, praktische und musische 
Intelligenzformen. Dementsprechend müssten die Oberstufen aller Schulen 
in gleichwertige praktische, theoretische und wissenschaftliche Oberab- 
teilungen eingeteilt werden (Berliner Oberschule). In der Schule müssten 
nach amerikanischem Beispiel die "social activities" mehr gepflegt werden, 
da der Lebenserfolg, die "social efficiency" heute oft mehr von der 

"social adaptation" als von der reinen Leistung abhängt. 

57.) 
Nach dem Vorschlag der Erziehungsdirektorenkonferenz der Europaländer 

1968 muss die Schulreform zwei Haupttrends aufweisen: " Demokratisierung 

und Individualisierung ". 

1. Demokrat i sierung : Gleichheit der Bildungschancen, vor allem als Starb- 
gleichheit bei Kindern aus bildungsfernem Milieu. Gleichheit der Bildungs- 
chancen der Mädchen (,ausser Albanien hat die Schweiz die geringste Zahl 
weiblicher Studierender). Die Selektionsansprüche der Schule sind an Ober- 
schichtwerten wie sprachliche Ausdrucksfähigkeit, drillbares Formelnrech- 
nen usw. orientiert (Chr. v. Weizsäcker) . Besonders die frühe Studien- und 
Berufsentscheidung nach dem 4. und 6. Schuljahr stellen "Vorwiegend eine 
"soziale Auslese" dar. Bei Zusammenfassung von Schülern aus bildungsfer- 
nem Milieu verlieren diese noch mehr an Lernmotivation (wie z.B. in der 
Primaroberschule) , als wenn sie mit leistungswilligen zusammenbleiben. 
Schwächere Schüler werden in heterogenen Gruppen ebenfalls besser geför- 
dert, ohne dass die Begabten darunter leiden. Dafür wird so die "soziale 
Integration " im Kernunterricht gefördert. Auf der andern Seite muss aber 
damit eine frühe Begabungsförderung durch homogene Leistungsgruppen (Ni- 
veaukurse) parallel gehen. 

D ie demokratische Schule muss auch eine "Schule der Demokratie " sein 
(Europarat Nov. 1968) . Die Erziehung zum Leben in einer Demokratie muss 
schon im Lebensraum des Schülers beginnen (Wahlfreiheit bei Frei- und 
Neigungsfächern, Mitspracherecht und Mitverantwortung des Schülerrats 
nach dem Delegationsprinzip, Elternbeiräte, Gruppendiskussionen mit der 
Lehrerschaft). 

2. Individuali sierung ; Der OECD-Rat empfahl schon 1966, "jedermann die 
Bildung zukommen zu lassen, die seinen Fähigkeiten und Bedürfnissen ent- 
spricht". Der herkömmliche Unterricht in leistungshomogenen Jahrgangsklas- 
sen, dessen fiktive Grösse "Durchschnitt" die Schüler in einzelnen Fächern 
unter- und in andern überfordert, geht auf die Linienstrategie der preus- 
sischen Unteroffiziere zurück, die als Lehrer eingesetzt wurden ( , während 
bei uns die Lehrer als Offiziere eingesetzt werden, - oft mit ähnlichem 
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Effekt). Optimale Förderung des einzelnen heisst also fachspezifische 
Förderung in Niveaukursen und homogenen Leistungsgruppen entsprechend 
Begabung und Neigung, was die Lernmotivation verbessert, den Wettbe- 
werbsfaktor beibehält und das berufliche Fortkommen sichert, da die Wirt- 
schaft heute auf alle Arten von Begabungen angewiesen ist. Allzugrosse 
Wahlfreiheit senkte aber an den amerikanischen High Schools das Bildungs- 
niveau, weshalb ein allgemeinverbindliches "Fundamentum" vermittelt wer- 
den muss, das auch die Durchlässigkeit allein ermöglicht. Damit wird die 
Leistungsfähigkeit unserer Schule verbessert, was umso nötiger ist, als 
in der Schweiz 50-60$ der Gymnasiasten bisher die Matura nicht erreich- 
ten i und die Schweiz vor der Türkei die zweitgeringste Quote des Anteils 
der Studenten am Gesamt der 20-24 Jährigen aufweist, nämlich 6$, während 
der europäische Durchschnitt 14,5$ und derjenige Hollands, Schwedens und 
Frankreichs sogar 20$ erreicht. Der Wissenschaftsrat verlangt daher eine 
Verdopplung der Maturabschlüsse bis 1980 und eine Vermehrung der Akade- 
miker um 75$ gegenüber 1966. Der Schweizerdurchschnitt von 7-8$ Maturan- 
den eines Jahrgangs sollte also bis 1980 mindestens das europäische Mittel 
(ca. 15$) erreichen. Nach Nyikos sollte aber nicht nur auf Ausbildung von 
Spitzenkräften gesehen werden, sondern angesichts der "Intellektualisie- 
rung aller Berufe " muss auf allen Stufen eine verbesserte Allgemein- und 
Grundbildung angestrebt werden, die allein eine künftige, der Dynamik 
unserer Wirtschaft angepasste berufliche Mobilität erlaubt. Vor allem 
muss im Lehrplan die tradierte Bildungsideologie durch Stoffabbau auf dem 
geisteswissenschaftlich-historische Sektor und im Bereich der rein theo- 
retischen Intellektleistung zu gunsten der sog. "praktischen Intelligenz " 
korrigiert werden. "Aufgabe der Bildung ist es (nach Dahrendorf ) , die Zu- 
kunft aufzugreifen und zu prägen suchen, statt entschwindenden Gegenwar- 
ten verlegen nachzuwinken." Der veränderten Wirklichkeit gemäss muss die 
Schulreform ein perennierender Bestandteil des Schulbetriebs und die 
ständige Fortbildung der Lehrer in neuen Lehrmethoden usw. institutiona- 
lisiert werden. Neben die Strukturreform hat die dauernde " innere Schul- 
reform " des Lehrplans im Sinne der Curriculum- und Taxonomieforschung zu 
treten. 

Die Gesamtschule ist nicht mehr in Obere Primär-, Sekundärschule und Unter- 
gymnasium aufgegliedert, sondern allen Schülern wird ein vierfacher Unter- 
richt geboten: 1.) Kern Unterricht zur sozialen Integration in der Jahr- 
gangsklasse unter dem Klassenlehrer, oder nach hessischem Vorbild in "Ge- 
sellschaftslehre" im Team Teachingsvstem (Thematischer Unterricht durch die 
Fachlehrer der Geschichte, Erdkunde und Sozialkunde). Ferner eignen sich 
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zum Kernunterricht Deutsch, Gegenwartskunde, Werkunterricht, Musik, Sport, 
usw. , während die Fächer mit höherem Abstraktionsgrad wie Mathematik und 
Fremdsprachen, die also ausgesprochen mathematischen oder sprachlichen 
Begabungstypen entgegenkommen, eher für 2.) Kursunterricht in Leistungs- 
gruppen (Niveaukurse) gewählt werden. Die bisherige traditionelle Fächer- 
hierarchie in Haupt- und Nebenfächer ist also weitgehend relativiert. Je 
nach seinem Leistungsprofil kann ein Schüler in Mathematik im A-Kurs, in 
den Fremdsprachen dagegen im C-Kurs sein, wobei eine halbjährlicher Kurs- 
wechsel (Durchlässigkeit) dank gemeinsamem Fundamentum nach oben wie nach 
unten ohne grossen Prestigeverlust möglich ist und Förder- und Stützkurse 
den Aufstieg erleichtern oder den Abstieg hindern. Die A-Kurse sind nicht 
nur anspruchsvoller, sondern haben auch eine grössere "Geschwindigkeit". 
3.) -Beim Wahlpf 1 i chtunterri cht geschieht die Differenzierung nicht nach 
Leistung, sondern nach Neigung (weitere Fremdsprachen wie Latein, Eng- 
lisch, Kunstgeschichte, Musik etc.). 4.) Der Wahl- oder Interessenunter- 
r i cht (Zeichen- und Sportelite, Orchester, Werkunterricht in "Farbe und 
Form" usw. ) differenziert nach Sonderbegabungen und -neigungen in freier 
Wahl, was die Lernmotivation besonders verstärkt. 

Auf Grund unserer persönlichen Schulbesuchen in Gesamtschulen von Stock- 
holm, Kopenhagen, Edinburg, Moskau, Giessen, Berlin-Britz, Frankfurt usw. 
sind wir persönlich zu folgender Evalutation gekommen: Vorteile (gegen- 
über unserm traditionellen Schulsystem) : 

1.) Die allerdings meist nur 7-10$ betragenden Einseitigbegabten werden, 
wie die Spätreifer, als eine Art " Minderheitenschutz " besser erfasst. Sie 
mussten bisher in Privatschulen üb ertreten, was eine soziale Ungerechtig- 
keit darstellt! 

2.) Unsre veralteten, einseitig auf Drill und auf Deutsch/Rechnen ausge- 
richteten ^ejjejctiojis^camer^ schon nach dem 4. und 6. Jahr fallen weg, was 
seelische Traumen, lebenslange Minderwertigkeitskomplexe, sozialen Pre- 
stigeverlust, negative 'asoziale Auslese" von Kindern aus bildungsfernem 
Milieu, Ausscheiden infolge pubertärer Leistungsschwankungen und konsti- 
tutioneller Spätreifung (oft besonders Begabter! ) durch Hinausschieben 
des Studien- und Berufswahlentscheides vermeidet. Die L ernmotivation wird 
nicht mehr mit Examens- und Zensurendruck negativ, sondern durch eigene 
Fächerwahl positiv erreicht. 

3.) Statt die Lehrerautorität im Sinne einer reinen "Personen-" statt 
Sachautorität " durch Zensuren und Prüfungen zu stärken, was nur gehemmtes 
"Zwergobst" züchtet, wird durch kameradschaftliche Aestimation ein unge- 
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spanntes Arbeitsklima mit gerade bei Schwachen verbesserten Leistungen 
erzeugt. 

4.) Durch die vermehrte Beiziehung der Eltern ( anstelle der politischen 
Schulkommissionen mit ihrer oft ungesunden "Quartierpolitik") bei der 
Schullaufbahnplanung (Wahlpflicht- und Freifächer) wird auch das häus- 
liche Milieu in die Schulung einbezogen. 

5.) Regelmässige, beaufsichtigte "Arbeitsstunden" ersetzen die Hausauf- 
gaben und entlasten so Kind und Eltern zugunsten vermehrter Freiheit für 
Sport und Spiel oder ausserschulischer sozialer Tätigkeiten. 

6.) Zum Abbau ungesunder autoritärer Spannungen trägt auch die kollegiale 
jSchulleitung der Gesamtschule bei. Auch das, Mitspracherecht der Schüler 
im Schülerrat und bei der Fächerwahl wirkt in diesem Sinne. 

7 .) Vermehrter thematisch vertiefter "Projektunterricht" im Team Teaching 
zeigt trotz der starken Verfächerung die wichtigsten Zusammenhänge auf, 
die beim bisherigen Unterricht nicht erfasst werden konnten. Angesichts 
der Ueberschwemmung mit Information durch die heutigen Massenmedien ist 
die Erziehung zum "kombinierenden" und kritischen Selberdenken, z.B. auch 
durch schulische Diskussionen statt blossem autoritärem Dozieren, von 
besonderer Wichtigkeit. 

8.) Die Bildungschancen der Mädchen sind verbessert , da ihre .sprachliche 
Begabung der mathematischen der Knaben gleichgestellt wird. In Schweden 
geht die Koedukation bis zum gemeinsamen Turnen und Werken resp. Handar- 
beit, die zu 20 Stunden gemeinsam betrieben werden. Der Abbau in "typisch 
weiblicher" Handarbeit geht Hand in Hand mit vermehrtem technischem 
Zeichnen und Mathematik für dafür geeignete Mädchen. 

9.) Der soziale Prestigeverlust der oberen Primär- und oberen Sekundär- 
schule wird durch die "Aufwertung" in der Gesamtschule aufgehoben. 

10.) Das heute allzu einseitig geisteswissenschaftliche "humanistische" 
und "ständische" Bildungsziel der Gymnasien wird durch die Gesamtschule 
im Sinne einer realistischeren, wirklichkeitsbezogenen und sozial inte- 
grierenden naturwissenschaftlich-polytechnischen Allgemeinbildung korri- 
giert, die den Anforderungen der heutigen Berufswelt bezüglich des höhe- 
ren und mittleren Kaders eher entspricht. 

11 »J Der Wegfall der negativen Lernaotivation durch Noten-und Examens- 
druck, d.h.die positive Lernmotivation, das Weisken eines echten Schul er In- 
teresses verlangt vom Lehrer mehr, hält aber auch dessen Weiterentwicklung 
und Portbildung wach. Besonders stimulierend wirkt die Konkurrenz der psy- 
chologisch perfektionierten Informationstechnik des (Schul-)Fernsehens! 
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Als Nachteile der Gesamtschule kö nnen dagegen etwa angeführt werden: 

1.) Die Gesaratschule erfordert mindestens 1,6 Lehrer pro Klasse , also 

mehr als wir uns angesichts des gegenwärtigen Lehrermangels erlauben körnen 
2.) Die Stundentafel wird, da für jeden Schüler praktisch individuell ge- 
staltet, zu einem komplizierten System, das fast nur mit einem Computer 
gelöst und alle Jahre völlig neu konzipiert werden muss. 

3.) Die persönliche Beanspruchung der Lehrer wird durch dessen kamerad- 
schaftliche Stellung zum Schüler und die kollegiale Schulleitung, sowie 
durch die Tatsache, dass er Schüler verschiedener Leistungsstufen nach- 
einander und miteinander schulen muss, ausserordentlich gross. Auch die 
Dynamik der wechselnden Stundentafel lässt beim alternden Lehrer nie jene 
Routine aufkommen, die ihm bisher ein oft über sein Pensionsalter hinaus- 
gehende Weiteramtieren erlaubte. Das Ueberschneiden der Wahlfachstunden 
mit den Kursen erzeugt relativ viele Leerstunden für Lehrer und Schüler, 
die doch nicht recht zur Erholung ausgenützt werden können. Viele Lehrer 
künden bald. 

4.) Nur ein Halbtagesbetrieb (mit englischer Arbeitszeit) in Lektionen zu 
45 Min. und die Fünftagewoche gestatten dem Lehrer, sich genügend für 
diesen differenzierten Unterrichtsbetrieb genügend vorzubereiten. 

5.) Die Lehrerausbildung müsste völlig umgestaltet werden, nämlich im 
Sinne der sog. "Stufenlehrer". Da alle Lehrer (Primär-, Sekundär- und 
Gymnasiallehrer) die gleichen Schüler unterrichten, besteht bei ihnen die 
Forderung nach "gleichem Lohn für gleiche Leistung", was nur mit einer 
gemeinsamen Grundausbildung und Stufenfunktionszulagen erreicht werden 
könnte. 

6.) Die starke "Demokratisierung" ohne Zensuren und Examen könnte den 

Leistungswettbewerb verringern, und das kameradschaftliche Verhältnis 

zwischen Lehrer und Schüler kann vai letztern missbraucht werden, was in 
aucn sonst "permissivon "Ländern wie Schweden und USA vorkommen kann. 

7.) Im Gemeinschaftsunterricht könnten junge, initiative Lehrer, die heute 
nicht selten zur äussersten Linken gehören, einen fatalen Anarchismus 
züchten, der zu Schülerrevolten, zu ungesunden "Haschisch- und Porno- 
wellen" führen könnte. So haben die Autoren des "Roten Schülerbuchs" die 
frühere Feindlichkeit, die vom autoritären Lehrer gegen die Schüler aus- 
ging, in eine perfide, destruktive, vom Schüler ausgehende Feindlichkeit 
gegenüber dem Lehrer umfunktioniert, eben nach der These Marcuses und 
seines "Neo-Rousseauismus", die Macht des Establishments sei an sich 
böse, und ihre Zerstörung werde allein und von selber ein besseres Neues 
wachsen lassen. 

8 . ) Der pädagogische Einfluss des traditionellen "Klassenlehrers" und der 
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Jahrgangsklasse als "Heimat" des Schülers geht durch die nach oben zu- 
nehmende Verfächerung immer mehr verloren ( , sodass Schweden neuerdings 
in den obersten Klassen wieder zurückbuchstabierte) und wird durch den 
selbstgewählten individuellen Tutor kaum richtig ersetzt. Dieser päda- 
gogische Einfluss, der vor allem von der Lehrerpersönlichkeit als gröss- 
tenteils unbewusste Prägung ausgeht, ist für die Ausbildung eines ver- 
antwortungsvollen, heute besonders wichtigen "Arbeit scharakters" äus- 
serst wichtig. 

Abgesehen von der prinzipiellen Kritik der Rektorenkonferenz am Gesamt- 
schulprinzip haben sich bisher eigentlich fast alle Lehrer Berns als mehr 
oder weniger starke Anhänger solcher Reformen erklärt. In Deutschland war 
es ein konservativer Soziologe Helmut Schoeck, der in seiner Studie über 
den "Neid" auf die Unentbehrlichkeit undemokratischer Leistungshierar- 
chieen für den Fortschritt der Menschheit hinwies. Gerade die Eigenart 
der prinzipiellen Unzufriedenheit des Menschen schaffe jenen Motivations- 
überschuss, der den Zivilisations- und Kulturfortschritt bringe. Hier 
decken sich seine Ansichten z.T. mit denjenigen der Verhaltensforscher, 
während Huizinga die Kultur aus rein spielerischer Funktionslust, aus 
dem Abreagieren ( "Uebersprung" sagen die Verhaltensforscher) brachliegen- 
der Instinktvalenzen erklären wollte. Wahrscheinlich liegt auch hier die 
Wahrheit irgendwo in der Mitte. 

Interessant ist, dass Pestalozzi in seinem Rechenschaftsbericht über 
seinen Stanser "Schulversuch" nicht nur rein empirisch zu antiautoritären 
Erziehungsprinzipien, zu einer Art "Ganzwortmethode" beim ABC analog der 
späteren Theorie von Ddcroly, sondern auch zu einer Art Gesamtschulprin- 
zip in Verbindung mit seinem "Arbeitsschulgedanken" gelangte: "Zwei 
meiner Erfahrungen waren sehr wichtig: erstens, dass es möglich und 
leicht ist, eine sehr starke Anzahl Kinder, selbst von sehr ungleichem 
Alter, auf einmal in Masse zu lehren und sehr weit zu bringen; zweitens, 
dass diese Masse in sehr vielem mitten in ihrer Arbeit unterrichtet werden 

kann". 

39.) 

Was sagt nun die "kantonale Schulhoheit" dazu? Nehmen wir ihre Antwort 

auf die Interpellation Theiler (am 21.9.70), die ihrerseits folgender- 

massen lautete: 

*In der Stadt Bern wird gegenwärtig eine neue Schulkonzeption vorbereitet. 
Besonders interessant sind dabei die Vorschläge für eine Neuorganisation 
der Mittelstufe (5.-9. Schuljahr) auf der Basis der integrierten Gesamt- 
schule. Dieses fortschrittliche, den modernen bildungspolitischen und 
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pädagogischen Erkenntnissen entsprechende Reformmodell hebt die alten, 
historisch begründeten Schultypen (Primarschul -Oberstufe, Sekundärschule, 
Untergymnasium) auf und ersetzt die starren Jahrgangsklassen durch fle- 
xible Interessen-, Leistungs- und Fördergruppen. Weltweite Erfahrungen 
beweisen, dass die integrierte Gesamtschule eine individuelle Förderung 
auch der einseitig begabten und der sozial benachteiligten Kinder ermög- 
licht und damit geeignet ist, die Bildungschancen ganz wesentlich zu 
verbessern. 

- Wie stellt sich der Regierungsrat zur integrierten Gesamtschule? 

- Ist der Regierungsrat bereit, diejenigen Gemeinden, welche bei der Ver- 
wirklichung einer modernen und demokratischen Mittelschulorganisation 
vorangehen wollen, zu unterstützen? 

- Wie weit lässt sich die integrierte Gesamtschule im Rahmen der heutigen 
kantonalen Schulgesetzgebung verwirklichen? 

- Ist der Regierungsrat bereit, wenn nötig, dem Grossen Rat eine Vorlage 
zu unterbreiten, welche die Beseitigung der gesetzlichen Hindernisse 
zur Einführung der integrierten Gesamtschule vorsieht? 1 ' 

Grossrat Theilers Begründung lautete :*Wenn man die leider ziemlich spär- 
lich veröffentlichten Zahlen im Verwaltungsbericht der Erziehungsdirektion 
über unser bernisches Schulwesen sieht, stellt man fest, dass es darum 
nicht sehr gut bestellt ist. Nur ein gutes Drittel der Berner Kinder 
können von der Primarschule in die Sekundärschule übertreten und nur 678 
Kinder (ca. 4,5 Prozent eines Schüler Jahrganges) beendeten die Schule im 
Berichtsjahr mit einem Maturitätszeugnis. Mit diesen Zahlen ist der Kan- 
ton Bern so ziemlich am Schwanz in der Schulstatistik der schweizerischen 
Kantone. Nun muss man allerdings zugute halten, dass im Kanton Bern die 
Verhältnisse schwieriger sind als in vielen andern Kantonen. Für einen 
Stadtkanton ist es sehr viel leichter, eine positivere Bilanz aufzuweisen, 
als für einen Kanton mit vielen entlegenen Gebieten. Hier haben die Eltern 
wesentlich höhere finanzielle Lasten zu tragen, wenn ihre Kinder eine 
Sekundärschule oder gar ein Gymnasium besuchen. Trotzdem müssen uns diese 
Zahlen zu denken geben. In einer Zeit, wo die theoretische Ausbildung 
immer wichtiger wird, können wir es ganz einfach nicht verantworten, dass 
nur ein Drittel der Kinder eine Mittelschule besuchen kann, während der 
Rest der Kinder mit einer Ausbildung Vorlieb nehmen muss, die den künfti- 
gen Anforderungen ganz einfach nicht mehr genügt. Offensichtlich ist das 
ganze bernische Schulsystem dringend revisionsbedürftig. Das ist ja auch 
bei der Diskussion um den Verwaltungsbericht der Erziehungsdirektion. von 
den meisten Rednern anerkannt worden. Allerdings wurde zugleich vor allzu 
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grossen und allzu übereilten Schritten gewarnt. Man hat Angst - und diese 
Angst ist sicher nicht leicht zu nehmen -, dass die Kinder darunter 
Schaden leiden könnten.. 

Nun muss man auch, feststellen, dass sehr viele Schulreformbestrebungen 
etwas in Verruf gekommen sind, weil sehr oft versucht wird, mit neuen 
Lehrmethoden und neuen Apparaten, welche die Schule anschaffen soll, ein 
Geschäft zu machen, während der Erfolg, den man sich davon verspricht, 
ausbleibt. Das darf uns aber nicht hindern, unabhängig von der Einführung 
einzelner neuer Lehrmittel und Lehrmethoden daran zu gehen, die ganze 
Schulstruktur zu überdenken. Im Gegensatz zu den neuen Lehrmitteln kann 
man sagen, dass in bezug auf die Schulstruktur bereits grosse Erfahrungen 
an andern Orten gesammelt wurden, so dass die Gefahr nicht mehr besteht, 
dass wir übereilte Experimente zum Nachteil der Kinder machen würden. Wir 
stehen in der Schweiz vielmehr bald ziemlich allein da mit unserem alten 
Schulsystem, das in drei ganz voneinander getrennte Züge aufgegliedert 
ist. Es ist aufgegliedert nach dem alten Schulsystem, das historisch, aus 
der alten Standesschule - was man nachweisen kann - herausgewachsen ist; 
Es' war in der Tat im letzten Jahrhundert selbstverständlichy dass Kinder 
aus dem oberen Bürgertum ins Gymnasium gingen, Kinder von Handwerkern ; in 
die Mittelschule und die übrigen in der Primarschule blieben. Bestürzend 
ist nur, dass man beim Betrachten der Schulstatistik feststellen muss, 
dass dies heute noch weitgehend der Fall ist. Am städtischen Gymnasium in 
Bern beispielsweise stammen nur 10 Prozent der Kinder aus Arbeiterfami- 
lien, obwohl in der Region Bern jedes zweite Kind zu einer Arbeiterfami- 
lie gehört. Oder noch ein krasserer Vergleich: Jedes zweite Kind eines 
Direktors, eines Chefbeamten oder eines Universitätsprofessors hat in : Bern 
die Chance, ins Gymnasium zu gehen, aber nur jedes hundertste Kind eines 
Vaters, der keine Berufslehre absolviert hat. Das ist nun einfach eine 
schreiende Ungerechtigkeit. Hier stimmt etwas nicht an unserem Schulsy- 
stemV denn es ist durch unzählige Untersuchungen längst widerlegt, dass 
die biologisch begründete Intelligenz abhängig wäre von der Schichtzuge- 
hörigkeit des Kindes, sondern die Intelligenz ist sozial bedingt, durch 
Milieufaktoren, durch Faktoren des Auf Wachsens und dadurch, welche Mög- 
lichkeit ein Kind hatte, : sich in seiner Jugendzeit einen mehr oder weni- 
ger grossen Wortschatz anzueignen. Es sind dies alles Tatbestände, die 
durch eine andere Bildungspolitik weitgehend korrigiert werden könnten. 
In dieser Beziehung hat sich nun auf der ganzen Welt die sogenannte inte- 
grierte Gesamtschule bestens bewährt. Aehnliche Systeme haben wir seit 
Jahrzehnten in den USA und seit etwa 20 Jahren in vielen Ostblockstaaten. 
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In England wird gegenwärtig die sogenannte Comprehensive School einge- 
führt, und auch in Deutschland ist man daran, diesen Schultypus einzu- 
führen. Ueber die integrierte Gesamtschule gibt es viele wissenschaft- 
liche Untersuchungen. Man hat in bezug auf jedes einzelne Kind, das eine 
solche Schule durchlaufen hat, Erfolgskontrollen durchgeführt, aus denen 
hervorgeht, dass diese Schulsystem ganz einfach den Kindern eine viel 
grössere Chance bietet, eine gute Ausbildung zu erhalten, als unser her- 
kömmliches Schulsystem. Das Prinzip der integrierten Gesamtschule geht 
davon aus, dass man die Dreiteilung, die ich vorhin erwähnt habe (obere 
Primarschule, Sekundärschule, Gymnasium) aufhebt und die starren Jahr- 
gangsklassen durch Interessen-, Neigungs- oder Leistungsgruppen ersetzt . 
Wenn sich der Lehrer beim heutigen Schulsystem notgedrungen ungefähr an 
die Mitte der Klasse wenden muss, wobei die Schüler, die dem Pensum vor- 
aus sind, und die Schüler, die nicht nachkommen, die Leidtragenden sind, 
können bei der integrierten Gesamtschule die Kinder jene Gruppe wählen, 
die ihren Interessen, ihrer Leistung und ihrer Neigung am besten ent- 
spricht. Das ist besonders wichtig für die ungleich begabten Kinder. Sie 
können im Rechnen beispielsweise in einer höheren Leistungsgruppe sein als 
in den Sprachfächern. Sie können auch für ein Fach, wo sie besonders Mühe 
haben, in eine Nachhilfegruppe gehen, wo sie so gefördert werden, dass 
sie den Standard der andern Kinder wieder mühelos erreichen. 

In Bern ist man gegenwärtig daran, eine neue Schulorganisation auszuar- 
beiten. Man muss das tun, weil sehr grosse, neue Schulbauprojekte bevor- 
stehen, und es hat keinen Sinn, diese Schulhäuser zu bauen, ohne sich 
darüber im klaren zu ; oin, v:ie man die künftige Schule organisieren will. 
Der Schuldirektor hat deshalb auch versprochen, dass man ein neues Schul- 
konzept vorlegen werde, bevor man über den Bau des neuen Unterprymnasiums 
auf dem Neufeld entscheiden werde. Bei dieser Diskussion steht nun eben- 
falls die Frage nach einer integrierten Gesamtschule im Vordergrund, wobei 
man über die Haltung des Kantons in dieser Frage die verschiedensten 
Aeusserungen gehört hat. Es wurde gesagt, der Kanton würde ein solches 
Experiment niemals billigen, es stehe vollständig im Gegensatz zur be- 
stehenden Gesetzgebung, wir hätten in Bern gar nicht die Möglichkeit, 
einen Schritt in dieser Richtung zu tun. Ich glaube, es ist deshalb ange- 
zeigt, heute die Stellungnahme der Regierung in dieser Frage zu hören. 
Diese Frage ist aber nicht nur für die Stadt Bern von Bedeutung, sondern 
auch für die Landgemeinden, die vielleicht ein weniger traditionsbeladenes 
Schulwesen haben und die sich überlegen, wie sie ihre Schulen neu gestal- 
ten könnten. Es wird natürlich nicht notwendig sein, von einem Tag auf den 
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andern alles auf den Kopf zu stellen und eine vollständig neue Schule zu 
schaffen. Man kann die integrierte Gesamtschule durchaus stufenweise ein- 
führen. Die erste Stufe wäre, in einer Zusammenlegung der Sekundärschule 
Und des Untergymnasiums bis zum 8. oder 9- Schuljahr zu erblicken. Sovie] 
ich weiss, wäre dies nach der kantonalen Gesetzgebung heute ohne weiteres 
möglich, obwohl in Bern verschiedentlich das Gegenteil behauptet worden 
ist. In einer zweiten Phase müsste man die Oberstufe der Primarschule uni 
die Mittelschule einander annähern, und in einer dritten Phase müsste man 
beim Bau neuer Schulhäuser darauf bedacht sein, grosse Schulkomplexe für 
etwa 800' bis 1200 Schüler zu erstellen; denn nur bei einer solchen Grös- 
senordnung wäre es möglich , genügend differenzierte Gruppen zu bilden, 
die jedem Kind die entsprechende Ausbildung vermitteln könnten. Erst die 
vierte Stufe, nämlich die vollständige Integration zur Gesamtschule, 
würde mit der bestehenden Gesetzgebung in Konflikt geraten. 

Ich hoffe sehr, von Herrn Regierungsrat. Kohler heue einen positiven Be- 
scheid zu erhalten; denn es ist für viele Gemeinden wichtig su wissen, 
wie sie jetzt weiter vorzugehen haben. . 

Köhler , directeur de 1' Instruction publique, rapporteur du Conseil-exe- 
cutif : 'Dans son Interpellation M. Theiler pose le probleme des systemes 
scolaires actuels et de Isurs structures, qu'il considere tous depasses. 

Partant, il postule l T ecole globale, seul Systeme scolaire, selon l'in- 
terpellateur, repondant aux besoins de la societe moderne. 

SI, theoriquement, l'ecole globale senble lui donner raison, les choses 
se compliquent en regard de son application. D'autre part , il s*agit 
d'une conception et d T une terminologie relativement nouvelles de sorte 
qu T une analyse de principe s'impose. 

L'ecole globale integree prcmet d'atteindre au maximum les exigences en 
matiere d' Instruction et d'education. 0n peut les definlr lapidairenent 
de la maniere suvante: 

1. 1' egalite des chances pour tous; 

2. la promotion individuelle selon , les aptitudes et les capacites; 

3.- l'abandon de jugements et de decisions souvent prematurement definitif 
4, l'eventail adequat des disciplines correspondant .aux capacites de 
l'individu et aux exigences de la societe. 

Par ecole globale, il faut entendre une Institution qui, par sa structure 
sa substancs et sa methode, permet la reunion d'eleves difi'eremment dques 
et, ä la faveur de leurs capacites propres, les conduit jusqu'ä 1* echeanc 
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d'une formation adequate, cela jusqu'au degre 1 secondaire superieur. On 
nepeut veritablement parier d'ecole globale qu' ä la condition de reunir 
sous une meme direction et dans le meme complexe de bätiments, tous les 
degres d' enseignement , y corapris les classes progymnasiales. 

Si l'on s'en refere par exemple ä la documentation, aux essais et aux 
experiences suisses et etrangeres, etrangeres surtout, y compris ä Celles 
auxquelles a fait allusion l'interpellateur, on peut distinguer plusi- 
eurs types d'ecoles globales. Je suis contraint de faire appel en l'oc- 
currence ä la terminologie allemande, les references dont je fais etat 
etant d'origine anglo-saxonne, suödoise ou allemande. Une traduction tres 
precise fait encore d«§faut, du moins dans le vocabulaire romand, les 
experiences du genre en pays de langue francaise etant plutot parcimoni- 
euses et limitöes au cycle d' orientation. 

Ces types sont: 

- "Die additive Gesamtschule" caracterisee par une direction unique et la 
garantie du libre passage jusqu'au degre moyen superieur, chaque section 
selon le programme etant organisee en classes separees et paralleles. 

A titre d 1 exemple , nous citerons le cycle d' orientation de Geneve . 

- "Die differenzierte Gesamtschule" caracterisee egalement par une direc- 
tion unique, mais oü 1' enseignement est concu, 

- d'une part, en branches obligatoires, 

- d'autre part, en branches ä Option, 

combinees avec les regroupements influences par les choix et les disponi- 
bilites individuelles. 

A titre d' exemple, nous mentionnerons un certain nombre d'ecoles en 
Allemagne ( en Allemagne du nord plus specialement) . 

- "Die integrierte Gesamtschule" egalement caracterisee par une direction 
unique, mais dans laquelle les sections de formation constituent une 
seule entite, l f enseignement differant seulement pour les branches ä 
Option. 

Comme exemple de ce type d'ecole globale citons l'ecole suedoise. 
Cette enumeration nous fait constater que c'est "1* additive Gesamtschule " 
qui est le plus proche du Systeme suisse actuel; que "!' integrierte Ge- 
samtschule" en est la forme la plus eloignee et que "la differenzierte 
Gesamtschule" peut etre admise comme etant le compromis entre l'ecole 
traditionnelle et l'ecole globale integree. 

La Somme incommensurable des problemes techniques, structurels et 
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methodologiques que postule 1' introduction de l'ecole globale de nature 
ä influencer aussi bien le degre primaire que le degre secondaire, voire 
les ecoles professionnelles et les gymnases est teile que nous ne sauri- 
ons les aborder. Nous n'en aurions d'ailleurs pas le temps et nous ne 
serions pas sür de captiver, ce faisant, l'interet du Grand Conseil. 

Nous nous bornerons des lors ä citer les aspects essentiels du probleme 
ou plutot des problemes qui permettront d'apprecier les consequences 
pour un canton comme le notre. 

Qui dit ecole globale admet implicitement la reforme totale des struc- 
tures et automatiquement des plans d'etudes et de la maniere d'enseigner 
et d'apprecier les prestations des eleves. Cela comporte, par exemple, 
l'abandon de l'examen traditionnel et des obstacles structurels de pro- 
motion. En outre, l'ecole globale exige une circonscription ä meme de 
fournir au minimum 600 eleves, le maximum etant de 2000 eleves. 

Elle revendique par rapport ä notre Systeme d' aujourd'hui des transforma- 
tions fondamentales de 1' Organisation interne. 

Ainsi, la Conference des maltres devient un organe central, mais les 
membres du corps enseignant ne sont plus seuls ä en faire partie. En sont 
egalement membres ä part entiere: 1' aide-enseignant , l'assistant, le 
medecin scolaire et le psychologue. 

Pour fonctionner, une teile Organisation scolaire demande imperieusement 
un c ontrole scientifiq ue direct et su ivi par 1' Institut universitaire de 
pedagogie experimentale et le Centre specialise de pedagogie appliquee 
( ce dernier revendique au Grand Conseil par M. le depute Kopp et qu' il a 
appele "Pädagogisches Zentrum" )» 

Avec ces explications - non exhaustives d'ailleurs - nous disposons des 
donnees essentielles. Elles nous contraignent ä des experiences dans le 
cadre du canton, tant il est vrai que nous ne cachons pas la fascination 
qu' exerce sur nous ce type d' ecole. Pourtant, il faut objectivement cons- 
tater ä la faveur des experiences faites ä l'etranger que l'ecole globale 
ne peut ä eile seule resoudre tous les problemes. Sans des mesures com- 
pensatoires, eile ne serait qu'un demi-succes (nous pensons notamment au 
degre primaire inferieur ä partir de la prescolarite devenue obligatoire 
et en finalite d'etudes, par exemple, au reglement de maturite d'obe- 
dience federale ou confederale) . 

Pour le canton de Berne se pose au stade de 1' experimentation indispen- 
sable, outre l'aspect financier, que nous mettons de cote pour le moment, 
le probleme du controle des essais. En d'autres termes, nous manquons 
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d'un Gentre de pedagogie appliquee . 

II ressort clairement de ces explications qu'il est exclu de confier de 
telles experiences aux seules communes. Tant il est vrai qu'au moment oü 
l'harmonisation scolaire intercantonale revele autant de complications, 
nous devons nous abstenir ä tout prix d'ajouter des Clements de diversit<§. 
Pour etre logique avec nous-memes et dans le contexte du serieux de 
l'objectif, on pourrait etre d'avis que les experiences devraient se faire 
au plan intercantonal. 

Ces explications donnees, nous pouvons repondre aux questions precises 
que pose M. le depute Theiler: 

1. Le Conseil-executif ne saurait taire l'interet legitime qu'il porte ä 
l'ecole globale. Ne disposant pas des elements necessaires, il n'a pas 
une opinion definitive. 

2. Si l'on veut vraiment prouver un veritable int^ret pour l'ecole glo- 
bale, encore faut-il provoquer des experiences valables. Nous connais- 
sons les echecs trop cuisants d' experiences faites ailleurs et dues au 
d6faut d'un potentiel süffisant et d'uncontrole sup^rieur. C'est pour- 
quoi le Conseil-executif ne saurait transmettre semblable pouvöir aux 
communes seules. 

3. L'ecole globale exige la revision de nos bases legales actuelles, et 
nous sommes pret ä entreprendre les reformes necessaires. 

4. Une fois connues les experiences concluantes, le Conseil-executif est 
pret, dans ce contexte, ä modifier nos lois scolaires. 

Si nous ne pouvons entierement souscrire aux voeux de M. Theiler tendant 
ä confier des experimentations aux communes - et nous esperons l'avoir 
convaincu lui-meme, car je ne crois pas qu'il existe une seule commune 
qui soit ä meme de supporter l'integralite d'une teile experience - nous 
prevoyons la Solution suivante: 

La Direction de 1' Instruction publique constitue immediatement une commis - 
sion d'experts, laquelle est chargee: 

" d'^laborer les criteres necessaires aux experimentations dans le cadre 

du canton; 
-de nous soum ettr e, ä l'intention du Conseil-exöcutif , des propositions 

en vue de leur mise en place et du controle adequat; 
- de se prononcer sur l'opportunite de l'introduction des essais de 

l'ecole globale non seulement pour les agglomerations d'une certaine 
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importance, mais aussi pour les petites communes' et leur regroupement : - 
en'ceritres'regionaux indispensables äl' ecöle globale. 

Evidemment, notre Solution comnorte 1' inconvenient de 1' explorätion' pär 
_etap.es,. II n* en est., pas mons le seul chemin valabie avec lequel nous* '"" 
esperons que M. Theiler.se declarera lui-meme d'accord. 

Le'; President « ■Ji-.'L ' Interpellateur.; est inviter ä- : .de.clar.er. , .s-Vil ,,est •, satisf ait 
de la reponse du gouvernement. 

Theiler .•■:''• Ich: bin ..teilweise ■■, befriedigt «'- 

Eine Woche zuvor hatte auch Grossrat Zürcher mit 27 Mitunterzeiclihern 


ein ganz' ähnliches neues Postulat mit 1 ' folgendem" Wortlaut eingereicht 

'Die Diskussion um eine Strukturreform der 'Schule ist endlich aü'th in 
unserem Lande in Gang gekommen. Ein Erlass der Erziehungsdirektion im 
Amtlichen" "Schuibiätt Nr '.'8' vöm i! 30. ; Juni' 19 70' ! nimmt- "darauf BezügV' Es wird- 
darin verlangt, dass "alle Schulexperimente- behöiäli'ch- bewilligt' sein< ' 
müssen'.'" Es ist * tatsächlich wünschenswert /"' dass r äie : Erziehungsdirekti'on 
mit ihren Fachin stanzen die Entwicklung' einer neüen : Schülkohzeptiori u ih 
auf geschlossenem Geiste vorantreibt . 

Der Rep;ierungsrat wird ersucht, wissenschaftlich überwachte Versuche mit 
GesamtschuT-Modeileh' zu planen ' und daran interessierte Gemeinden mit - der 
Durchführung zu' beauftragen . tt 

Die Antwort der' Erziehungsdirektion resp; des Regierungsrates" lautete 
diesmal noch positiver: Mit Recht warne der Postulant in seinem 'Vortrag 
vor 'der- Gefahr..elner": Verpolitisierung der Gesamt schulfrage "und,, betone 
auch die Dringlichkeit der Anpassung, der Lehrpläne an die, Interes ; sen, und 
Begabungen der Kinder. Der Regierungsrat werde demnächst eine Fachkommis- 
sion für .Gesamtschulversuche ,-unter .wissenschaftlicher Kontrolle ( ; der .Uni- 
versität) ernennen. Auch werde Gemeinden, die mit solchen Versuchen besinnen 
möchten, vom Kanton ."grünes Licht "gegeben. 
4o.) Das Postulat Zürcher wurde einmütig erheblich erklärt. ) 

Ebenso positiv war die Antwort auf unsre "Schriftliche Anfrage " 

( 22.9.70) betreffend einer gleichzeitigen " inneren Schulreform ", vor 

allem des Curriculums : 

'Man spricht heute viel, von Strukturverbesserungen anunsern Schulen. Dass 
aber zugleich oder, sogar in erster Linie eine "innere Schulreform", näm- 
lich in bezug; auf, Lehrplan und Lehrmittel, nötig ist, wird dabei gern 
übersehen. Unsere grosse kantonale "Lehrfreiheit" gibt zwar jungen, ini- 

*) Ebenso positiv dürfte die Antwort auf das am 11.2.71 vorgelegte Postula t 
Dr. Deppeier ausfallen, dessen Wortlaut wir auf der Beilageseite 153a wie- 
dergeben. 
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Beilage zu S.153 

Am 11.2.71 reichte Herr Grossrat Dr. Deppeier, Sekretär de r Hoch- 
sch ulkonferenz folgendes Postulat ein: 
"Es "sind in der letzten Zeit schon" mehrere parlamentarische Vor- 

stösse im Zusammenhang mit speziellen Schul-und Erziehungsfragen 
eingereicht worden. Es zeigt sich aber,dass manche Probleme nicht 
mehr im Rahmen der althergebrachten Gliederung-Kindergarten, Primar- 
schule, Mittelschule, Gymnasium und Berufsschulen, postsekundäre Aus- 
bildung-behandelt werden können. Eine globale Bildungskonzeption ist 
unerlässlich.Als Beispiele solcher Probleme seien genannt: 
-Kindergarten tals Vorschulung. Frage, ob Kindergartenausbildung nicht 
kantonalisiert werden sollte. 

-Primarschule : Präge , ob im Rahmen der Schulkoordination die unge- 
gliederte Primarschule nicht auf 6 Jahre verlängert werden sollte. 
-Mittelschule :Frage nach der Schaffung einer Gesamtschulkonzeption 
(additiv, differenziert oder integriert) 

-Gymnasium: Frage der Oberstufenreform ganz allgemein, und der Ein«? 
führung einer "mittleren Reife"im besonderen. 

-Universität : Frage ihrer Integrierung in eine globale Bildungspoli 
tik(Konzeption der Gesamthochschule). 

Diese Probleme stehen in wechselseitiger Abhängigkeit zueinander, 
und gewisse damit zusammenhängende Fragen ("Gleichheit der Bil- 
dungschancen", "Durchlässigkeit", Lehrerbildung) berühren alle Stufen. 
Auch im Hinblick auf die angestrebte innere Koordination drängt 
sich ein grundsätzliches Überdenken des Berner Schulsystems auf. 
Der Regierungsrat wird ersucht: 

-im Rahmen seiner Gesamtvorstellungen zu den genannten 5 Fragen- 
komplexen-UwU.auch einzeln-einen Bericht vorzulegen, 
-zu prüfen, ob zur Erörterung solcher grundsätzlicher Fragen nicht 
ein konsultativer "Bildungsrat" eingesetzt werden könnte." 

Auch hier also die Forderung, die 1937 aufgehobene "konsul- 
tative Schulsyno de "als "Erziehungsrat" wieder einzuführen, so wie 

es bei allen andern Kantonen üblich geblieben ist! 
Zur Cur r i culumr e f o rm speziell im Deutschunterricht (Aufs atz) zitiert 
Erich Hauri Otto von Greyerz,der in Bern vo 5o Jahren schrieb: 
"Der Aufsatz ist ein Schulgezücht, das nirgends im Leben vorkommt, ei- 
ne schikanöse Erfindung zur systematischen Ausgleichung der Geister 
und Ausrottung der Originalität". Aehnlich Kurt Singer, 1969: "Der 
Mensch kann und soll also nur dann sprechen, wenn er etwas auszusa 
gen hat.Kinder werden unentwegt dazu verurteilt, über Sachen zu 
schreiben, zu denen sie von sich aus nichts zu sagen haben. 
Am 13.5.71 reichte im Stadtrat Dr. von Ah ähnlich ein P ostulat ein: 
Die bernischen Lehrbücher seien hoffnungslos veraltet, und besonders in den 
Naturwissenschaften würde zu wenig Anschauungsmaterial an Schüler abgegeber 
( Allerdings sind die Lehrmittel Kantonssache, -ausser dem städt. Kochbuch!.) 
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tiativen Lehrern "grünes Licht", lässt aber auch anderseits grosse Nach- 
lässigkeit und geistige Trägheit zu. Vor allem ist der Lehrplan gründ- 
lich veraltet, indem z.B. bis in die Sekundärschule statt "Geschichte" 
immer wieder das Alte Testament durchgekaut wird, das ethisch von sehr 

geringem 7,'ert ist. Der Lehrer sollte jeden Tag seinen Schülern Wahrheiten 
von lebenslangem Wert beizubringen versuchen 1 
Wann wird die Schule wirklich zu einer "Lebenswerkstatt" und vermittelt 

nicht nur Gedächtnisballast, den man später höchstens zum Kreuzworträt- 
sellösen brauchen kann? Auch die Lehrmittel müssen den Anforderungen eines 
modernen "Anschauungsunterrichts" angepasst werden. Was gedenkt der Kan- 
ton i n bezug auf diese "innere Schulreform" zu tun? " 

Aehnlich doppelte am 25.11.70 die" Schriftliche Anfrage "Voisin nachi'Zahl= 
reiche Eltern klagen wegen Schulauf gaben, die den Kindern zu Hause obliegen. 
Dennoch wird nach Beendigung der Schulpflicht von den Fortbildungsschulen 
festgestellt , dass die Leistungen in den Hauptfächern Französisch/Rechnen 
ungenügend sind. Der Regierungsrat und die Srziehungsdirektion werden er= 
sucht, auf folgende Fragen zu antworten: 

1. Enthält der Lehrplan unserer obligatorischen Schulen nicht 

zuviele Fächer? 

2. Wäre es nicht besser, sich vermehrt den Fächern zu widmen, 

die für die persönliche Ausbildung unentbehrlich sind?" 

Die ausführliche Antwort des Regierungsrates auf unsre "Schriftliche Anfra, 

ge" war so ausführlich und interessant ,dass wie sie in extenso bringen: 

"Mit Recht stellt Grossrat Dr. Sutermeister fest, neben den viel disku- 
• tierten Strukturverbessefungen an unseren Schulen sei zugleich oder sogar 
in erster Linie eine "innere Schulreform'.' , nämlich in bezug auf Lehrplan 
und Lehrmittel n ötig. Grossrat Sutermeister möchte, dass die Schule wirk- 
lich z\i einer Lebenswerkstatt werde, die nicht nur Gedächtnisballast ver- 
mittle, den man später höchstens zum Kreuzworträtzsellösen brauchen könne. 
Zu seiner Frage, was der Kanton in bezug auf die innere Schulreform zu tun 
gedenke, ist folgendes zu antworten: 

1. Die Erziehungsdirektion ist sich bewusst, dass nicht nur die äus- 
sere Organisation unserer Schule, sondern auch ihre Aufgabe und ihre Ar- 
beitsweise neu zu überdenken sind. Das kann sich aber nicht ausschliesslich 
auf kantonaleoi Boden vollziehen. Es ist auch nicht möglich, durch staatliche 
Verfügungen neue Lehrpläne zu erlassen, ohne dass vorher grundsätzlich? Fra- 
gen des Stoffes und der Methode sorgfältig überdacht worden sind. Diese Ue- 
berprüfung ist im Gange. In kantonalen und interkantonalen Fachkommissionen 
werden stoffliche und methodische Fragen unvoreingenommen und aufgeschlossen 
überprüft . Sowohl die bemische Lehrerschaft wie die kantonalen Erziehungs- 
behörden nehmen daran teil. Im Brennpunkt des Interesses stehen die Fächer 
Mathematik, Physik, der Freradsprachuhterricht, der Unterricht in Geschichte 
und Muttersprache. Es werden Versuche in Klassen, zum Teil in grösserem Mass- 
stabe, durchgeführt. Die Erziehungsdirektion hofft, in Kürze eine Stelle zur 
fachlichen Auswertung dieser Versuche errichten zu können. Erst, wenn inner- 
halb des Kantons die nötigen Abklärungen erfolgt sind, werden verbindliche 
Beschlüsse über Aenderungen des Lehrplanes gefasst werden können. Dabei wird 
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erst nooh die Notwendigkeit einer interkantonalen Koordination zu berücksich- 
tigen sein. Verfrühte und zu wenig überlegte Reformen, auf welche die Lehrer- 
schaft weder sachlich noch psychologisch vorbereitet ist, würden einen Schlag 
ins Leere bedeuten und grosse Verwirrung zur Folge haben. 

2. Grossrat Sutermeister belegt seine Auffassung, vor allem sei der Lehr- 
plan "gründlich veraltet", mit dem Hinweis, in der Sekundärschule werde zum 
Beispiel statt "Geschichte" immer wieder das Alte Testament durchgekaut, das 
ethisoh von sehr geringem Wert sei. Die Erziehungsdirektion wird sich schwer- 
lich auf eine Diskussion über den ethischen Wert oder Unwert des Alten Testa- 
mentes einlassen können. Fachleute urteilen hier weniger apodiktisch als Grosa- 
rat Sutermeiter. Wohl aber ist darauf hinzuweisen, dass der Sekundarlehrplan 
zum Stoff des Alten Testamentes feststellt: "Der Sohüler soll im Zusammenhang 
mit der biblieohen Geschichte Einblick in das Leben und die Kultur der vorder- 
asiatischen Völker (Sumerer, Aeffypter, Syrer, Assyrer, Babylonier) erhalten"} 
Mit der Zuweisung dieses geschichtlichen Stoffes an das Fach Religion strebt 
der Lehrplan eine Entlastung des Faches Geschiohte zu Gunsten der neueren Ge- 
schichte an. Im übrigen sei darauf verwiesen, dass der Lehrplan unter dem Stich- 
wort Stoff ausdrücklich festhält. Jeder Lehrer solle aus dem grossen Stoffgebiet 
so auslesen, dass die Stunden vom Drucke des Pensums unbelastet bleiben. Gebie- 
te, die als zusätzliche, der Ergänzung dienende oder auszuwählende Stoffe ge- 
dacht sind, sind im Lehrplan in Kleindruck gesetzt. An früher behandelte Stoffe 
(Primarschule) könne zur Herstellung des Zusammenhanges angeknüpft werden. Das 
"Wiederkäuen" - es sei nicht bestritten, dass dieses im Zeichen der weitgehenden 
Lehrfreiheit einerseits, einer mangelhaften Planung und Vorbereitung andererseits, 
etwa praktiziert wird - darf also nicht dem Lehrplan angekreidet werden. 

Nur am Rande sei vermerkt, dass eine sorgfältige Lektüre der bestehen- 
den Lehrpläne als Ganzes erkennen lässt, dass auch sie immer wieder Beschrän- 
kung des Stoffes auf das Wesentliche, Selbsttätigkeit des Schülers und Verbin- 
dung zum praktischen Leben fordern und anregen. Neue Lehrpläne werden vor al- 
lem moderne Erkenntnise in stofflicher und methodischer Hinsicht berücksichti- 
gen. Eine Garantie für einen optimalen Unterrichts- und Erziehungserfolg werden 
auch sie nicht sein können. 

Als Beispiel für geleistete Arbeit diene wiederum das Fach Geschiohte: 

Am 30. August 1970 hat eine von den Erziehungsdirektoren der 6 nordwest- 
schweizerischen Kantone eingesetzte interkantonale Koordinationskommission 
für den Geschichtsunterricht .ihren Auftraggebern das Ergebnis ihrer mehr als 
zweijährigen Arbeit unterbreitet und konkrete Anträge für die Vereinheitlichung 
und die Erneuerung des Geschichtsunterrichts gestellt. 

Indem die Kommission von der zentralen Frage: "Was gehört in ein heutiges 
Geschichtsbild" '? ausging, machte sie sich die Untersuchungen der nationalen 
schweizerischen UNESCO-Kommission und die Empfehlungen des Europarates über 
den Geschichtsunterricht zunutze. Aus den Thesen, welche die Kommission für 
den Geschichtsunterricht aufgestellt hat, seien nur einzelne herausgegriffen; 
sie zeigen, dass von veralteten Auffassungen nicht mehr die Rede sein kann. 
"Der Geschichtsunterricht" - heisst es - "muss wie alle andern Fächer zu akti- 
vem Denken erziehen. Der Schüler soll lernen, Fragen zu stellen. Er muss immer 
wieder angeleitet werden, Menschen, Situationen zu beurteilen und die Aufgaben 
und Probleme des Staates zu sehen und zu durchdenken. Auf diese Weise leistet 
der Geschichtsunterricht seinen Beitrag zur staatsbürgerlichen Erziehung". 

Oder: "Der Geschichtsunterricht muss in die Gegenwart und zu den Proble- 
men führen, welche die Zukunft voraussichtlich bringen wird. Wichtiges Gegen- 
wartsgeschehen auf lokaler, kantonaler, eidgenössischer oder internationaler 
Ebene ist immer wieder zu besprechen, doch darf sich der Unterricht nicht in 
einseitiger Aktualisierung erschöpfen. Das Geschichtsbild muss ausgewogen blei- 
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ben, wie es im Lehrplan vorgezeichnet ist. Die Schüler sollten von jeder Epoche - 
vor der Urgeschichte bis in die Gegenwart - einige wesentliche Zusammenhänge 

kennen." ) 

Wahrheit, Sachlichkeit, Einblick in die Weltgeschichte bei aller Vertraut- 
heit mit der Vergangenheit und den Gegenwartsproblemen der engeren und weiteren 
Heimat und Vermeidung eines Geschichtsunterrichts, der sich nur mit Politik und 
Krieg abgibt, seien die didaktischen Grundvoraussetzungen für einen modernen Ge- 
schichtsunterricht. 

Der Kommissionsbericht ist mit den Lehrplanvarianten den Erz iehungs de parte - 
menten aller deutschschweizerischen Kantone zugestellt worden. Wir hoffen, dass 
von der ausgezeichneten Arbeit nicht nur Kenntnis genommen wird und haben des- 
halb die Empfänger gebeten, die zuständigen Stellen dazu zu veranlassen, die nö- 
tigen Schritte zu unternehmen, damit die Bestrebungen zur Neugestaltung des Ge- 
schichtsunterrichts ihren Niederschlag nicht nur in Studien und Berichten, son- 
dern auch in Lehrplänen und damit auch im Unterricht finden werden. 

Aehnliche Beispiele für tatsächlich geleistete Arbeit an der innern Schul- 
reform; wie sie für den Geschichtsunterricht dargestellt wurde, könnten auch für 
andere Fächer aufgeführt werden. 

3. Nnch Grossrat Suterncister hat die grosse kantonale "Lehrfreiheit" po- 
sitive und negative Auswirkungen. Einerseits gebe sie jungen, initiativen Leh- 
rern "grünes Licht", lasse aber auch anderseits "grosse Nachlässigkeit und gei- 
stige Trägheit" zu. Hiezu vorab eine nötige Feststellung: Initiative und Aufge- 
schlossenheit gegenüber neuen Bestrebungen ist nicht ein Privileg der jungen Leh- 
rer, Eine grosse Zahl von Lehrkräften der mittleren und älteren Jahrgänge bestrebt 
sich in sehr anerkennenswerter Weise, neues Gedankengut zu verarbeiten und in der 
Unterrichtspraxis zu verwerten. Dass anderseits "grosse Nachlässigkeit und gei- 
stige Trägheit" auf allen Altersstufen vorkommen, ist nicht zu bestreiten. Nach- 
lässigkeit in der Amtsführung ist durch die Schulbehörden zu bekämpfen - viel- 
leicht auch durch Amtskollejen - gegen geistige Trägheit aufzukommen, ist erheb- 
lich schwieriger. Wir hoffen, dass eine intensivierte Weiterbildung nicht nur die 
geistig Wachen, sondern auch Unbeweglichere erfassen wird. 

Abschliessend vermögen wir eine grundsätzliche Bemerkung nicht zu unter- 
drücken. Heute wird ganz allgemein der Eindruck erweckt, mit einer Reform un- 
serer Schulorganisation, der Lehrstoffe und der Methoden, die mehr oder weni- 
ger von der Einsicht und dem guten Willen der Behörden abhängig seien, könne 
unser Schulwesen schlagartig verbessert werden. Dieser Optimismus, häufig ist 
es Zweckoptimismus, könnte leicht zu Ernüchterung und Enttäuschung führen. V.'e- 
der ist unsere heutige Schule so schlecht, wie sie etwa dargestellt wird, noch 
wird eine "reformierte" Schule die von ihr erwarteten Wunderleistungen erbrin- 
gen können. Eine gute Schulorganisation, zweckmässige Lehrmittel und Lehrpläne 
sind nötige und nützliche Grundlagen für einen guten Unterricht. Ohne die per- 
sönliche und verantwortungsbewusste Arbeit des Lehrers im Rahmen einer gross- 
zügigen und vernünftigen Lehrfreiheit werden sie nicht die erhofften Folgen 
zeitigen. w 

Aehnlich unserer Anfrage verlangte auch im Stadtrat das Postulat von 
Ah (Mal lQ71^ein e gründliche Erneuerung unserer Lehrbücher! 
*) Die Interpellation Rohrbach verwahrte sich gegen eine Verfügung der 
ED vom 2.3.70, wonach in der 9. Primarklasse die Unterweisung nicht mehr 
als Schulzeit angerechnet werden dürfe.. Der Regierungsrat wies auf die 
absolute Neutralität der Schulen in konfessionellen Dingen laut Art. dl 
BV und Art. 87 Bern. Staatsverfassung hin. Die Vorbereitungen zur Konlir- 
mation und Communion seien zeitlich zu verschieden. Damit ist eigentlich 
ein weiterer Schritt zur Trennung von Kirche und Staat gemacht worden* 

Uebrigens sollten auch unsre Museen für die Schüler" säkularisiert "^ent- 
staubt werden, indem sie noch immer, ihrem Ursprung aus dem"Staatsschatz" 
entsprechend, vorwiegend Kriegs trophäen enthalten, um der"geistigen Landes- 
verteidigung" statt dem Völkerverständnis, also dem "Kulturunterricht" (wie 
z.B. in Amerika) zu dienen. 
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Natürlich ist eine Hauptbedingung zur "inneren Schulreform" ein Abbau 
der Pflichtwochenstunden für Lehrer und Schüler, sowie ein Stoffabbau 
bei den Pflichtfächern zugunsten der Wahlfächer im Sinne der erwähnten 
Gymnasial re form mit Schwerpunkt-Kernfachunterricht usw. Vor allem haben 
die Sekundarlehrer noch immer 29 Wochenpflichtstunden, im Gegensatz zu 
den Gymnasial-, aber auch zu den Primarlehrern (22-24 resp. 26-27 Std.). 
An der Frankfurter Gesamtschule wurde anlässlich unseres Besuchs von 
Schülern und Lehrern gemeinsam eine Protestversammlung mit der Forderung 
"Herabsetzung der Junglehrer-Pflichtstundenzahl auf 20 und der Klassen- 
grössen auf 20 auf allen Stufen" veranstaltet. *) 

Eine hervorragende Planung der Lehrplanreform wurde in England vom 
"School Council" in seinem Bericht "The new curriculum" 1967 vorgezeich- 
net, während in der Schweiz zu solcher koordinierter innerer Schulreform, 
wie überhaupt zu jeder Bildungsplanung und -forschung noch jeder ernst- 
hafte Ansatz fehlt (Prof. K. Schmid, Präsident des Schweiz. Wissenschaf ts- 
rates) . Während man aber im Ausland eher geneigt ist, den alten Gegensatz 
zwischen allgemeiner "humanistischer" Bildung und blosser berufsbezogener 
Ausbildun g aufzuheben, zumal unser Wissen mehr und mehr ein "Wegwerfwis- 
sen" wird, geht bei uns doch noch die Tendenz eher dahin, von der Schule 
nicht nur die Grundlagen für die Berufsbildung, sondern solche für das 
Leben als Ganzes zu verlangen, auch wenn sich die bisherige Fächerhier- 
archie z.T. von den ehemaligen Hauptfächern zu den sog. Nebenfächern ver- 
schoben hat. Vor allem wird dem früheren Lehrplan vorgeworfen, dass er 
immer noch auf die Welt des 19. Jahrhunderts ausgerichtet ist und so eine 
'Weltanschauung vermittelt, die beziehungslos und daher auch wirkungslos 
neben dem heutigen, durch die Massenmedien vermittelten Weltbild steht. 
Dabei gibt es bereits bei uns Kinder, die mehr Zeit vor dem Fernsehschirm 
als vor dem Lehrerpult verbringen! Dazu kommt, dass diese Masseninforma- 
tion noch weiter lawinenartig anschwillt. Wir sind heute über jedes Un- 
glück oder Verbrechen im äussersten Winkel unseres Globus fast gleichzei- 
tig mit den Ereignissen informiert. So wird es dem Einzelnen kaum mehr 
möglich, grössere Zusammenhänge zu erfassen. Wir werden zwangsweise ober- 
flächlich und abgebrüht und letzten Endes an allem desinteressiert und so 
" blasiert*. Daher die neue Aberglaubenswelle auf allen Gebieten : wir sehen 
"fliegende Untertassen", die Boten von seit archaischen Zeiten uns haus- 
hoch überlegenen Marsmenschen als Urbilder der Göttersagen (Charroux und 
sein Abschreiber v. Däniken) , im Loch Ness schlummern Ichthyosaurier, -die 
medizinischen Kurpfuscher aller Spielarten feiern dank der heute erhöhten 

Su-^gestibili tät neue Triwnphe. und in der Kunst macht sich ein irrationali- 
*)Dieser Stundenabbau könnte sinnvoll am Morgen vorgenommen w erden, da in 
fast allen Ländern Europas, besonders im Winter, der Unterricht erst um 9 Uhr 
beginnt. Kinder sind "Vagotoniker", d.h. "Morgen schlaf er "1 
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stischer Snobismus breit, der an Andersens Märchen von des Kaisers neuen 
Kleidern erinnert: niemand will zugeben, dass er nichts von dieser "un- 
gegenständlichen" Kunst versteht, die. psychologisch nur als "Erholungs- 
regression" auf rhythmische Vitalschichten aus unserer zunehmenden "Be- 
wusst seinskultur " gedeutet, aber auf keinen Fall also "verstanden" werden 
kanni In dieser babylonischen Sprachenverwirrung besteht die Gefahr, dass 
eines Tages wieder ein Rattenfänger und"Trommler"wie Hitler auftaucht, 
der unter der Devise "Law and order" die "schweigende Mehrheit" gegen die 
pauschal gegen das "Establishment" protestierenden, destruktiven Anarchi- 
sten in unsrer Jugend organisiert. Linksfaszismus moblisiiert wie in den 
Zwanziger Jahren den Rechtsfaszismus.' Deshalb schreibt Prof. K. Schmid mit 
Recht: "Es ist eine Erbsünde ungezählter Lehrer, dass ihr historisch auf- 
gebauter Unterricht nicht bis in die Jahrzehnte hineinführt, die die 
Gegenwart unmittelbar bestimmen". Vor allem als staatsbürgerlicher Unter- 
richt muss angesichts der möglichen Wahlaltersverschiebung auf 18 Jahre 
in allen Abschlussklassen das Wesen unserer direkten Demokratie , unseres 
"kooperativen Föderalismus" mit seinen Vor- und Nachteilen nicht dozierend, 
sondern diskutierend klar gemacht werden. Noch sind unsre traditionellen 
Lesebücher auf den autarken Agrarstaat des 18. /l9. Jahrhunderts und auf 
das vom Vater auf den Sohn vererbte "goldene Handwerk" ausgerichtet, als 
ob es nie eine erste und eine zweite "industrielle Revolution " gegeben 
hätte. Ihre diesbezügliche Heimatstil-Pseudoromantik wirkt heute so ver- 
logen wie Hitlers und Rosenbergs "Blubomystik", die auch nur der Volks- 
verdummung diente. Der oben schon erwähnte "Cultural lag" alles Institu- 
tionellen wirkt sich besonders im Schulischen fatal aus, da es hier eben 
um die Bildung der kommenden Generation handelt. Hier waren seit je die 
weniger traditionsgebundenen amerikanischen und russischen Schulen kühner, 
indem sie rücksichtslos (und so angeblich "kulturlos") die traditionelle 
Fächerhierarchie auf den Kopf stellten und z.B. im Zeichen des Weltver- 
kehrs statt der "Muttersprache" schon in der Grundschule erste Fremd- 
sprachen wie Russisch resp. Englisch einführten. Auch der Deutsche Bil- 
dungsrat verlangt deshalb schon eine grundlegende Reform des Primarschul- 
unterrichts mit frühem Fremdsprachenunterricht, Mathematisierung des her- 
kömmlichen Rechenunterrichts, Atomphysik statt Mechanik, Schreibmaschinen- 
unterricht anstelle der Kalligraphie, Gebrauch von Rechenmaschinen anstelle 
des " Kopfrechnens ", das bei uns in Bern speziell geradezu grotesk überwer- 
tet wird. »£instein war unfähig, die einfachste Rechnung "im Kopf" zu 
machen, da diese Fähigkeit mit dem relativ seltenen und immer seltener 
werdenden "akustischen Vorstellungstyp" zusammenhängt. Unsre Welt ist 
heute jedoch,wie Pawek in "Das optische Zeitalter 11 ausführte, in allem mehr 

*)Die Lehrer machen es sich mit dem sog. "Lehr er schlüs sei" einfacher »nur staunt 
er nicht immer, sodass manchmal die Schüler den Lehrer belehren müssen! 
jxe Verwecnslung des f orma-Libtiocneri itecnendrills mit ecnter Intelligenzlei- 
stung ist alte Berner Tradition und war wohl mit ein Grund, Einsteins Profes- 
siiT- n/h anlehnen 
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und mehr eine "extravertierte", optische, zumal das " visuelle Gedächt- 
nis " das zuverlässigste und daher biologisch auch das wichtigste ist, 
weshalb ja schon Pestalozzi grösstmögliche "Anschauung" im Unterricht 
verlangte. Kinder, besonder* Knaben und unter diesen wieder eher der 
blonde Leptomorphe neigen sowieso mehr zur " Eidese " (Jaensch), zum film- 
artigen "Bildstreifendenken" (Kretschmer) l^Das Weltbild des östlichen 
Kindes wird, abgesehen von ideologischen Verbiegungen durch den Marxis- 
mus-Leninismus, sowieso einheitlicher, während bei uns durch übertrie- 
benen AT-rUnterricht neben der naturkundlichen Deszendenzlehre geradezu 
eine weltanschauliche Schizophrenie gezüchtet wird. Dabei ist die Ver- 
geltungsethik des AT noch auf der Höhe der "Vendetta", der Blutrache, so 
wie das AT überhaupt von brutalen Sadismen wimmelt, die geradezu neuroti- 
sierend wirken können und jugendliche "Weltanschauungsneurosen" bis zum 
Schülerselbstmord begünstigen können. Analog sind z.B. den Grimmschen 
Märchen aus der grausamen Zeit des 30-jährigen Krieges etwa, die liebens- 
würdigen und poetischen Disneyfabeln bei weitem vorzuziehen, da deren 
Grundthema das Mitgefühl mit den Schwachen, Kleinen und der Tierwelt ist, 
das sowieso die biologische Hauptbasis aller Ethik ist. Dazu ist in Dis- 
neys Fabeln "das Glück" mutmachend immer "mit den Kleinen", - eine auch 
den "Sozialdruck" der Erwachsenen relativierende, antiautoritäre, sympa- 
thische Grundhaltung, wenn man damit z.B. die destruktive Autoritätssa- 
botage bei Wilhelm Busch vergleicht! 

Nach der Empfehlung des englischen "New Curriculum" und des "Deutschen 
Bildungsrats" soll bereits beim "Gesamtunterricht" der Grundschule , der 
sich auch bei uns meist auf einen " heimatkundlichen Anschauungsunterricht" 
beschränkt, eine fachspezifische Ausrichtung , besonders im Rechnen als 
" Mengenlehre " (nach Dienes u.a.), einsetzen, um "den Erkenntnisprozess 
nicht zu beeinträchtigen". Schon der Grundschüler müsse durch " Ver- 
sachlichung des Unterrichts " konsequent an das Lernen mit Hilfe von 
Experimenten, graphischen Schematisierungen und Büchern herangeführt 
werden, was nur durch Verkürzung im Bereich Heimatkunde (Sagen, Brauchtum 
usw.) und vermehrte Gruppenarbeit über naturwissenschaftliche, wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Themen möglich sei. Wenn auch eine 
eigentliche Differenzierung im Sinne des "Streamings" (Leistungsgruppen) 
auf dieser Stufe unerwünscht sei, um nicht die soziale Integration zu ge- 
fährden, so könnten doch schon musische u.a. Fördergruppen gebildet wer- 
den. Schon von der 3. Klasse an könne Englisch (als dem Deutschen beson- 
ders verwandt) als Fremdsprache mittels audiovisuellen Methoden versucht 
werden, wobei von Anfang an "einsprachig" (englisch) unterrichtet werden 

müsse, um ein S prechen in der Umgangssprache mit begrenztem Wortschatz 
v ),,Siehe oben S.47a unsre Ausführungen zur Methodik des PU, Sprachlabors usw. 
una Beilage S. 157a: " Neue Mathematik ',' die unsre formalistisch-verzwickten 
bernischen M Sätzlirechnungen"ersetzen soll, da diese noch zu"Kontoristen"der 
grossbürgerlichen "Gründerzeif'erziehen wollen: "Tempi passati"l 


1 ^ a -Beilage zu S. 157 «"NEUE MATHEMATIK". 

Bereits werden an unsern SchulenCz.B.Laubeggj Versuchsklassen mif'Neuer 
Mathematik gefuhrt, die bei den Kindern lebha ftes Interesse f inden. Dilnes 
Vi^ u.a.entdeckten den grossen pädagogischen Wert zur Schulung des loS 
sehen Denkens der sog. "Men^enmathematik" "Npw M„t.h'n .v^»«..^ ?-+ ha $| 

hier die"Logistiker"Carnap,Wick,Kaiser, Wittgenstein .Russell.Poincarl 
u.a.mi u ihrer mathemat ialerten. Logik .i\ichs wendet sich an die .filtern:*) 

Bis heute waren alle Eltern fähig - auch wenn sie nicht Mathematik studiert hatten - 
ihren Kindern bei den Hausaufgaben in den ersten Klassen zu helfen. In den kommenden 
Jahren wird das für viele Eltern und Schüler nicht mehr gelten. 

Oder verstehen Sie solche Fragen aus dem Rechenbuch für Zweitklässler : 
"Wie lautet der Faktorenaufbau von 54?" 
"Was ist der Potenzaufbau von 48?" 
"Was ist 3/14 von 56?" 

"Wie lautet auf einer Phantasie-Insel, die unser Dezimalsystem nicht kennt, 
sondern nur die Zahlen 0, 1, 2, deren Benennung für unsere Zahl 17?" 

Wollen Sie mit Ihren Kindern Schritt halten? Dann lernen Sie vom ersten Tag an mit. 

Wichtigste Erkenntnis; Die Zahl ist zweitrangig geworden. Sie erinnern sich wohl nicht 
mehr - aber es war und ist für einen Schulanfänger nur schwer zu begreifen, dass die 
Zahl 1 genauso gut 1 Ameise, 1 faulen Apfel, 1 Stuhl im Klassenzimmer oder 1 kleinen fre- 
chen Jungen darstellen kann. Ab jetzt wird die Zahl nur noch als eine beliebige Eigenschaft 
von Mengen gesehen, wie auch "klein", "gross", "dick" oder "rot" Eigenschaften sind. 

Bis heute so hartnäckig verfolgte Rechentechniken, die Lehrer wie Kinder zur Verzweif- 
lung bringen konnten, verlieren an Bedeutung. Das Verständnis für die Zahlen und deren 
Mächtigkeit wird nicht mehr durch Zählen gewonnen. 

Es kommt aus der kindlichen = naiven Mengenlehre. Der unmittelbare Anreiz ( Motiva- 
tion ) liegt vor den Kindern auf der Schulbank: farbige Quadrate, Rechtecke, Dreiecke und 
Kreise in unterschiedlichen Stärken aus Holz oder Plastik ( Logische Blöcke von Dienes). So 
einladend, dass Ihr Kind danach greifen muss; es wird diesem Spielzeug nicht widerstehen können 

Begriffe wie Grundmenge, Teilmenge, Restmenge und Schnittmenge gehören bald zum 
selbstverständlichen Wortschatz. 

Ein Vergleich aus dem Bereich der Kinder erleichtert das Verständnis: 

Grundmenge = alle Kinder einer Klasse 

Teilmenge = alle Klavierspieler, alle Flötenspieler 

Restmenge = alle Kinder der Klasse, die weder Klavier noch Flöte 

spielen können 
Schnittmenge = alle klavierspielenden Flötenspieler 

Erfolg: glasklares logisches Denken. 

Von den Kindern mindestens ebenso geliebt sind die Stäbchen von Cuisenaire: Ein Ka- 
sten mit farbigen Holzstäbchen in 10 verschiedenen Längen. Durch Spielen, Bauen von Brük- 
ken, Treppen und Zügen - möglichst schon in der Vorschule - wird den Kindern der Um- 
gang vertraut. 

Ein einfaches Beispiel : Auf dem Bahnhof werden gleichlange Züge zusammengestellt) 
der längste ist das orangefarbene Stäbchen. Genauso lang sind auch 

fünf rote oder zwei gelbe oder ein schwarzes und ein hellgrünes .... 

Allein die Zusammensetzung dieser Stäbchen ergibt 512 Möglichkeiten. Mit Hilfe dieser 
Stäbchen lernt Ihr Kind zusammenzählen und abziehen, malrechnen und teilen. 

Potenzieren wird "erspielt" : Legen Sie 2 gelbe Stäbchen (= g) aufeinander, so erhal- 
ten Sie ganz konsequent g hoch 2 = g*. Bruchrechnen geht den umgekehrten, negativen Weg. 

Diese "neue Mathematik" erfordert von Ihnen den Willen, umzudenken, auch wenn Sie 
ia schliesslich auch so rechnen gelernt haben. 

») Fuchs *Eltern entdecken die neue Logik. Knaur, 1971 Auch die kant.Inforj 
tionsstelle für Mathematikunterri cht" verlangt für Buben und Mädchen sol 
Reformen, d.h. "Mathematik von der l.Primarklasse an, da sich die alte Au f 
lung in Rechnen, Algebra und Geometrie nicht mehr rechtfertigen lässt. 
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anzustreben. Täglich 15-20 Minuten genügten für diesen imitativen Sprach- 
unterricht. Der Werk- und Textilunterricht müsse sich von der bisherigen 
rein kunstgewerblichen Einstellung etwas mehr in Richtung technischer 
Bildung lösen. Erst im Bereich der 5. und 6. Klasse (, die in den deut- 
schen Stadtstaaten noch zur Grundschule gehören) sei aber ein eigentlicher 
Fachunterricht einzuführen, wobei nach dem Muster der "Waldorfschulen" 
ein " Epochalunterricht " in Gruppen zur thematischen Vertiefung (über Wo- 
chen hinaus) zu empfehlen sei. Werken und Hauswirtschaft sei wie in 

Schweden möglichst koeduziert zu geben. ( S.Anhang S.198 Beispiel Hess.Gurri 

culumreform) 

Damit schliesst der "Deutsche Bildungsrat" also die Grundschule T wie in 

Schweden, in die Gesamtschule mit ein'. 

Im Nationalrat wurde am 7.1o.7o von Nationalrat Schaff er, Bern, eine in- 
teressante " Kleine Anfrage " eingereicht, die im Zusammenhang mit der in- 
terkantonalen Schulkoordination auch die Reform der Lehrpläne und vor 
allem die Herausgabe eines allgemeinschweizerischen " Lehrbuchs für Allge- 
meinbildung" verlangt, nachdem bis heute 340 verschiedene Lehrbücher für 
die deutsche und 288 für die französische Sprache, 327 für Mathematik und 
251 für Geschichte und Staatskunde existieren: 

" Die immer komplizierter werdenden Lebensverhältnisse bewirken andauernde 
grundsätzliche Reformen im Bildungswesen. Erforderlich ist vor allem eine 
umfassendere Allgemein- und Menschenbildung. Damit sollte das im demokra- 
tischen Staatswesen bedeutungsvolle selbständige, logische und kritische 
Denken vermehrt gefördert werden. Bei der grundlegenden Bildung sollte 
demnach der Grundform der Gesellschaft und des gesellschaftlichen ethi- 
schen, kulturellen, politischen, Staatspolitischen, wirtschaftlichen, 
rechtlichen und sozialen Fragen vermehrte Bedeutung zukommen. 

Ein solcher Unterricht stellt grosse Anforderungen an die Lehrkräfte, wes- 
halb auch ihr Ausbildungsprogramm entsprechend auszurichten wäre. Von emi- 
nenter Bedeutung ist dabei die Schaffung eines einheitlichen, zweckmässi- 
gen Lehrbuches. "(Ein Symposion in Luzern sprach auch vom"Weltraumwissen" 
als neuem Schulf achl ) 

Aehnlich meinte schon Pestalozzi: "Ohne politische Erziehung ist das sou- 
veräne Volk ein Kind, das mit dem Feuer spielt und jeden Augenblick sein 
Haus in Gefahr bringt". So wurde der staatspolitische Unterricht in 
Deutschland mit der Erniedrigung des Wahlafcers auf 18 verparkt, und in 
Zürich und Genf ebenfalls bereits aktiviert. Auch der Berner Mittellehrer- 
verein und der Lehrplanausschuss für die Oberstufe des Bernischen Lehrer- 
vereins machten wiederholt Reformvorschläge an die ED betreffend eines kurs- 
weisen, thematischen Unterrichts, Notenfreiheit bei Wahlfächern, vermehrte 
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Heranziehung des literarischen Gegenwartsschaffens, Gesellschaftslehre, 
Ausbau der Kunsterziehung durch vermehrten Zeichnungsunterricht schon 
von der 7. Primarklasse an, und zwar nicht nur musisch, sondern in Rich- 
tung auch auf das technische Zeichnen der Berufsschulen (Schiffmann), 
andrerseits "Erziehung durch Kunst" im Sinne von "Form und Farbe" *) 
(Saurer), Instrumentalmusik schon von der 1. Primarklasse an nach unga- 
rischem Beispiel ( , während bei uns der Blockflötenunterricht des Kinder- 
gartens unnötigerweise "wegen des Lese-Schreibunterrichts fl bisher in der 
1. Klasse ausgesetzt wurde). Hedi Amman, Toni Muhmentaler, Toni Däppen 
und H. Schütz empfehlen auf Grund der Erfahrungen der Budapester "Koda - 
ly-Schule" sofortigen Instrumentalunterrichtsbeginn in der Grundschule , 
da Versuche mit Parallelklassen ohne einen solchen einen merklichen 
In telligenzrückstand ergaben. Die musikalische Sensibilität hat psycho- 
logisch mit jener "Affektresonanz " zu tun, die das Assoziationenspiel 
radarartig nach den Bedürfnissen des Organismus ausrichtet, und Intelli- 
genz ist nun einmal "to grasp complex relationship"i Dar Orffsche Schul- 
werk mit st irker Besetzung der rhythmischen Instrumente gr stattet, zu- 
sammen mit englischen Handglocken, selber gebauten Tischharfen, Bambus- 
flöten, klingender 7/auücafel usw. auch eine anschaulich-prak oische Ein- 
führung in die Musiktheorie. Es ist wohl nicht zufällig, dass in der 
i Herbstsession gleichzeitig eine Schriftliche Anfrage Siegenthaler und 
zwei Interpellationen Schürch und Würsten beim Grossen Rat mit dem Er- 
suchen um noch intensivere Förderung der Musikausbildung in unserm Kan- 
ton eingereicht wurden*^Die Schülerorchester gehören ebenfalls als 
"social activities" zu den "sozial integrierenden" und "Team spirit" 
schaffenden Paedagogica, während die Beatmusik eher als Ventil für über- 
schüssige Vitalität und Aggressivität dienen kann, wobei es freilich 
nicht selten zu Hörschäden kommt. So sensibel der Mensch von heute für 
Bau- und Fluglärm zu sein scheint, so robust ist ier in Sachen "Beat", 
wobei der Lärm offenbar den mangelnden seelischen Kontakt ersetzen soll: 
es soll mit Gewalt eine kollektive Ekstase erzeugt werden! (Oder wird eine 
innere Unsicherheit damit zugedeckt, -so wie ein Kind im Wald laut singt?) 
Von besonderer Bedeutung ist der Musikunterricht im Sonderschulwesen , wo 
sich sein i ntelligenzfördernder Einfluss , sein sozial integrierender 
Effekt (besonders beim Singen, mit englischen Handglocken, Orffschem 
Schulwerk usw. ) und vor allem die psychomotorische Wirkung betonter 
Rhythmik a m deutlichsten zeigt. Die "American National association for 
Music therapy" ist hier seit Jahrzehnten in Führung (Dreikurs u.a.). 

Schon längst weiss man, dass z.B. Stotterer beim Singen nicht mehr 
*)tfie scnon erwähnt, spricht dabei die expressionistische Kunst in ihrer 
ornamentalen Rhythmik als" ErhoIungsregression "die selber rhythmisch orga- 
nisierten, ohne ,, Ermüdung"arbeitenden Vitalzentren geradezu"quantenbiolo- 
gisch"an,was als Kontrast zur heutigen "Bewusstseinskultur"wirkt.Die oft 
"genial "-schöpf erisch wirkenden Kinder Zeichnungen stammen aus der gleichen. 
Schicht, sodass man die moderne Klexerei 80z.einem"ErwachsenenkindergarbaS! 
zuordnen könnt. t.( Siehe" Von Tanz, Musik u.a. sonnen Dingen", 1944, Huber, Dr. S) 
**)Eine Interpellation Stauffer verlangte mehr Gesangsunterricht, und eine 
Motion Dr. Grob überhaupt ein"musisches Gymnasium (nach dänischem Modell). 
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stottern, d.h. dass die Sprachbahnung gewissermassen phylogenetisch immer 
wieder von der Affektschicht aus geschehen muss: "Es ist der Thymos. der 
den Logos trägt" (Stransky)l 

Auch das Schulschach , wie es in der URSS, in Dänemark, und neuerdings 
auch in Zürich im Winterhalbjahr für Schüler der 5. Klasse mit 65 Buben 
und 24 Mädchen eingeführt wurde, wird als Denkschulung (und sinnvollere 
Freizeitbeschäftigung als der Spielsalonbetrieb i ) von Schachmeister Klee 
u.a. empfohlen, der auch Schülerolympiaden im Schachspiel organisiert. 
Im Sinne der "neuen Mathematik" wird beim Schach das kombinierende und 
planende Denken geübt, im Gegensatz zum reinen Drill der formalen tradi- 
tionellen Berner "Sätzlirechnens"! Zu begrüssen sind die Freiluftschach- 

K pie » e J der J ? ta ? tgä r tner t ? i '(Ebenso Fernschachspiele mit der Anstalt "Tessen- 
t>erg ,die die dortigen Resozialisierungsversuche zusätzlich unterstützen!) 
Trotz unseres Verstosses im Grossen Rat wurde die Gesundheitserziehung 

nicht expressis verbis in den bernischen Lehrplan eingeführt, da die 
Lehrerschaft schon genug belastet sei und jedes neue Obligatorium ab- 
lehne . Die Gesundheitserziehung ziehe sich wie ein roter Faden durch den 
Menschenkunde- und Biologieunterricht. Selbst im Seminarunterricht soll 
der Ausdrück "Hygiene" wieder unterdruckt werden, da er nicht "kantönsge- 
recht" sei? Dabei müsste gerade bei der Lehrerausbildung angesetzt werden. 
Bisher wurde an den Seminarien erst im letzten Jahr 1 Wochenstunde dafür 
eingesetzt, die sich dadurch auf etwa 25 Stunden insgesamt reduzierte, 
dass ein ganzes Quartal als "Landeinsatz" wegfiel. Auch der von uns, vom 
Postulat Kohler (1.9.69) und der Interpellation Siegenthaler (1.9.69) im 
Grossen Rat, und vom Postulat Mäusli im Stadtrat geforderte 1. Hilfe- 
oder Nothelferkurs an den Seminarien und in allen Abschlussklassen wurde 
eher . ausweichend beantwortet. Man wolle weder den Lehrplan zusätzlich;be- 
lasten^iQch die Lehrfreiheit der Lehrer einschränken, doch sollen künf- 
tig an den Seminaren Samariterk'urse und auch für die Abwarte 1. Hilfekurse 
gegeben werden, (wie wir sie in Bern aber bereits eingeführt haben.) 
Ferner sprach man von zwei Phasen im weiteren Vorgehen: "Phase A: In ei- 
nigen obligatorischen Schulstunden (mindestens 2) wird allen Schülern 
unter Mitwirkung eines Fachmanns (Schularzt, Samariter) ein sinnvolles 
Minimum von Instruktionen verabfolgt". "Phase B; Das Pensum der Phase A 
wird an einigen freien Nachmittagen freiwillig wiederholt, geübt und im 
Rahmen eines begrenzten Programms ausgebaut."*) 

Inzwischen hatten aber bei uns bereits Bümpliz-Höhe, Enge und die Sekun- 
därschule Monbijou aus eigener Initiative Nothelferkurse mit dem Samari- 
terverein veranstaltet, die wir pauschal vergüteten. Sobald das kantonale 

Dekret, das in eine r Tagung der neuen "Erstehilfekommission" vom 28.9.7o 
*)Inzwischen ist Genf mit dem Obligatorium für alle 13-und 14jährigen 
Schulkinder vorangegangen! 
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in Spiez vorbereitet wurde, erscheint, werden wir an allen Schulen solche 
Kurse organisieren. Besonders die zunehmenden Unfälle auf dem Schulweg , 
wie die Verkehrsunfälle überhaupt zwingen uns auch, den bisherigen Ver- 
kehrsunterricht noch früher anzusetzen und noch mehr auszbauen, wobei auch 
hier ein Einbau des Nothelferkurses möglich wäre. An der Novembertagung 
des "Interverbands für Rettungswesen" (IVR) in Luzern wurde die Resolu- 
tion gefasst, es müsse der Erstehilfekurs in den obligatorischen Schul- 
unterricht eingebaut werden. Ebenso sei bei der Fahrprüfung ein solches 
Brevet zu verlangen. Der Anteil der Kinder an den Verkehrsunfällen 
steigt unaufhaltsam. In Deutschland sterben täglich 5 Kinder im Strassen- 
verkehr, und jedes Dritte davon auf dem Schulwegl Bis 1980 dürfte sich 
dabei die Verkehrsdichte noch nahezu verdoppeln. Besonders gefährdet sind 
Kinder vom 5.-7. Lebensjahr, die durch Spontaneität und kurzsichtige 
Reflexe in Gefahr geraten und zu 99$ beim Strassenüberqueren verunfallen. 
Ablenkung, ungenügende räumliche und zeitliche Distanzschätzung und das 
schlechte Beispiel der Erwachsenen sind hauptschuld. Nicht nur wegen des 
Verkehrschaos, der Vergasung und "Verlärmung" der Kernstadt müssen wir 
als Idealziel die "Fussgängerstadt" und das "Park and Ride"-System be- 
trachten» sondern auch wegen unsern radfahrenden Schulkindern, die unsre 
" Verkehr spatrouillen " nicht genug schützen können. Besonders die heutige, 
völlig ungenügende "Innerortsgeschwindigkeitsbeschränkung" auf 60 Km. 
sollte, wie unsre Interpellation vom Nov. 1970 verlangte, unbedingt der 
grösseren Erfahrung Amerikas angepasst und auf 25-35 Meilen (ca. 40 Km) 
verschärft werden, da l/5 aller Unfälle (trotz eines "Gutachtens" der 
"Beratungsstelle für Unfallverhütung! ") allein durch zu hohe Geschwindig- 
keit bedingt sind! 

Zur Intensivierung des Verkehrsunterrichts an den Schulen verlangte das 
stadträtliche Postulat Mäusli vom 26.5.70 die Errichtung von "realisti- 
schen" stationären Verkehrsgärten im Sinne des "Arbeitsschulprinzips", 
wobei der TCS, wie bei der Ausrüstung unserer Verkehrspatrouillen mit 
Pelerinen in Orange-Schockfarbe und "Kellen", wiederum behilflich sein 
würde. Hier haben wir übrigens ein Argument für die "Vorschule" : die eher 
introvertierende, musisch-spielerische "Gemütsbildung" im Kindergarten 
ist nicht geeignet, diese Kleinkinder zum "verkehrsgerechten" Verhalten 
zu erziehend en Deutschland hat man daher Verkehrsspielkästen für alle 
Kindergärten eingeführt, wo der Symbolwert der Verkehrsfarben und der 
geometrischen Verkehrszeichen gelehrt wird. Das richtige defensive Ver- 
kehrsverhalten wird in Gruppenspielen geübt, und den Kindergartenkindern, 
wie den Primarschülern durch die stummen "Pamfifilme" Gelegenheit gege- 
ben, die haarsträubenden Verkehrsfehler des Pamfimännchens laut zu 

*)Kinderpsychologen wissen freilich, dass das nie ganz möglich werden kann, 
da die Kinder die wahren Verkehrsgefahren nie begreifen werden. Besonders 
die Einsicht in die ungeheuren kinetischen Energien, die auf der Strasse an 
ihnen vorbeirollen( mv ), bleibt ihnen(wie auch vielen Erwachsenen) versdäofflei 
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kritisieren. Diese Figur kommt dann auch in den Verkehrsunterrichtsmap- 
pen wieder vor. Man hat auch an die Einführung von Schulbussen gedacht, 
aber unser Schulbetrieb ist nicht wie in Schweden, England und Deutsch- 
land auf einen halbtägigen Lektionenunterricht entsprechend der "engli- 
schen Arbeitszeit" eingerichtet. 

Die Intensivierung unseres Verkehrsunterrichts, zumal mit einem D auerver- 
kehrsgarten wird eine weitere Personalvermehrung f wie in Zürich und Basel, 
nötig machen. Wenn Verkehrsgärten unbeaufsichtigt sind, werden sie zum 
Spielplatz , und die Kinder gewöhnen sich so zu sehr an die spezielle Situ- 
ation dieses Verkehrsgartens. Vielleicht könnten dieselben Anlagen aber 
auch zur Verkehrsnacherziehung Betagter benutzt werden! 

Bei unserer Interpellationsbegründung mussten wir allerdings betonen, dass 
der Verkehrserziehung dadurch Grenzen gesetzt sind, dass sich die kind- 
liche Psyche dabei grundlegend nie ändern wird. Erst mit 12 Jahren ist 
das reflektorische Handeln einigermassen unter intellektueller Kontrolle, 
aber dann setzen bei unsern Schülern mit Fahrrad und Moped neue Gefahren 
ein, zumal wir keine neuen Radfahrerwege bauen. Einigermassen reflexhem- 
mend wäre nur eine eigentliche Vorschule , wie sie auch aus solchen Grün- 
den Deutschland allgemein einführen wird. Da aber also im Prinzip unsre 
Kinder Kinder bleiben, muss in der heutigen "kinderfeindlichen" Welt an- 
derswo, nämlich auf die Dauer doch bei einer generellen Geschwindigkeits- 
begrenzung angesetzt werden^was allerdings eine eidgenössische Angelegen- 
heit wäre ,*)Stad trat Briner verlangte auch mehr" Zebrastreifen^ Schul enl 
Am 1. Sept. 1969 reichten wir im Grossen Rat dann noch folgende schrift- 
liche Anfrage ein: 

Nachdem uns er Postulat betreffend Einführung der Gesundheitslehre und der 
"ersten Hilfe "-Kurse in den Lehrplan der Abschlussklassen abgelehnt wurde, 
machte das Rote Kreuz und die Aerztekommission für Unfallverhütung erneut 
grosse Anstrengungen, um die Schulen zu Nothelferkursen anzuregen. Soviel 
uns bekannt ist, ermuntert heute die Erziehungsdirektion unseres Kantons 
zu diesen Schulversuchen. Wäre nun nicht ein erster Schritt dazu, den Ein- 
bau dieser Nothelferkurse in die "Menschenkunde" dadurch zu fördern, dass 
unserem Lehrmittel (im Ringheftsystem) e ntsprechende Einlageblätter bei- 
gefügt würden? Da in unserer "Menschenkunde" auch das Kapitel Fortpflan- 
zung völlig fehlt, während eine längst veraltete "Kalorienphysiologie" 
viele Seiten füllt, wären im Sinne einer biologischen Sexualaufklärung 
auch entsprechende Einlageblätter zu überlegen. Dasselbe gilt für die Ge- 
sundheitslehre, die in unserm Lehrmittel kaum erwähnt bleibt und z.B. die 

Schäden des Alkohol- und Tabakmissbrauchs übergeht. Auch hier könnten 
- r _ 

einige Einlage blätter Remedur schaffen. 

*)Auf eine" Schriftliche Anfrage "von uns im Grossen Rat betr. Innerortsge- 
schwindigkeit sbeschränkung auf 4o-5oKm wie in Amerika und Einführung des 
Ticket-und Ordnunsbussensystems mit ähnlich hohen Beträgen wie in den Staa 
ten erhielten wir die Antwort, die grossen Automobilclubs seien gegen jegli- 
che Geschwindigkeitsbegrenzung(, obgleich die Unfälle nach der Einfuhrung 
der Innerortsgeschwindigkeitsbeschränkung 'Jim 3/4 zurückgegangen wareniFür 
ein Ticketsystem fehle uns zudem ein" zentrales Strafregister"zur Kontrolle 
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Nachdem diese Schriftliche Anfrage betreffend vorsorglicher Blätterein- 
lagen in unser " Menschenkunde "-Lehrbuch (Ringheft) für Gesundheits-, 
Erstehilfe- und Sexualaufklärungsunterricht von der kantonalen Lehrmittel- 
kornmission necativ beantwortet wurde, verfasste unser Schularzt Dr.Kipfer 
wenigstens ein ausführliches Rundschreiben an alle Schulleiter. Auch ver- 
teilten wir einen Tagungsbericht des Gertrud-Fond über Gesundheitserzie- 
hung und ein Lagerleiterbuch von Frau Dr.Schönholzer. Das Departement des 
Innern gab einen Leitfaden für Lehrer über Gewässerbiologie und Gewässer- 
schutz heraus. Neben dem Naturschutz muss auch der Tierschutz an den 
Schulen besonders empfohlen werden, zumal unsre ganze ethische Erziehung 
am besten über die Weckung von Mitgefühl und Mitleid mit den Kleinen und 
Schwächeren geht. In diesem Sinne sind eben die Disneyfilme ethisch be- 
deutend wertvoller als die oft sadistischen Wildwestfilme und "Comic 
Strips", die entsprechend dem "Robinsonalter" auf urtümliche gewalttätige 
Faustrechtsepochen der Menschheitsgeschichte zurückgehen. Freilich können 
auch solche "Regressionen" gewisse, fast physiologische Minderwertigkeits- 
gefühle der Kinder den Erwachsenen gegenüber dank Identifikation mit dem 
"Helden" abreagieren helfen.*) 

Andrerseits könnte für den Gesundheitsunterricht durch Abbau z.B. am Un- 
terricht in biblischer Geschichte Platz geschaffen werden, wie unsre 
" Schriftliche Anfrage" Nov. 1970 vorschlug, zumal eben das AT ethisch 
wenig wirksam ist und z.B. mit der biologischen Deszendenzlehre kolli- 
diert. Vor allem kann die Aufklärung über die sog. Suchtkrankheiten nicht 
früh genug einsetzen. Man müsste schon in der Schule die Verheerungen des 
Alkohols auf Herz, Leber und Nieren, sowie auf das Zentralnervensystem 
deutlich machen, und bereits hier auf die Gefahr des Lungenkrebses und der 
Herzkranzgefässkrämpfe durch Nikotin hinweisen. Vor allem wies die Ger- 
trud-Fond-Tagung , zusammen mit dem Lehrerverein und der Schuldirektion, 
vom Nov. 1970 auf die Gefahr der vom Norden einbrechende Rauschgiftwelle 
hin, die neuerdings auch bei uns Schülerversagen, Suizide, Verkehrsunfälle 
usw. verursacht. Die Tagung war aufschlussreich und führte zur Erklärung 
von Gesundheitsdirektor Blaser, er werde nun eine interdisziplinäre Exper- 
tengruppe zur Behandlung des Rauschgiftproblems einberufen. Aehnlich hatte 
der Gemeinderat als Antwort auf'die Kl « Anfrage Aebi scher die Polizei-, Für- 
sorge- und Schuldirektion beauftragt, prophylaktische Massnahmen gegen die 
Haschwelle" zu treffen, da nur diese Erfolg hätten. Sobald die Süchtigkeit 
da ist, besteht selbst bei klinischer Behandlung kaum Hoffnung auf Ret- 
tung. Man war sich an der Tagung auch einig, dass der Süchtige nicht 
"kriminalisiert " werden solle, sondern dass ihm in jeder Schule ein 

Lehrer als Tutor oder Ombudsmann mit absoluter Schweigepflicht zur Verfü- 
*)Pädagogisch brauchbar sind die"Lassie- f Fury-, Flipperserien" des TV(New 
York Childrens TV Workshop) , z.T. auch "Sesame Street" , weniger "Bonanza", fer- 
ner die tschechischen Marionettenfilme. Kinder suchen aber das Erwachsenen- 
Programm als "Guckfenster in die Erwachsenenwelt" , das heute eine beispiel- 
lose Verrohung in Sadismus und Sex zeigtl Teilweise holt sich unsre Jugend 
ihre Sexaufklärung bei der"Papiersammlung"aus n Jasmin"VTwenV"Playboy"usw.I 
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gung stehen sollte, wozu eventuell eir£ Abänderung des eidgen. Betäubungsge- 
setzes nötig sei (analog den Vorschriften für Aerzte, wo es heisst:"der 
Arzt kann den Pat. melden) . )Dafür sollten die bisher lächerlichen Bussen 
für Haschischhändler und -vermittler von 50 und 100 Fr. auf ein Mehrfaches 
und auf Gefängnis verschärft werden. Die bisherige Politik der Verharmlo- 
sung durch Presse, Radio und TV anlässlich der Affäre des "Roten Schüler- 
buchs" sei aufzugeben, nachdem sich herausstellte, dass in Basels Schulen 
von 1000 Schülern bereits 16$ Haschisch angeboten bekommen hatten, 10$ 
hatten es versucht und 4$ blieben süchtig! In Bern ist uns ein Literar- 
gymnasium als verseucht gemeldet worden. 1967 wurden der Polizei bei uns 
20 Fälle gemeldet, 1968 43 und 1969 waren es schon doppelt so viele. Man 
rechnet in der Schweiz bereits mit 20000 Süchtigen! 7/ie es auch bei uns 
kommen könnte, wenn wir bei der üblichen Leisetreterei bleiben würden 
("Verbote schaden, reizen nur"), sehen wir in einer bekannten kaliforni- 
schen Universitätsstadt, wo 69$ der Studenten und 10$ der Gesamtbevölke- 
rung süchtig wurden, sodass Präsident Nixon für 1971 genötigt ist, 135 
Mio. Dollars zur Rauschgiftbekämpfung bereitzustellen, wobei vor allem 
die " präventive Lehrerschulung" verlangt wurde. Auch der bernische Präsi- 
dent der Fortbildungskommission des Lehrervereins erklärte die Aufklärung 
über die Drogensucht für jeden Lehrer verbindlich. Nicht lange zuvor wurde 
der Schuldirektor noch von allen Seiten angegriffen, als er es wagte, ein 
Rundschreiben an alle Schulleiter zu versenden, das vor einem kommunisti- 
schen " Roten Schülerbuch " warnte, in welchem Sätze standen wie: "Haschisch 
macht nicht süchtig. Je mehr man davon nimmt, desto geringer Dosen braucht 
man". Diese kriminelle Bagatellisierung wurde dann von einem Radioreporter 
in einem Interview mit dem Schuldirektor wiederholt, sodass dieser dank 
seiner "droits d'auteur" ein zweites Interview zurücknahm und statt dessen 
das erwähnte Rundschreiben verlas. Nun ging ein Sturm im Blätterwald gegen 
die "zensurierenden" Behörden los, obgleich die wahre Zensur ja umgekehrt 
von Presse und R adio gegen uns, Prof. Kielholz, Dr. Ladewig u.a. warnende 
Aerzte ausgeübt wurde. Solche Manipulation der öffentlichen Meinung d urch 
eine "Journaille" ohne "Ehrenkodex", die nur auf Sensation und Kassener- 
folg bei der als Konsument heute interessant gewordenen Jugend aus ist, 
könnte eines Tages noch bedenkliche Folgen haben. Die Tagung brachte näm- 
lich nicht nur psychologische und soziologische Gründe für die heutige 
Drogensucht ans Licht, sondern auch hochpolitische . 1 So weiss man aus si- 
cheren Quellen, dass China bewusst den einstigen " Opiumkrieg" umgekehrt 
hat: in der Provinz Jünlang stehen staatliche Opiumkulturen für einen 
ebenso staatlichen Schmuggel nach Nepal, Thailand und Hongkong. Der 

Westen und sein " Spätkapitalismus*' soll "in seiner Selbstauflösung durch 
v )Ein berner Richter hatte die falsche Parole ausgegeben, die Lehrer brauch- 
ten Rauschgiftfälle nicht zu melden. Der Bundesanwalt meinte dagegen, jeder > 
Rauschgif tbesitz^ sei Offizialdelikt. Nur der Schularzt habe eben ein relati- 
ves Scnweigerecnt. 
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Drogen für die Weltrevolution Maos sturmreif gemacht werden", (s. Prof. 
K. Barth: "Die Revolutionierung der Schüler", Frau Prof. E.Eucken:"Die 
Macht der Minderheit, Rufer zur Gewalt') Lehrer der radikalen Jugend, der 
gesellschaftliche Guerillakrieg u.a.). Die Zeitschrift "Konkret" propa- 
giert lautstark diese Thesen, auch nachdem ihre Redaktorin Meinhoff durch 
Brandstiftungen, Banküber fälle usw. als Anarchistin kriminell geworden, 
über die DDR nach Beyrut floh, wo sie antisemitische Propaganda für die 
Sovjets betreibt. Dorthin floh auch jener "Professor" Leary , der offen zum 
Haschischkonsum aufforderte und daher 10 Jahre Zuchthaus bekam. Er konnte 
aus einer "offenen" Anstalt fliehen. Auf der andern Seite bleiben Pseudo- 
fachleute wie der Journalist Leonhard, der einen ähnlichen "Report" 
schrieb, bei uns unbehelligt. Der Drogenhandel bringt eben Millionen ein 
und bedient sich daher der modernsten Marketingmethoden. 

Gerade die angeblich "weiche" Droge Haschisch, wovon sich im Französischen 
nicht umsonst 'assassin-Amokläufer ableitet, verlangt dank Gewöhnung immer 
stärkere Dosen und wird so oft zur "Einstiegdroge" und zum "Schrittmacher" 
für Heroin, das 6 mal giftiger als Morphium ist. Auch die Marihuanaziga- 
rette wirkt 6 mal stärker als das flüssige Cannabis. Im Haschisch wie im 
Marihuana ist auch das gleiche Toxin , nämlich Tetrahydrocannabinol i Bei- 
mischungen mit Heroin erzwingen dann die Eskalation geradezu. ZNS-Degene- 
ration unter fast immer irreviersiblem Persönlichkeitszerfall (im Gegen- 
satz zum alkoholischen Persönlichkeitsabbau) und Marasmus mit Widerstands- 
losigkeit gegen Infektionen ist die Folge. Auch das beliebte "Amphaetha- 
min" (die "Stukatablette" des 2. Weltkrieges) erzeugt Verfolgungswahn, 
die typische "Hippie-Hepatitis" usw. Geradenweil es praktisch beim "wei- 
chen" Haschisch kein Antidot gibt, indem z.B. das vielgerühmte Methadon 
einfach ein Morphiumderivat ist, das dann seinerseits süchtig macht, ist 
die Therapie in 985» aussichtslos ! Auch nach Entwöhnungen kommt es prak- 
tisch zu 99-100> zum Rückfall, sobald die Süchtigen die Klinik verlassen. 
Die Droge hat eben ihren Persönlichkeitskern im Sinne einer "nihilisti- 
scheri.Weltanschauung" angegriffen. Die Haschischsucht ist eine "Krankheit 
zum Tode"i Deshalb ist ja die Prophylaxe so wichtig, nämlich die einzige 
wirksame Waffe überhaupt! Umso unverantwortlicher war es, dass die Be- 
richterstatterin des "Bund" auch von dieser Tagung wieder verharmlosend 
von einem endlichen "Abbau der Vorurteile" (gegen die Drogen) und vom An- 
bruch einer "weichen Welle" sprach. Was wir von der Presse erwarten, ist 
aber nicht ein persönliches Suchtbekenntnis, sondern warnende, sachliche 
Aufklärung, wie sie an dieser Tagung nachdrücklich vorgetragen worden 
war. 
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Ebenso gefährlich und verwerflich ist natürlich die Heroisierung der 
Haschischleute in Filmen wie "Easy Rider", als ob es sich hier um eine 
jener typischen jugendlichen " Mutproben " handelte. Mehrere Beat-Stars 
haben auch mit Drogen offensichtlich bewussten Selbstmord verübt, und 
Selbstmorde können bekanntlich unter Jugendlichen, in Schulen usw. auch 
sonst schon epidemisch auftreten. Die Aggression wendet sich dann in un- 
serer "Wegwerf "-Kultur gewissermassen gegen sich selbst: man wirft sich 
selbst in einer grossartigen Pose weg, um seine Ueberlegenheit darzutun, 
analog etwa dem "russischen Duell" der degenerierten Aristokratenschaft 
vor der Revolution. 

Vermutlich stecken noch weitere psychologische Faktoren hinter der heuti- 
gen Drogenwelle , die irgendwie mit unserer Zeitsituation zusammenhängen. 

Die moderne Drogensucht begann eigentlich in den Zwanzigerjahren mit dem 
Cocain, später mit Schmerz- und Schlaftabletten, deren Erbschädigungen 
besonders beim Thalidomidskandal zum Vorschein kamen. Aber auch Haschisch, 
Heroin und besonders das gefährliche LSD machen Erbschäden (Chromosomen- 
brüche) , Leukämien und Spätpsychosen. Haschisch allein macht typische Mit- 
telhand- und Mittelfussdefekte, die sich beim Thalidomid bekanntlich bis 
zur Dysraelie steigerten. LSD-Vergiftung wurde zum Studium der Schizophre- 
nie als ähnlicher "Modellpsychose" benutzt. Die Drogenphrophylaxe ist 
also auch im Namen der Eugenik dringend nötig. Während es beim Amphaetha- 
min und Morphium "vergällende", den Euphorieeffekt blockierende "Gegen- 
gifte" gibt, analog dem "Antabus" beim Alkohol, haben wir noch nichts ge- 
gen den Grössenwahneffekt des Haschisch, das offenbar der "protestieren- 
den" Jugend das Gefühl der Ueberlegenheit über das Establishment und zu- 
gleich ein sexuelles Potenzgefühl durch Enthemmung verschafft. Dadurch 
kommt die Illusion eines "grossen Erlebnisses" und "Kontakts", die die 
heutige Entwurzelung aus der ständischen Ordnung in eine anonyme Massenge- 
sellschaft wettmachen soll. Dazu kommt die bisher noch nie dagewesene 
globale Bedrohung durch die Atombombe und die Bevölkerungsexplosion, die 
Entmythologisierung des Himmels durch die Mondfahrt, sodass man nun im 
Haschischrausch, wie im Orgasmus, im Sex eine Art neuen metaphysischen 
Halt sucht. Dieses "Paradise now" und ekstatische Happening, vom "Exi- 
stentialismus" Sartres schon vorbereitet, soll offenbar die verlorene Jen- 
seitshoffnung durch die Gegenwartsintensität ersetzen: hinter dem Hasch- 
rausch steckt im Grunde der Suizid i Die Ablehnung der rationalen Eltern- 
generation und ihrer "Leistungsgesellschaft" ist oft mit der Suche nach 
neuen Autoritäten wie Gevara und Mao verbunden, aber es ist eine völlig 
unrealistische Fernstenliebe ohne Konsequenzen. Auch die Hasch-Kommune 
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beweist, wie der Gruppensex, nur eine tiefe Kontaktlosigkeit'. Der Sexual- 
akt im Drogenrausch ist nur eine beiderseitige Selbstbefriedigung ohne 
echten zwischenmenschlichen Rapport. Daher auch die Flucht vor der Ver- 
einsamung in die lärmigen, chaotischen Hippies- und Groupies-Meetings , wo 
jede echte Zweisamkeit im Massenrausch erstickt wird.*) 

Leider versagt heute aber auch die " permissive" Slterngeneration , die nach 
einer autoritären und kriegerisch-aggressiven Epoche an schlechtem Gewis- 
sen leidet, der Tugend daher alles nachlässt und so deren Unsicherheit 
noch steigert. Die Verwöhnung der Jungen dient den Alten als Alibi I Im 
totalen Wohlfahrtsstaat Schwedens mag dazu noch der "Gipfelkater" der 
Jugend kommen: wer alles hat, hat kein Ziel, keine "Zukunft" mehr: Also 
"Paradise now"i Andre mögen im "Drogen-Escapismus" eine Flucht aus der 
Realität und ihren Anforderungen in der modernen Wettbewerbsgesellschaft 
versuchen. 

Leider kommt die Drogensucht aber oft schon durch blosse Verführung, ju- 
gendliche Suggestibilität , Neugierde und durch die für heute so typische 
"totale Konsumentenmentalität" zustande, die "alles für alle" haben will. 
Daher auch die Schlaf- und Schmerztablettensucht, da man heute nicht mehr 
"leiden" will. So hat es sich auch erwiesen, dass die Kinder schon im 
Mutterleib heute zur Drogensucht disponiert werden. Auch vor den Examen 
geben ängstliche Mütter nicht ungern Valiumsirup usw. , was die Kinder 
stigmatisieren kann, - auch ein Grund, die sinnlosen Selektionsprüfungen, 
die Notenklauberei usw. aufzugeben! 

Viele Junge benutzen auch einfach die Spanne zwischen Schule und Beruf , 
um sich noch einmal frei auszutoben , bevor man in die immer lückenloser 
durchorganisierte Berufswelt eingespannt wird. Die Emanzipation von der 
Elterngen eration wird durch die körperliche und sexuelle Akzeleration und 
Frühreife erleichtert und durch romantisch-historisierende Kostümierung 
betont. Durch sexuelle Freigebigkeit lässt man sich nicht mehr vom "Zucht- 
wahl "-Leistungswettbewerb einspannen, indem beide Geschlechter Haare und 
Kleidung betont ungepflegt tragen, was an den "antizivilisatorischen" 
Wandervogel der Zwanziger jähre erinnert. Jedenfalls scheint diese gesün- 
dere Hälfte der heutigen Jugend echten Kontakt und ehrliche Solidarität 
unter sich zu empfinden. Im Gammlertum steckt sogar eine Spur echter 
Lebensweisheit: Zufriedenheit hängt nicht unbedingt vom Luxus ab, sie 
lässt sich überhaupt nicht erkaufen. Der jugendliche Antiautoritarismus 
nimmt auch automatisch für alle politischen Minoritäten Partei, der 
jugendliche Gerechtigkeitssinn ist so auch der (formal beinahe christli- 
chen'* östlichen k ommunistischen Ideologie zugänglich , da sich auf der 
*)Öisher ist jeder Kommuneversuch schliesslich gescheitert, un: 1 . zwar nicht 
selten mit Abgleiten in die Kriminalität (Mansonbande, die Hamburger Lehre- 
rin Angela Luther als Bankräuberin und Polizistenmörderin usw. 
Der Uruppensex unu Partnertauscn zwiscnen(.laui Inseraten) "verständnisvol- 
len Ehepaaren"wird rein snortlich"ohne jede Affektbeteiligung"als totaler 
" Consumerism " betrieben, endet aber trotzdem, wie kürzlich bei einem Münch- 
ner Arzt,mit Mord. Die Natur lässt sich auf die Dauer nicht vergewaltigenl 
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andern Seite der Standpunkt der demokratischen Wettbewerbsgesellschaft 

und ihr organischer Evolutionsgedanke weniger schlagwortartig und ein- 
deutig formulieren lässt wie "alles für alle"! Dass die praktischen Er- 
gebnisse dann anders sind, und z.B. im Osten maximale, bei uns aber seit 
Jahrhunderten noch nie erlebte minimale "Jugendrepression" zu finden ist, 
stört sie nicht, selbst wenn sie auf Ferienreisen in den Osten verglei- 
chen könnten, wenn sie wollten. 

So leidet der Westen nach Madariaga u.a. am Mangel einer geschlossenen 
und "zügigen", massenpsychotisch verwendbaren Ideologie. Seine Toleranz 
gegen die Feinde der Toleranz wird beinahe selbstmörderisch, und seine 
demokratische "non-violence" gegen die Rauschgiftwelle gefährdet seine 
Substanz, seine Jugend, während der Osten mit brutaler Repression dieser 
Gefahr rasch Meister wurde. Während Marcuse paradoxerweise wieder den 
Westen beschuldigt, die Jugend durch Haschisch von einer aktiven progres- 
siven Politik fernzuhalten ( , so wie Huxleys Utopie im totalen Staat die 
Droge dazu benutzt fand, die Bürger passiv zu machen ), geht in Deutschland 
die APO zum Bandenkrieg gegen Banken und Warenhäuser über und treibt da- 
mit, wie in den 'Zwanziger jähren, die "schweigende Mehrheit" wieder in die 
Arme der NPDi 

Interessant ist, dass in Amerika diese Rauschgiftwelle nach einer Phase 
orientalischer Jogimystik dank der "Bewusstseinserweiterung" im Haschisch- 
rausch neuerdings in eine religiöse und zwar christliche " After-Drug-Cul- 
ture " analog der Billy Grahamerweckungsbewegung umzuschlagen beginnt. 
Vielleicht muss man die ganze bisherige "dionysische" Rauschepoche der 
Jugend z.T. auch nur als Reaktion, als " Erholungsregression " auf die vita- 
len, rhythmischen, seelischen Tiefenschichten nach der Jungschen Antaios- 
-parabel auffassen: als Reaktion, Kompensation gegenüber der wachsenden 
intellektuellen " Bewusstseinskultur " sucht der heutige Mensch eben in der 
Müsse, in der Kunst, im rhythmische n Jazz usw. den Gegenpol, die "Tiefen- 
person", die Primitivschicht, so wie der Titan Antaios immer, wenn er mit 
seinen Füssen beim Kampf die Mutter Erde wieder berührte, neue Kräfte 
schöpfen konntet 

Die Schule muss also mit ein Interesse an einer wirklich "erholenden" 
Freizeitbeschäftigung der Jugend haben (Tanzdielen im Jugendzentrum, 
Sportförderung usw.). Daneben sieht die Gesundheits- und Erziehungsdirek - 
tion des Kantons ein Vademecum über Dro gensuch t für die Lehrer und ver- 
mehrte Elternaufklärung durch "Elternabende" vor. Ferner sollen die oben 
erwähnten Tutoren für Gruppentherapie ausgebildet werden, wobei auch ge- 
heilte oder gefestigte Schüler als Mitarbeiter mitwirken könnten. Die 
*) In" Psvchologie und We lt ans chauunfi- " t H.Hub er ,1944 versuchten wir, den ma- 
lerischen und musikalischen ornamental-rhythmischen Expressionismus auf sol 
che"release phenqaena"im Sinne von Jungs"reculer pour mieux sauter"und v. 
Pawlows"rekreativ 31* und kurativer innerer Inhibition'(dank"Deblockierungen" 
im hierarchischer. Aufbau des Zentralnervensystems) zurückzuführen. Auch die 
Lyrik zeigt die; e Regression auf die prälogische Affektlogik und Bilderspra 
che! (Siehe auch"Dr.Sutermeister:"Von Tanz »Musik u.a. schönerijDingen, Huber 194^ 
Im Mai 1971 verlaute ein Pqstulat Dr. Berger im Gr. Rat eine" Jazzberuf sschulet 
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Schuldirektion gab auch eine Spezialnummer der " Berner Jugend - Berner 

Schule " I., 1970 über die Rauschgiftgefahr heraus, die allen Eltern von 

Schülern zugestellt wurde. (Siehe Ahhang S.192 ff .betr. "Elternschulung". ) 
42. ; 

Mit der zur Haschwelle in enger Beziehung stehenden Sex- und Pornowelle 
befasste sich im Okt. 1970 in Basel ein öffentliches Hearing, das in 
Radio und TV verbreitet wurde, da man ihm grundsätzliche Bedeutung zu- 
mass. Wieder haben wir hier ein Versagen der bisherigen Lehrmittel, der 
Schule, die über Sexualaufklärung nichts enthalten. Im Berner " Menschen- 
kunde "-Lehrbuch ist die Fortpflanzung mit keinem Wort erwähnt, und der 
schweizerische Aufklärungs-Atlas von Schubiger derart schematisch, dass 
auch ein Arzt daraus nicht klug werden könnte. Besser ist derjenige der 
deutschen Bundesrepublik (von Frau Minister Strobel) f der auch nicht un- 
bedingt" lustbetontö», realistische Bilder vom Geburtsakt, von Geschlechts- 
krankheiten usw. bringt, was man ihm- vom heutigen "Konsumentenstandpunkt" 
aus verargte. Darum gab der evangelische Jugenddienst Wupperthal einen 
lustbetonteren Atlas heraus, der den Sexualakt, Cunnilingus usw. mit foto- 
graphischer Treue wiedergibt und deshalb vom schweizerischen Bundesanwalt 
als Pornographie zuerst verboten wurde. Da sich das Bundesgericht gegen- 
wärtig offenbar in einer "weichen Welle" befindet, gab es auch diesen 
Atlas frei. Dabei enthält dieser Atlas im Text eine Relativierung der 
Ehe, die mit der westlichen, christlichen, auf der. Monogamie als der ge- 
sellschaftlichen Urzelle aufbauenden Kultur unverträglich ist. So wird 
behauptet, da die heutige Jugend früher heirate und die Menschen älter wür- 
den, sei eine dauernde Einehe unhaltbar geworden. Zudem würden die Kinder 
in einer Ehekommune besser als in der Einehe betreut, - also die Auffor- 
derung zur Ehezerrüttung, wie sie Mao empfiehlt und Frau Kolontaj mit 
ihrer ^Glaswassertheorie 1 , begründete: die Einehe individualisiert zu Paaren 
und stört so den totalen Termitenstaat mit seiner Parteidiktatur! 

Nur an den Mädchensekundarschulen wurde bisher in den Abschlussklassen 
durch die Schulärztinnen eine Sexualaufklärung gegeben. Im Uebrigen be- 
hauptete die regierungsrätliche Antwort auf unsre Schriftliche Anfrage 
betr. Sexualaufklärung in der Schule vom 7.11.69, im Fach Biologie würde 
schon genug aufgeklärt, und zudem sei dies eine Angelegenheit der Eltern . 
Leider versagt aber heute das Elternhaus meist auch in diesen Dingen und 
überlässt alles dem Lehrer. 

Es war wieder das " Rote Schülerbuch ", das bei uns die Kontroverse über 
die Pornowelle auslöste, indem daraus bedenkliche Sätze zitiert wurden 
wie: "Manche lieben es, mit mehreren ins Bett zu gehen, - das ist kein 
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moralisches Problem". Dazu kamen genaue Anleitungen zur Defloration, zur 
Abtreibung usw., wobei die Lehrerstochter S.M. dem Rektor gegenüber 
meinte, laut ihrer Mutter, ebenfalls einer Lehrerin, sei der Geschlechts- 
verkehr zwischen Minderjährigen nicht verboten, sondern nur mit Erwach- 
senen. Vor allem fiel uns an dem im Stil für 12-15- Jährige geschriebenen 
"Aufklärungsbuch" auf, dass kein Wort von der Ehe darin vorkommt, sondern 
die Sexualität als reiner Selbstzweck und "Lustgewinn" geschildert wird. 
Dabei sollte die Sexualität im " Lebenskunde "-Unterricht vor allem als 
Vehikel eines besonders engen zwischenmenschlichen Kontakts im Hinblick 
auf eine dauerhafte Lebensgemeinschaft dargestellt werden. Erst das Kind 
lässt dann auch die Ehe aus einem "egoisme ä deux" zur Funktionsgruppe 
der Vollehe, zur Urzelle der Gesellschaft werden. Dabei muss man nicht 
unbedingt in das asketische Extrem der alten Kirche verfallen, die alle 
Geschlechtsbetätigung, die nicht der Fortpflanzung diente ,für"Unzüchti"g" 
erklärte. Damals bangte eben die Menschheit noch um ihre Nachkommenschaft, 
denn die Säuglingssterblichkeit lag bis in die Mitte des letzten Jahrhun- 
derts ungefähr bei 50$. Heute droht umgekehrt eine Bevölkerungsexplosion. 
So ist auch die einseitige Tabuierung der männlichen Homosexualität im 
Gegensatz zur weiblichen durch das alte kirchliche Sittenrecht heute obso- 
let geworden, da sie offenbar ebenfalls der Nachkommenssicherung diente. 
Die uralten Vorurteile den Perversionen gegenüber sitzen aber, wie Kinsey 
zeigte, gerade bei unserer einfacheren Bevölkerung noch tief, im Gegen- 
satz zu den hier toleranteren Intellektuellen. Umgekehrt ist es dann beim 
ausserehelichen Verkehr. 

Jedenfalls war der Bundesanwalt in seiner Stellung verpflichtet , auch auf 
Kosten seiner Popularität Art. 25, Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes über 
den Postverkehr (2.1o.24) anzuwenden und von der .Oberzolldirektion die 
Konfiskation dieses roten Schüleraufklärungsbüchleins zu verlangen (Art. 
36, Abs. 4 Bundesgesetz über das Zollwesen, Llo.24). Generell musste er 
sich auf Art. 204 und 212 StGB, berufen, die auch das Schutzalter "unter 
18 Jahren " festlegten. Art. 335 Ziff.l, Abs. 1 StGB gibt noch- den Kantonen 
die Kompetenz zu verschärfenden Bestimmungen .*)Dass aber z.B. Nacktheit an 
sich schon Unzucht wäre, ist damit nicht gesagt, da gerade völliger Nudis- 
mus nach W.Zimmermann durch Abstumpfung eher "vergeistigend" wirke, wes- 
halb die Freikörperbewegung 1969 vom Bundesrat zur BV -Revision das "Men- 
schenrecht auf Nacktheit" forderte. In Dänemark und Schweden soll die 
Freigabe der Pornographie die Sexualverbrechen um 25$ vermindert haben! Im 
anfänglich bei uns untersagten Film "Ich bin neugierig" kommt neben diver- 

sen Geschlechtsakt en auch der schwedische Ministerpräsident Palme und der 
*\ Gegenüber einer Interpellation Müller verteidigte ihn auch der Bundesrat. 
Er sei berechtigt gewesen,drei ihn öffentlich attackierende Lehrer als 
"Neue Linke"zu bezeichnen, da er über sie entsprechende Informationen besass. 
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König mit der Hauptdarstellerin als Interviewerin vor. Der Film ist aber 
völlig abstrus mit zusammenhangslosen, sozialpolitischen Anspielungen im 
Sinne des " Polit-Porno " , des "Konkret", des Pornofilms "Das Abonnement" 
der Gudrun Enssner, die hernach, wie die Redaktorin Meinhoff vom "Konkret" 
zu den Warenhausbrandstiftern überging und über die DDR in Beyrut lande- 
te, um hier ebenfalls antisemitische Propaganda am Radio zu machen. Die 
Linie ist also klar: wie Haschisch, soll auch Pornographie "die Selbstzer- 
setzung des Spätkapitalismus fördern " und den Westen sturmreif machen 1*) 
Mit der Parole "Mach'kaput, was dich kaput macht" wollten diese "progres- 
siven Anarchisten" das Establishment stürzen, dessen Macht die wahre "Obs- 
zönität" darstelle (Marcuse) . Nach Marcuses naivem "Neo-Rousseauismus" würde 
ja dann eben von selber ein besseres Neues nachwachsen. Speziell gegen 
den Vietnamkrieg und die angeblichen amerikanischen "Aggressoren", die die 
mörderische Invasion der Chinesen und Nordvietnamesen in Südvietnam aufzu- 
halten versuchten, wurde die Devise "Make love not war" und "Fuck for 
peace" ausgegeben, da die Sexualität ja die Menschen individualisierend 
"zu Paaren treibt" und sie so für politisch-militärische Kollektivaktion- 
en und Massenpsychosen untauglich macht. Daher waren die aggressiven 
braunen und roten Diktaturen seit je auffallend prüde I Mit Marcuse be- 
haupteten dann auch Freudadepten wie Wilhelm Reich, nur sexuelle Frust- 
ration mache die Menschen aggressiv! Reich "verbesserte" dann seine "Or- 
gasmotherapie" noch mit allerlei elektrischen Apparaten und starb kürz- 
lich als Betrüger in einem amerikanischen Zuchthaus. Ausgerechnet aber 
Freud hatte die ganze Kultur aus Sublimation des Sexualtriebs zu deuten 
versucht, also aus " Repression "! Tatsächlich kann sich ja eine weitere 
Differenzierung der Menschheit nur durch Repression der Primitivinstinkte 
vollziehen. Frühe Sexualbetätigung setzt tatsächlich, wie man bei den 
Entwicklungsvölkern konstatieren kann, die Lernfähigkeit herab. Freud 
deutete aber die Neurosen auch aus dem Coitus interruptus und dem Oedi- 
pus-Elektrakomplex , einer "Verdrängung" des ''frühkindlichen Inzestwunsches',' 
sodass später die normale Geschlechterbeziehung erschwert sei. Damit fiel 
der Akzent fatal auf die Sexualbetätigung als Neurosetherapie 1 Dazu kam 
neuerdings die Konsumentenmentalität: jedem das Beste, das Maximum, sodass 
Kolle das Eheglück vom perfekten Orgasmus abhängig machen wollte ( ,- wo- 
mit er Tausende glücklicher Ehen* verunsicherte! ) . 

Freuds offene Sprache in geschlechtlichen Dingen mag im Zeitalter des 

"Viktorianismus" befreiend gewirkt haben, wo noch der paulinische, im 

Grunde orientalisch-kleinasiatische und sogar nicht besonders christliche 

Askesebegriff die "ursünde" der Menschheit im Sexuellen suchte. Die 
*)So musste kürzlich der Bundesanwalt auch die schweizerische Politporno- 
Zeitschrift "Focus" wegen Art.2o4 Str. G.B. verbieten. Aus Protest brachte die 
AZ-Zürich das beanstandete Bild als "Pornotest "-und verlor viele Abonnenten. 
Gerade Arbeiterkreise schätzen Pornographie keineswegs! 
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sexuelle Emanzipation der heutigen Jugend dank ihrer Akzeleration lässt 
so die bürgerliche Doppelmoral der Prostitution durch voreheliche Promis- 
kuität verschwinden, wozu auch die "Pille" und die Antibiotikatherapie 
der Geschlechtskrankheiten beitrug. Dass hier der skandinavische Norden 
voranging, hängt nach Susann Sonntag u.a. mit einem hier noch restieren- 
den heidnischen Fruchtbarkeitsbrauchtum und mit der konstitutionellen und 
vielleicht durch Inzucht mitbewirkten Kontaktarmut des Nordländers zu- 
sammen. Er braucht starke Reizmittel wie Aquavit, Porno und neuerdings 
Drogen, um Kontakt zu bekommen. Auch das "relative Matriarchat" im Norden 
im Gegensatz zum patriarchaischen Süden wirkt sexuell lockernd (Vgl. 
Weiberverleih der Eskimos). Umgekehrt kennt der Süden weder Kontaktmangel 
noch Porno. Im Gegenteil weiss der Südländer, wie sehr der Eros vom Ver- 
hüllen abhängt, Schon im althochdeutschen Wort "scam" (Scham) liegt die 
Bedeutung des Verhüllens, so wie z.B. selbst bei den steinzeitlichen 
Felsbildern nie eine Coitusdarstellung zu finden ist. Diese Menschen hat- 
ten also bereits eine Intimsphäre, in die heute die Pornographie als 
"öffentliches Aergernis" einbricht. Zwar sind wir weniger prüde als früh- 
er, sodass sich der Begriff des "öffentlichen Aergernisses" fast konti- 
nuierlich milderte. Aber ein Rest Intimsphäre eignet sich nur für die 
Zweisamkeit. So wirkt denn die skandinavische Pornographie mit ihrer Eska- 
lation bis ins "landwirtschaftliche" oder im besten Fall gynäkologische 
auf den Südländer höchstens peinlich, auf keinen Fall aber erotisierend. 

Es mag sich in der heutigen Metaphysierung der Sexualität und der ge- 
schlechtlichen Zweisamkeit auch die Existenzangst des heutigen Menschen 
angesichts der Atombombe, der anonymen Vermassung usw. ausdrücken. Man 
sucht in der Frühehe ein Stück Geborgenheit und "Heimat", aber oft eben 
mehr, als sie bieten kann: den verlorenen religiösen Halt kann sie nicht 
bieten t So häufen sich zugleich die Scheidungen, nicht immer weil die 
Menschen zuwenig, sondern oft, weil sie zuviel von der Ehe halten und 
erwarten. Andererseits würde eine fortschreitende Promiskuität, wie sie 
sich im Gruppensex, in der "Ehekommune" (als beliebtem ideologischem 
Vorwand) usw. zeigt, eine gefährliche degenerative Entdifferenzierung 
bedeuten, die wie im "Alten Rom" den Untergang bringen müsste. So sind 
auch im Osten die Scheidungen wieder erschwert worden, und Maos Aktion 
"Auflösung der Familie" ist völlig an unserer Naturanlage gescheitert. 

Wir wollen auf keinen Fall die heutige sexuelle Befreiung der Jugend, die 
sicher oft allgemein (durch Ersparung von Verdrängungsenergie) leistungs- 
fähiger macht, rückgängig machen. Infolge der Akzeleration muss auch das 
Schutzalter zurückversetzt werden, aber ein solches ist nicht nur noch 
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gesetzlich verankert, sondern auch noch medizinisch verantwortbar. Wir 
wollen aber auch nicht auf dem Umweg über die Jugendzensur die Erwach- 
senenzensur wieder verschärfen. Sie sollte nach Bundesrichter Harald 
Huber bei der Revision des Art. 204 überhaupt eingeschränkt oder gar auf- 
gehoben werden. Wo der Jugendliche ohne Lebenserfahrung noch den Sugge- 
stionen ausgeliefert ist, kann der Erwachsene aus der Distanz kritisch 
Stellung nehmen. Anstössige Kioskauslagen, die die bürgerliche Intim- 
sphäre des Passanten verletzen, sollten Anzeige- und nicht mehr Offizial- 
delikt sein,wie dies in Bern dank unserer Toleranz (oder Indolenz?) längst 
Praxis geworden ist. 
Vor allem gibt es ausser der ethischen eben auch eine ästhetische Grenze 

der Pronographie. Die Schule soll die Jugend nicht nur ethisch, sondern 
auch zu einer ästhetischen Sensibilität erziehen, die unmittelbar mit In- 
telligenz zu tun hat 4. Allerdings möchte die Jugend auch einmal "ein Ver- 
bot Übertreter!', so wie auch den kleinen "Spiesser" nur verbotene Erotik 
reizt*. Ueberhaupt sind die Hauptkonsumenten der Pornographie Männer i m 
"Klimakterium virile" I) 
Da die Eltern also meist auf dem Sektor Sexualaufklärung versagen, indem 

sie dabei um den Verlust eines Teils ihrer Autorität fürchten, muss sich 
die Schule ernsthaft hinter diese Aufgabe machen, sei es im Kapitel 
Biologie , sei es in der Lebenskunde , wobei aber immer der Ausblick auf 
die Ehe mitgegeben werden muss (Hoffmann). Besonders in der obligatori- 
schen Hauswirtschafts-Fortbildungsschule sollte den Mädchen eine Art 
" Mütterschule " gegeben werden. Die Gewerbeschule und die KV haben im 
Auftrag des BIGA bereits einen solchen Lebenskundeunterricht eingeführt. 

Als Zusatzunterricht haben wir auch den Filmunterricht eingeführt, der 
nicht nur den Film als Konzentrationsübung besser sehen lehrt, sondern 
zugleich unsre Jugend instand setzen soll, die heute fast überwiegend 
minderwertigen Sex-Sadismusfilme mit kritischer Distanz zu werten . Ein 
"Krimi" kann zwar gelegentlich durch Spannung-Entspannung eigene vorhan- 
dene Spannung mitentladen, indem er dabei auch in unsrer Zivilisation 
brachliegende Instinkte (wie Aggressivität, Feindvermeidung usw.) abre- 
agiert. Aber als Dauerberieselung und als pseudoromantische "antiautori- 
täre" Gangsterheroisierung (vor allem in Amerika infolge eines falsch 
verstandenen "Kultes der Gewalt" der Pionierzeit) wirken solche Filme, 
Bücher, "Comics", Illustrierten usw. auf die jugendlichen Psyche ohne 
eigene Lebenserfahrung verheerendl*)Deshalb kamen kürzlich schwedische 
Psychologen in die Schweiz, um herauszufinden, warum unsre Jugend den 
Vandalismus der "raggare" (Rockers) noch nicht kennt. Als wir meinten, 
hier würde der Jugend eben noch gelegentlich etwas verboten, erwiderten 

sie, das sei na türlich in der "permissiven" Gesellschaft Schwedens nicht 
*)Der neu e englische Filmzensor Murphy h at die Zeiohen der Zeit verstan- 
und visiert speziell die"film violenoe"! 


möglich. Aehnlich offerierte der amerikanische Prof. Hutschneker Nixon, wie 
erwähnt ^ alle 6-jährigen Amerikanerbuben auf Kriminalität mit dem Ror- 
schachtest zu untersuchen und in grossen Jugendlagern zur Nacherziehung 
zu sammeln, da er nicht auf die Idee kam, die steigende Jugendkriminali- 
tät könnte mit der zügellosen filmischen Sex-Sadismuspropaganda zu tun 
haben. Was heute fehlt, sind neue gute komische Filme, die ebenfalls 
reichliche Entspannung gewähren und z.B. bei Schwachbegabten Kindern die 
Konzentration und das Assoziieren trainieren. Tierfilme wecken ebenfalls 
ethisch wertvolle Mitleids- und Beschützerinstinkte, da die "niedlichen" 

Tiere bekanntlich besonders kindähnliche Kopfform und Züge habenf Lorenz) . 
43.) 
Das Postulat Neukomm im Grossen Rat (Nov. 70) verlangte von der Schule 

auch eine "Konsumentenaufklärung " , da die Jugend zwar "lerne, wie man 
Geld verdient, aber nicht, wie man es sinnvoll verwendet "?)Freilich 
spricht hier das "Rote Seminaristenbüchlein " von P.M.Meyer ("Demokratische 
Schule - Schule der Demokratie") gehässig von der "Schule als kapitali- 
stischem Vorunterricht". Nur die restlos, vom Kindergarten bis zur Univer- 
sität " autoritätsfreie" Schule sei imstande, zu restlos aggressionsfreien 
Menschen zu erziehen und so künftige Kriege zu verhindern, - wieder das 
naive Missverständnis der Freudschen Verdrängungslehre im Sinn von Reich, 
Mitscherlich usw. und des "Neo-Rousseauismus" von Marcuse u.a.l Während 
es ferner bei Freud noch hiess die ersten zwei Jahre seien für "oroanale 
Fixationen" fürs ganze Leben massgebend, meint heute Monika Seifert, ge- 
borene Mitscherlich, das Autoritätsklima zwischen drei und sechs präge 
für immer die Lebenshaltung. Ebenso behauptet der Psychologe Bloom, bis 
zum 4. Jahr seien 50$ der Intelligenz entwickelt, bis zum 8. weitere 30$ 
und der Rest bis zum 17. Jahr, - vorausgesetzt, dass keine Repression 
diese Selbstentfaltung hemme. Vor allem müsse schon im Kindergartenalter, 
in der Kommuneehe der Geschlechtsakt sozusagen als Frühimpfung, bevor die 
"Allergie" erwacht sei, vorgespielt werden! 

Dass diese heutige "vaterlose" Gesellschaft aber zugleich mit einem "re- 
lativen Matriarchat" verbunden ist, bedingt durch die angelsächsische 
"Siegerkultur", weshalb sich die Mode beider Geschlechter auf einer ge- 
meinsamen Linie mit unverkennbar weiblichem Einschlag traf, entgeht den 
meisten. Und an die Stelle des verdrängten Vaterimagos (Vatefr, Gott, Kai- 
ser, Führer) sind nur neue wie Marx, Lenin, Che und Mao getreten. Ohne 
Leitbilder geht es eben doch nichtt 

Es ist daher unsre Pflicht, der Jugend unsrer Zeit aufzuzeigen, dass zwar 
die Zeiten der patriarchalischen Personenautorität (oder gar Geburtsau- 
torität) vorbei sind, dass es aber ohne Sachautorität nicht geht. Das 

*)Hier wäre im Unterricht auch an die Probleme der Entwicklungshilfe, der 
Uebervölkerung, des "totalen Konsument enst andpunkts"( , während 3/4 aller Kin- 
der hungern I ^anzuknüpfen. % _,, „ _, 
Uebrigens wurde der harmlost Mitspraoheversuoh u nd "Kr>nsumentenstreik" einei 
Sekundarschulklasse wegen zu teurer Abgabe von Pausenverpflegung durch den 
Abwart damit bestraft, dasa die Schüler selber Brot und Most zum gleichen 
Preis verkaufen mussten, allerdings mit einem ev.Ueberschussgeschenk an das 
Behinderten-Schulheim Rossfeld. Di e "Reine Anfrage Theiler" protestierte ga- 


- Ji/5 - 

Alter hat die Lebenserfahrung einer ganzen Generation gespeichert , um es 

der nächsten weiterzugeben. Nur so wird eine organische Weiterentwicklung 
der Menschheit möglich sein. Diesen Evolutionsgedanken , der einer Jugend 
verloren ging, die Hitler nicht mehr kennt, von Dunant nichts weiss usw., 
muss ihr durch Kultur- statt Kriegsgeschichte wieder eingepflanzt werden. 
Dann wird sie aufhören, das "Establishment" zerstören zu wollen. 

Das Autoritätsproblem ist mit dem Drogen- und Pornoproblem auch wieder 
durch das " Rote Schülerbuch " ins Gespräch unserer Schulen gekommen. 
Mehrere Meetings mit den Schülern verliefen aber im Sande, eben weil die- 
ser Generationen alle soziologisch-politischen Grundlagen zu einer sach- 
lichen Diskussion fehlen. Sie antworten nur emotionell mit Marcuseschlag- 
worten, die sie selber rational gar nicht erfassen können. Das "Rote 
Schülerbuch" bekämpft denn auch den wilhelminischen Autoritärismus der 
alten Schule, die Feindlichkeit des rohrstocktragenden traditionellen 
Schulmeisters mit einer ebensolchen Feindlichkeit des Schülers . Völlig 
humorlos wird gezeigt, wie man den Lehrer über Informationen seines Pri- 
vatlebens erpressen kann, wie man Streiks anzettelt usw. Das ist natür. 
lieh wiederum kein pädagogisches KlimaJ*Wir wandten uns daher in einer 
weiteren Spezialnummer unserer Hauszeitschrift " Berner Jugend - Berner 
Schule " über die Haschisch- und die Antiautoritätswelle auch an die 
Elternschaft. Auch haben wir vor, die "Schul warte" mit ihrem etwas ver- 
staubten Betrieb zu einem Zentrum der Begegnung zwischen Schule und Eltern- 
haus zu machen. Ein Symposion im Kirchenfeldgymnasium über das erwähnte 
"Rote Seminaristenbüchlein" verlief denn auch schon bedeutend positiver 
als das erste im Neufeldgymnasium über das "Rote Schülerbuch". Unter dem 
Motto "Jugend zwischen Ordnung und Freiheit ',' zwischen Apollo und Dionys 
suchten wir nachzuweisen, wie das ungestüme jugendliche Schwarz-Weiss- 
denken, der Wille, Gedanken sofort in die Tat umzusetzen und ein leiden- 
schaftlicher Sinn für soziale Gerechtigkeit leicht von politischen Ratten- 
fängern zu eigenen Zwecken ausgebeutet wird. Wir kritisierten aber auch 
unser noch reichlich autoritäres Schulsystem mit seinen elitären Examen, 
seinem dauernden "Notendruck", der im Grunde eine schlechte Lernmotiva- 
tion darstellt, weshalb ja unser "Schulsack" meist nach der Matur rasch 
wieder vergessen wird. Noch immer züchten unsre Schulen "Zwergobst", merk- 
würdig gehemmte, "brave" Musterschüler, die dann auch als Studenten nie 
richtig frei diskutieren können, und auch beim erwachsenen Schweizer ist 
leider Zivilcourage eher eine Seltenheit. Das schulische "Radfahrersystem" 
(nach oben buckeln, nach unten treten) vergiftet so auch im späteren 
Leben sehr oft das Arbeitsklima, zumal in der Beamtenschaft. Ein Schuss 

*)Vor Weihnachten 197o denunzierte ein Schülerpamphlet einen Lehrer öffent- 
lich wegen" Körperstrafen "und zitierte den Balmerkommentar zum Primarschulge 
setz Art. 43. Aber selbst Pestalozzi empfahl gelegentlich einen Klaps, als "be- 
dingten Reflex" 1 , der soz. schlimmere Lebenserfahrung harmlos vorwegnehme/ 

Im Prinzip aber muss die moderne Erziehung im Sinne von Aichhorn eine"no- 
violence"-Tendenz haben, da Aggression wieder Aggression weckt. Das Zeital- 
ter der Rohrstoclcpädagogik ist endgültig vorbei. Ein Rest davon steckt noch 
im Abzug schlechter Betragensnoten von Lei stungsnotenl Oder wenn der Abwart 
für das Betreten des"Schulgierrasen s"St rafauf gaben veranlassen darf!. 
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Rebellion könne daher unserer Schuljugend gar nicht schaden. Vor allem 
aber wirke das Gesamtschulsystem nachweisbar befreiend in dieser Rich- 
tung, indem der äussere Examens- und Notendruck durch die innere Lernmo- 
tivation des echten Interesses ersetzt werde. Ein leuchtendes Beispiel 
seien z.B. die notenfreien Kibbuzschulen Israels, eines Landes, das wie 
wir als Kleinstaat trotzdem auf grösste Qualitätsarbeit, auf engen Lei- 
stungswettbewerb angewiesen sei. (S,o.S # 25a)tTeberhaupt war die"Cheder",die 
"Judenschule "seit alters ausgesprochen"antiautoritär"J *)■ 
An tiautoritär wirke auch das Mitspracherech t des Schülers bei der Wahl- 

der Wahlpflicht- und Neigungsfächer, wie bei der Schullaufbahnplanung 
überhaupt (Kurswechsel usw.). Diese verbesserte innere statt nur äussere 
Lernmotivation bringt dann trotz des "loss of strenght" nicht nur gleich- 
wertige, sondern bessere Leistungen als in der traditionellen Schule. Die 
(anti-) autoritäre Lehrer-Schülerspannung wird dann auch durch das indivi- 
duelle Eingehen auf jeden Schüler und den dadurch bedingten engeren Kon- 
takt verringert, sodass es an den Gesamtschulen keine "Schülerrevolten" , 
aber auch keine Schülertragödien wie Suizide mehr gibt. Anstelle von 
Prügelstrafen usw. führten die Hamburger Gesamtschulen mit Erfolg die Aus- 
sperrung vom Unterricht bis zu einem Monat ein, eine Strafe, die die Ge- 
samtschüler offenbar mehr trifft als jede andre Massnahme! So übersteigen 
denn auch in Berlin und Frankfurt die Anmeldungen zur Gesamtschule bei 
weitem das Fassungsvermögen der betreffenden Institute l Bei unsern Besu- 
chen in Frankfurt, Berlin usw. fiel uns auch auf, wie wenig "Pilzköpfe" 
an diesen Schulen mehr zu sehen waren. Gerade in England, wo jede Schule 
weitgehend vom "Head-master" geprägt wird, fanden wir auch viele flexible, 
individuelle Varianten der "Comprehensive School" , entsprechend unserer 
heutigen pluralistischen Gesellschaft, - ein Vorgehen, das sich auch für 
unsre Gesamtschulversuche empfehlen dürfte. Vielleicht bessern sich dann 
auch die Erfolgsquoten an unsern Gymnasien, wo nach einer Statistik von 
1941-50 nur 48,8$ die Matura erreichten und dabei "beinahe die Hälfte der 
Maturanden Repetenten" waren, wobei bemerkt wurde: "Wenn sich heute in 
grosser Zahl Schülertragödien abspielen, so liegt es daran, dass zu viele 
Kinder sich in Schulen drängen oder gedrängt werden, die an sie zu hohe 
Anforderungen stellen". Noch schlimmer war der Selektionsdruck unter Er- 
ziehungsdirektor Rudolf, der 1937 einen Uebertritt von 25$ in die Sekun- 
därschulen für allein vertretbar hielt und bei einer ausnahmsweisen 
Uebertrittsquote von 60% in unserer Stadt meinte: "Das ist entschieden 
zu vieli" Er bedauerte es daher geradezu, dass "in Privatschulen, wo die 
ständige Möglichkeit des Ausschlusses wenig droht, sich eine übersensible 
Natur ungehindert entfalten kann"," und "dass so die Privatschulen zu 

einem guten Teil jenem ungesunden schulischen Aufwärtsstreben, das nicht 
*;Zum Teil hängt dies wohl mit der grosse n Bedeutung der Familie, der Sippe 

(als"Heimat") einer ständig in der "Diaspora" lebcnden Minorität zusammen. Die 
grosse mathematische Begabung (, -kein anderes Volk hat soviele Nobelpreisträ- 
ger aufzuweisen-,) rührte wiederum daher, dass die Juden aus der Not eine Tu- 
gend machten»iiia Zünfte verdrängten sie aus dem"ehrbaren Handwerk"in den Haa 
.del.den sie dank ihrer Sippenbeziehungen zum Welthandel entwickelten. 
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auf entsprechender Begabung fusst, Hand bieten". Auf der andern Seite 

züchten aber oft gerade die traditionellen Noten sogenannte "Minimali- 
sten", die nur soviel arbeiten, dass sie gerade noch durchkommen. 

Angesichts der erschreckenden Resultate der Rekrutenprüfungen und in Er- 
wartung der Wahlalterserniedrigung auf 18 Jahre (wie in England »Amerika, 
DeutschlancL-und sogar im Kanton Schwyzl)nach der Motion Lachat und dem 
Postulat Bonny im Grossen Rat (Nov. 70) , muss auch der staatsbürgerliche 
Unterricht nach dem grossrätlichen Postula t '..'alter und der Schriftlichen 
Anfrage Etique (Nov. 70) intensiviert 'werden. Es muss gezeigt werden, wie 
Mitsprache Mitverantwortung bedeutet .*)Es muss der Jugend vor allem wieder 
die Würde und Bedeutung des Kleinstaates in der Völkerfamilie, das Wesen 
unserer Neutralität, unserer reinen Defensivarmee nachgewiesen werden. Es 
muss ihr mit Jakob Burckhardt klar gemacht werden, wie und warum unser 
beachtlicher Lebensstandard mit unserer direkten Demokratie, unserem Lei- 
stungsprinzip und Arbeitsethos, unserer offenbar optimalen Organisations- 
grösse, unserem "kooperativen Föderalismus" und Regionalismus zusammen- 
hängt: Kleinstaaten und Kleinstädte sind die eigentlichen Kulturzentren , 
im Gegensatz zu den anonymen Massengesellschaften der Grosstädte, wo die 

sozialen Krankheiten ständig zunehmen. 

Dieser staatsbürgerliche Unterricht, sowie Podiumsgespräche, die wir mit 

der Schülerschaft veranstalteten, sollte die APO's ( ausserparlamentarische 
Opposition) zur aktiven parlamentarischen Opposition erziehen, die mit 
demokratischen statt anarchischen Mitteln ihre Ziele durchzusetzen sucht. 
Dasselbe bezweckt ja auch das Jugendparlament , das man deshalb nicht ein- 
schlafen lassen sollte. Auch am ' Berner Jugendzentrum " soll debattiert 
werden, um die Jugend aus der rein passiven Konsumentenmentalität heraus- 

zureissen. 
4 # yiuch auf dem Gebiet des Schul- und Ausgleichssports will die Gesamtschule 

nach amerikanischem Muster durch Ausschaltung der Hausaufgaben mittels 
überwachter " Arbeitsstunden ", durch Ganztagsschulen usw. der Körperertüch- 
tigung mehr Raum schaffen. Bereits besitzen wir in der Elfenau eine Freiluft 
schule" für körperlich geschwächte Drittklässler. 
Während bisher der " militärische Vorunterricht " allzu kriegsdienstbezogen 

wirkte und daher mehr und mehr gemieden wurde, ermöglicht nun der neue 
Bundesverfassungsartikel "Turnen und Sport ", die schon bei der Schuljugend 
einsetzenden Schäden des zivilisatorischen Immobilismus zu bekämpfen. Vor 
allem ist der Sport auch die beste Freizeitbeschäftigung anstelle von 
Gammlertum, Herumlungern in Spielsalons, blossem Schausport usw.., Besonders 
der Kampfsport reagiert gestaute Aggressionen auf sozial harmlose 'Weise ab. 

*)Tn diesem Sinne soll auch der Abbau des Autoritar ismus in der Armee wir- 
ken .da der moderne Krieg statt-Schützenlinien "Eigeninitiative verlangtet, 
der Aufrabe der"Achtungsstellun<T" J die psychologisch eine "Schreckstarre be 
dPUtet sollte i n der Schule das Aufstehen beim Lehrereintritt sistieren. 
UebriVens hatte sich ^n R er" Oswaldbericht "von der deutschen Bunaeswehr in^ 
rieref lassen'die längst mit diesem ^ll^u yora^egaag^« «jd «^ 
seit Jahren die THenstverweiKerer in den Zivildienst (in Spitalern ^w.;^ 
ins Zuchthaus sc hickt. Unser Vorst oss vor Jahren beim Oberfeldarzt fand kB* 
Echo.Sagegen wurde Lehrer und Grossrat Villard als Kriegsgegner eingespert 
denS Lehrlr sollen eben in erster Linie"staatserhaltend"wirkeni 
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Was den Schulsport betrifft, so finde ich als Arzt das traditionelle Ge- 
räteturnen , das von "Turnvater' 1 Jahn als militärische Vorübung für die 
napoleonischen Befreiungskriege gedacht war, recht unzweckmässig und z.T. 
unverantwortlich gefährlich. Ich hatte eine Schülerin zu behandeln, die 
von der Schrägstange fiel und dabei beide Arme und den Unterkiefer brach. 
Die Angelsachsen, besonders die Amerikaner sind längst zu den reinen Be- 
wegungs- und Kampfspielen übergegangen, abgesehen von der Leichtathletik, 
da diese zugleich seelische, mit dem Stillsitzen zusammenhängende Stau- 
ungen zur Abreaktion bringen .**ttn Deutschland wird zur leibseelischen Ent- 
spannung auch "autogenes Training" in der Schule geübt, während bei uns 
im Mädchenturnen mit Recht die "rhythmische Gymnastik" gepflegt wird, die 

ebenfalls harmonisierend auf die Psyche zurückwirkt. Das neue Bundesgesetz 
"Turnen und Sport" soll auch dem Sport an den Schulen neuen Auftrieb geben. 
Vor allem sollte der Schulsport den bei unsrer Jugend zunehmenden Hal- 
tungsschäden entgegenwirken , die einmal damit zusammenhängen, dass wir 
eine "Sitzgesellschaft" geworden sind, sodass es bei unsern Rückenmuskeln 
zur Inaktivtätsatrophie kommt. Dazu kommt aber, sehr deutlich bei den 
"Hippies", noch eine seelische Haltlosigkeit, die sich in einer schlampi- 
gen Haltung äussert und entsprechende "leibseelische" Haltungsübungen in 
der RS usw. benötigt. Vor allem sollte das Rudern bei uns populärer wer- 
den, da es ganz besonders die Rückenmuskeln stärkt. Die bisherigen 3 und 
für Mädchen 2 Turnstunden pro Woche sind natürlich völlig ungenügend. 
Ebenso fällt der vom BIGA geforderte Turnunterricht für Lehrlinge meist 
mangels Turnraum aus. Eine gewisse Kompensation kann die von Lehrer Beer 
eingeführte "stündliche Gymnastikpause" bringen, wie sie auch in den 
japanischen Fabriken geübt wird. In Amerika dient fast jeder Nachmittag 

dem Kampf- und Wettsport, ^i r versuchen» durch lehr Schwimmbecken die dritte 
Turnstunde für Knaben und. Madchen aufzuwerten ! O-Postulat Jauch, M ai 1971). 
Als Antwort auf das Postulat Hess , das vom Gemeinderat eine Gesamtkonzep - 
tion der schulischen und ausserschulischen Turn- und Sportanlagen ver- 
langte, arbeitete eine Fachkommission eine solche Gesamtplanung, analog 
dem "Bädergesamtkonzeptionsbericht" der sog. "Bäderkommission" der Poli- 
zeidirektion aus, womit zugleich mehrere weitere parlamentarische Vor- 
stösse betreffend "Erstellung von Freiluft-Trainingsanlagen" ( "Schweiss- 

tropfenbahnen", Vita-Parcours) usw. beantwortet werden konnten. Uebrigens 
- macht Oesterreich neuerdings Schulversuche mit cincm" Sportgymnasium > 'i 
♦5JWie schon erwähnt, bedingt die Gesamtschule und besonders ihre Gurricul- 

umreform auch eine ganz andere Lehrerausbildung , da man sich hier nicht 
mehr auf die vielgerühmte Lehrfreiheit in unserm Kanton verlassen kann. 
Da in der Gesamtschule praktisch" alle Lehrer (Primär-, Sekundär- und Gym- 
nasiallehrer) dieselben Schüler ausbilden, muss auch eine "gesamtschuli- 

sche" Lehrerausbild ung im Sinne der sog. " Stufenlehrerausbildung "mVt fach- 

*)Besonders unsinnig ist es auch, dass sich die Turnno t en nur auf diese 
völlig unphysiologischen"Kraf takte 1 .' an .den alten Geräten. beziehen, und so 

z.B. ausgezeichnete Schwimmerinnen, Eislauf er innen und* Skifahrerinnen, ja 
Reiterinnen nicht selten ein"ungenügend"bekommen,wie z.B. die Eiskunst- 
läuferin Janet Lynn,5.der Olympischen Spiele 1968 in ihrer Schule in Rock- 
ford, die sie wegen schlechter Noten in"Leibesübungen"durchf allen lassen 
wollte'. Nach Karl Rappan,dem technischen Leiter des SPV sollte, wie in Eng- 
1 nnri .«.nr.h de-r"FiiRsbn."n "an unnem Schulen «-inffefnihrt werden *- 
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Beilage zu S.178 : 

Schulische Hai tun^a schaden 
und ihre Prophylaxe. 


Postulat des Herrn Grossrat Boss — . 
Erkrankungen der Wirbelsäule 

(Siehe Seite 267 hievor) 

Boss. Es gab eine Zeit, da man in der Volks- 
schule ein Spezialturnen unter dem Namen Bug- 
geliturnen durchführte. Man nahm an, Haltungs- 
fehler seien Deformationen der Rürkenwirbelsäule 
und schenkte dem weiter keine grosse Beachtung. 
Jetzt hört man von allen Seiten alarmierende 
Nachrichten über Rückenanomalien, Erkrankun- 
gen bei jungen Leuten. Man kennt die Scheuer- 
mann'sche Krankheit, die Bandscheibenschäden 
im Jugendalter, die Abnutzungserscheinungen der 
Wirbelsäule und die Störungen des Kalkhaushal- 
tes. In der Volksschule sind solche Schäden selten, 
aber bei Gymnasiasten, Seminaristen und Lehr- 
lingen werden solche Erkrankungen immer mehr 
festgestellt. Bei der Aushebung für die Rekruten- 
schule und während der Rekrutenschule selber, wo 
ungewohnte Belastungen erfolgen, zeigen sich sol- 
che Leiden in letzter Zeit in aufsehenerregendem 
Masse. In Basel-Land ergab die spezialärztliche 
Untersuchung einer Infanterie-Rekrutenschule bei 
30 Prozent der jungen Wehrmänner mehr oder 
weniger ausgeprägte Haltungsschäden, also bei 
Leuten, die schon bei der Rekrutenaushebung 
ziemlich stark ausgesiebt worden waren. Die Ab- 
teilung für Sanität des EMD meldete im Jahr 1964 
318 Erkrankungen der Wirbelsäule, 1965 deren 326 
und 1966 deren 425. 

Entsprechend der besseren Erfassung durch die 
Aushebungsärzte und die Schulärzte in der RS, 
geht die Zahl solcher Erkrankungen in den WK 
zurück, es waren 1964 245, 1966 noch 170 Fälle. 

Die Abteilung Sanität schreibt als Kommentar: 
«Ganz allgemein glauben wir feststellen zu kön- 
nen, dass die Zahl der Rückenaffektionen in den 
letzten Jahren zugenommen hat.» 

Im Jahr 1962 - das sind die letzten Zahlen, die 
uns zur Verfügung stehen - sind 5219 junge Leute 
bei der Aushebung dienstfrei geworden, davon 
1019 wegen Veränderungen der Wirbelsäule. Das 
sind 20 Prozent. — 

Abhilfe: Mit dem Postulat bitte ich die Regie- 
rung, vor allem überall dort fördernd einzugrei- 
fen, wo es darum geht, die Ursache der Rückenlei- 
den aufzudecken. Daneben muss eine Früherfas- 
sung einsetzen. Schon beim Schulkind müssen die 
Abnormitäten bekämpft werden, zum Beispiel 
durch spezielles Turnen. Die Leute, die es leiten 
müssten, wären noch auszubilden. 

Ich bitte die Regierung, sich der Sache in jeder 
Beziehung anzunehmen. 

Die Lehrerzeitung stellt in einem Artikel fest: 
«Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die 
Verhütung von Rückenschäden voraussetzt: Er- 
stens Aufklärung über die richtige Belastung der 
Wirbelsäule im Schulalter, Aktivierung der Hal- 
tungsschulung, Einführung einer anatomisch rich- 
tigen Technik bei der Arbeit. (Haltung, Bewe- 
gungsablauf, vor allem beim Heben von Lasten), 
zweitens Bekämpfung des Bewegungsmangels 
durch Organisation des freiwilligen Schulsportes, 
drittens Einführung des Lehrlingsturnens.» 

Ich bitte Sie, dem Postulat zuzustimmen. Die- 
ser Volkskrankheit muss Einhalt geboten werden, 
bevor sie noch mehr um sich greift. 


Sutermeister. Gestatten Sie mir als Arzt ein paar 
ergänzende Worte zum Postulat. Die Hauptursache 
der Haltungsschäden ist, medizinisch gesehen, 
wahrscheinlich die Akzeleration, das heisst das 
übersteigerte und zu rasche Längenwachstum. Da- 
gegen können wir nicht viel unternehmen. Der 
Prozess geht weiter. Er hängt mit der vermehrten 
Vitaminzufuhr, der vermehrten Lichtexposition 
und den Grossstadtreizen, auch mit seelischen 
Störungen zusammen. 

Wir können etwas ändern, nämlich die Schul- 
bänke modernisieren. Die niedrigen Schulbänke 
verursachen die schiefe Schreibhaltung der Kin- 
der, mit seitlicher Beugung. Man müsste die Schul- 
bänke revidieren, sie auflockern, wie es in andern 
Staaten geschieht. Man müsste Sessel haben usw. 

Die Hauptursache der Haltungsschäden ist'fctzt 
nicht genannt worden. Sie liegt in der Degenera- 
tion der Rückenmuskulatur. Es ist also nicht so 
sehr ein Wirbelsäulenschaden, sondern vielmehr 
eine Schwäche der Rückenmuskulatur, bei der 
dann die Wirbelsäule nachgibt. 

Insbesondere im Vergleich mit dem Ausland 
treibt man in der Schule zu wenig Sport. Das sollte 
man ändern. Es wird zu viel gesessen, man macht 
zu viele Hausaufgaben, und nicht einmal in der 
Freizeit können die Kinder Sport betreiben, weil 
es zu wenig Sportplätze gibt. Die meisten Anlagen 
werden mit dem Rasenmäher sehr gepflegt, und 
dann werden überall Verbottafeln angebracht, und 
Bewegungsspiele sind nicht mehr möglich. Vor al- 
lem sollte man mehr als zwei wöchentliche Turn- 
stunden erteilen, dies in Anlehnung an die Ver- 
hältnisse in Amerika und Schweden. In Amerika 
hat man viele stämmige Rekruten. Zum Teil ist 
das die Folge davon, dass in der Schule an minde- 
stens drei Nachmittagen in der Woche Sport getrie- 
ben wird. Bei uns werden die Kinder durch ge- 
beugte Haltung kopfschwer, lernen dafür Ge- 
schichtsdaten, die sie später höchstens beim Lösen 
von Kreuzworträtseln brauchen. Man treibt eine 
Art Perfektionismus, der sich gar nicht rentiert. 
Das ist vielfach eine Pseudobildung was wir uns 
aufladen. Zugleich ist man ob der Unfähigkeit der 
Erwachsenen erschüttert, selber zu denken. In 
Amerika werden in der Schule die verschiedensten 
Themen diskutiert, das selbständige Denken wird 
gelehrt, damit die Leute sich im Leben wehren 
können und auch zur politischen Reife gelangen. 

Also vom ärztlichen Standpunkt aus muss man 
den Stoffabbau in der Schule verlangen, eventuell 
die Fünftagewoche einführen, mehr Schulsport be- 
treiben, mehr Spielplätze zur Verfügung stellen 
und mehr Freizeit für sportliche Betätigung geben. 
In einer deutschen Illustrierten hat man gelesen, 
man sollte wieder den alten Schultornister einfüh- 
ren, weil die Tragtaschen falsche Haltung und 
Anomalien fördern. Man sollte die Spielautomaten- 
salons einschränken. Statt Fussball und Faustball 
zu spielen, gehen die jungen Leute in Spielsalons 
oder hocken auf ihren Motorfahrzeugen. Statt einer 
S-Linie weist die Wirbelsäule eine J-Linie auf. 
Auch die gebeugte Stellung auf den Töffs ver- 
ursacht Haltungsschäden. Das Buggeliturnen hin- 
tennach nützt nicht viel, man muss vorbeugen. 

Ich will aber nicht die Reihendurchleuchtung 
befürworten, denn es erfolgen ohnehin viel zu 
viele Durchleuchtungen. Von den russischen Atom- 
versuchen wissen wir, dass sie eine Radiumverseu- 
chung unserer Kinder Verursacht hat. Im Jenner- 
spital hat man bei toten Säuglingen in den Kno- 
chen Strontium 90 gefunden. Wir sind also ohnehin 
verseucht und dürfen nicht allzu viele Reihen- 
durchleuchtungen vornehmen. 

Das wollte ich als Arzt beifügen. 
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spezifischen Schwerpunkten vorangehen, und das Prinzip "Gleicher Lohn für 
gleiche Leistung" eingehalten werden. Schon im Herbst 1971 kommt in 
Deutschland diese Reform mit Universitätsausbildung von 6 Semestern als 
Grundbildung für alle Stufenlehrer, wodurch das Prestigegefälle zwischen 
den Lehrern verschiedener Stufen wegbleibt. Je nach Wunsch kann sich dann 
der Lehrer für eines der drei Lehrämter (Grundstufe, Sekundarstufe I., 
Sekundarstufe II.) entscheiden. Die SPD schlug dabei den Ein-Fachlehrer 
vor, aber die CDU setzte auch den 8-semestrigen Zwei-Fachlehrertypus 
durch. Dagegen protestierte der Gymnasiallehrerverband und verlangte auch 
für den Lehrer grössere Fächerwahl und Funktionszulagen je nach Stufe. 
Dass diese extreme "Demokratisierung" des Lehrerstandes für uns kaum in 
Frage kommt, brauchen wir wohl nicht zu betonen. Die "FORMAGO", die am 
3.10.70 in Bern als Lehrerfortbildungsgremium gebildet wurde, beschäftigt 
sich eingehend mit diesen Fragen. Ebenso natürlich mit der Anpassung un- 
seres Unterrichts an die neuen Lehrmethoden und Lehrmittel wie Sprachla- 
bors usw. Im Zusammenhang mit einer Anpassung des Schulbausubvention s- 
dekrets des Kantons ( 20% Erhöhung als Kompensation der Teuerung) verlang- 
te daher ein dringliches Postulat Lehmann am 11.11.70 eine Dekretsrevi- 
sion mit ausdrücklicher Subventionierung der Sprachlabors usw. Ohne eine 
entsprechende Ausbildung der Lehrer im Gebrauch der neuen technischen 
Lehrmittel (Programmieren usw.) sind aber solche Neuerungen sinnlos.*) 
Ferner muss sich die gesamtschulische Mittelschulreform auch auf kommende 
neue Maturitätstypen (neusprachiges Gymnasium, Wirtschaftsgymnasium, musi- 
sches Gymnasium) einstellen, für die allerdings noch immer keine verbind- 
lichen gesamtschweizerischen Richtlinien bestehen, sodass man noch immer 
auf die schmale Rechtsbasis des Bundesgesetzes vom 19.12.1877 (über die 
Freizügigkeit des Medizinalpersonals) angewiesen ist. 

Man könnte sich auch fragen, ob es opportun ist, von allen Sekundarleh- 
rern nun Latein zu verlangen, im Moment, wo die Lateinmatur für die Medi- 
ziner und nach dem Postulat Hügi vom 18.11.70 auch für die Juristen er- 
lassen wird. Freilich könnten dann unsre Sekundarlehrer eben die Unter- 
gymnasiumszüge an unsern Sekundärschulen leichter übernehmen. 

Jedenfalls würde unsre Universität bei einer Verlegung der ganzen Lehrer- 
ausbildung nach deutschem Vorbild an die Hochschulen noch mehr überlastet, 
zumal sie schon für 1971 praktisch einen Numerus clausus einführen muss, 
so wenig sie im Prinzip damit einverstanden ist (Antwort auf die dring- 
liche Interpellation Deppeier vom 11.11.70). Nur eine "Federalisation" 

aller Hochschulen könnte solche Vorbedingungen schaffen. **) 
*)Hier sei nochmals an das S.63 erwähnte "Sabbath.jahr "als Bildunffsurlaub 
laut Lehrerfortbildungsdekret 197o erinnert, das für den differenzierten Un 
terricht der Gesamtschule geradezu unerlässlich wäre. In Israel hängt die 
Lehrerbesoldung weitgehend von dieser Fortbildung ab! 
**)Auf Grund der Vorstösse Dr. Deppeier und Gerber kam in der Maisession 
des Grossen Rates eine " Standesini tiative » zur Debatte, die für die kommende 
Teilrevision des Hochschulförderungsgesetzes wenigstens eine Bunde sbei trag 
-^rhishiine- für mindestens -5o%der Betriebskosten ab 1975 vorsieht. 
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4&) ; ZUSAMMENFASSUNG : Der Auftrag des Gemeinderats, einen Bericht über "Schul struk . 
turprobleme "abzuf assen ,f iel nicht zufällig mit dem" Interaationalen Jahr 
der Erziehung"u nd dem 3oo. Todestag des Pestalozzivorläufers Gomenius zu- 
sammen. In der ganzen Welt ist die Diskussion um neue Schulkonzeptionen in 
Gang gekommen , zumal die Jugendrevolten einen bedenklichen "generation gap" 

verrieten .Wenn wir nun nach dieser Ueber sieht über unsre Strukturproblemeva 
Kindergarten bis zur Universität vor allem das Gesamtschulproblem ins 

Auge fassen, das auch der Bernische Lehrerverein zum "Jahresthema" ge- 
wählt hat, so kommen wir einerseits zum Hauptvorwurf , den man in der Be- 
völkerung dem bisherigen Schulsystem machte: autoritäre und elitäre 
Struktur , die mehr Auslese als Förderung bewirkte! 

Andrerseits finden wir im Grossen Rat und im Stadtrat mehrere Vorstösse, 
die als Heilmittel dieser Misstände das schwedisch-deutsch-englische Ge- 
samtschulmodell , z.B. als Genfer Kompromiss des "Cycle d' orientation" 
oder als Solothurner "Kleinmodell Dulliken" empfehlen und entsprechende 
Schulversuche verlangen, für die die kantonale Erziehungsdirektion und 
die schweizerische Erziehungsdirektorenkonferenz "grünes Licht" geben. 
Die Gesamtschule bringt " Demokratisation und Individualisation " des Schul-: 
betriebs'. 

Wir sahen aber auch, dass von Skandinavien und Deutschland her zugleich 
eine Welle von Schülerrevolten, Haschischsucht und Pornographie kommt, 
als ob jene schulische Demokratisation Ursache, Folge oder Ausdruck einer 
allzu " permissiven" Gesellschaft , ja geradezu einer "V/o hl st andsv erwahr lo- 
sung" in einem "totalen Wohlfahrtsstaat" sei. Nach meinem persönlichen 
Augenschein im Norden glaube ich umgekehrt, dass die Gesamtschule die 
beste Therapie für diese "sozialen Krankheiten" ist! Vor allem ist unsre 
Berner Jugend noch recht gesund und stabil. Auf der andern Seite würde siä 
unseres Erachtens doch ganz gut einen Schuss Rebellion ertragen, denn sie 
scheint doch gewissermassen noch immer einiges unter jenen "Schatten" des 
Autoritarismus zu leiden, die durch die ständige Ilotengeberei, die sich 
steigernden Examen bedingt sind (Seminardirektor Willi Schohaus) . Es be- 
steht kein Zweifel: unsre Berner Schulen sind weder selber sehr demokra- 
tisch, noch "Schulen der Demokratie". Vor einigen Jahren schrieb Dr. 
Lusser in der "Erziehungsrundschau": "Es ist kaum denkbar, dass ein jungd 
Mann unsre zeitgenössischen Schufen durchläuft, ohne mit einem Quantum 
Minderwertigkeitsgefühlen behaftet zu werden". Die Schweizer Kinder, wie 
später die Erwachsenen, fallen dem Ausland als "gehemmt", "gedrückt" auf, 
was sicher mit unserm Schulsystem Zusammenhang hat. Noch immer gelten 
eben dem Schweizer fürs ganze Leben die Schulstubennormen: Gut ist, was 
mit Ruhe, Fleiss, Ordnungsliebe und Unterwürfigkeit zusammenhängt. 
Schlecht ist, was die Ruhe des Bürgers stört und die Autoritäten irri- 
tiert!" ( Schohaus ) «Fällt aber der "Not endruck "als Lernmotivation weg, so mus ! 
der Lehrer nun durch bessere Stoff auswahl( dank Lehrfreiheit) echtes Inte rjl 
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se zu wecken suchen »und dieses wieder schafft echten, "antiautoritären "Kon- 
takt ! 

Aus all diesen Gründen schlagen wir im Einverständnis mit der ED als 

erste Etappe einer Gesamt Schulreform , die laut Art. 8 des Kant. Mittelschulge- 
setzes in die Kompetenz der "Schulgemeinde "fällt *-)v?r» 

1. Dezentralisierung der Untergymnasien in einem Untergymnasiumszug; an 
der Viktoriasekundarschule und in zwei Bümplizer "Einheitsmittelschu- 
len " im Schwabgut und in Bümpliz-Dorf mit gymnasialem Zusatzunterricht. 

2. Schulversuch Manuel mit "integrierter Oberstufe" , vorläufig noch ohne 

Einbeziehung des Untergymnasiums, als Variante im Sinne des Genfer 

"Cycle d T orientation 'ti wozu noch eine Sonderbewilligung der kant . "Schul - 
-hoheit "nötig ist.) 
Damit haben wir, zusammen mit dem selbständigen Untergymnasium Neufeld 

vier verschiedene Varianten, die unter wissenschaftlicher Kontrolle von 

Prof. Foppa und unter den Auspizien der ED als Gesamtschulversuche von 

gesamtschweizerischem Interesse sein könnten. Zugleich können wir damit 

eine Reihe baulicher Ersparungen machen. Damit wird auch die mit der 

seinerzeitigen Aufhebung des Progymnasiums begonnene "Einheitsmittelschule' 

erst eigentlich realisiert, was auch darum sinnvoll ist, weil der Kanton 

die Gymnasien bis zur Quarta übernehmen wird. 

Die Rektoren und die Gesamtkommission der Gymnasien stehen nicht mehr in 
prinzipieller Opposition, wie vor einem Jahr, als sie unbedingt die Unter- 
gymnasien durch Aufhebung der Untergymnasiumskommission wieder den Gymna- 
sien einverleiben und damit erneut einen "ungebrochenen" Weg zur Matur 
herstellen wollten. (Damit wäre ja die ursprüngliche "Standesschule" mit 
minimaler Durchlässigkeit restauriert worden l) Am wenigsten gefällt ihnen 
jedoch die Lösung mit blossem Zusatzunterricht, obgleich im Prinzip der 
Lehrplan der Untergymnasien (abgesehen von einigen Zusatzstunden in Fran- 
zösisch und Latein) derjenige der Sekundärschulen ist; und die Lehrer der 
Untergymnasien sind Sekundarlehrer. Sie opponieren aber auch diesem Schul- 
versuch nicht, da er sich im Kanton ja ebenfalls bereits bewährt hatte. 
Dagegen wünschen sie, dass der Untergymnasiumszug am Viktoria unter der 
Aegide von Herrn Rektor Dr. Hubschmid, analog demjenigen am Manuel, bleibe. 
Wir schlugen sogar vor, dass alle Untergymnasiumszüge unter dem bisherigen 
Rektor bleiben sollten, um die Evaluation zu erleichtern 4 Damit stiessen 

wir aber auf energische Opposition der „Vorsteher « die hier keine Trennung 
von "administrativer "und T >p ; adagogiscner"Gewalt akzeptieren wollten. )**) 

Da der Gemeinderat anlässlich der stadträtlichen Behandlung des Neubaus 
Untergymnasium Neufeld die Versicherung abgeben musste, dass zugleich 
dezentralisierte Untergymnasiumsversuche in Bümpliz usw. eingerichtet 
würden, sind uns die Hände gebunden, zumal es sich um ein Politikum han- 
delt. Herr Rektor Dr. Hubschmid und die Gesamtkommission schlägt aber eine 

Verzögerung betreffe nd Viktoria vor, indem man ja vorderhand die vier 
*)Die Unterteilung der Gymnasien ist Sache der" Schulgemeinden" . 
**)Sie wiesen darauf hin, dass damit ungünstige Versuchsbedingungen geschaf- 
fen würden, die die Evaluation stören müssten. 
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überzähligen Züge noch im alten Untergymnasium am 7» T aisenhausplatz belas- 
sen könne. Da es sich aber vor allem um einen standespolitischen resp. 
sozialpolitischen Entscheid handelt, muss wohl der Gemeinderat und der 
Stadtrat nun endgültig im Rahmen der Motion Theiler dazu Stellung be- 
ziehen. (Da der Versuch aus baulichen Gründen aber erst 1973 starten kann, 
werden kaum überstürzte Aktionen resultierenl ) 

Mit diesem als Nahziel skizzierten Reformplan haben wir wohl vorläufig 
das Beste des Gesamtschulmodells assimiliert und so einen "guteidgenössi- 
schen Kompromiss" gefunden, der sich auch im Rahmen der kommenden inter- 
kantonalen Schulkoordination vertreten und realisieren lässt. Zugleich 
würden wir wieder etwas vom früheren guten Ruf unserer Schulen zurückge- 
winnen, der sich wohl allzu lange auf Pestalozzis Erbe stützte, sodass 
wir im Begriff waren, nach A tteslander u.a. "das schlechteste Schulsystem 
Europas " zu bekommen. So ist auch der bekannte Ruf Berns, die besten Pri- 
vatschulen zu besitzen , im Grunde eher fragwürdig, denn er beweist das 
Versagen der öffentlichen Schulen infolge ihrer unsozialen Struktur. Die 
Schwerfälligkeit unserer bisherigen Schulreform hängt auch mit unserer 
direkten Demokratie zusammen, vor allem mit einer gewissen "Verpolitisie - 
rung" des Schulischen durch die politisch gewählten Schulkommissionen mit 
auffällig vielen Kompetenzen. Hier ist der schwedische und deutsche Zen- 
tralismus aktionsfähiger, und die " Elternräte "erneuern sich dort ständig 
mit den Schulkindern, während unsre Kommissionen gern verkrusten) (In 
diesem Sinne ist vielleicht ein von Dr. Grob eingereichtes grossrätliches 
Postulat (11.11.70) betreffend Einführung von " Elternschulen " zu ver- 
stehen.) Aber eben: weil jeder einmal in die Schule gegangen ist, glaubt 
er in pädagogischen Fragen auch mitreden zu müssen. Heute gilt es, einen 
Rückstand aufzuholen und "in Gottes Namen einmal etwas Tapferes zu tun", 
auch wenn in jeder Berner Seele noch immer der bäuerliche Gotthelfsche 
Konservativismus und Skeptizismus schlummert: "Das Alte kann man wohl zer- 
stören, aber ob dann wirklich das Neue werde, welches man anstrebt, das 
ist eine andre Sache: "Wir halten es daher eher mit Lichtenberg: "Ob es bes- 
-ser wird, wenn es anders wird, weiss ich nicht, aber dass es anders werden 
muss, wenn es besser werden soll, das weiss ich gewiss." (S. Beilage S.182a) 
Glücklicherweise ist die kantonale Erziehungsdirektion unsern Plänen 
gegenüber aufgeschlossen und im Begriff, eine eigene Planungskommission 
für alle Gesamtschulversuche im Kanton auf zustellen. Auch der Bund visiert 
eine "ge sellschaf tsbezogene "Bil du ngsforschung und weiss ,dass die von ihm, 
von den lüntonen und den Gemeinden bisher aufgebrachten drei Bildungs-und 
Forschungsmilliarden ebenso wichtig, wenn nicht noch wichtiger für unsre 
Weiterexistenz im europäischen Orchester sind, als die Rustungsmilliardenl 
Jährlich gibt die Menschheit heute rund 5oa Milliarden Pranken für Rüstung 
auf-dreimal so viel wie für Gesundheit, Bildung usw.«. Ohne eine 'mutative* 
Weiterentwicklung werden wir nacn Thomas Merton aussterben wie die Dmosau- 

?irHp Schw ei zer Aerztekammer wies kürzlich in einer Eingabe an den Bundes- 
rat d arauf hin,.dass auch in einer Höherbesteuerung von Alkohol und Nikotin 
noch Reservemilliarden für die Bildung.-und Gesundheitspolitik stechen. Die 
"eisten ^ri^St^^ von 12„ hl- 
nausgegangen. \hPCÜ , m- vi i'-^ «j^j-" .i — *= 
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Beilage : s . o . " Nahziel" . 

GYMNASIUM NEUFELD 



Li t 8 rargy roaasium 
Realgymnasium 
HandelsgyEnasiiua ( 1 Raine) 


6 Uö-Klassen Keufeld 


4 UG-Klaesen Bümp.i is 


Sek. Hochfeld 
Sek. Munzinge? 
Sek. Monbijou 
Auswärtige ab Bahnhof 


Sek. Bümpliz-Dorf 
Seko Bümpliz-Schtföhgut 



GYMNASIUM XIHCHENHäLD 

Literargymaasivua 

Realgymnaeiusa 

Haadel8gyfflaasiuia 


6 UG-Klaaaen. Manu«! 


Sek. Laubegg 

Sek. Muri 

Sek« Schüler Kirchenfeld 


4 UG-Klaeaen im Raum 
Breitenraim / Schosshalde 


t 


Sek. Viktoria 
Sek. Wankdorf 


29. 12.7o bi 
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Nach der Erheblicherklärung der Motion Theiler am 18.2.71 
ergab sich nun eine ganz neue Situation. Die Erheblicherklärung kam 
ziemlich überraschend durch das Zusammengehen von Landesring und SP 
zustande. Nun wir ein konkreter Auftrag an die Schuldi -ektion da: bis 
" Ende 1971 "sollte " eine neue Schulkonzeption auf der Basis der inte - 
grierten Gesamtschule "mit Vorschlägen zur" schrittweisen"Verwirklichung 
über die M Einheitsmittelschule M (Sekundarschulen-u'ntergymnasien) , Zusammen 
legung von Primarobe r stufe und Sekundär schule, Bildung von grossen Ober- 
stufenschulzentren und schliesslich "vollständige Integration der Ober- 
stufe"im Sinne der" integrierten Gesamtschule " vorliegen. Da dieses Vor- 
haben gleichzeitig pädagogische, der kantonalen Schulhoheit unterstehen- 
de, bauliche und finanzielle Belange tangierte, konnte ein solches Mammut- 
Projekt von vornherein ( r zumal angesichts des offenen und versteckten 
Widerstandes verschiedenster betroffener Gremien) nur den Sinn und Wert 
eines platonischen"3andkastenspiels"haben.Zum Teil hatte unser erster 
"Schulstrukturreformb^richf an den Gemeinderat die" Möglichkeiten"und 
besonders auch die"Grenzen einer stadtberni sehen Bildungspolitik mit 
dem Ziel einer inneren und äusseren Schulreform. (Gesamtschule) " im De- 
tail aufgezeigt. Da nun die "integrierte Gesamtschule"nach ihrem altes 
sten,seit 1958 resp.1962 bewährten schwedischen Modell bereits erhebli- 
cher baulicher Vorbedingungen Bedarf »beschlossen wir,unsern ersten Be- 
rient mit einem fertigen Gesamtschulprojekt in einem für 1974/75 geplan 
ten Schulzentrum in Brünnen nach den Plänen eines schwedischen Gesamt- 
schulexperten Gunnar Löf aus Stockholm zu vervoll ständigen. Nur so kann 
auch eine realistische Schätzung des pädagogischen, baulichen .organisa- 
torischen und finanziellen Aufwandes einer solchen Gesamtscuulref orm 
gewagt werden. Zuaem würde nur ein solcher "Vollversuch "dieses neuen 
Schulsystems eine ser iöse Evaluation, e inen fundierten Vergleich mit 
dem bisherigen gestatten. Sie Zukunft gehört sowieso grösseren, eventuell 
regionalen "Schul Zentren" nach schwedischem Vorbild! 

Hoffen wir,dass es also in Bern nicht nur bei der"innem 

Schulreform"ble.i ben wird, die den neuen Wein in die alten Schläuche 
schütten möchte. Ho ff en wir auch,dass die ganze"Gesamtschul"-Diskussion 
von heute nicht einlach zu einem"Zerreden"oder zur Parkinsonä5hen"M ana- 
nataktik" führt, die progressive Ideen einfach der ^Usurder Zeit "über- 
antwortet. Mögen wir auch nicht bei der bekannten"Marignanotaktik"an- 
langen,die nach einem Schritt vorwärts zwei zurück macht. Das gutberni- 
sche "Wait an^ see"(unc lass'die andern erst ihre Fehler machen) oasst 
heute nicht mehr so recht in die Dynamik unserer Epoche. Es war am 23. 
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Febr. 1945, als erstmals Fritz Schwarz im Stadtrat in einer Motion ver- 
langte, man solle"die Entscheidung für das Studium oder für die Sekun- 
därschule hinausschieben. "Die Studienkommission"Mittelschulf ragen"ent- 
schied damals aber, eine solohe H Binheitsmittel a nhiil p "^^ ? ^^ q gegenü- 
ber dem bisherigen System"keinesfalls wesentliche Vorteile". Anders die 
Thesen der Kommission Dübi:"Die Ausbildung der künftigen Gymnasiasten 
sollte solange als möglich, d.h. bis ins 6. Schuljahr in den Quartieren er- 
folgen," womit 2o Jahre später das "Progymnasium"auf gehoben wurde. Die 
heutige Entwicklung zur "integrierten Gesamtschule "ist nur di« logische 
Fortsetzung dieser Entwicklung zur vollständigen"Einheitsmittelschule".' 
(Freilich geht das vom Kanton eingesetzte " Gesamtschulgremium" mehr"~äTs 
vorsichtig vor:nämlich mit der Etablierung von " Leistungsklasspn "an 
den Sekundärschulen Munzinger, Viktoria,Erut igen, Burgdorf ,Belp üsw.,wobei 
man spater ahnliche Leistungszüge auch an den oberen Primarklassen 
machen wolle, die sich dann vielleicht mit denjenigen der Sekundarklas- 
sen gesamtschulisch"überschneiden könnten. Vorsichtiger geht's nicht 
mehr,unü eine Differenzierung in Leistungsklassen innerhalb desselben 
Schultyps hat ja noch gar nichts mit"Gesamtschule"zu tunl) 

Am 31.3.71 reichten wir schliesslich noch folgende" Schriftli- 
che Anfrage" an den Grossen Rat ein,um einen platonischen Protest ge- 
gen jede Reform hemmende uralte Strukturen anzumelden: gegen die Schul - 
und Kirchgemeindekommissionen und gegen die Geschworenengerichte: 

'/Nach persönlicher Infcnmation in 7 europäischen und z.T. aussereuro- 
päischen Ländern betr. Schulorganisation ergab sich die erstaunliche Tat- 
sache, dass die Schweiz und speziell unser Kanton mit seinem System von po- 
litisch gewählten Schulkommissionen heute noch allein dasteht. Diese sogar 
mit pädagogischen Kompetenzen ausgestatteten Laiengremien stellen heute im 
Zeitalter revolutionärer Wandlungen im Bildungswesen vielfach ein schweres 
Handicap dar. Sie erschweren auch durch ihre Wahlkompetenzen nachweisbar 
heute die Rekrutierung von jungen Lehrern, ähnlich wie die Kirchgemeinderäte 
diejenige junger Pfarrer eher hindern als fordern. iMan will heute in seiner 
Existenz nicht mehr von solchen lokalen und vielfach verpolitisierten Laien- 
gremien abhängen! Aehnlich beginnen auch die fast ausschliesslich aus Laien 
zusammengesetzten Geschwornengerichte b ei den zunehmenden Indizienprozessen 
mehr und mehr zu versagen, da es hier auf die Auswertung exaktwissenschaft- 
licher Expertisen ankommt, der ein Laie nicht mehr gewachsen ist . Herr 
Prof. Stocker meinte kürzlich in einem Vortrag, wir hätten heute in der 
Schweiz den Föderalismus bald nur noch dort, wo er mehr schade als nütze, 
nämlich im Schul-, Steuer- und Finanzwesen'. Sollte nicht endlich eine 
gründliche Revision dieser aus urgermanischen Thingzeiten stammenden Stri k- 
turen im Schul-, Kirchen- und Justizwesen angebahnt werden, damit die 
Schweiz und speziell unser hier besonders konservativer Kanton mit der ra- 
santen Entwicklung unserer Epoche Schritt halten kann ?!***) 

Wir kommen zum Schluss :die rechtliche Basis für die Schuldirektion, in 
der Stadt Bern gesamtschulische Reformen zu starten, ist dank 5er kanto- 
nalen» Schulhoheit" nicht sehr breit:Art,8 und Art 77, Abs. 3 des kantona- 
len Mittelschulgesetzes, sowie Art. 98, Abs 15 und Art. 97 der Ausführungs- 
bestimmungen zur Gemeindeordnung(,-der Schuldirektor als Präsident der 
Zentral schulkommission ) l Immerhin gibt ihm die vom Stadtrat beschlossene 
Motion Theiler die Möglichkeit , ein Vorprojekt Brünnen im vollsten Sirie 
einer" integrierten Gesamtschule " nach schwedischem Urmodell zu konzi- 
pi eren . 

*)Genau in diesem Sinvs schreibf'ein scheidender Lehrer"in der Schwei- 
zer. Lehrerzeitung'(6»5. 71} unter ^' Vorzeitiger Abschied vom Sch uldienst 
über die Unerträglichkei t der' Lehrervolkswani.aer subjektiven Kritik 
der Laiengremien an der Lehrertätigkeit, die"schlaflose Nächte "verursa- 
che usw. 
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SCHLUSSWORT : 

Da, wie eigentlich zu erwarten war, der Kanton schlussendlich doch 
wieder mancherlei Bedenken gegen eine Gesamt Schulreform äusserte, 
und der mit diesen Fragen beauftragte Inspektor Dr. St. nur mit 
"Leistungüzügen"im Schulhaus Hunzinger, Viktoria usw. , wir» schon in 
Belp,Prutigen usw. beginnen wollte, also mit einer Differenzierung 
innerhalb des gleichen Schultyps, was mit"Gesamtschule"nichts zu 
tun hat, setzten wir mit einer Interpellation nochmals als Grossrat 
beim Kanton anr 

Interpellation Erziehung) 16.5.71 

Die "kantonale Schulhoheit" zeigt in letzter Zeit zunehmend zentra- 
listi scne Tendenzen i So wurde kürzlich mit Zustimmung des Grossen Rate« 
die Erziehungsberatung kantonalisiert.Aber auch die Zentral schulkom- 
missionen werden trotz Art. 77, Abs. 3 des kant. Mittelschulgesetzes bei 
der Ferienkoordination durch kantonale Dispenserteilung in Sachen 
Sportferien unter Umgehung des M DienstwegesVund bei der Koordination 
der Uebertrittsexamen usw. zunehmend ausgeschaltet, sodass sie heute 
ruhig aufgelöst werden könnten. Ferner will der Kanton demnächst die 
Gymnas i en__r ekan t o nalisieren und damit den Zustand von 1856 wiederher- 
stellen, in einem Moment, wo das zentralistische S chweden dieselben mit 
guten Gründen .rekommunalisiert. Am 11. April 1937 wurde von der Erzie- 
hungsdirektion auch die jahrhundertalte '' gemischte Schulsynode" .in der 
Lehrerschaft und Gemeinden in pädagogischen Belangen Mitspracherecht 
besassenVaus Sparsamkeitsgründen" aufgehoben, sodass unserm Kanton als 
dem einzigen in der Schweiz jenes Gremium fehlt, das das Postulat Dr. 
Deppeier kürzlich für die kommende Gesamt Schulreform für unentbehrlich: 
hielt. So kommt es,dass der bernische Stadtrat in mehreren Motionen und 
Postulaten sofortige Gesamt schulversuche verlangt, die aber anderer- 
seits vom Kanton nicht oder noch nicht gestattet werden, obgleich 
Art. 8 des kant.Mittelscnulgesetzes z.B. die Unterteilung der Gymnasien 
(in gesamt schulische Untergyranasiumszüge an Sekundärschulen usw. aus- 
drücklich den Scnulgemeinden überlässt.Da die Gesamt Schulreform einen 
starken sozialpolitischen Aspekt besitzt »sollte die Entscheidung da- 
rüber dem Volk , den Schul gemeinden nicht vorenthalten und allein den 
kantonalen Inspektoren überlassen werden. Auen sollten die Lehrer 

sämtlicher Schultypen dabei Mitspracherecht haben, da bisher neben den 
überforderten Inspektoren nur noch die Rektoren und Seminardirekto- 
ren gewisse konsultative Kompetenzen hatten. 

Bis wann gedenkt der Regierungsrat einen solchen Erziehungs-oder 
B ildungsrat m it Vertretung der Gesamtlehrerschaft und der Gemeinden 
zu institutional isieren,da die Geeamtschulreform drängt?Zudem ist 
die Abneigung im Volk nicht nur gegen einen"eidgenössischen" , sondern 
auch gegen einen"kantonalen Schul vogf'mit Recht noch nicht erloschen. 

Dr.H.M.Sutermeister 



Einen verwandten Verstoss machte Grossrat Hächler am 9.2. 71, worauf der 
Regierungsrat folgende Antwort erteilte: 
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KANTON r^J BERN 


Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

7. üpril 1971 

1326. Schriftliche Anfrage Hächler vco 9.2.71; Antwort. - 

In seiner schriftlichen Anfrage lenkt Orossrat Hächler einmal mehr die 
Aufmerksamkeit des Grossen Rates auf die Vielgestaltigkeit des Schulwesens 
im Kanton und insbesondere auf die Uebertragung des Schulungsauftrages an ver- 
schiedene Direktionen des Regierungsrates. Da dieser Zustand nicht den Erfor- 
dernissen einer modernen Verwaltung entspricht, wird der Regierungsrat ersucht, 
neue Wege zur Koordination zu suchen. 

Diese Feststellungen sind nicht zu bestreiten. Mit Fragen der schuli- 
schen und beruflichen Aus- und Weiterbildung im Kanton Bern befassen sich zur 
Zeit die Direktionen der Erziehung, der Volkswirtschaft, der land- und Forst- 
wirtschaft und des Fürsorge- und Gesundheitswesens. Schon diese Aufzählung 
zeigt die Notwendigkeit einer wirksamen Koordination. Auf vielen Gebieten 
drängt sich sogar gebieterisch eine lange und permanente Zusammenarbeit auf. 
Die folgende Aufzählung ist lediglich als Beispiel zu verstehen und keines- 
wegs abschliessend: 

- Sicherung des Ueberganges von der Volks- auf die Berufsschulen 

- Unterstellung der Handels- und Verkehrsschulen 

- Inspektion dieser Schulen 

- Trägerschaft dieser Schulen 

- Anstellungs- und Besoldungsbedingungen 

- Pensions-und Stellvertretungsphasen 

- Subventionierung der verschiedenen Schultypen 

- rtufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden. 

Die Notwendigkeit einer effizienten Zusammenarbeit ist dem Grossen Rat 
schon bei der Beratung des Dekretes vom 12.2.69 betr. die Organisation der 
Erziehungsdirektion sehr bewusst gewesen, wurde doch im Artikel 1 folgende 
Formulierung aufgenommen: "Die Erziehungsdirektion bildet jedoch die Koor- 
dinationsstelle in allen Belangen der Erziehung, der Bildung und der Sti- 
pendien" . 

Bis heute konnte erst ein Teil dieser Aufgaben zu einem befriedigenden 
Abschluss gebracht werden. Seit I.IO.I969 sind sämtliche Stipendien bei der 
Erziehungsdirektion zusammengefasst und werden nach einheitlichen Grundsät- 
zen zugesprochen. 

Auf andern, mindestens wichtigen Gebieten, zeigen sich wohl erste Anfän- 
ge, doch sind die Bestrebungen nicht institutionalisiert und daher in ihrer 
Wirksamkeit noch begrenzt. Das genügt in einer Zeit, die schon wesentliche 
Ansätze zu einer interkantonalen, regionalen und eidgenössischen Zusammen- 
arbeit aufweist, nicht mehr. 

Der Regierungsrat wird die angelaufenen Bestrebungen noch fördern. Als 
erster Schritt wird die Erziehungsdirektion beauftragt, einen Koordinations- 
ausschuss mit allen betroffenen Direktionen zu bilden. Auf längere Sicht wird 
zu prüfen sein, in welchem Ausmass sich eine Neuverteilung der Aufgaben der 
einzelnen Direktionen aufdrängt. 

An den Grossen Rat. 
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Leuenberger: Im Rausch der Drogen, Humboldt 1970 
Siegmund: Rausch und Religion, Hohenecke 1970 
Neidhardt: Die junge Generation, Leske 1967 
EllrDisziplin in der Schule .Herder, 1966 


- 190 - 
L'Ecole suisse et l'Europe, Sektion Schweiz, Europ. Erzieherbund. 1969/70 
Europäische Erziehung, Zschr. des europ. Erzieherbundes, 1969/7o 
Bottomore: Radikales Denken, zur Kritik der Gesellschaft, 

Nymphenburg, 1967 
Wissenlinck: Volk ohne Traum, Lebensgefühl der jungen generation, 

Ehrenwirt 1964 
Magee: Revolution des Umdenkens, der neue Radikalismus, Europa 1965 
Friedrich: Opposition ohne Alternative, Wiss. und Pol. 1969 
Ebert: Gewaltfreier Aufstand, Fischer 1970 
Strohal: Autorität, was ist das? Ehrenwirt 1965 
Friedan: Der Weiblichkeitswahn, Rowohlt 1970 
Andics: Die Laster dieser Zeit, Residenz 1964 
Murphy: Gensorship, government and obscenity, Helicon 1963 
Kronhausen: Pornography and the law, Ballantine 1959 
Goldstein, McBride: Lexikon der Sexualität, Jugenddienst 1970 
Strobel: Sexualkunde - Atlas, Leske 1969 
Kaiser: Protesfibel, Scherz 1968 

Barth: Die Revolutionierung der Schüler, Mannheim 1970 
Bucher: Engagement, Anpassung, Widerstand, Benziger 1969 
Joray: Bandenbildung und Bandendelikte, Karger 1961 
Wartenweler: Vom Ja und Nein in der Erziehung, Schule und 

Elternhaus 1968 
Muchow: Jugend und Zeitgeist, Rowohlt 1962 

Bucher: Pädagogik der Massenkommunikationsmittel, Benziger 1967 
Titze: Erziehungsfragen in der industriellen Gesellschaft , Pallas 1964 
Seidmann: Moderne Jugend, eine Herausforderung, Rascher 1963 
Guenter: Protest der Jungen, List 1961 

Keilhacker: Erziehung und Bildung in der industriellen Gesell- 
schaft, GBS. 
Trapp: Psychologie des Rechtsemfindens der Jugendlichen, 1967 
Mandel: Die Aggressivität bei Schülern, Huber 1959 
Bloch-Niederhöffer: Les bandes d' adolescents, Payot 1960 
Salisbury: The shook-up generation, Grest 1958 
Hofstätter: Gruppendynamik, Rowohlt 19 57 
Jennings: Schule und Schülergemeinschaft Soziometrie im 

Gruppenleben 
Muth: Pädagogischer Takt, Quelle Meyer 1962 
Kappeier: Erzieher ohne Lächeln, Eulen Vg. 1969 
Graber: Psychotherapie der Aggression, Ardschuna 1969 

Moltschanow u.a. :Moskau,Marcuse und die rebellierenden Studenten, Arche 

1969 
Dollinger:Revolution gegen den Staat? Scherz,1968 

Am6ry u.a.:Zur Sozialpsychologie des jeugendlichen Protests, Schw. Rund- 
schau, 8 ,197o 
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Reist, Brunner u.a.:Der Weg in die Technik, Vg. Mensch und Arbeit, 1951 

Häsler: Schulnot im Wohlfahrtsstaat, Ex Libris 1967 

v.Harnack: Nervöse Verhaltensstörungen beim Schulkind, Thieme 1958 

Lauener: Erlebte Schulprobleme, Haupt 1957 

de Saint-Agnes: Eine sexuelle Revolution in Schweden, Heyne 1967 

Young: Eros denied in v/estern society? Grove 1966 

Althoff, Döring, Seelmann: Ohne Tabus, Bardtenschlager 1969 

Ullerstam: The erotic minorities, Grove 1966 

Muchow: Sexualreife und Sozialstruktur der Jugend, Rowohlt 1959 

Comfort: Sex in society, Pelican 1964 

Schofield: Das sexuelle Verhalten junger Leute, Rowohlt 1969 

Bauer: Sexualtabus und Sexualethik im Spiegel der Strafgesetze, 

Vg. Gestern und heute, 1969 
Gornioley:Das Schulkind ausserhalb der Schule, Schuldir. Bern, 1938 

Winterhager: Lehrlinge, -die vergessene Majorität ,Beltz 1971 
ThomastDie künstlich gesteuerte Seele, Enke, 1971 

Gertrud-Fonds: Aktuelle Probleme des Drogenmissbrauchs, Tagungsbericht 
vom 7.11.7o, Gymnasium Neufeld, Bern. 

SAS( Schweizer. Zentralstelle gegen den Alkoholismus) Statistische Angaben 
zum Sucht problem, Lausanne 1971 

Haug und Maessen:Was wollen die Lehrlinge?]?! scher 1971 
MeadjDer Konflikt der Generationen, Jugend ohne Vorbild, Walter 1971 
"Jugend und Gesellschaft" , Benziger Vg.1971 

SchmidxLe maitre-camarade et la pödagogie libertaire,Ed.Masp6ro,1971 

Birdwood: Willige 0pfer,Ro8enheimer,1971. 

Noackt Einmaleins der Freiheit, Signal 1967 

Bucher: Dialogische Erziehung, Benziger, 1971 
Schwarzenbach:Milieuwechsel( Heimkinder), Huber, 1968 

Prattjlch lernte von den Kindern, Herbig, 1951 
Gesundheitsdir. Stadt Bernx Bericht über das Drogenproblem in Bern, April 

Amendt: Sexfront, Märzverlag 1971 

Claessonj Sexualinformation für Jugendli che, Vg. neue Kritik, 1971 , 

Grotloh-Amberg: Beeinflussung des Verhaltens durch den S chul eintritt, Hu- 

-ber,1971 
B.rn.Schuldir^tion.KB.rn.r ^end-Bemer Schule" £^££«">» «* 
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Ausgewählte deutschsprachige Bibliographie zum Thema "Gesamtschule" 
• ' ■ ' ' — — -^— — —» 

( Juni 1970, ausgewählt von U. Haeberlin ) 

-Pedley Robin: Die eng&ische Gesamtoberschule, Klinkhardt, Bad Heilbrunn 1966 
-Trouillet: Die Schwedische Schulreform, Beltz, Weinheim 1967 

-Sander/Rolf f/Winkler: Die demokratische Leistungsschule, Schroedel, Hannover 1967 
-rLohmann Joachim (Hrsg.): Gesamtschule - Diskussion und Planung, Beltz, Weinheim 1968 
■iHastmann Horst (Hrsg. ) : Gesamtschule - Ein Handbuch der Planung und Einrichtung, 
Wochenschauverlag Schwalbach b. Frankfurt a.M. 1968 

■von Hentig Hartmut: Systemzwang und Selbstbestimmung - lieber die Bedingungen der 
Gesamtschule in der Industriegesellschaft, Klett, Stuttgart 1968 

-Frommberger/Rolff : Pädagogisches Planspiel: Gesamtschule, Westermann, Braunschweig 1968 
•Äobinsohn/Thomas : Differenzierung im Sekundarschulwesen, Klett, Stuttgart 1968 
-A.Rang u, W.Schulz (Hrsg.): Die differenzierte Gesamtschule, Piper, München 1969 
-iJeutscher Bildungsrat: Empfehlungen der Bildungskommission zur Einrichtung von Schul- 
versuchen mit Gesamtschulen, 1969. Zu beziehenbei: Geschäftsstelle dec Deutschen 
Bildungsrates, Bad Godesberg, Kölner-Str. 10 

-Roth H„ (Hrsg.): Begabung und Lernen, Deutscher Bildungsrat, Gutachten und Studien 
der Bildungskommission Bd. 4, Klett, Stuttgart 1969 

-Rechtsfragen der Gesamtschule. Lehrerbedarf und Raumbedarf an Gesamtschulen. Deutscher 
Bildungsrat, Gutachten und Studien der Bildungskommission Bd. 13, Klett, Stutt- 
gart 1970 

■Lernziele der Gesamtschule, Deutscher Bildungsrat, Gutachten und Studien der Bildungs- 
komnission Bd. 12, Klett, Stuttgart 1970 

Auswahl schweizerischer Beiträge ( unvollständig, vorwiegend 1970 ) 

■Arbeitsgemeinschaft für die Koordiantion der kantonalen Schulsysteme in der deutsch- 

spächigen Schweiz: Schulmodelle, Dokumentation der 7. Arbeitstagung in Fraunefeld, 

28. September 1968 ( Vervielfältigung ) ' 

■Alter Urs: Comprehensive Schools - Ausdruck einer neuen Gesellschaft, Schweiz. Lehrer— 

zeitung (SLZ) 1970 Nr. 2 5 S. 895 - 897 

■Arbeitsgruppe für die TotalreYision des Schulgesetzes: Zwischenbericht vom 1. März 1970 r 

Erziehungsdepartement Basel-Stadt 

■Egger Hans: Integrierte Gesamtschule - Schulaufbau der Zukunft?, SLZ ( [ 1969 ) 

3. 1505 - 1509 ' 

■Haeberlin Urs: Schulreform - Weg zur Gesamtschule?, Schweiz. Erziehungsrundschau 1970 
Nr. IS. 1-11 
" Wird die" Gesamtschule" zur Schule unseres Zeitalters. Eine Annlyse der 
Gründe für die heutige Durchschlagskraft der Gesamtschulidee. Schweizer 
Schule 1970 Nr. 4 S. 156 - 162 
" Gesamtschule - Hoffnung oder Illusion?, NZZ Nr. 71, 12- Feb. 1970 (Mitt.) 
■ Jenser Carlo: Die Gesamtschule zwischen Pädagogik und Gesellschaftstheorie, 

SLZ 1970 Nr. 18 S. 576 - 577 
■Interkantonale Studiengruppe "Gesamtschule": Empfehlungen für eine Terminologie, 

SLZ 1970 Nr. 18 S. 587 

-Kugler Rolf: Die Hibernia-Schule - Modell einer Gesamtschule, SLZ 1970 Nr. 9 S. 277-279 

■Moser Heinz: Die Idee der Gesamtschule auf der Oberstufe, Schweizer Schule 1970 Nr. 4 

S, 143 - 156 
-Müller Lotte: Die integrierte Gesamtschule zerstört die innere Schulreform, SLZ 1970 

Nr, S. 273 - 277 

''alter R. : Gesamtschule - warum und wie?, SLZ 1970 Nr. 27 S. 966 - 974 

-Schulsynode des Kantons Basel-Stadt: Gesamtschule, Diskussionsvorschlag z.Hd. der Schul- 
behörden und der Lehrerschaft, April 1970 
-Jenzer C, : Schulversuch: Gesamtschule Dulliken, 1. Bericht vom 15. April 1970, Erzie- 

hungsdepartemenf. des Kantons Solothurn. ( Vervielfältigung ) 

HaeDerlinxDer Weg zur Ge samt schule, Interkant. Studiengruppe Gesamtschule, 1971 

( Diese Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie dient Interessenten als 
erste Information. Buchveröffentlichungen von Mitarbeitern der Interkantonalen Stu- 
diengruppe "Gesamtschule" stehen bevor.) 
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48,) Anha n ^eni§f |1 ^fe end-Berner Schule "als Elternschulungf Heft 3,1969, 
Heft l,197o mit den Themen : Rauschgif t-Pornowefle .Autorität s- 
krise. ) 
Eine Är.twort auf di dfrleine Anfrage"' Aebischer( 28. 5.70) : "Die Rausch- 
giftsucht verbreitet sich auch unter Jugendlichen Berns, Was gedenkt 
der Gemeinderat zu ihrer Paralysierunc zu unternehmen?" 
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Diskussion; Warum genügt Aufklärung ohne Verbot und Strafe nicht? 

Im Protokoll der Schulkommission Gymnasium Neufeld vom 12.12.70 
lesen wir von einem Aufklärungsexperiment ,das eine strikte Anzeige- 
pflicht der Schulleiter an den Schularzt betr. Rauschgif tfälle fordern 
lässtC, obgleich der bern. Generalprokurator R.kürzlich noch öffentlich 
meinte "Haschen ist, nicht ehrenrühriger als eine Verkehrsbusse .) 
' ^e¥amVgymnasi^ Rauschgifte . 

Am Montag, den 7. Dez. 1970 fand im Singzimmer ein Diskussionsabend mit 

Dr.Biener( Beauftragter für Raus ch gif taufklärung) statt , im Anschluss an 

seinen Vortrag vom 29.8.70 über Rauschgifte. Der Anlass wurde von ca. 45 

Schülern und Lehrern des Literar-und Realgymnasiums besucht .Dr. Diener bs 

richtete unter anderem über das Ergebnis der bei uns durchgeführten 

Testrundf rage .Wir hatten mit einem anonymen Fragebogen den Schülern des 

Realgymnasiums eine Anzahl Fragen betreffend Rauschgifte vorgelegt , und 

zwar der Hälfte der Schüler vor und der andern Hälfte ca. 14 Tage nach 

dem Vortrag. Die interessantesten Ergebnisse dieser Rundfrage sindi 
.Krage : Antwort vorher Antwort nachher 

Würden Sie in privatem Freundeskreis 

einmal probieren? 

Haben Sie schon einmal probiert? 

Raucher: 

Nichtraucher: 

Sollen Rauschgifte verboten sein? 
Soll Haschisch verboten sein? 

Dieses Resultat ist nicht nur auf schlussreich, sondern auch erschütternd! 
Jede Bagatellisierung der Rauschgiftgefahr durch die Schulleiter wäre 
als ''kriminell* zu bezeichnen, da heute "Unkenntnis vor Strafe n in diesem 
Bereich nicht mehr schützt .Das obige Resultat ist besonders deshalb 
bedenklich, weil eine systematische Typisierung der Drogensüchtigen 
unter den Schülern in 0ntario(Canada)Nov,197o ergab, dass 54% vor der 
Matur ausscheiden mussten, obwohl sie einen IQ von 115-117 besassen.96% 
von ihnen, deren Väter meist in leitenden Stellungen tätig waren, zeigten 
eindeutige Psychopathie. Drogensucht erwies sich also mehr als Symptom 
psychopathischer KonstitutionT^s Folge von Verführung. Wie Schweden 
und Dänemark, weist eben auch die Schweiz dank Inzucht bei 17%( '. ) der 
autochthonen Bevölkerung psychische Degeneration( Depressivität , Suizid- 
neigung) auf , -auch eine Ursache des bekannten "Schweizer Malaise "'.Das "au- 
tonome Jugendzentrum"Bern darf jedenfalls nicht in das Fahrwasser des 
Zürcher "Lindenhof bunkers " geraten, wo bei einer Razzia kurz vor Weihnach- 
ten 1970 73 LSD-Tabletten, 2o Gramm Haschisch, Schreckschussrevolver usw. 
konfisziert wurden. Schon im Mai 1971 wurde die Tonart der Behörden an- 
lässlich der Eröffnung der" Drofienausstellung "pessimistischer; "Die Behör- 
den(,die erst nicht auf uns hörten,) haben heute ihre Machtlosigkeit im 
Kampf gegen die Rauschgiftsucht eingesehen und versuchen sie mit andern 
Mitteln einzudämmen ".Auch der" Bericht über das Drogenproblem in Bern"der 
städtischen Gesundheitsdirektion zeigte einen sehr ernsten Tonus! 
Ende 197o zählte man ca.looo"Haschischkonsukenten"in Bern, und ca.loo"Pol; 
toxikomane" ,und Heroin konnte man zum"Einführungspreis M von IDollar erhal- 
ten. Trotzdem wollen die Behörden, statf'pönalisieren" ,lieber"Selbsthilfe- 
clubs"analog den"Alcoolic Anonymous "wirken lassen!? 


Mit einiger Verspätung wurden dann im Stadtrat am 25.2.71 zwei fast 
gleichlautende Motionen und Postulate eingereicht: 
Motion Briner: Errichtung einerCpsychiatrisohen^eratungsstelle' für 
Drogenpro Dieme in der Stadt Bern. 

"Noch stürmischer als die Schlagzeilen der Massenmedien es vermuten Hessen, 

hat die Rauschmittelwelle auch unser Land erfasst. Dies zeigte deutlich die 

Drogendebatte im Zürcher Kantonsrat. 

Die Behörden und unsere Bevölkerung werden vor Probleme gestellt, die sich 

unter dem Schleier amtlicher Verschwiegenheit oder mit dem Vorgehen gegen 

fehlbare Einzelpersonen nicht mehr bewältigen lassen. 

Der Rauschmittelgenuss hat, wie der Presse entnommen werden kann, ein Ausmass 

angenommen, das selbst kühne Prognostiker erschreckt. Wir werden gezwungen uns 

mit deren Auswirkungen und Folgen intensiver auseinanderzusetzen bevor e3 zu 

spät ist. 

Der Gemeinderat wird beauftragt alle Vorkehren zu treffen, um baldmöglichst 
eine wirkungsvolle Beratungsstelle für Drogenprobleme zu schaffend 

Postulat "Schrade t Schaffung einer Beratungsstelle für Rauschgift- 
süchtigcT 

''Die Gefahr der Raus chgfft sucht bei unserer Jugend sollte 
nicht aufgebauscht, aber auch nicht totgeschwiegen oder bloss 
in die Zuständigkeit der Polizei und der Strafverfolgungs- 
behörden verwiesen werden. Polizei und Straf Justiz sollen 
gegen die Händler, welche vom Elend der Süchtigen profitieren, 
mit aller Strenge vorgehen, die Süchtigen und Suchtgefährdeten 
selbst bedürfen dagegen der Beratung und Hilfe durch Kenner 
der Materie, die sich das Vertrauen der Kranken erwerben und 
deshalb von jeder Anzeigepflicht befreit sein müssen. Der 
Gemeinderat wird daher eingeladen, die Einrichtung einer 
Beratungsstelle in geeigneter Form zu prüfen. 

Viel zu spät schaltete eich auch der Kanton mit einer H BeratungB8telle 
für Drogenabhängige" und einer " Kommission zur Bekämpfung des Drogen-** 

miasbrauchs "unter dem Kantonsarzt ein, wobei zuerst noch von einer"Mit- 

arbeit jugendlicher Drogensüohtiger"die Rede war,um angeblich noch 

exaktere "Erfahrungen" zu sammeln, (-als ob man nicht seit 2o Jahren in 

USA und Schweden an der Jugend schon genügend" schlechte Erfahrungen" 

gesammelt hätte. (S.a.S. 197) 1970 gab es in Bern bereits 91 Haschisohfäl 
- le.w ovon 43 Männer über 2o.J.,19 zwischen 18 und 21 und 21 zwischen 14 
18 Jahre alt waren. Vier Frauen waren über 2o,4 zwischen 18 und 2o und 
5 zwischen 14 und 18 Jahre alt. Mangels Meldepflicht muss aber die Dun- 
kelziffer bedeutend grösser sein. 

Am 1,3.71 lud die Bundesanwaltsohaft die bernischen Sohulleiter zum 
schwedisch-norwegischen Aufkläryng sf j.j.m" Himmel und Hölle" ein und bat um 


ihre Meinung. Die Reaktion war einmütig negativ, obwohl der Film •inwana* 
frei und erschütternd realistisch ist. Der typische Mangel des Schwelms 
an Zivilcourage führt eben auch hier zur beliebten"Vogel Strauss"-Poli- 
tikiMit der bekannten Formel: "Helfen statt bestrafen" wollte man eine 
"Kriminalisierung"der Süchtigen vermeiden und vergass,dass man seiner* 
-zeit mit der"Grünen Fee", dem Absinth, auch nur durch drastische Strafen 
fertig wurde! 
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DAS AUTORITAETSPROBLEM. 

Lichtenberg : "Aus dem, was der Mensch jetzo in Europa ist, müssen wir 
nicht schliessen,was er sein könnte." 
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NACHWORT: - W7a - 

Die Gesamtschule als antiautoritäre "Schule der Demokratie "und ihre ffldate 

Soeben erschien(im Benziger Verlag 1971) die Arbeit " Jugend und Gesell- 
schaff'im Auftrag der UNESCO und des eidgen. Departement des Innern übet 
das Autoritätsproblem. Es ist eine etwas verspätete, aber gründiche 
Untersuchung von 4 Genfer Soziologen über die Verschärfung des heutigei 
Generationentrotzes durch die epochale Wendung von der" Lcistungs-zur 
Könsumgesellschaf t" .wobei die normalen S t adi en" Oppo si ti on , I nt e gra t i on 
und Identifikation" dieses Prozesses heute als 5 verschiedene Konte- 
stationsformen verlaufen, von dcr" geistigen Auswanderung "bis zum" Drogen- 
exil" IVielleixht stimmt aber die bagatellisierende Darstellung doch 
nicht. Schon Teilhard de Chardin meinte hier: "Wir bilden uns vielleicht 
ein, wir stünden nur ein Gewitter durch. In Wirklichkeit sind wir dabei, 
das Klima zu wechseln! "So sieht Seminardirektor Dr.Müller-Guggenbühl 
in der" antiautoritären" Armeereform auf Grund des Oswaldberichts und 
im EMD-Bericht über einen künftigen Zivildienst für Dienstverweigerer 
Parallelen zur antiautoritären Gesamt Schulreform, wie sie eine neue 
Schüler-Lehrergewerkschaf t"Erziehung und Wissenschaft" beschleunigen 
will.Auch die Lehrlinge machen ihre Forderungen durch eine Gewerk- 
schaftsgründung imperativer. In Deutschland macht das " Bremer Modell " 
mit seiner Drittelsparität Elternbeirat, Schülerring und Lehrergesamt- 
konferenz Schule, da die Behörden zuwenig Reformeifer zeigen. Man zi- 
tiert Albert Einstein : "Mir scheint es als das Schlimmste, wenn eine 
Schule prinzipiell mit den Methoden der Angst »der Gewalt und der 
künstlichen Autorität arbeitet." Der Journalist August E. Hohler 
konnte dagegen in Bern kürzlich nur unter Wahrung der Anonymität 
einzelne Passagen eines Aufsatzes einer Schülerin veröffentlichen, die 
die innere Not unserer Jugend aufzeigte: "Wir Jungen sind darauf ange- 
wiesen, nicht aus der Schule hinauszufallen. Wir dörfen also jahrelang 
nie sagen, was wir denken. Wir dürfen keine eigene Meinung haben. Es 
werden Auf sat±hemen gegeben die knifflig sind, um zu erfahren, ob einer 
rebellisch ist (z.B. "Mitmachen oder nicht? "-gemeint sind Demonstratio- 
nen! )Werden wir zu Heuchlern, zu Lügnern erzogen?Es scheint so, denn 
sehr früh wird uns beigebracht, dass man in dieser Gesellschaft nur 
gut leben kann, wenn man lügt. Es scheint, das s viele Leute Angst vor 
der Jagend haben. Warum sollten sie ihnen sonst verbieten ,zu sagen, 
was sie denken?Oder anders gesagt: sie zwingen uns, zu sagen, was wir 
nicht denken. "Merwürdigerweise wurde auch der erste Entwurf lemer 
Gesamt3chulstudie **offiziell rt hicht publiziertjHahent sua.fata libellil 
Man wolle keine Unruhe stiften t zumal bei der mächtigen Lehrergewerfedänj 
Daher auch der auf S.28a erwähnte Widerstand der Lehrerschaft gegen 
eine Untersuchung des Aussagewertes der traditionellen Uebertrittsexa- 
men,wobei sie von" ihren" Schulkommissionen mächtigen Rücke_nschutz_er- .„, 
hielt. Dabei scheute sich ein Schulkommissionsmitglied nicht, unsern Be- 
richt vor der schulinternen Behandlung an Presse und Stadtrat weiterzu- 
geben, um den Schuldirektor im"Wahljahr"als"Lehrerfeind"zu diskreditie- 
ren. Dieses starke Mitspracherecht der politisch gewählten Schulhom - 
missionen, die mit der Lehrergewerkschaft eine Einheit sfront bilden , 
verhinderte auch seit dem 1. Entwurf die erwähnte "Nahzielvariante" 
einer gesamtschulischen Mittelschulreform(S.181,182a>Zwar ernannte 
der bernische Lehrerverein daa Gesamtschulproblem zum"Thema des Jahres 
1971 und organisierte eine entsprechende Vortragsreihe, aber unter dem 
typischen Mottos " Die innere Schulreform ", was bereits den Alibi Charakter 
der ganzen Aktion verriet. Auch die Auswahl der Referenten bewies diese 
Tendenz, doch fiel der erste von Prof .Atteslander recht provokatorisch 
aus.CSiehe S. 197b) .Bin Professor Z»».. klagte uns, die Lehrergewerk- 
schaft habe ihn seit 2o Jahren boykottiert, da er damals ein kritisches 
Büchlein"Schülernöte"herausgegebfin hatte, Auch der Berliner Schulsena- 
tor Evers kapitulierte vor der Indolenz der Lehrerschaft und der Be- 
hörden, als ihm die letzteren einen 8o Mio-Kredit für Gesamtschulen 
verweigerten. Auch er meinte: "Nichts ist so nebulös,wie der Leistung«*»« 
begriff unserer Schulen ...Geschichte ist eine Aufeinanderfolge von 
Kriegen, von den Punischen Kriegen bis zum 2. Weltkrieg wird der An- 
schein erweckt, Kriege seien etwas Na türliches. Verschwiegen werden 
ihre gesellschaftlichen Ursachen und wer daran verdient. ..Viele von 
uns können die rechten Nebenflüsse der Donau in Vereform noch immer 
aufsagen, wozu?Allenfalls zur Lösung von Kreuzworträtseln! So liegen 


- 1971) - 

bei uns die allgemeinen Lernziele weitgehend im Dunkeln, doch auch 
das kann Politik sein, denn dann wird nicht transparent, wem diese Bil- 
dung nützen soll. "So wird auch bei uns nicht selten ausgesprochen Be- 
gabten vom Aufstieg zur "höheren Bildung"von den Lehrern selber abge- 
raten, -es müsse auch Anwärter für die"Menstleistungesberufe"geben.Be- 
sonders Mädchen müsse man davor bewahren, "Blaustrümpfe" zu werden. 
Dagegen meinte Prof .Atteslander im oben erwähnten Vortrag: 

Gesucht : Ein Bildungsziel 

MS. Im Zusammenhang mit dem pädagogischen wird. Die Gesellschaft ist nicht in der Lage, an 

Jahresthema über die Gesamtschule führt der die Schule konkrete Anforderungen zu stellen. 

Bernische Lehrerverein eine Vortragsreihe mit Aus dem ganzen komplexen Problemkreis stehen 

dem Thema «Wissenschaftliche Grundlagen einer deshalb organisatorische Fragen wie Herbst- oder 

inneren Schulreform» durch. Im Eröffnungsrefe- Früh Jahrsschulbeginn im Vordergrund. Organi- 

rat setzte sich der Soziologe Prof. Dr. P. Attes- satorische Formen müssen sich immer den Zielen 

lander mit dem Problem «Schule und Gesell- unterwerfen, nicht umgekehrt! 

schaft» auseinander. Als unbarmherziger Kriti- Aus der Isolation heraustreten 

ker unseres Schulwesens formulierte er einen ., „ x , . ,. . _ . , 

«Sorgenkatalog», der sich hauptsächlich mit der Eine weitere Betrachtung galt der Beziehung 

Stellung der Schule in unserer Gesellschaft be- f"™*?» SchuIe ; "** Elternhaus. Leider muss 

fasste. Das heutige Bildungssystem befindet sich festgestellt werden, dass zwischen den beiden 

in einer schweren Krise. Wohl wird in der Pädagogischen Hoheitsgebieten keinerlei Bezie- 

Oeffentlichkeit über Bildungsfragen gesprochen, hung mehr herrscht. Die Eltern haben Angst vor 

Diese Diskussionen sind jedoch äusserst un- den Lehrern, die Lehrer haben Anjpt vor den 

fruchtbar und ziellos, da eine konkrete Diskus- Eltern. Es gilt,, diese reale, polarisierte Angst zu 

sionsgrundlage fehlt. Es hat keinen Sinn, über überwinden. Die Schule muss Wieder eine offene 

Bildungsfragen zu reden, solange keine Bil- Organisation werden. 

dungsforschung betrieben wird! Der Referent Dieser Isolierung der Schule entspricht eine 

nannte drei entscheidende Gründe, die für die Isolierung in der Lehrerausbildung. Die heutigen 

folgenschwere Krise verantwortlich sind: . Lehrer werden völlig ungenügend ausgebildet — 

• Pluralität der Ziele. Es gibt keine eindeutig für eine der wichtigsten Aufgaben innerhalb 
feststellbaren Bildungsziele mehr. Vielmehr gibt d er Gesellschaft — in einer Stätte, die zur neue- 
es grundverschiedene Ziele, die sich sogar wider- sten Forschung keine Beziehung hat. Auch nach 
sprechen der Patentierung muss sich ein Lehrer- weiter- 

• Information. Bis vor kurzem war die Schule bilden. Ein Patent ist nur eine Befugnis zum 
zusammen mit der Kirche das Informationszen- Beginn einer Tätigkeit, nicht aber ein Zeugnis 
trum, die Stelle, die auch das nötige Wissen ver- für ein lebenslanges Ausüben des Berufs! 
mittelte. Heute ist die Schule informationsdefizi- Es wäre jedoch verfehlt, das Versagen des 
tär. Sämtliche Informationen stürzen, von den Schulsystems als Versagen der Lehrer zu inter- 
Massenmedien katapultiert, auf die Heranwach- ffS^i ^fFÄf. ^ uM J 1 ^* ** J? 6 ^' 

*. m A*~ r>,~ c„(,„il «~, k^„«j«.™ u ,«-» üchkeit. Es gilt jetzt, die Konsequenzen zu ziehen. 

senden. Die Schule (im besonderen auch die Dag gesamt | Bildungssystem Wird eine Auswei- 

Hochschulen!) tragen dieser Tatsache nicht Rech- tung erfahren . rjer Schule wird mit der Erwach- 

nung. , senenbildung noch grössere Bedeutung zukom- 

• Art und Weise, wie in organisatorischen Be-. men als bisher, 9ie wird zum Angelpunkt jeg- 
langen mit den Bildungsproblemen umgegangen licher gesellschaftlicher Entwicklung. 

Angesichts der erwähnten "Einheitsfront "zwischen der eher konservati- 
ven, gesamtschulfeindlichen Lehrergewerkschaft und den politischen 
Schulkommissionen, deren Schwerfälligkeit (im Gegensatz z.B. zum schwe- 
dischen Zentralismus) in Bern jede"äussere"Schulreform verunmöglichen 
dürfte »reichten wir am 3o.3.71 eine eher platonisch intendierte 
"Schriftliche Anfrage im Grossen Rat ein, die di e veraltete Struktur 
des Schulkommissionssvstem als solches in Frage stellte: 

»Nach persönlicher Information in 7 europäischen und z.T.&usser- 
europäi sehen Ländern betreffend Schulorgahisation ergab sich 
die erstaunliche Tatsache, dass die Schweiz und speziell unser' 
Kanton mit seinecr System von politisch gewählten Schulkonmissio- ! 
ner>' heute noch allein dasteht. Diese sogar mit pädagogischen Kom- 
petenzen ausgestatteten Laiengremien stellen heute. im Zeitalter 
revolutionärere Wandlungen im Bildungowesen vielfach ein schwe- 
res Handicap dar. Sie erschweren euch durch ihre Wahlkompexenzen ( 
nachweisbar heute die Rekrutierung von jungen Lehrern »ähnlich 
wie die Kirgemeinderäte diejenige junger Pfarrer eher hindern 
als fördern. Man will heute in seiner Existenz nicht mehr von 
solchen lokalen und vielfach verpolitisierten Laiengremien ab- 
hängen lAehnl ich beginnen auch die fast ausschliesslich aus Lai- 
en zusammengesetzten Geschworenengerichte bei den zunehmenden 
Indizienprozessen mehr und mehr zu versagen, da es hier auf 
die Auswertung exaktwissenschaftlicher Expertisen ankommt, der 
ein Laie nicht mehr gewachsen ist. Her r Prof. Stocker metite kürz- 
lich in einem Vortrag, wir hätten heute in der Schweiz den Fö^era 
lismus bald nur noch dort, wo er mehr schade als nütze, nämlich 1 im 
Schul-, Steuer-und Piranzwesenl Sollte nicht endlich eine gründli- 
che Revision dieser aus urgermanischen Thingzeiten e>tammenden 
Strukturen im Schul-, Kirch-und Justizwesen angebahnt werden, da- 
mit die Schweiz und speziell unser hier besonders konservativer 
Kanton mit der rasanxen Entwicklung unserer Epoche Schritt hal- 
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Einer offenen Kriegserklärung £lm den "reformsüchti ;;en"Jehu:direktor 
kern dessen"Misbootung"aus der Pestalozzifeier 1971 gleich, unter 
dem Vorwan;i,die Lehrerveteranen wünschten nicht, wie üblich, von ihm 
Dienstaltersgescheok und "Ehrung" zu erhalten, da er es gewagt hatte, 
anläss!.ich von Schulbesuchen Kritik zu üben. Der Lehrer, der dauernd 
vor seiner Klasse Recht behalten muss, glaubt schliesslich, als 
"deformation prof essionnelle" , quasi selber an seine "Unfehlbarkeit" 
uno ist keineswegs bereit, von einem politisch gewählten Arzt eine 
Kritik entgegenzunehmen. Zu iem rückten die Neuwahlen heran, und nun 
galt es ge^en den zwischen Rechts-und Linksblock der "Bunde spart ei - 
en"störenden Lande sringkandidaten" aus allen Rohren zu schiessen", 
was umso leichter war, als der LdU in Bern keine einzige Presse- 
stimme besitzt. Zwar verband gerade die Gesamtschulreform, -in 
Deutschland 'und Schweden der Wahlschlager der SP-, den Landesring 
mix der SP, weshalb ja auch die Motion Theiler wider alles Erwarten 
im Stadtrat "erheblich" erklärt wurde .Aehnlich hatte auch in Deulscir. 
lan:: die Koalition SPD und PDP in Berlin, Hamburg, Hessen, Nordrhein- 
«Vestfalen usw. die Gesamtschulreform ermöglicht. Trotz schlechter 
'.Vahlaus sichten stellte sich auch in Bern der LdU-Kandidat nochmals 
zum Kampf, um der Gesamt Schulreform eine wenn auch geringe Chance 
zu geben. Als Präsident der stadtberr.ischen Sektion der" Europaunion" 
hoffte er auch insgeheim auf einen Beitritt der Schweiz zur EWG, 
da der aus der > 'Buropaunion"hervorgegangene "Europäische Erzieher- 
bund" ein unermüdlich-. r Verteioi^er der 3esamtschuliflee ist. 

Yon der Menschenrechte-Erklärung des Europarates 
war im Grossen Rat auch unsre Aktion gegen das" Gesetz über Erzie- 
hungs-unri Versorgunpismassnahmen" (GEV, 19 65 ) ausgegangen, da dieses 
dem Römervertrag vom 4.11. 5o mit den ,t Gummiartikeln"betr. "öf f ent 
liches Aergernis"(Art.6)als Einweisungsgrund und der Versorgung 
"auf unbestimmte Zeit" (Art. 36) widerspricht. So schrieb Prof.Kägi: 
"Viele Kantone vermögen dem Minimal Standard, den die Europäische 
Menschenrecltekonvention in Art. 5 fdr den Schutz der persönlichen 
Freiheit niedergelegt hat, nicht zu entsprechen. Ein streng rechte - 
staatlich geordnetes Verfahren ist hier besonders notwendig ange- 
sichts der Wichtigkeit des Eingriff s. "Als wir bei unsrer Postulats 
begründung am lo.Juni 1968 daher Bern in dieser Beziehung einen 
"Unrechtsstaaf'nannten, hagelte es nur so von Fraktionserklärungen, 
denn hier gilt als oberstes Gesetz nicht die Wahrheit, sondern die 
Form, die zu wahren ist ,um in ihrem Schutz dann umso hemmungsloser 
manipulieren zu können. Ein Ratsmitglied machte mir sogar einen Pro 
zess,als ich ihn"Märchenerzäh.ler vom Amf'nannte, nachdem er mich 
wegen meiner Schulreforrnversuche der Kompetenzüberschreitung und 
des Amtsmissbrauches geziehen hattetDer Regierungsrat bezeichnete 
übrigens das erwähnte" Asozialen/Besetz " als unentbehrlich, um die 
heutige antiautoritäre <Velle der Jugend zu bekämpf en. Zudem sei 
die vormundschaf tlichc Versorgung l'-.-ut Art. 406 ZGB urr.: 421 ZGB 
auf blossen Wunsch des Vormunds hin("nötigenfalls")noch viel stren 
ger.Die Jugendanwaltschaft gab auch der Zentralschulkommission be- 
kannt, "ein Zungenkuss und oben un< unten betasten"ge.-iüge für eine 
solche "Versorgung" d.h. einen Freiheitsentzug ohne Urteil , währen:' 
es in Art.70(als juristischer Schnitzer)sogar heisst": ''wird mit 
Haft bestraft " »obgleich die Botschaft versichert, es handl- sich 
nur um eine"Erziehungsmassnahme".Wie diese Rcsozialisierun.g aus*- 
sieht, zeigte die Jugendzeitschrift "Team"in einer Enqu§te über 
Tessenberg. Ala Gegenbeispiel kann z. B.die"Pflegeanstalt "Tillberga 
in Schweden genannt werdenlAehnlicn gefährlich dürfte das neue 
" Notstandsgesetz" des Kantons(Art. 3 des Dekrets über die Organisa- 
tion des Regierungsrates" ,12.1.71 )bei Anwendung gegenüber "Jugend- 
demonstrationen"sein(Theiler) .So protestierte auch der Lehrer Vil- 
lard im Grossen Rat mit einer 'Interpellation gegen das Auseinander 
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xcxoocn wxx xeuuxxxexi uei .H.uuorxxaii3K:ri3en" aurc n fleimversorgung .Wie wir 
schon oben erwähnten, ist die schlechteste Familie als"Heim"noch immer 
besser als die "beste Anstalt.Man hat kürzlich an EEG-Reihen einen erhebli- 
chen Leistungsrückstand bei Heimversorgung objektivieren können. Heime 
"für Schwererziehbare" sind meist wahre Brutstätten der Kriminalität und 
?Ifi^:iM^^* (Umgekehrt protestierte Gr. rat Haldemann gegen den Rückgang 
im^aruKampf gegen den reformfreudigen Schuldirektor die Pres sein jurien 
und "Kleinen Anfragen"imStadtrat in ungewöhnlichem Masse zunahmen, reichten 
wir im Grossen Rat, in Analogie zu einem Protest von Bundesrat Celio gegen 
"disziplinlose Behördenkritik" , eine " Schriftliche Anfrage "ein« zumal wir 
beim Regierungsrat selber eine"Untersuchung gegen uns selbst wegen ange- 
blichem Amtsmissbrauch" verlangt hatten. Der"Gemeindeverbandspräsident", 
Regierungsrat Jaberg hatte nämlich den Gemeinderat angefragt, ob 
eventuell auf Grund von Art. 60 des Gemeindegesetzes meine Amtsenthebung 
in Präge komme, was dieser kategorisch verneinte.auf Grund von Art. 77 Abs. 3 
des kant.Mittelschulgesetzes sei der Schuldirektor berechtigt, auch päda- 
gogische Befugnisse der Schulkommissionen zu übernehmen, zumal wenn ein 
offizieller stadträtlicher Auftrag(Motion Theiler)be stehe. Auch erlaube 
Art. 8 dieses Gesetzes der Schuldirektion, die Unterteilung der Mittelschule! 
selbständig vorzunehmen. (Dazu Art.lo9»Abs,15 der Axisfllhrungsbestimmungen 
zur Gemeindeordnung) .Uhsre "Schriftliche Anfrage " lautete nun: "Es ist leida 
heute Mode geworden, besonders in Wahljahren an den Mitgliedern der Exeku- 
tive in der Presse planmässigen,persönlichen"Rufmord"zu treiben. Na türlich 
sind Amtspersonen stets der öffentlichen Kritik ausgesetzt, doch sollte 
diese sachbezogen bleiben. Da ein in der Exekutive tätiger Politiker kaum 
Zeit hat, solche Diffamierungen strafrechtlich zu verfolgen, bleibt die Prä- 
ge offen:welche offiziellen Mittel stehen der Exekutive zur Verfügung, um 
sich und die Verwaltung gegen ungerechte Diffamierung durch die Presse zu 
schützen?ünter dem dauernden Beschuss der Presse wagt heute eben auch die 
Verwaltung immer weniger, Verantwortung durch eigene Ent s che idung( selbst in 
Routinegschäf ten) zu übernehmen, was eine speditiVe Abwicklung der Regie- 
rungsgeschäfte hemmt. Wo sind ferner die Grenzen der parlamentarischen 
Immunität, die heute ebenfalls gerne"forciert"wird?" 

Damit sind wir am Ende unseres kleine n Rechenschaftsberichts 
"in eigener Sache" . Wir können das offizielle Bern jedenfalls keineswegs 
als schulreformfreudig bezeichnen. Starke ober-und unterirdische Hemmkrfifte 
sind am Werk und schrecken offenbar auch vor persönlicher Diffamierung 
nicht zurück. Sie verraten, dass das Gesamtschulproblem ein hochpolitisches 
ist, weshalb es denn auch in Schweden, England und Deutschland seit je von 
den sozialdemokratischen und liberalen Parteien portiert und oft geradezu 
als "Wahlschlager"benutzt wurde. Aber in Bern gilt Kästners Wort: "Der 
Mensch, der Sprünge macht, geht vor die Hunde", oder wie ein altes arabi- 
sches Sprichtwort meint: "Gib' dem, der die Wahrheit sagt. ein rasches Pferd, - 
er wird es brauchen." Ein reformfreudiger, "antiautoritärer Schuldirektor 
wird in der Schweiz und besonders in Bern nicht alt; das hatte schon Oltra- 
mare mit seinem"Cycle d*orientation"in Genf erfahren! *)Ein"Silberstreifen 
am Horizont dürfte immerhin die Gründung der gesamtschulfreundlichen Ge - 
werkschaft w Erziehung und Wissenschaft H im April 1971 in Zürich sein, deren 

Programm Wir hier Wiedergeben« S*~Kampf«egeh die ideologische Ausrichtung der Bil- 

ün Mittelpiinkt' des ICrundsatzprogramms steht die •*"?* i« Stone einer : Rechtfertigung £h«ltung und 

- - •■>.-..*■.* 1 »chetung der bestehenden VernSltnlsite, 1 - gegen die 

*utorit§ren Strukturen der BildungsvermitUuäg, die 
'cftfÄiduktion von Untertanen dleneflf ätäf gegen die 
Instrumentalisierung der Bildung für die : Äerstelltmg 
flWT'tVäre Arbeitskraft. •.■v»--y .■ v .<■:../ > v T' 

Auf dieser Grundlage soll auch die Lehrerausbildung 
.verbessert werden und eine Demokratisierung des i 
gesamten Schulsystems angestrebt werden. Weiter sol- 
len Massnahmen zum Schutz von Hilfslehrern und 
Vikaren, insbesondere ein Kündigungsschutz, erarbeitet 
werden. 

In der Lohnpolitik wurden drei Grundsätze an- 
genommen: 

• Abbau der Btakommenshierarchie durch starker* 
Abhebung der unteren Lohn- und Gehaltsklassen. 

• Abbau der regionalen EinkommensgefÄUe zugunsten 
^ der Tieflohngebiete. .... 

') Einige Bdspiele von "Brftmsaktionen " : die Koedukation wurde durch Auf stelhng 
aormer ,, Umbaukostenydas"Werkjahr"durch"Standortschwierigkeiten"verzögert, 
tatt mit überschüssigen Untergymnasiasten einen"Untergvmnasiumszug"am"Vik- 
oria"im Sinne der"Einheitsmittelschule"zu bilden, wurden sie täglich per 
axi in die Agglomeration, nach Bolligen verfrachtet, und während einer Grippe 
is Schuldirektors versuchte man schnell die Untergymnasiumskommissionen end 
fültig mit den Gymnasiumskommissionen zu verschmelzen, um jede weitere"Ein- 
•eitsmittelschuMiEntwicklunß ein für allemal zu blookierftnf fiioti on B-rirmT^ 


Forderung nach einer neuen Bildungspolitik nuTaem 
Ziel der «Entfaltung ; der menschlichen Fähigkeiten 
tum Aufbau einer Gesellschaft, die sich von allen 
Forme* der Klassenherrschaft befreit und die Be- 
ilngsotgen für eine optimale Entwicklung der Produk- 
tivkräfte im Dienste der menschlichen Bedürfnisse 
schafft». 

Zur Erreichung dieses Zieles will die GEW fol- 
gendes vertreten: 

• Kampf gegen die klassenspezifische Diskriminie- 
rung im Bildungsbereich. Dazu gehört der Aufbau öf- 
fentlicher Vorschuleinrichtungen und der Aufbau in- 
tegrierter Schulen sowie das Recht auf Weiterbildung 
und Umschulung. 

• Kampf* gegen regionsspezifische Diskriminierung im 
tMjdungsbereich. Dazu bedarf es nationaler Bildungs- 
politik, Finanzausgleich und Bildungspropaganda. 
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• Einrichtung eines elternunabhängigen Ausbildungs- 
finanzierungssystems für alle in der Ausbdidung be- 
findlichen Schüler, Lehrlinge und Studenten. 

Hatte man sich auf dieses Programm noch relativ 
schnell geeinigt, so erwiesen sich die Probleme der 
Organisationsform für die neue Gewerkschaft als 
wesentlich schwieriger. Schon bei der ersten Ver- 
sammlung war deutlich geworden, dass sich ein An- ] 
schluss an den VPOD anbiete. i 

Die Gründung einer eigenen Sektion erwies sieh je- ! 
doch als nicht möglich, da es im VPOD schon eine 
Lehrersektion gibt und der VPOD laut Statuten keine 
sich konkurrenzierenden Sektionen kennt. Wissen- 
schafter aber sind seit einiger Zeit in der Sektion Kul- 
tur untergebracht. 


So wurde denn in Anwesenheit der beiden Sektions- 
präsidenten von der Sektion Kultur und der Sektion 
Lehrer und eines VPOD-Funktionärs ausführlich die 
Möglichkeiten des Anschlusses an eine der Sektionen 
erörtert. Dabei erwies sich als besonders schwierig, 
dass in der GEW auch Schüler und Studenten mit- 
arbeiten, die sonst noch in keiner Sektion des VPOD 
vertreten sind, erschien den meisten Anwesenden doch 
noch ein genaueres Abklären der Bedingungen nötig, 
unter denen die Mitglieder der GEW ihre Arbeit inner- 
halb des VPOD fortsetzen können. So wurde dann der 
Beschluss gefasst, dem VPOD zwar beizutreten, offen 
blieben jedoch noch der Zeitpunkt und die Sektion. 


Um arbeitsfähig zu bleiben, wurde daraufhin die 
GEW als Verein gegründet. Zum Vorstand wurden 
einige Mitglieder des bisherigen Arbeitsausschusses 
bestellt. Dieser Vorstand erhielt daraufhin noch einmal 
den Auftrag, Bedingungen und Möglichkeiten zum 
Beitritt in eine Sektion des VPOD genau auszuhandeln 
und die Ergebnisse der Verhandlungen an einer der 
nächsten GEW- Versammlungen vorzulegen. 

Einen mutigen Vors tos s nahm Bundesrat Tschudi in der Frühjahrs- 
session 1971 mit dem neuen Bildungs-und Forschungsartikel BY 27 : 


M. R. P. Jetzt hat auch der Bundesrat erklärt, 
dass das Schulwesen in der Schweiz dringendst 
der Zusammenarbeit und Verbesserung bedarf: 
das Eidg. Departement des Innern hat den Kan- 
tonsregierungen, den politischen Parteien, den 
Spitzenverbänden der Wirtschaft sowie weiteren 
interessierten Organisationen einen Vorentwurf 
für eine Neufassung eines Bildungsartikels 27 
und eines Forschungsartikels 27bis der Bundes- 
verfassung <BV) zur Vernehmlassung zugestellt. 
Der Yoreritwurf ist als Altcrnativvorschlag 
zu der am 1. Oktober vorletzten Jahres von 
der Jugendfraktion der Schweizerischen 
Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei (BGB) 
In der Form einer allgemeinen Anregung ein- 
gereichten Volksinitiative für Schulkoordina- 
tion zu betrachten. 
Als wesentlichste Gründe für die Neuordnung 
des Artikel 27 und 27bis sind Aenderungen in 
der Gesellschaftsstruktur, die Entwicklung der 
Wirtschaft mit dem Aufkommen von Industrie- 
zentren und die damit verbundene , Binnenwan- 
derung der Bevölkerung und die zunehmenden 
Anforderungen an den Ausbildungsstand zu nen- 
nen. Bereits in seinen Richtlinien für die Re- 
gierungspolitik in der Legislatur 1968 bis 1971 
hatte der Bundesrat versichert, dass er — in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen — dem Bil- 
dungswesen vermehrte Aufmerksamkeit schenken 
werde. Das geltende Recht weist nun aber auf 
diesem Gebiete dem Bundesrat nur sehr be- 
schränkte Kompetenzen zu, denn in allen grund- 
sätzlichen Fragen dps Bildungsw'esens sind die 
Kantone zuständig geblieben, was zur Folge hatte, 
dass sich in der Schweiz eine Vielfalt von Schul- 
gesetzgebungen entwickelte. • 

Es ist daher verständlich, dass in letzter Zelt 
die Forderung nach vermehrter Koordination 
Im Schulwesen immer nachdrücklicher erhoben 
worden ist. 
Gleichzeitig griff aber auch die Erkenntnis Platz, 
dass die Bildungspolitik eine nationale Aufgabe 
sei, die ohne verstärkte Befugnisse der Bundes- 
behörden nicht gelöst werden kann. Von vorne- 
herein herrschte allerdings im wesentlichen Ein- 
mütigkeit darüber, dass angesichts des födera- 
tiven Aufbaues der Schweiz auf diesem Gebiet 
nur ein enges Zusammengehen von Eidgenossen- 
schaft und Kantonen In Betracht kommen kön- 
ne. Ihren konkreten Ausdruck fanden die vorste- 
henden Ueberlegungpn unter anderem in ver- 
schiedenen parlamentarischen Vorstössen, in der 
Volksinitiative für Schulkoordination, die von 
87 577 Schweizer Bürgern (damals noch ohne 


Frauen) unterzeichnet wurde und schliesslich in 
dem von den Erziehungsdirektoren ausgearbeite- 
ten Konkordat, dem bereits die Kantone Appen- 
zell-Innerrhoden, Obwalden, Nidwaiden, Uri, Lu- 
zern, Solothurn, W T aadt und Neuenburg beigetre- 
ten sind. Eine vom Departement des Innern 
eingesetzte Arbeitsgruppe hat dieser Entwicklung 
Rechnung getragen und Im. neuen Verfassungs- 
artikel ausdrücklich festgehalten, dass" Eidgenos- 
senschaft und Kantom?' g em e i nsam ,m die bil- 
dungspolltitschen Aufgaben tjerantreteTriollen, wo- 
bei allerdings die Ausbil(JuW"^*dfl#' , Vorscrful- 
untf-VolkssCnülsttrfe rrach' VwHrrirlh'TJie' Zustän- 
digkeit der Kantone fällt. Dieses trifft auch 
für die übrigen Stufen zn.^wöbei die Bundesbe- 
hörden jedoch Grundsätze über Gestaltung und 
Ausbau des Mittelschulwesens, der höheren Aus- 
bildung, der Weiter- und Erwachsenenbildung 
und über das Stiipendienwesen aufstellen^ können 

Der Eidgenossenschaft wird neu die Befugnis 
eingeräumt, die Kantone beim Ausbau Ihres 
Bildungswesens finanziell zu unterstützen und 
bestehende Hochschulen zu übernehmen. 

Diese Hilfe kann allerdings von der Erfüllung 
gewisser Voraussetzungen abhängig gemacht wer- 
den. Etwa von der Bedingung, dass Koordination 
und Freizügigkeit unter den Kantonen sowie 
der Zugang zu den Hochschulen sichergestellt 
sind. Wer den vielgerühmten helvetischen Föde- j 
ralismus aus der praktischen Politik her kennt, | 
kann sich allerdings einer gewissen Skepsis nicht ; 
enthalten, denn allzuviel wird theoretislert in 
diesem neuen Mammutartikel mit nicht weniger 
als ^ acht Unterabschnitten. . . Als fassbare und 
klare Weisung wird die Mindestdauer des obli- 
gatorischen Unterrichts auf neun Jahre festge- 
legt und Im Artikel 27bis (Forschungsartikel) 
wird festgehalten, dass die Eidgenossenschaft die 
wissenschaftliche Forschung fördert, soweit dies 
im Interesse der Schweiz geboten erscheint. 

Dadurch soll die Subventionierung der For- 
schung endlich auf eine verfassungsmassige 
Grundlage gestellt werden. 
Wie immer auch die parlamentarische Beratung 
des neuen Verfassungsartikels ausgehen wird, ei- 
nes Ist jedenfalls sicher: eine neue Runde ist 
in der Bildungspolitik eröffnet worden um das 
Schulwesen den Bedürfnissen anzupassen, veral- 
tete Strukturen aufzuheben und neue Lösungen 
zu verwirklichen. Und dies ist erfreuliches Zeichen 
der Zeit. 
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Beilage zu 3.197 c :"Die Laube ggaffäre" auch eine Seldwylergeschichtei 

Wie schon S.28 a erwähnt, versuchten wir am Tag nach der Annahme der Mo- 
tion Theiler durch ein Rundschreiben die bisher übliche Uebertrittssta - 
tistik(Sekundarschule-Untergymnasium) z.H.des Verwaltungsberichts der 
Schuldirektion durch Miterfassung von Empfehlung, Schulbericht, Erfahrung 
noten, Examenserfolg und Probequartal im Sinne der Untersuchung : Trier, Zur 
■»eher Erziehun^sdirektion zu vertief en. Jene Untersuchung fand einen ge- 
ringen Aussagewert dieses traditionellen Selektionsverfahrens, -ein Haupt 
argument zur Einführung der Gesamt Schulreform , die nur" Diagnoseblätter " 
über den Leistungsfortschritt und Empfehlungen zum halb .jährlichen Kurs - 
wechsel kennt l Unser Rundschreiben lautet*»: 

" An die Herren Vorsteher der städt. Sekundärschulen. 

Betrifft : Untersuchungen über den Aussagewert der Erfahrungsnoten, 
Empfehlungen und Examen beim Ueber tritt ins Untergymnasium. 

Analpg einer kürzlichen Untersuchung der Zürcher Erziehungadi- 
-rektion möchten wir, im Zusammenhang mit dem Verwaltungsbericht und 
der vom Stadtrat angenommenen Motion Theiler, eine statistische Er- 
fassung des Aussagewerts der drei Selektionsformen versuchen. Es gilt, 
Vergleiche mit den gesamtschulischen"Diagnoseblättern , 'anzustellen. 
Dazu "benötigen wir aber auch die Erfahrungsnoten der nicht zum Ueber- 
tritt angemeldeten Kinder der 4.Sek.klassen ,da hier laut der Motion 
Theiler von Quartier zu Quartier grosse Differenzen bestehen sollen. 
Eine Nachkontrolle erfolgt dann(noch vor dem Verwaltungsbericht)nach 
dem Probe quartal. Da Sie ja seit je diese Daten zusammengetragen ha- 
ben, dürfte für Sie kaum eine Mehrarbeit resultieren, während eine sol- 
-che Enquete zum Programm gehört, das der Stadtrat von der Schuldirek- 
tion bis zum Herbst verlangt hat. Mit bestem Dank im voraus für Ihre 
freundliche Mitarbeit und ausgezeichneter Hochachtung 

Dann machten wir einige Schulbesuche an der nächstliegenden Sekundär- 
schule Laubegg und gaben der Schulkommission folgenden, auch das Curri- 
culum kritisierenden Bericht ab, der zu heftigsten Polemiken führen soll- 
te: (Nachdem die Presse diesen " schulinternen "Bericht an die Schulkommis- 
sion schon nach wenigen Tagen, also lange, bevor diese ihn behandelte, un- 
ter polemischen Titeln publizierte ("In der Laubegg wird seelisch ver- 
krüppelte Zwergobat gezüchtef'usw. ) »steht uns nicht; im Wege, ihn auch 
hier in extenso zu bringen, um die Angelegenheit auf zuhellenl) 

Wldirektion der Stadt Bern 23 1 71 

Kr«mg«sse61 Telefon 6461 1 1 3011 Bern 

" An die Schulkommission Laub egg t 

Betrifft» Ist- Zustand der Berner Mittelschulen im Hinblick auf 

gesamt schulische Reformen auf Grund der erheblich erklärten 

Motion Theiler. 

Sehr geehrter Herr Wydler! 

Die Umstände zwingen mich, Ihnen hier einen etwas ungewöhnlichen 
Brief schreiben zu müssen, der Sie zunächst etwas schockieren dürf- 
te, weil bisher offenbar jedermann meinte, unsere Mittelschulen 
seien völlig in Ordnung. Die erheblich erklärte Motion Theiler 
hat mir aber die Pflicht und die Kompetenz gegeben, über meine 
sonstige rein administrative Tätigkeit als Schuldirektor(und 
Grossrat)hinauszugehen, wobei ich mit dem kant.Inspektorat in 
engster Fühlung bleiben werde. 
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Wie Sie wissen, hat uns der Stadtrat in der letzten Session mit dem 
Studium der Möglichkeiten gesamtschulischer Reformen in Bern beauf- 
tragt. Um nun Yergleichsmaterial "betreffend eventuelle Curriculumre- 
formen zu bekommen, habe ich auch Ihrer Schule einige Schulbesuche ge- 
widmet,die ich von Zeit zu Zeit wiederholen werde. Methodik und ver- 
mittelter Lehrstoff waren in den besuchten Klassen eher dürftig. Mit 
meist recht armseligen Scripts ohne jede Anschauung im Sinne Pesta- 
lozzis, meist schlecht kopiert und oft mit eindeutigen Fehlern, wird 
hier in mehr als konventioneller Weise ein zusammenhangloses, punktuel-' 
les Wissen gedrilltCz.B.in Geographie und Geschichte), wird im Rechnen 
die Zeit mit stundenlangem Ausrechnen vertrödelt, statt dass man den 
Rechnungsvorgang logisch verdeutlicht usw. Keine Spur also von einem 
modernen gesamt schulischen Themen-oder Projektunterricht im"Team- 
teaching" .Nach Prof .Atteslander besitzt ja die Schweiz heute"das 
schlechteste Schulsystem der Welt", obgleich wir alle glauben, 
"Pestalozzis Lehrerstab im Tornister" -zu besitzen. Die umliegenden 
Kriegsländer mussten ihr Bildungssystem von Grund auf neu bauen und 
haben dies daher zugleich mit zeitgemässen Reformen getan. Es wurde 
schon im Stadtrat mehrmals betont, dass Bern offenbar darum so viele 
und so gute Privatschulen besitzt, weil die öffentlichen Schulen ver- 
sagen und für Einseitigbegabte und Spätreifer keinen Platz habenj 
Entgegen der vnnlhrer Seite gern geäusserten Meinung besitzt auch 
die Laub eggschule (auch trotz relativ guter Uebertrittsquoten ins 
Untergymnasium) im Volk eher einen schlechten RutfÖAn gesamt schulischem 
schwedischen und deutschen Modellschulen gemessen, ist ihr Standard 
sogar miserabel. Die Klagen der Eltern über offensichtlich standes- 
politisch verfärbte Zensuren, unverkennbare Bevorzugung der Kinder 
Prominenter im Sinne der freisinnigen Elitärpolitik, sogar Aeusse- 
rungen eines gewissen"Deutschnhasses"usw.häufen sich auf der Schul- 
direktion. Schon der Abwart kommt dabei schlecht wegrdie Kinder müssen! 
im Winter auf der zugigen Treppe im Freien warten, der Abwart macht 
mit "P|'atzgeld"für Velos, Brotscheiben a 15 Rp.usw. Nebengeschäfte, 
die sich nach Kontrollen in einem andern Sekundarschulhaus auf über 
4oo Fr. belaufen. Dafür sind die Zimmer am Morgen nicht gelüftet, fehlt 
in den Toiletten, sogar in derjenigen der Lehrer, Papier und Handtuch. 
Vom "Pausenapfel", den die Schuld&ektion gegen Caries und Grippe 
wegen seines Vitamin-C-Gehalts empfahl , keine Spur. Nicht einmal Most, 
wie am Viktoria »wird zum Brot verteilt. Die Kleine Anfrage Theiler 
wurde vom Gemeinderat dahin beantwortet, dass diese Zwischenmahlzeiten' 
von den Abwarten zum Selbstkostenpreis abgegeben werden müssen. Es 

ist den Abwarten verboten, irgendwelche Zusatzgewinne zu ihrer sehr gu 
ten Besoldung zu machen. Offenbar hat hier der Vorsteher zuwenig «um 
Rechten gesehen, Auch I n re Schulkommission leistete sich eine Ferien- 
verlängerung unter Umgehung des Di enstweges( Schul direktion-Zentral- 
schulkommissioh,was noch Folgen haben wird. Dafür verweigerte sie 
einer initiativen Lehrerin eine kurze Vorverlegung ihrer Ferien für 
eine Ueberseereise mit ihrem Mann, einem Arzt, der bei der Verhandlung 
vom Vorsteher als"Medizinmann"verächtlich gemacht wurde. Meine Frau 
ist als Kommissionmitglied berechtigt, mir als Schuldirektor solche 
Vorkommnisse zu melden. Auf der andern Seite haben Sie dieser Lehrerin 
zusätzliches Basteln von Puppen zum Vorwurf gemacht! i Abgesehen von 
einem Einzelvorstoss in Mengenmathematik erweist sich Ihre Lehrer- 
schaft als ausgesprochen rerormfeindl'ch,wie mir eine Diskussion im 

Lehrerzimmer mit Frl.J*» • • und Frau V« •* • » , sowie mit Hrn.J« *- be- 
wies. Diese offenbar sehr-freisinnigen • Herrschaften wollen der Ge- 

-sellschaft auch "Nachschub für die Dienstleistungberuf e"liefern und 
gedenken zweif eljos ( trotz des stadträtlichen, offiziellen Auftrags im 

*) Groteskerweise wird von den Laubegglehrern als ttauptargument für 
ihre überstrenge Selektion angegeben, es gelte das Prestige ihrer bcnu- 
le zu wahren.Armer Pestalozzi, wie gründlich bist Du von Deinen Adepten 
missverstanden worden. 
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Sinne der angenommenen Motion Theiler, keine Reformen zu dulden, da 
Frl.J...,. sogar von*Ergreifen des Referendums 1 * dagegen sprach/Auch 

Herr Vorsteher T habe kürzlich das Traktandum" Gesamt schule" 

in wenig sachlicher, überheblicher Weise nur oberflächlich und ab- 
schätzig behandelt ?Wenn auch die Laubeggschule bekanntlich eine S °S« 
"Hochburg des Freisinn^' ist, darf weder der Vorsteher, noch die Schul- 
kommission entgegen dem Ratsbeschluss eine einseitige Politik trei- 
ben« Ueberhaupt ist man sich an höchster Stelle längst bewusst,dass 
das bisherige System der politisch gewählten Schulkommissionen längst 
völlig unzeitgemäss ist, da hier oft eine "Verpolitisierung" des Schuli 
sehen stattfindet, die jede Schulreform verunmö glicht. Der gesamt- 
schulische Elternrat (der Eltern der in der Schule befindlischen Kin- 
der) wäre bei weitem vorzuziehen. Jedenfalls fällt es auch andern 
auf, wenn der Schuldirektor im Schulhausareal Laubegg, von einer Aus- 
nahme abgesehen, nicht gegrüsst und mif'Suterbock" tituliert wird,- 
und zwar vor den Ohren der Kinder 1 Der rückständige Trend Ihrer 
Schule zeigte sich ja schon bei der KoedukatioasdebatteC trotz des 
pathetischen Widerrufs des "Damenflors"! ) »weshalb wir dieses Früh- 
jahr im Auftrag des Stadtrates wieder einen kleinen Schritt mit 
der Sek. schule Manuel tun müssen. Die Schulkreiseinteilung ist ja 
sowieso Sache der Schuldirektion. Es müssen uns also übertretende 
Mädchen aus dem Manuel quartier gemeldet werden, da wir dort, wie am 
Viktoria, einige Mädchen in die Sek.klassen aufnehmen müssen, nachdem 
das Postulat Briner( erheblich erklärt) die Ostringpassage für Schü- 
ler aus diesem Quartier als lebensgefährlich nachgewiesen hat! Dies 
gilt hier als offizieller Auftrag an den Vorsteher. Der bisher 
immer vorgebrachte Vorwand baulicher Ar t C WC, Turnraum) pas st hier 
nämlich nicht. 

Soviel wir nun beobachteten, ist also die Lernmotivation am 
Laubegg vorwiegend negativer Art: sie beruht auf Noten-und Examens« 
druck statt auch echtem eigenem Interesse der Kinder. Das ist na- 
türlich, als Stütze der Autorität für die Lehrerschaft, viel bequemer. 
Damit wird aber nur seelisch verkrüppeltes "Zwergobst', und blosse 
Drillbarkeit statt echte Intelligenz gezüchtet und gefördert. -und ge- 
testet!Die Widersinnigkeit dieser bei Ihnen noch immer praktizier- 
ten rein negativen Selektion, die auf das"Prokrustesbett"einer"Intelr 
ligenz"geeicht ist, die weder die Psychologie kennt, noch später die 
Wirtschaft verlangt, erwies sich übrigens auch am "Fall "meiner Toch- 
ter Monika, einer typisch einseitig-musisch begabten"Spätzünderin" 
(rsie spielt Violine und Klavier) »deren wahre Qualil&en ich als 
Vater, Arzt , Theologe und Psychologe am besten beurteilen kann. 
Fälle ähnlich sadistisch verfärbter"Auslese"anstelle pädagogischer 
gesamtschulischer"Förderung"aus Ihrem Schulkreis häufen sich auf 
meinem Pult. Fragen Sie Pfr.K • * .,Dr.K* • •> , Prof .G. . . »Hrn.N. .u-a.über 
das pädagogische Klima, die"Standespolitik"usw. Ihrer Schul el Hoff ent- 
lich ändert sich dies dann mit der Koedukation . (Die meisten Klagen 
beziehen sich auf den"T)amenflor ,r ,der sich dann umstellen muss.) 

Uebrigens sind alle Lehrer und Lehrerinnen auch durch einen Be- 
schluss des Lehrervereins auf das Studium der Gesamtschulreform 
(als"Jahresthema")auf Grund des neuen Fortbildungsgesetzes ver- 
pflichtet. Ich empfehle dazu meinen Bericht an den Gemeinderat, der 
eine grosse Stoffsammlung enthält und von Bundesrat Tschudi und 
Erziehungsdirektor Kohler ausdrücklich belobigt wurde. 

Was meine Tochter Monika betrifft, deren IQ bedeutend über 
dem Durchschnitt ist ,so erhielt sie den apodiktischen Bescheid 
"nicht empfohlen" von der Lehrrkonferenz des 25./26.I.erst am 
18. d.M., im Gegensatz zu den Mitschülerinnen, (die übrigens selber 
über den Entscheid empört waren). Dazu kam dieser Bericht in absolut 
unzulässiger, liederlicher Form, (s. Fotokopie, von einer meiner Töch- 
ter mit einem 4 nach Laubeggmas stab zensuriert) »indem der Vorsteher 
nach meiner bald vierjährigen Amtszeit noch nicht einmal meinen 
Namen richtig schreiben kannlEbenao konnten mir die beigelegten 
"Erfahrungsnoten"nicht mit den entsprechenden Einzelnoten bewiesen 
werden. Hier herrscht offenbar völlige Manipulie,rfreiheit! 
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Am rührendsten waren H1.J-. *. 'S AufsatznotenjMonika habe zuwenig 
"Phantasie ".Offenbar werden die Seminaristinnen im Marzili immer 
noch in dem Proebelwahn er zogen, Flunkern sei"schäpferisch"lMan 
hat kürzlich in Deutschland einen Schüleraufsatz durch 14 Schrift- 
steller prüfen lassen. Die Besuljate verteilten sich ziemlich gleich- 
massig auf die ganze Skala 0-6 l Da sah doch der alte Schopenhauer 
etwas klarer, wenn er meinte: "Dichter ist man nicht ohne einen Hang 
zur Verstellung. "Monika i3t als leptomorphe Schizothymikerin ein 
betont visueller Vorstellungs-und Gedächtnistyp, der es z.B. im 
Kopfrechnen(wie Binsteinl) schwer hat. Es ist aber in der heutig 
gen Zivilisation, im"optischen Zeitalter"der bevorzugte Typ, den 
nur noch die Schule abschätzt. Monikas Aufsätze sind daher begriff- 
lich klare, sachliche, objektivierende »knappe Informationen mit 
viel Wirklichkeits-und Wahrheitssinn* der nun von Ihrer Schule 

bestraft wird. Hier zeigt sich die Reformbedürftigkeit unserer 

Schulen besonders deutlich. ) 

(Die weitere, in Details des Unterrichts gehende Kritik können wir 
uns hier schenken, da sie zuwenig prinzipielle Bedeutung hatte'.) 

Da das "nicht empfohlen" von den betreffenden Lehrern 
und Lehrerinnen nicht mit Einzelbelegen objektiviert werden 
konnte, verlange ich von der Lehrerkonferenz nähere Aufklärung 
oder dann mindestens eine Abänderung in" bedingt empfohlen ". Selbst 
Monikas Freundinnen empfanden die unverkennbare Parteilichkeit! 
Ich schicke daher diesen Brief gleichzeitig mit diesem Antrag 
nicht nur als Vater, sondern eher noch als Schuldirektor r der 
durch die Motion Theiler sogar mit solchen Korrekturen beauftragt 
ist ,an dTe L ehrerkonferenz vom 24.d.M.im Laubegg. Mein Bericht 
an den Ixemeinderat beweist meine Kompetenz, da ich nicht nur Arzt, 
sondern diplomierter Theologe und Psychologe bin, dessen Grossva- 
ter in Bern Seminardirektor und Prof. für Germanistik und dessen 
Onkel W.S. Geschichtslehrer am Gymnasium Kirchenfeld war. Meine 
Besuche von Modellschulen in 6 Ländern gaben mir offenbar eine 
Erfahrung, die kein Berner Lehrer in dem Masse besitzt. 

Ich möchte zum Schluss noch betonen, dass dieses 
Schreiben v erwaltungs internen Charakter hat, und daher Sie wie 
■Vpjrg-feher und Lehrerschaft unter Amtsgeheimnis stehen und diese 
Äusf ührung~en '" niemals in der Presse zu wahlpolitischen Zwecken 
missbrauchen dürfen. Es wurde schon zuviel Hufmord an meiner 
Person aus parteipolitischen Gründen getrieben, weil man die 
Schuldirektion erneut unter die konservative Flagge des Freisinns 
zwingen will f -ob mit Erfolg, werden wir noch sehen. Jedenfalls ge- 
denke ich meine Zeit noch gehörig aus zunützen, um einige Verbes- 
serungen, soweit sie in meiner KompetenzC, wie z.B. die Unterteilung 
der Gymnasien laut Art. 8 kant. Mittelschulgesetz) liegen,zuende 
zu bringen. 

*)Anl . einer Klage betr. Sek. scnule Munzinger entnehme ich einem dies- 
bezügliche! Schreiben von Vorsteher R-« • • • - * » folgenden merkwürdigen 
Satz, der ebenfalls Bände spricht: "Aber gerade weil er Repetent ist, können 
seine Leistungen (nämlich 5 »5= "nicht empfohlen"! J)ni cht mit denjenigen sei- 
ner Klassenkameraden verglichen werden ."??Warum repetiert man denn?. 

Diesem ofi'enuar noch ni- in Bern dagewesene Wagnis ein«r konkreten, 
direkten Kritik eines Schuldirektors führte denn auch zu langwie- 
rigen"Ehrverletzungsprozessen"und"Vergleichen" , zumal der Schuldi- 
rektor den"Formfehler"beging,die Kritik auch am Beispiel seiner ei- 
genen Tochter und ihren offenbar z.T. "politischen "Noten zu exempli- 
fizieren, öie ,Vahrung der Form wird in Bern gross geschrieben und 
dient hier gern als Alibi f'ir ganz anderes 1 Dieser üencnt un; Antrag 
an die"BeschwerdebehördeVan die Schulkommission, kam also sofort in 
die Presse, wobei dem Schuld irektor" Amtsmissbrauch " vorgeworfen wur- 
de, da er jenen Antrag"als Vater"uno"eher noch als SchuldirektorWr 
te.Aber"Antrag"iPt Antrag und kein Auftrag, und zudem halte meine Toch 
ter fast 1 Monat zuvor das Eintrittsexamen in ein Privatgymnasium 
gemacht, was seine Klassenlehrerin Fr.J. --wn säte. Der Antrag war also 
platon ischer, nä mlic h prinzipieller Natur im Sinne des Auftrags zu 
gesamt schulischen "Korrekturen" durch die erwähnte Motion Theiler'. 
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NACHWORT 


Am 12. Dez. 1971 wurden wir als bernischer Schul direktor n abgewählt'j 
obgleich die Frauen zum ersten mal stimmten. Bern will keine "Ge- 
samtschulreform"! Zudem verlor der Landesring der Unabhängigen so- 
wieso Sitze, da die nahende rt Rezessiori ,, die "Klassenkampf fronten"er- 
neut verstärkte und "Mi ttelparteien"auf loste. Unsre Wahlparole; 

"die zeit arbeitet für sutermeisterj_ 

Als das Volk ihn vor vier Jahren wählte, sprachen seine Gegner von der 

IlTer 6 Ä5— Gesetz über die administrative Vereng 

*l enes Rechtsstaates unwürdig, taten ihn die drei burgerl.c. en 
5 ' r't atsfraktionen in Acht und Bann. Heute gibt der Bundesrat zu, oass 
S1 SKSh ^urdieis Gesetzes wegen der Menschenrechtskonvent.cn 
Hpc Furooarates nicht beitreten kann. ,. 

1 s Mitarbeiter des Büros gegen Amts- und Verbandswillkiir des 
Undes ngs und der Gefansenengewerkschaft arbeitete Suterme.ster als 
Arzt an den Revisionen für die Prozesse Walter Gross, Pierre Jaccoud und 

^SuSSE?" Haschisch und Pornographie an den Schuter .eis 
» ugendverschmutzung" bekämpfte, schrie die Presse von Zensur« 

Heute wundert man sich über das rap.de Anwachsen der Rauschg.ft 
^pnrhe unter unserer Jugend. , 

Als er eT wagte, die Lehrer aus ihrem Dornröschenschlaf »imdm, 
Schulbesuche machte und den Schulkommissionen kntisd.eBer.chte m 
Sinn de Gesamtschulreform zukommen liess, wollte man ihm "Amts- 
Sbfauch" unterschieben. Heute wissen wir, dass unser Bjldungsvvesen 
dringend reformbedürftig ist, wenn die Schwe.z m.t dem Ausland 

ffiÄKL, Sektion Bern, setzt sich Sutermeister 
roch Ä Idee der »Friedensschuten" des Europarates und für den 
"FuroDäischen Erzieherbund" ein. w^„*„» 

Den Be ner Wahlprospekten zufolge hat nur der Fre.smn "kluge Kopfe . 
rShalb nahm man vor vier Jahren dem Schuldirektor die Kompetenz in 
Sachen Ute™ tu r und Musikpreisen weg, um sie dem fre.smn.gen 
Hnanzdirektor zuzuschanzen. Immerhin finden wir im Katalog der 
Brne Stadt und Universitätsbibliothek über 100 Titel wissenschaft- 
ncher Buche und Publikationen aus der Feder des Schuldirektors. Dieser 
anrieb auch ein "Blaubuch" über die Möglichkeiten innerer und äusserer 
Schuireforrnen im Sinne der Gesamtschule in Bern, das ,m In- und 
Ausland viel Beachtung fand. 
Auch der Landesring Bern hat "kluge Kopfe ! 

SulSster nötiger denn je. Mit ihm im Gemeinderat hat auch Bern 
seinen Ombudsmann!" 


s 

1 


Landesring der Unabhängigen, Ortsgruppe Bern 
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Anhang zu S.158 

Beispiel einer Curriculumreform betr. Kernunterricht in"Gesellschaftslehre? 

"Der Hessische Kultusminister. Information Gesamt schule , Fachbereich Basis- 
gruppen. Juni 1970. 
VORBEMERKUNG. *) 

4-9 •) Die vorliegenden Untorrlchtshllfen setzen die Kenntnis der Infor- 
mation "Projektunterricht" (abgedruckt in: "Informationen zur 
Gesamtschule - Arbeitspapiere für die Praxis II", SolljJ ff ) 
und der in den Handreichungen: Fachbereich Gesellschaftslehre 
- Arbeltspapiere für die Unterrichtsplanung - zusammengestellten 
Aufsätze voraus o 

Im folgenden finden sich Vorschläge für die Inhaltliche Füllung 
des in den Handreichungen veröffentlichten formalen Schemas für 
die Planung des Unterrichts im Fachbereich Gesellschaftslehre „ 
Dessen freie Verwendung bleibt selbstverständlich welter mögliche 
Die Vorschläge für die Themenflndung unterscheiden sich prinzi- 
piell dadurch von dem Im Schema beschriebenen Verfahren-, daß 
Kriterien geliefert werden^ mit deren Hilfe die anvisierten In- 
halte auf ihre Tragfähigkeit als Stoffe der Gesellschaftslehre 
überhaupt oder als Stoffe eines bestimmten Schuljahres Überprüft 
werden 

Der vorgelegte Themenkatalog für die Schuljahre > 7 bis 10 ebenso 
wie die Lernzielbündel für das 7. und 8 U Schuljahr und für die 
Unterrichtsbeispiele sind lediglich Empfehlungen, die modifiziert, 
ergänzt oder ausgetauscht werden können.. 


Gliederung 

1„ Gesellschaftslehre - PJinfUhrung 

2, Lernziele für die Schuljahre 7 bis 10 

3, Auswahlkriterien für die Inhalte 

h, Inhalte im Fachbereich Gesellschaftslehre - Vorschläge 
für die Klassen 7 bis 10 

5n Erläuterungen zu den Lehrplanvorschlägen für das 7* und 
Q n Schuljahr 

6o Detaillierte Lernzielbe Stimmungen auf ausgewählte Themen 
des 8„ Schuljahres bezogen 


*T 


Gerade beim Kernun terricht in "Gesellschaftslehre "w ird bei uns ein 
allzu grosser Eini'luss"linkaorientierter "Junglehrer befürchtet, analog 
den Widerständen, die die Universität gegen die Berufung des"Linkssozij>- 
logen"Eolz im Nc-v.1970 manifestierte. Das hessische 1 , sozialdemokratische 
Beispiel erscheint dagegen unverdächtig. 
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1* QesellGchaftslGhrG^ r _ElnführunK *) 

Die von Fachlehrern der Fächer Erdkunde , Geschichte , Sozialkunde 
vermittelten Inhalte sind in der Realität strenger ver3ohrönkt, 
als es die drei Disziplinen zu zeigen je für sich in der Lage slnd u 

Die genannten Inhalte überhaupt in der Schule zu unterrichten., 
rechtfertigt sich aus der Zielsetzung der Gesamtschule: 
Selbstbestimmung im Bereich des sozialen Verhaltens., 

Für die Organisation der historischen, geographischen, politischen 
Frage sto 11 ungen und Kenntnisse im Interesse dieses Ziels ist in 
Gesamtschulen der neue Fachbereich Gesellschaftslehre eingerichtet 
worden u 

Sozialverhalten orientiert sich an den in der Umwelt des Indivi- 
duums gegebenen politische historische geographisch determinier- 
ten Faktoren und Zielsetzungen» Selbstbestimmung im sozialen Ver- 
halten meint: die Interpretation der eigenen, gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Position nicht von anderen zu übernehmen, 
sondern mit anderen selbst zu leisten., um in Konflikten entspre- 
chende Solidaritäten zu finden und aktualisieren zu können« 

Qe s p h i cht s unte r r 1 c h t beschreibt Menschen, die sich in immer wech- 
selnden Situationen entscheiden müssen zu dulden, zu handeln., zu 
gehorchen;, zu befehlen, sich zu widersetzen., aufzukündigen und 
neu zu ordnen; damit macht Geschichtsunterricht Realität als ver- 
änderbar transparente 

JiT^i^I^J^terr^ichjb beschreibt Menschen, die sich In je anderen 
Bedingungsfeldern auseinandersetzen müssen mit Klimazonen., Böden, 
Vegetationen, Gewässernetzen, Rohstoffen, um die materiale Repro- 
duktion der Gesellschaft zu sichern,, 

So z lalkunde unte rr 1 ch t beschreibt, wie heute Menschen in ihren Situa- 
tionen ihre Beziehungen, Befugnisse, Interessen, Bedürfnisse, 
Normen, Zielsetzungen, Konflikte organisieren; zeigt, wie Macht 
und Herrschaft In unserer Gesellschaft verteilt sind,, 

Alle drei Fächer beinhalten Aspekte einer Sache : .Gesellschaft,, 

Menschen sind nur möglich mit mehreren; der Mensch kann alles ent- 

behren, nur den Me nschen nichts ^ _, , . . . , . „. . 

*)Ein ausgezeichnetes Beispiel eines solchen rt Projektunterrichts"ist 

das grosse Sammelwerk-Weltreise" (Vg.Kister) , -eine interessante Synop- 
sis von Geographie, Geschichte, Sozialkunde und Kunstgeschichte. 
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Gesellsohaftslehre zieht daraus die Konsequenzen und suoht mit 
den Schülern nach Strategien,, mit denen sie in ihren Situationen 
gegenüber historisch entstandenen Bedingungen^ gegenüber geogra- 
phischen Gegebenheiten^ gegenüber ihnen entgegenstehenden Bedürf- 
nissen 5 Interessen und Normen ihre Ziele formulieren und die zu 
deren Verfolgung notwendigen Kompetenzen entwickeln können,, 

Notwendige Kompetenzen sind - neben d^r Einlösung der im folgenden 
formulierten Lernziele - die Fähigkeit;, Problemlösungsstrategien 
zu entwickeln, Informationen kritisch auszuwerten und zu systema- 
tlsieren., allgemeine Informationen auf konkrete Fragestellungen 
anzuwenden^ sprachliche Fähigkeiten zu entwickeln-, mit deren 
Hilfe der Schüler in seiner Gruppe kommunizieren kann,, 
(Vgl. dazu Handreichung.' Fachbereich Gesellschaftslehre;, Seite 26: 
Zusammenarbeit Deutsch - Gesellschaftslehre) 

2,1 Die Unterrichtsinhalte für den Fachbereich Gesellschafts- 
lehre lassen sich nur aus den allgemeinen Lernziele n für die 
Schuljahre 7 bis 10 ableiten: 

Der Schüler lernt die Phänomene der sozialen und Individuellen 
Realität in ihrer Abhängigkeit von Bedürfnissen., Interessen,, 
Herrschaft und Ökonomie kennen^ insbesondere 
1„ ihren Prozeßcharakter;, ihre Wände lbar-Kelt 5 ihre Geschicht- 
lichkeit; 
2, ihre Abhängigkeit vom Zustand der Bewältigung der Natur; 
3„ ihre Abhängigkeit vom Zustand der Entwicklung der Produk- 
tivkräfte; 
4» ihre Abhängigkeit von der Herrschaft weniger über die 

Produktivkräfte ; 
5o ihre Abhängigkeit vom Bedürfnislnteresse des Einzelnen 

und dem Gewährungsinteresse der Gesellschaft; 
6, ihre Abhängigkeit von dem erstrebten Zustand der Nutzung 
der entwickelten Produktivkräfte durch alle für alle» 

2o2 Aus diesen allgemeinen Lernzielen müssen für die einzelnen 
Schuljahre besondere Lernziole abgeleitet werden. 
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Für das 7._ Schuljahr schlägt die Expertengruppe folgendes 
Lernzlelbündel vor; 

A» Lernziele bezogen auf Kenntnisse und Erkenntnisse 

1„ Der Schüler lernt* daß die gesellschaftliche Wirklich- 
keit nicht durch biologische Kategorien, sondern durch 
soziologisches Denken zu erklären ist« 

2, Der Schüler lernt die Grundbegriffe der Sozialpsycho- 
logie kennen und auf Gruppen anzuwenden (Rollenpro- 
blematik)» 

J a Der Schüler lernt, elementare empirische Forschungs- 
techniken anzuwenden (Interview, Befragung ete»)» 

4» Der Schüler lernt Grundformen gesellschaftlicher und 
politischer Institutionen kennen, 

5, Der Schüler gewinnt Einsichten in den Zusammenhang von 
Sexualverhalten und Gesellschaft 

6» Der Schüler lernt, in Interpretationen von geographi- 
schen Gegebenheiten das Verhalten der Menschen zu er- 
mitteln» 

7„ Der Schüler lernt die historischen Dimensionen eines 
Phänomens erkennen» 

B. Lernziele bezogen auf Sozlallsation 

1. Der Schüler lernt, sein Verhalten in verschiedenen Grup- 
pen zu reflektieren und wird dadurch sensibilisiert für 
das verhalten anderer» 

2 Der Schüler lernt, Gruppenkonflikte rational zu lösen» 

3. Der Sohüler lernt Möglichkeiten kennen, seine Umwelt zu 
verändern und wendet Techniken dazu an; erlernt, durch 
aktives politisches Verhalten seine Isolierte Einstel- 
lung zur Umwelt aufzuheben» 

h a Er lernt Formen und Inhalte des Unterrichts mitzube- 
stimmen (Akzentuierung und Wahl der Inhalte und Wahl 
der Lerngruppe im Rahmen des vom Lehrer vorgeschlagenen 
methodischen Vorgehens)» 

Für das 8j._SchulJa.hr schlägt die Expertengruppe folgendes 
Lernzlelbündel vor: 
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A, Lernziele bezogen auf Kenntnisse und Erkenntnisse 

1„ Der Schüler coli die Interdependenzen von allgemeinem 
Bewußtsein und politischen und gesellschaftlichen Herr- 
schafts-verhältnissen kennenlernen» 
2„ Der Schüler lernt die Abhängigkeit von Politik und ge- 
sellschaftlichen Machtträgern kennen,, 
j5. D^r Schüler lernt, gesellschaftliche Institutionen 
kennen und ihre Wirklichkeit mit ihrem eigenen Normen- 
anspruch vergleichen,, 

4, Der Schüler lernt Ideologie kritisches Denken,, 

5, Der Schüler lernt, die Grundlage des Rollensystems und 
dessen Abhängigkeit von Politik und Gesellschaft kennen. 

6, Der Schüler lernt, Geschichte als Wandlungs- und Ent- 
scheidungsfeld zu betrachten, 

7, Er lernt die Abhängigkeit der Gesellschaftsstruktur von 
den geographischen Gegebenheiten erkennen, 

b» Lernziele bezogen auf Sozialisation 

1, Der Schüler gewinnt kritische Distanz zu den Steuerungs- 
mechanismen der Gesellschaft. 

2, Er lernt, sein Konsumverhalten und sein Informations- 
verhalten zu reflektieren, 

3» Er lernt politische Bewußtseinsbildung als Voraus- 
setzung für politische Veränderungen erkennen, 

H„ Er lernt, seine Arbelt in der Gruppe selbständig zu 
organisieren, 

5o Er lernt, Formen und Inhalte des Unterrichts mitzube- 
stimmen (im 8, Schuljahr wird er bei der Auswahl der 
Methoden mitbeteiligt). 

Auswahlkriterien für die Inhalte des Unterrichts in allen Jahr- 
gangsstufen sind aktuelle und zukünftige Lebenssituationen: 

1, Diese Inhalte müssen mit den vorher^ gesetzten allgemeinen Lern- 
zielen übereinstimmen, 

2, Die Inhalte müssen für aktuelle und zukünftige Lebenssl tuatlonen 
der Schüler relevant sein, Sie müssen einen für die Schüler 
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oder die Gesellschaft bedeutsamen Konflikt bergen» (Vgl» Hand- 

relohung: Fachbereich Gesellschaftslehre, Seite 22) 
j5„ Die technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die 

Durchführung des Unterrichts müssen gegeben sein» 
4„ Die Inhalte müssen sich in den Stand des Lernprozesses der 

Gruppe eingl ledern» 

Einstleg für den Unterricht sollte ein aktueller, die Schüler 
oder die Öffentlichkeit bewegender Anlaß sein. 

Aufgrund der allgemeinen (2„l) und besonderen (2 C 2) Lernziele und 
der angegebenen Kriterien (5.) schlägt die Expertengruppe folgende 
Inhalte für die Schuljahre 7 bis 10 vor: 

ho J n halte_im_Fachbereich_^ 
£i2S£en„7_Ms_10 

7° Schuljahr; Primäre Sozialbereiche 

lo Allgemeine Einführung - -was ist Gesellschaft und 

Gesellschaftslehre? 
2 Schule 
j5o Familie 
4 U Sexualverhalten 
5 U Wohnen 

6„ Stadt - Institutionen 
7o Wirtschaftsgeographie 

- Mittelalter - 19» Jahrh. - 20 . Jahrh„ (Stadt - Land) 

- Nord- Südamerika (Industrieland - Agrarland) 

8» Schuljahr; Verhaltenssteuerung und Politik 

lo V/er und was steuert mein Verhalten? 

- Schule, Eltern, peer-groups, Fernsehen, Rundfunk, 
Presse, Werbung, Film, Kirche 

2 U öffentliche Massenmedien 

- Analyse von Tageszeitungen, Fernsehen 
3° Reglerungssystem in der BRD 

- Parteien, Verbände, Wahlkampf, Geschichte der BRD 

- Geschichte der bürgerlichen Demokratie* 
Polis, England, 1789, 1848 

4 U Abweichendes Verhalten - Sanktionen 

- STGB, Zivilrecht, "Kriminalität" 

10o Schuljahr: Internationale Beziehungen und Systeme 

lo Konjunkturen - Krisen - Liberale Marktwirtschaft 
2o Kolonialismus, Imperialismus, Neokolonialismus; 
dritte Welt (Afrika) 
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3° Faschismus 

H<, Soziallsmus - Kommunismus (UdSSR, Charit) 

5» Internationale Beziehungen 

- Ost-West; Nord-Süd-Gegensatz 

- Wirtschaftliche Zusammenschlüsse 

- Abrüstung 

9» Schuljahr: Politische Ökonomie 


o 


1» Vermögensvertcllung in der BRD 

Betrlebsbeslchtigung,-erkundung 
j5o Betriebsstruktur 

h Vorgeschichte und Entwicklung des' Kapitalismus 
5o Geschichte der Arbeiterbewegung 
60 Mitbestimmung 
7„ Sozialstruktur der BRD (und DDR) 

^-Schuljahr 

Die verschiedenen Systeme (der gesellschaftlichen Beziehung, der 
Produktion und der Konsumtion, der politischen Herrschaft, der 
internationalen Beziehungen) werden schwerpunktmäßig in den 
Klassen 7 bis 10 behandelt: 

7o Schuljahr: Primäre Sozialberelche 
80 Schuljahr: Verhaltenssteuerung und Politik 
9» Schuljahr: Politische Ökonomie 
10. Schuljahr: Internationale Beziehungen und Systeme 

Bei der Einteilung in "Systeme" muß allerdings berücksichtigt 
werden;, daß eine strikte Trennung nicht aufrechterhalten werden 
kann und es Ziel des Unterrichts sein sollte, jeweils Verbindungen 
zu den anderen Bereichen herzustellen. 

Hierdurch wird zugleich verhindert, daß das Qesamtkonzept als 
Modell der organischen Entwicklung (Familie als Keimzelle des 
Staates u,ä ) verstanden wirdo 

5„1 Die TJ3ematik__im_7j;_Sch uljahr orientiert sich an den direkten 
Soziallsationsbereichen, in die der Schüler gestellt ist: 

1. Schule, Familie, Sexualität, 

mit dem Ziel, in diesem Teil Abhängigkelten, soziale Rol- 
len, die Problematik von Erziehung und deren Einfluß zu 
verdeutlichen. 
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über einen allgemeinen Einstleg soll den Schule rn, deren 
Denkkategorien über Gesellschaft weitgehend der Biologie 
entnommen sind, klargemacht werden, was Gesellschaft ist, 
was in Gesellschaftslehre behandelt wird und daß scheinbar 
"natürliche" Sachverhalte (z„B ; es hat schon immer arm 
und reich gegeben) gesellschaftlich bedingt sind« 

Einen zentralen Stellenwert nimmt das Thema "Schule" eln B 
Hier wird der Schüler am unmittelbarsten mit der Gesell- 
schaft konfrontiert» 

2, Ziel wäre , dem Schüler eine Orientierungshilfe in dem 
für ihn neuen und verwirrenden System der Gesamtschule 
zu geben, ihm seine Rollensituation zu verdeutlichen und 
ihn damit aktlons- und reaktionsfähig zu machen, 

3„ Bei der Behandlung der Themen "Wohnsituation" und "Stadt" 
können die bisher ermittelten Konflikte wieder aufgegriffen 
werden (Abhängigkeiten im Mlet Verhältnis, von der Wohn- 
stadt zur Funktionsstadt) o 

Eine vergleichende Betrachtung mit der mittelalterlichen 
Stadt sollte Ausgangspunkt für die Erarbeitung der Sozial- 
struktur des Mittelalters und dessen Geschichte sein» Die 
Entwicklung von Stadt und Land in Deutschland kann durch 
vergleichende Wirtschaftsgeographie (Mittelalter., 19» Jahr- 
hundert , 20. Jahrhundert) verfolgt werden 
Die hier gewonnenen Einsichten über Verteilung von Indu- 
striezentren und landwirtschaftlichen Gebieten sind als 
Grundlage für einen Vergleich im Globalmaßstab gedacht: 
entweder USA - Südamerika oder Industrienationen 
- Entwicklungsländer«, 

k An die Themen "Schule" und "Stadt" können i^titutlonen^ 
J^PJ^J-IjS h 5^ i? hr^iänge angeschlossen werden,, 

5»2 Ziel der Themenstellung Im 8. Schuljahr ist zunächst eine 
Analyse der politischen Verhaltenssteuerung durch scheinbar 
unpolitische Medien wie Comics, Mode, Schlager etc Da dem 
Schüler fast alle Informationen über Gesellschaft aus zweiter 
Hand zukommen, soll ihm bewußt gemacht werde«, daß durch 
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obengenannte Medien sein Verhalten und das der Mehrheit der 
Bevölkerung In zweierlei Welse gesteuert wird: 

a) Entpolitislerung durch ausschließliche Orientierung am 
Konsum - und damit: 

b) Übernahme herrschaf tsorlentlerter und herrschaftsstabill- 
slerender Ideologien. 

Erst auf diesem Hintergrund läßt sich die Frage stellen, vje 
sich ein derart vorstrukturiertes Bewußtsein gegenüber den 
politischen Informationsmeuien verhält, durch welche Inter- 
essengruppen dieses Verhalten gesteuert wird, in welcher 
Weise sich die Parteien im Wahlkampf auf dieses Bewußtsein 
eingestellt haben, welche Konsequenzen daraus für die Beur- 
teilung des parlamentarischen Reglerungssystems der BRD er- 
wachsen und in welchem Maß überhaupt noch Einflußmöglichkelten 
für das Individuum bestehen. 

Da das bürgerlich parlamentarische System nicht als formales 
betrachtet werden kann, muH es in seiner historischen Aus- 
formung und Wandlung dargestellt werden« Über den geschicht- 
lichen Längsschnitt wird das bestehende System als verändert 
und somit als veränderbar erfahren. 

Notwendigerweise stellt sich in dies'em Zusammenhang die Frage, 
wie und mit welchen Sanktionen die Gesellschaft institutio- 
nell und spontan auf "abweichendes" Verhalten reagiert. Hier- 
bei wäre zu unterscheiden zwischen soienen Sanktionen, die 
sie bei asozialem Verhalten zu ihrem eigenen Schutz auferlegt 
und solchen, die bei einem Abweichen von den herrschenden 
Meinungen und Normen ausgeübt werden, sich jedoch rational 
nicht rechtfertigen lassen, 

60 ^etaillierte_Lernzielbestimmungen_auf_ 

8. Schuljahres bezogen (Verhaltenssteuerung und Politik) 

6.1 Lernniele zur Unterrichtssequenz: Wer und was steuert mein 
Verhalten 

1. Werbung: 

- Schüler notieren die verbalen Apelle ausgesuchter Sen- 
dungen des Werbefernsehens. 
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- Schüler kleben Werbeanzeigen auf und analysleren sie 
Im Hinblick auf Ißltbild, Ware und Text., 

- Schüler interviewen Hausfrauen Im Supermarkt über ihre 
Kaufe ntscheldung» 

2» Jugendzeitschrift: 

- Schüler analysieren die Zeltschrift Bravo im Hinblick 
auf die Eigenschaften der Stars. 

- Analyse von Schlagertexten (Kopplung von Stari'Ult, Mode 
und Schallplatten), 

3. Famil.to, Schule , peer-groups: 

- Schüler notieren die Gebote und Verbote , die sie an 
einem Tag zu Hause erhalten. 

- Schüler diskutieren einen "Vorfall" in der Kerngruppe 
und untersuchen ihre eigenen normativen Aussagen. 

- Schüler analysieren die Schulordnung und Unterrichts- 
stile im Hinblick auf ihre normativen Setzungen und 
deren Zustandekommen. 

4. Literatur, Film: 

- Schüler lesen ein Protokoll aus Erika Runges "Bootropper 
Protokolle" (?;.B. Der Beatmusiker) und analysieren die 
Anschauungen des Interviewten „ 

- Schüler sehen einen modernen Fernsehfild und schreiben 
nach ausgewählten Kriterien auf, welches Verhalten die 
Hauptpersonen vorführen (u.a. Kleidung, Auftreten, 
finanzielle Lage). 

5. Illustrierte, Regenbogenpresse: 

- Schüler analysieren, welche Art von Informationen darin 
enthalten ist; Eigenschaften der Stars In den Haupt- 
artikeln. 

6. Tageszeitungen: 

- Analyse von Leserkreisen, Lesererwartungen; warum nehmen 
sex und crime einen so großen Raum ein? 

7. Tierisches Verhalten - menschliches Verhalten: 

- Film oder Lektüre (z.B. Lorenz) über tierisches Verhalten 
- Grundlage des tierischen Verhaltens: Triebsteuerung 
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und Urnweltanpassung- Parallelen zum menschlichen Ver- 
halten (Triebstruktur und Bedürfnisbefriedigung) 
- Kritisch rationale Steuerung des Verhaltens» 

8. Zusammenfassende Abschlußdiskussion 
Anmerkung: 

Die Schüler arbeiten jeweils in Großgruppen, Kerngruppen, 
Kleingruppen oder einzeln, fixieren im Lauf des Projekts 
Ergebnisse und verteilen sie, 

6»2 Lern ziele zur Unterrichtssequenz: Abweichendes Verhalten 

- Sanktionen 

1. Der Schüler erkennt, daß das sog, Norrr.alverhalten gesell- 
schaftlich bedingt ist, historisch und geopolitisch ver- 
schiedene Formen hat und die öffentliche Rechtsordnung die 
Normvorstellungen und Interessen der gesellschaftlichen 
Machtgruppen widerspiegelt, 

2. Der Schüler lernt, daß Veränderungen in der Rechtsordnung 
erst Folge eines Wandels in der gesellschaftlichen Herr- 
schaftsstruktur sind. 

3> Der Schüler lernt, daß es neben dem allgemeinen kodifi- 
zierten Recht auch je gruppenspezifische Normen und Sank- 
tionen gibt. Er lernt den Mechanismus der Verinnerlichung 
von Normen kennen. 

Zur Verwirklichung dieser Lernziele müssen die Schüler: 
Gesetzestexte lesen und interpretieren können; 

- aktuelle Gesetzestexte mit historischen vergleichen und 
diese in ihren gesellschaftlichen und geographischen Kon- 
text einordnen können; 

- einfache Begriffe aus dem Rechtswesen verstehen; 

- den Ablauf von Gerichtsverhandlungen verstehen und ana- 
lysieren können; 

- den Unterschied von Straf recht und Zivilrecht kennen; 

- die Institutionen der öffentlichen Gerichtsbarkeit kennen; 
das Jugendrecht kennen; 

- bestimmte Rechtsvor Stellungen probiematlsieren können 
(Wirtschaftskriminalität, Sexualstrafrecht, Dunkelziffer); 
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Hausordnungen, Satzungen etc. analysieren können; 

- verschiedene Formen von Sanktionen unterscheiden können 
(psychische 3 physische, finanzielle); 

- die gesellschaftlichen Ursachen für abweichendes Ver- 
halten kennen; 

- be:'. Sanktionen «wischen vergeltungs- und Resoziallsle- 
rungsmaßnahmen unterscheiden lernen (Probleme des 


Anhang zu a S V .\22 fuffsCO-Bildungsre form u.a. 


Europarat fordert 
europäische Bildungspolitik 

22. Sitzungsperiode (2. Abschnitt, 
18. bis 25. September) in Strass- 
burg. 

Einige Zitate aus den verschie- 
denen Berichten seien vorwegge- 
nommen : 

«Die Zukunft Europas beginnt 
heute, sie wird bestimmt durch das, 
was wir heute tun oder unterlas- 
sen» (H. J. de Koster, NL). 

«Wir sind dem Zustand des Frie- 
dens in Europa näher gekommen» 
(Karl Morsch, BRD). 

«Es muss allen protektionisti- 
schen Tendenzen entgegengetreten 
werden» (Ernst Brugger, CH). 

«Wachstum auf Kosten einer ge- 
sunden Umwelt ist eine Illusion» 
(J. E. van Lennep, NL). 

«Wir brauchen eine politisch 
wache und politisch mobile Ju- 
gend» (Leopold Gratz, A). 

Die Versammlung debattierte 
über eine europäische Bildungs- 
politik. Hauptpunkte waren: Jedem 
Menschen die Bildung gewähren, 
durch die er seine Fähigkeiten ent- 
falten kann, auch wenn seine Be- 
gabung erst spät erkannt wird; also 
Ausweitung der Bildungsmöglich- 
keiten während des gesamten Be- 
rufslebens; den Lehrinhalt der 
t Schulen unter dem Gesichtspunkt 

Steigende Bildungsaufwendungen 

wf. Die Bildungsaufwendungen gehören zu den 
wachstumsintensivsten Ausgabenposten der öffent- 
lichen Hand. Innerhalb von drei Jahren sind die Aus- 
gaben von Bund, Kantonen und Gemeinden jür Un- 
terricht und Forschung um über 800 Mio Franken 
oder um annähernd 40 Prozent gestiegen. Verhältnis- 
mässig am stärksten ist das Ausgabenwachstum bei 
der Untergruppe Hochschule und Forschung, wo die 
Aufwendungen von 1965 bis 1968 um nahezu zwei 
Drittel zugenommen haben. Gemäss den letztverfüg- 
baren amtlichen Angaben betrug der Gesamtaufwand 
für Unterricht und Forschung in der Schweiz im Jahre 
1968 knapp 2,9 Mia Franken. Der Anteil dieser Auf- 
wendungen an den Gesamtausgaben der öffentlichen 
Hand ist auf 18,3 Prozent gestiegen, nachdem er drei 
Jahre früher 17,1 und vor fünf Jahren sogar erst 16,5 
Prozent betragen hatte. 


der education permanente über- 
prüfen und entsprechend anpassen 
(nicht zu kurze Grundausbildung, 
aber auch nicht Bildungsunlust er- 
zeugen durch falsche Prüfungs- 
praktiken; Abbau der sozialen aber 
auch der geographischen Bildungs- 
barrieren; Ueberwindung des «Ein- 
bahnverhältnisses Lehrer - Schü- 
ler» durch bewusste Förderung 
wechselseitiger Beziehungen; 

Ueberprüfung der Ausbildung der 
Lehrkräfte, Förderung der Erwach- 
senenbildung mit Hilfe der Mas- 
senmedien und Verhinderung einer 
gefährlichen Kommerzialisierung 
der Medien-Bildung. Alfred Borel 
(Schweiz) erinnerte an die bereits 
1969 gefassten Empfehlungen zu 
einer europäischen Bildungs- und 
Kulturpolitik, die Institutionali- 
sierung der Erziehungsminister- 
konferenz und die Schaffung einer 
europäischen Behörde für das Bil- 
dungswesen und bedauerte die Pas- 
sivität und Abwartepolitik der ver- 
antwortlichen Instanzen. 

(Aus «Mitteilungen des Europa- 
rates» 4/1970, J.) 

Der Schüler soll lernen, allein zu 
denken und wirklich frei zu sein 

Am 14. Dezember fand in ganz 
Italien ein Examen für die Grund- 
schullehrer statt. In der Provinz 
Palermo nahmen 5000 Kandidaten 
teil für 141 freie Lehrstellen. Die 
Verhältnisse sind in den übrigen 
Provinzen Italiens so ziemlich die- 
selben. 


Der Titel des Aufsatzes lautete: 
«Die geistige Erziehung beginnt 
• schon in der Grundschule. Der 
Schüler soll sich daran gewöhnen, 
selbständig zu denken und nicht 
nur einfach die Worte und Gedan- 
ken der andern weiterzuplappern 
und wiederzugeben, ohne dass er 
sie verstanden hat. Die Erziehung 
soll dazu führen, das Kind, seinem 
Alter entsprechend, zur freien Mei- 
nungsbildung und Wertschätzung 
zu bringen, damit es wirklich ein 
freier Mensch wird.» 

Wenn für alle Lehrerinnen der 
italienischen Schulen diese Grund- 
sätze des Unterrichtes wirklich gel- 
ten würden und nicht nur ein The- 
ma eines Examens blieben, dann 
gingen wir wahrhaftig einer bes- 
sern Zukunft entgegen. 

P. V. Panascia, Palermo 


Internationale Lehrertagung 1971 

Das Thema der Internationalen 
Lehrertagung 1971 soll in einem 
Problemkreis liegen, den ich vor- 
läufig folgendermassen zu umreis- 
sen versuche: 

«Erziehung zur Solidarität». 

Das Streitgespräch um eine 
Schulstruktur «nach dem Mass un- 
serer Zeit» spielt sich vornehmlich 
auf dem Hintergrund eines ideolo- 
gischen Gegensatzes ab: Kollektive 
oder selektive Erziehung: Soll der 
Mensch in Gemeinschaft und für 
die Gesellschaft erzogen werden? 
Soll das Kind auf einem selektiven 
Ausbildungsweg zu einem besten 
Diener der Gesellschaft oder zu 
einem optimalen Individuum em- 
porgefördert werden? Kann im 
Menschen durch einen selektiven 
Bildungsapparat das Verständnis 
für den andern und die Verantwor- 
tung für die wachsenden Stufen der 
menschlichen Gemeinschaften ge- 
weckt werden? 

Diese Fragen möchten wir aber 
nicht nur in theoretischen Abhand- 
lungen angehen, sondern wir er- 
warten wesentliche Beiträge aus 
verschiedenartigen praktischen Er- 
fahrungen. Und schliesslich hoffen 
wir, sowohl eine Antwort aus der 
Sicht der traditionellen Bildungs- 
welt als auch die Meinung der anti- 
autoritären und progressiven Bil- 
dungsreformer zu erhalten. 

Damit wir das Problem aus den 
verschiedensten Sichtwinkeln an- 
gehen können, sind wir auf die 
Teilnahme von Lehrerinnen und 
Lehrern aller Schulstuf en. angewie- 
sen. Und weil Sie selber doch Ihre 
Vorstellungen von der gesuchten 
«Schule der Zukunft» klären möch- 
ten, bitten wir Sie, eine Woche 
Ihrer Sommerferien für die Tro- 
gener Tagung zu opfern. Sie wer- 
den es nicht bereuen! 

Die Tagung findet 1971 wieder- 
um im Kinderdorf Pestalozzi in 
Trogen statt — und wiederum vom 
16. bis 24. Juli — und steht unter 
dem Patronat der UNESCO, 
der Sonnenbergvereinigung, des 
Schweizerischen Lehrervereins, der 
Societe pedagogique romande, des 
Lehrerinnenvereins und des Gym- 
nasiallehrervereins. 

Auskunft erteilt das Sekretariat 
des SLV. Paul Binkert 


210 
.Beilage S.47 a Modell Manuel von Konrad Schütz. 


Wenn wir 

früher 

ein 

Lehrbuch 

schrieben, 

dann sagt 

en wir 

unseren Schul 

ern: 

"Hier 

ist 

mein 

ganzes Wissen, 

wenn Du 

das nicht 

verstehst. 

bist DU 

dumm.'" 

Heute 

schreiben 

wir 

ein Lernprogramm und 

sagen 

zu 

ihnen: 




"Hier 

ist 

niedergelegt, was i 

ch Dich leh- 

ren will, 

wenn 

Du es nicht verstehst, 

bin ICH dumm!" 
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50. ) 1. Der Programmierte Unterricht in der pädagogischen Praxis 


Grundsätzlich folgt jeder Unterricht einem bestimmten Pro- 
gramm. Ohne sorgfältigen methodischen Aufbau bleibt jeder 
Versuch um Wissensvermittlung verbales Stückaerk. 

Ein Lehrprogramm moderner Richtung stellt eine Folge von 
logisch verknüpften Denkschritten und Informationen dar. 
Die einzelnen Lernschritte folgen mit unerbittlicher Konse- 
quenz dem Lehrstoff, ohne die geringsten Lücken und mit klei- 
nen Erkenntnisstufen, die dem Schüler das so wichtige Erfolgs- 
erleben sichern. (Allgemeine Regel: 90$ der Schüler sollen 
90% des Stoffes beherrschen lernen. ) 

Der Schüler ist in jedem Moment seiner Programmarbeit aktiv, 
es wird von ihm eine hohe Konzentrationsfähigkeit verlangt, 
die ihrerseits - und das ist heute keine Selbstverständlich- 
keit - durch den Stimulus guter Programme ohne weiteres er- 
reicht wird. 

Jeder Lernschritt enthält neben der neuen Information und 
einer neuen Aufgabe auch die richtige Lösung der vorhergehen- 
den Aufgabenstellung. Der Schüler kontrolliert seine Arbeit 
und seine Denkweise über weite Strecken selbständig. Diese 
Selbstkontrolle ist ungemein wichtig. Das Kind erlebt das 
Angebot eines bisher in den Schulen nicht bekannten und nie 
erlebten Vertrauens, das es erfahrungsgemäss nicht enttäuscht, 
und das seine Eigenverantwortlichkeit auf glückliche Weise 
fördert. 
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Aber auch lernpsychologisch wirkt sich die sofortige Bestä- 
tigung von gut oder falsch in höchstem Masse positiv aus. 
Es ist ja eine uralte pädagogische Weisheit, dass derjenige 
besser lernt, der immer wieder erfährt, dass er auf dem rich- 
tigen Wege ist] 


Das Lehrpropramm erlaubt eine weitgehende Individualisierung 
des Lernprozesses nach 3 Seiten: 

a. Der Schüler bestimmt sein Lernterapo selber. 

b. Er schlägt selbständig den für ihn günstigen Weg ein. 
(Didaktische Verzweigungen von Erklärung und Informa- 
tion. ) 

c. Er wird in den einzelnen Lernphasen weder durch stär- 
kere Kameraden dominiert, noch durch schwächere gehemmt 
oder gelangweilt. 

Gerade der letzte Punkt wird oft von gewissen Pädagogen ne- 
giert mit dem Hinweis, es werde das soziale Element in der Er- 
ziehung vernachlässigt. Es ist aber demgegenüber mit aller 
Deutlichkeit festzuhalten, dass der leistungsstärkere Schüler 
dem schwächeren nicht aus Edelmut und Menschlichkeit hilft. 
Er tut es - bewusst oder unbewusst - zur Bestätigung seines 
Führungsanspruchs vor sich, seinen Kameraden, seinen Eltern, 
seinem Lehrer. Der schwächere Kamerad wird ständig dominiert, 
wird in ein entwürdigendes Abhängigkeitsverhältnis gesteuert, 
verliert sein Selbstvertrauen und schliesslich gar seine Lern- 
motivation. 

In einer Gesellschaft aber, die den Erfolgreichen ehrt und 
würdigt, und/gleichzeitig mit den Entmutigten ihre Nerven - 
kliniken und Strafanstalten füllt, ist es weiss Gott an der 
Zeit, den verlogenen Pseudo-Humanismus in Erziehung und Aus- 
bildung zu überwinden. Viele Jahrzehnte Praxis dieser sozialen 
Subjektivierung haben schliesslich das Abendland in Katastro- 
phen geführt, wie sie grässlicher kaum auszudenken sind] 
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Zur pädagogischen Praxis gehört aber auch die Besinnung auf 
die mögliche Steigerung des Wirkungsgrades unserer Schulen. 
Bestrebungen in dieser Richtung drängen sich gebieterisch 
auf. Nicht nur wird in Berufs- und höheren Mittelschulen über 
•ein sinkendes Niveau geklagt; auch bei den pädagogischen Re- 
krutenprüfungen offenbaren sich z.T. haarsträubende Zustände. 

Es ist einfach lächerlich, unsere Schulen unter Berufung auf 
Pestalozzi als die schlechthin besten zu bezeichnen. Seit 
Pestalozzis Grosstat hat sich einiges geändert, und es haben 
sich seither auch andere, sehr fähige Köpfe, mit der Schule 
befasst. 

Es wird also nützlich sein, nach Lücken und Schwächen der bis- 
herigen Didaktik zu suchen. Unschwer lassen sich u.a. folgende 
Gründe finden: 

a. Jedes Kind (übrigens auch jeder Erwachsene) leistet 
sich während des Unterrichts sogenannte Denkpausen. 

Der Schüler ist periodisch während kurzer Zeit abwesend, 
innerlich durch irgend eine Assoziation befangen. Je 
jünger er ist, desto häufiger tritt diese Konzentrations- 
pause ein. Wir haben übrigens alle das Recht zu diesen 
Pausen. Wer das nicht einsieht, täuscht sich selber und 
verfällt einer folgenschweren Illusion. 

Weil nun der Frontalunterricht auf diese individuell ge- 
staffelten Denkpausen keine Rücksicht nehmen kann, re- 
sultieren die sog. Konzentrationslücken . Sie summieren 
sich stündlich, täglich, wöchentlich und wirken sich im 
Sinne einer Verminderung des Wirkungsgrades des Unter- 
richts aus. 

Programmierter Unterricht kennt diese Konzentrations- 
lücken nicht . Das Programm wartet mit dem Schüler und 
setzt genau dort wieder ein, wo er unterbrochen hat. 
Dem Schüler ist nichts entgangen. 

b. Jeder Lehrer setzt im Rahmen des Lehrplanes da und dort 
Schwerpunkte. Das ist verständlich und entspricht den 
persönlichen Neigungen und Interessen des Lehrers. Im 
allgemeinen ist für den Schüler im Klassenverband diese 
Variable nicht schädlich, sie kann sogar Interesse wek- 
ken und fördern. Hingegen wird dadurch in den einzelnen 
Fächern das Niveau der gesamten Altersgruppen stark un- 
terschiedlich beeinflusst. 

Der Programmierte Unterricht bietet objektivierten Lehr - 
stoff an , der von jedem Lehrer im Rahmen seines Unter- 
richtes eingesetzt werden kann. Damit werden die oft all- 
zu subjektiven Teilziele weitgehend ausgeglichen. 
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In einer Einführung im Frontalunterricht müssen unter 
Umständen zeitlich nacheinander für das gleiche Pro- 
blem verschiedene Erklärungen und Impulse gegeben werden. 
Für Schüler, die gleich den ersten didaktischen Weg er- 
fassen, wirken die nachfolgenden z.T. als' unbegreiflicher 
Zeitverlust, z.T. aber auch verwirrend. Es handelt sich 
hier um ein Phänomen des systematischen Denkprozesses. 
Er ist im höchsten Masse individuell und hängt vor allem 
kausal mit bereits bekannten Fakten zusammen, die erst 
das Denken (als vergleichenden Vorgang) ermöglichen. 
Diese Fakten ("Denkgrundlagen", Begriffe, Erlebnisse) 
werden aber sehr weitgehend auch ausserhalb der Schule 
erworben und liegen im wesentlichen dem sog. Milieuein- 
fluss zugrunde. 

Der Programmierte Unterricht vermittelt .jedem Schüler 
unabhängig von den Kameraden nach eigener Wahl verschie- 
dene Erklärungswege und Denkimpulse. E r setzt Fakten 
nicht voraus, sondern entwickelt sie. Dadurch kann jeder 
Schüler "seinen" Weg ohne weiteres finden und erlebt die 
entscheidende Kraft der Freude, ohne die jedes Lernen 
zum Zwang wird und auch entspr. Resultate zeitigt. 


2. Einsatz von Geräten anstelle programmierter Lehrbücher 

Diese Frage stellte sich schon zu Beginn der Planung. Es war 
klar, dass Lerngeräte und ihre Programme in der Anschaffung 
teurer zu stehen kommen. 
Dieser Mehraufwand lohnt sich aber in versch. Hinsicht; 

a. Programmierte Lehrbücher sind bedeutend teurer als 
übliche Lehrmittel. Sie nützen sich zudem sehr schnell 
ab, weil in ihnen ständig hin und her geblättert werden 
muss. 

b. Programmierte Lehrbücher sind im allgemeinen für den 
Heimunterricht konzipiert. 

c. Sie sind in ihrer überwiegenden Mehrzahl deutschen Ur- 
sprungs. Sie entsprechen also nicht spezifisch dem Er- 
lebniskreis unserer Kinder und führen überdies zu sprach- 
lichen Schwierigkeiten. (Wortschatz! ) 

d. Lehrbücher - ob programmiert oder nicht - beweisen seit 
Jahren ein ausgesprochen grosses "Beharrungsvermögen". 
Neubearbeitete Auflagen kommen kostenbedingt immer zu 
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spät. Das führte z.B. dazu, dass wir bis vor ganz kurzer 
Zeit mit Rechenbeispielen zu tun hatten, die mit Monats- 
lohnen von Fr. 350.- rechnen, mit Wohnungsmieten von 
Fr. 40.-, mit Butterpreisen von Fr. 2.80 pro kg etc. 

Didaktisch schwerw iegend und deshalb schliessl ich ent- 
scheidend war folgende Tatsache: ~ ~~" 

Ein programmiertes Lehrbuch gestattet dem Schüler das 
Durchblättern und Durchlesen. Das ist gar nicht zu ver- 
hmdern. Weil nun aber progr. Bücher nicht nach fortlau- 
fenden Seitenzahlen zu lesen sind, kann es z.B. vorkommen 
das,- bereits auf Seite 10 die letzten, schwierigen Bei-' 
spieie und Aufgaben zu finden sind. 

Kommen dem Schüler nun gleich zu Beginn seiner Durchsicht 
oieae Aufgaben zu Gesicht, dann verliert er den Mut und 
schreckt zurück. Das aber bedeutet für jeden Lernprozess 
eine wahre Katastrophe. Dieses Resignieren ist unter allen 
umstanden zu. verhindern. 


3. Eingesetzte Gerätetypen und ihre Funktionsweise 


Gegenwärtig setzen wir im Manuelschulhaus für unsere Versuchs- 
reihen 3 grundsätzlich verschiedene Gerätetypen ein: 

a. Kleines S prachlabor "Minilab" Typ AA Philips. 
(Funktionsweise und Einsatz s. Bericht Knabensekundar- 

schule I über Sprachlabor) 

b. Teaching machines EL 9000 Philips. 

Das sind Geräte, die über ein Spiegelsystem das Programm 
auf eine Mattscheibe projizieren. Das Lehrprogramm be- 
findet sich als Mikrofilm (dem Schüler nicht zugänglich) 
im oberen Teil des Gerätes. 

Die Schüler bedienen nach kurzem Training die Apparate 
selbständig und ohne Schwierigkeiten. Auch für die Mäd- 
chen bedeutet das gar kein Problem. 

(Diese Geräte werden ab Herbst 1970 wesentlich ergänzt 
durch die Möglichkeit, bewegten Film - Super 8 - zu zei- 
gen und mit Tonband zu kombinieren) 
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Uebungsgerät "Minitutor " Philips 

Ein typisches Uebungsgerät für die Hand des Schillers, mit 
hohem Wirkungsgrad. Der Schüler tastet mit einem Steck- 
kontakt die richtige Lösung aus einer Auswahl von Ant- 
worten. Erst nach richtiger Antwort schaltet das Gerät 
weiter. Aber auch bei falschen Antworten wirkt ein Lern- 
stimulans: Das Gerät zeigt dem Schüler sinngemäss seinen 
Fohler an, indem es ihn auf die Frage, die zu seiner Ant- 
wort passen würde hinweist. 

Der Minitutor ist batteriebetrieben, kann leicht trans- 
portiert werden (sogar in Schülermappen) und wird deshalb 
gerne auch für Hausaufgaben eingesetzt. 

Jeder Lehrer kann mühelos und ohne grossen Zeitaufwand die 
für seine Schüler notwendigen Uebungsblätter zusammenstel- 
len. 


4. Platzanordnung im Klassenzimmer 


Es hat sich gezeigt, dass ohne weiteres im gleichen Raum gleich- 
zeitig mit einer Schöl ergruppe Frontalunterricht erfolgen kann, 
während eine andere Gruppe an den Geräten arbeitet. 
Für die Programm-Projektoren HL 9000 wäre es allerdings ange- 
zeigt, an je 1 Separatzimmer pro Schulanlage zu denken, 

( s.Skizze auf der nächsten Seite) 


Anons/nvng /n? As/ct&estz/mmej- 
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SO 


■) 


Eine Handtasche koste f So Fr. 

Dm Ausverkauf wird sie 2S°/i> billiger narhaof/, 

Wieviel kost** die Tasche im Ausverkauf ? 

Fniz. hat So Fr. gespar f. 

Für Weihnachtsein kaufe braucht er ctaton 75% 

Wieviel G*ld bteikf ihm noch ? 

3n einer k/asse von 2S Schülern sind -12% krank. 
Wieviele Schul er erscheinen olso zum Unterricht 1 f 

Hans hat ein Velo für 3oo Fr. gekauft '. 
Fr verkauf I es wieder für 2?o rY t 
Wieviele Yc hat er daran Verloren f 

Vater hat bisher Im Monat -4S"oo Fr. verdient. 
Jetzt gibt es eine Teuerungszulage und Täter erhaff- 
mpnoVlich -iS6o Fr, 
Wieviele % Teuerungszulage sind dos f 

F'h Heizöl -Tank fasst ^ooo Liter 6t. 

Fr vtird im Herbst gefüllt. 

Nach einem milden Winter bleibt noch ein Rest ron 4-40 Litern. 

kie viele % der gaman df menge bleiben atso noch übrig f 



Wieviele % der kleinen Kreise sind schwarz f 
44.) 3o % von -=- km = f n-> 

Ol 

42 .) uie Sahnlin/e ron Lozern bis Sfö rug/fta-tf/ lefg misst Q-o krn 

tVocA So % *le>r Strecke forum/ der 2ug in Samen an. 
Wieviele km misst also die Strecke Luzern — -Garnen f 

43 i) Jn einer Sendung Manctorinev-i von /h$ ÖO kg sind -4 f f 7S/>£ ongmfouff. 
Wieviele Stück sind fau/ f wenn eine Mandarine durcA sehnt ttl/ch 
«Po j hrieg-t f 
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Prozentrechnen Test 2 

1) 4,5 % von 200 Fr. « 

2) 25 * von 2 Std. * 

5) 12,5 # von 1 Std. 24 Min. « 

4) Für 1 kg Tee mu88 ein Händler 15 Fr, bezahlen. 

Wie teuer muss er 100 g verkaufen, wenn er 40 % gewinnen will ? 

5) Ein Auto wurde für 7500 Fr. gekauft. (Ankauf) 

Der Fahrer orlitt einen Unfall, Er musete da« beschädigte Ante 
fUr 2700 Fr, verkaufen, 
Berechne: a) den Verlust in Fr, 
b) den Verlust in % 

6) Eine Füllfeder kostet im Laden-19 Fr. 50 Rp„ 
Der Händler gewinnt daran 4 Fr. 50 Rp„ 
Wieviele % gewinnt er ? 

7) Eine Sohulklasae hat 36 Schüler. 
Davon sind -*- Berner 

25£ können aus anderen Kantonen 
Die Uebrigen sind Ausländer 

Wieviele ausländische Kinder hat es in dieser Klasse ? 

8) Eine Firma bietet Haushaltmaschinen zum Preise von 174 Fr, an« 
Dieser Preis gilt allerdings nur bei sofortiger Barzahlung. 

Bei Abzahlung In 12 Monatsraten (1 Jahr) verteuert sich der 

Apparat um 18 #. 

Wie gross ist eine Monatsrate ? 

9) Jemand kauft ein Stück Land für 84 750 Fr„ 
Ein Drittel dieser Summe wird bar bezahlt« 
Der Rest muss mit 3, 5 £ verzinst werden. 
Wie gross ist dieser Zins in einem Jahr ? 

10) Vater verdient monatlich 1400 Fr, 

Davon braucht er 42 £ für den Haushalt, 22 % für die Wohnung, 

10 % für Steuern und 16 f für Kleider. 

Wieviel Geld verbleibt ihm noch für andere Auslagen ? 

11) Ernst: "Vater, wie weit ist es noch bis zum Ziel xxnamrmr 

Wanderung ?*' 
Vater: "Die ganze Strecke ist 20 km lang. Wir haben jetzt 

genau 55 $ zurückgelegt. Jetzt kannst du selber aus- 
rechnen, wie weit es noch ist bis zum Ziel." 

12) Jemand kauft 30 m Seidenstoff für 270 Fr. 
Er verkauft davon 20 ■ mit 15 % Gewinn. 
Wieviel löst er dafür ? 
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>ot«nmvjw+rtimg T«at 1 Pro«eBtr«chn«n Kl. 3b 
Progra—-Cruppe FroatalCTW 



Durchschnitt: 5,4 


Durchschnitt: 3»4 
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Wenn Luther tellgen Andenken« red« gehabt hat, al* er die 
Stfdte Deutschlands aufforderte, Schulen tu errichten, und ichrieb: 
c Wenn ein Goldstück ausgegeben wird zum Bau von Städten, Bur- 
gen, Befotlgungen und Arsenalen, to müssen hundert daran ge- 
wendet werden, einen einzigen Jüngling recht tu unterrichten, der, 
wenn er ein Mann geworden, andere zu Tugendhaftem anführen 


6, Modellwahl und Beschaffung der Geräte 


Ea ist klar, dass auch Lerngeräte von der technischen Ent- 
wicklung nicht ausgeschlossen sind. Daher ist es unsere Auf- 
gabe, nur jene Geräte zur Anschaffung zu empfehlen, die viel- 
seitig einsetzbar sind, und die durch spätere technische Neu- 
erungen nicht grundsätzlich, sondern nur in Einzelheiten ver- 
ändert werden. 

In Ermangelung einer objektiven Beratungs- unf Informations- 
stelle in Bern ist es bisher nur einem ganz kleinen Kreis von 
Lehrkräften überlassen worden, sich ständig über Neuerungen, 
Einsatzmöglichkeiten, Raum- und Preisfragen etc. zu orientieren. 
Wir sind nun glücklich, dass der Gemeinderat mit der Ernennung 
einer Kommission für Sprachlabor und techn. Unterrichtshilfen 
den einzig richtigen und nützlichen Weg beschritten hat. 

Wir wissen von der Industrie, dass der Programm-Projektor 
EL 9000 ab Herbst 1970 wesentlich verbessert und vor allem 
für Ton und bewegten Film konstruiert wird. Trotzdem wird der 
Preis tiefer liegen. Die Firma Philips ist wiederum bereit, 
uns die neuen Typen kostenlos zur Verfügung zu stellen. Die 
bestehenden Programme können selbstverständlich weiter ver- 
wendet werden und sollten ab Frühjahr 1971 auch in anderen 
städtischen Schulen eingesetzt werden. 

Auch der Mini-Tutor wird von Philips Schweiz demnächst neu 
herausgegeben. Der neue Typ arbeitet nach dem genau gleichen 
Prinzip, wird aber durch Aenderungen am Gehäuse bedeutend bil- 
liger, 

Wir werden von der, städt. Kommission aus zu einem späteren 
Zeitpunkt einen Antrag zur Beschaffung dieser neuen Geräte 
einreichen, dasselbe gilt für die Beschaffung der eigentlichen 
5p ra.c hlab o r s , » ) 

Zusammenfassend ist folgendes festzuhalten; 

Mit Rücksicht auf die techn. Entwicklung ist es angezeigt, mit 
der Lieferfirma nicht nur einen Service-Vertrag, sondern auch 
einen Aus tausch- Vertrag abzuschliessen. Darin wäre die betr. 
Firma zu verpflichten, uns interessante Neuerungen für .eine zu 
bestimmende Zeit kostenlos zur Verfügung zu stellen und gege- 
benenfalls die alten Anlagen gegen die neuen zurückzunehmen. 
Die Kosten würden sich dann etwa im Rahmen des Abschreibungs- 
wertes bewegen, wobei ein evnt. Mehrpreis für Neuanlagen zu 
berücksichtige n wäre. ' . 

*)Unsre städtische Sprachlaborfachkommission konzentrierte sich 
in Kontakt mit der kantonalen ,l Kommi3sion für Fremdsprachenunter- 
richt "und der von der Erziehungsdirektorenkonferenz eingesetzten 
" Zentralstelle für Fremdsprachenunterricht" auf die Systeme Phi- 
lips und Revox, wobei das dringliche Postulat Lehmann die Labor- 
subvention ins kant.Schulbausubventionsdekret einbauen will. Für 
Sekundärschulen. Gymnasien und Berufsschulen empfiehlt man das 
System AAC . während für die Primarschulen das AA-System genügen 
dürfte. Für den Französischfrühunterricht in der 5.Primarklasse 

genügt der "Minilab " Philips (auch für Rechnen und Deutschend 
ein Projektor mit Tonband. 
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7. Programmherstellung 


Für alle Programm-Projektoren müssen Lehrprogramme geschaffen 
werden. ;üe sollen auf unsere Kinder und ihre Erlebniskreise 
zugeschnitten sein. 

Das Verfassen von Lehrprogrammen ist eine ausserordentlich 
schwierige und zeitraubende Arbeit. Kleinste Fehler, neben- 
sächlichste Unebenheiten stellen den Erfolg in Frage. Nicht 
jeder, der ein Lehrbuch schreiben kann, kann auch programmie- 


ren. 


Wer einmal durch die didaktisch-logische Qual 
eines Lehrprogrammes geschritten ist, wird nicht 
mehr so leicht den herkömmlichen Präparatmonen 
trauen". 

Prof. H. Heinrichs 

Bestehen aber einmal genügend einsetzbare Programme, so wer- 
den sie ohne Zweifel für unzählige Schüler zum Segen. 
Der Lehrer wird freier sein für seine erzieherische Aufgabe*, 
denn methodische Routine verdrängt pädagogische Haltung? 

?Ü3\ f?o e J Wlr Ü dUrCl J Pr °S rarame » icht ersetzt, sondern im Gegen- 
teil als Mensch -ms Zentrum gerückt: 

Es wird nötig sein, eine kleine Kommission zur Erstellung 
von Lehrprogrammen zu schaffen. Diese Kommission rauss zu- 
standig sein für Stoffauswahl, Umfang und didaktische Richtung 
der Programme, Aufsicht und Kontrolle, Vergebung der Aufträge 
und Querverbindung mit den Kant. Lehrplankommissionen. Sie wäre 
damit verantwortlich gegenüber Schuldirektion und Erziehun^s- 
direktion. 

Lehrprogramme können nicht am Schreibtisch entstehen. Es braucht 
dazu den ständigen Kontakt mit den Schülern. Deshalb kommen 
für die Programmherstellung Lehrkräfte in Frage, die dafür be- 
sonders geeignet und ausgebildet sind. 

Bezgl. der daraus entstehenden Kosten ist abzuklären, ob nicht 
der Kanton die Lehrprogramme subventioniert, analog bisheriger 
Lehrmittel. Ich möchte darauf hinweisen, dass bereits ähnliche 
Verstösse erfolgt sind für audio-visuelle Französisch-Lehrgänge. 
Die Kant. Kommission für modernen Fremdsprachenunterricht lei- 
stet hier Vorarbeit, und es ist nicht einzusehen, warum nur 
Fremdsprachen-Lehrgänge subventionsberechtigt sein sollen. 

Um diesen audiovisuellen Französisohf rühunterricht an den 
5.Primark.lassen zu fördern, empfahlen wir den Lehrern, wenn die 
Klassenbeatände durch die Uebertritte in die Sekundärschulen 
allzu stark zusammenschrumpften, solche " Spezialklassen "als Schul 
versuche, einzurichten', statt Klasnen zu schliessen, sodass entve-» 
-der die Lehrer oder die Sc hüler"pendeln"mussten. Jedes Jahr 
gibt ja die Neueinteilun,? der"Sohu J.kreise"Anlass zu Elterakla- 
£gn_weg«n verlängerter Schulwege usw., zumal die diesbeztUli-, 
chen Kompetenzen sehr unklar zwischen Schuldirektion, Schulkom- 
mission und Schulleitung aufgeteilt sind. Die Lehrerschaft will 
mit Recht optimale KlassengrössenC 24-26 Schüler pro Klasse), die 
Eltern wünschen kurze und gefahrlose Schulwege und die admini- 
strative Schuldirektion-muss sparen! 
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8, Zur Kritik am Einsatz technischer Geräte. 

? e ^5 se Schwierigkeiten ergaben sich seither beim Uebertritt der 
Schuler mit audiovisuellem Unterricht in Französis ch von den Se- 
kundärschulen ins Untergy mnas-h^.wn im ' April 1971 ein»katastro? 
Ba^m^^- 12 ^ «»«*»«»*«< imd Orthographie intdeck? wurdl? 

gymnasium mit üecht aug. " 6 cu^unterrichf im Sinne der Gesamt- 
schule em,um solche Inkongruenzen auszugleichen. 

Schon Comenius war übrigens ein Freund und Erfinder technischer 
UnterrichtRhilfen,-\uid wurde mi ssverstanden: 

w,.,^.„ u., ,. " Dle Schulen und 

durchweg geblieben, wit sie waran. Wenn jemand privat . H w in 
alnar besonderen Schule etwa» unternahm, so kam er nüTwlSIi 


vorwärts. E ntweder wurde er vom Geläch ter " — rm,, 
'"H..!^ V ? m **?* "belwolUncWr erdrückt, od«7~«7 
scbj^ ci> der Last der Arbelt. 4a er kein. Hilfskraft, l 
DUab bisher alles edololos. s_l 

Vor alle m aber scheint der Hochmut der in der herkömm- 
lichen Weise Gebildeten tu fürchten zu sein, die mit Vergnügen 
auf den a lten Saiten falsch spielen , alles Neue verschmähen 
und hartna ckig bekämpfen oder Ähnliches vielleicht weniger ~ 
•tfcumin*« fsirti *<titt»n) rvm kann iedoch abqeholfen werden » 

Gewisse Ki f>rer s^hen im Einsatz techn. Geräte eine "Ver- 
technisierung" der Schule. Es sind allerdings fast ausnahms- 
los Leute, denen jegliche Erfahrung in dieser Richtung fehlt... 

Technische Geräte werden von den Schülern als Selbstverständlich- 
keit behandelt und beherrscht. Wer sie an der Arbeit sieht, der 
wird ihren Ei fer am Stoff feststellen, während das Gerät an sich 
nie im Zentrum- ihres Interesses steht. 

Die Gegner rekrutieren sich vornehmlich aus einer ganz bestimm- 
ten, weltanschaulich fixierten Gruppe. Sie werden - ohne es zu 
wissen - Opfer einer Art Selbsttäuschung: Solange die Technik 
nur Arme und Beine verlängerte, nahm man sie hin. Wenn sie sich 
nun aber, nach einer Mutation, der Kybernetik des Denkens nähert, 
schreit man Zeter und Mordio. Wohl bedient man sich ohne Beden- 
ken etwa des Telephons als Ueberraittlungsträger , lehnt aber an- 
dere Geräte, die an Kompliziertheit das Telephon nicht erreichen, 
mit wenig stichhaltigen Gründen ab. 

Wir können es uns ganz einfach nicht länger leisten, wichtige 
Erkenntnisse und Forschungen (welch letztere in der Schweiz 
leider klein geschrieben wird) im gesamten pädagogischen Sektor 
zu ignorieren, ja, bestenfalls mit überlegen-mitleidigem Lächeln 
zur Kenntnis zu nehmen] Wir haben bei uns nicht das '-Monopol in 
Pädagogik", und man möge endlich zur Kenntnis nehmen, dass es 
anderswo in der Welt hervorragende Wissenschafter unseres Fachs 
gibt. Ich verneige mich vor ihnen und bin mit Freude bereit, aus 
ihrem Schaffen zu lernen. Wer seinen eigenen Dünkel weiter pfle- 
gen will, der möge es tun - aber niemals darf es zum Schaden 
unserer Kinder geschehend" *) 

'Uebrigens haben im Frühjahr 1971 die Maturanden des Humanisti- 
schen Gymnasiums Basel die Gelegenheit bekommen, in Mathematik 
den datenverarbeitenden Algol-Computer der Fa # Sandoz zu benützen, 
was zu einem vollen Erfolg wurde. Anlässlich der 3. "Interschul"- 
Ausstellung in Dortmund Mai 1971 wird auch die " World Education 
Fellowship " als " KONGRESS 7 1 "neue Formen der Unterrichtsdifferen- 
zierung mittels solcher techn.Hilfen behandeln. 
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